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100. Sitzung 

Bonn, den 26. Juni 1992 

Beginn: 8.00 Uhr 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Guten Morgen! Ich 
eröffne nach einer kurzen Nacht die 100. Sitzung des 
12. Deutschen Bundestages. 

Ich rufe Zusatzpunkt 1 auf: 

Aktuelle Stunde 
Kündigung des ILO-Abkommens 96: Privati-
sierung der Arbeitsvermittlung 

Diese Aktuelle Stunde hat die Fraktion der SPD 
verlangt. 
Ich eröffne die Aussprache. Als erster hat der 

Abgeordnete Heyenn das Wort. 

Günther Heyenn (SPD): Frau Präsidentin! Meine 
Damen und Herren! Guten Morgen! Die Koalition hat 
sich darauf geeinigt, das ILO-Abkommen 96 zu kün-
digen. Das Kabinett will diese Entscheidung am 
kommenden Mittwoch nachvollziehen. 
Es geht dabei nicht um die Beseitigung irgendeines 

Monopols, sondern um die rechtliche Vorbereitung 
des nächsten oder übernächsten Schritts zur Deregu-
lierung, das heißt auf deutsch und im Klartext: zur 
Zerschlagung zentraler Einrichtungen unseres Sozial-
staats. 

(Beifall bei der SPD — Detlev von Larcher 
[SPD]: Das ist typisch für diese Bundesregie-

rung!) 
Nächster oder übernächster Schritt deshalb, weil bei 
dem Tempo, mit dem sich diese Bundesregierung jetzt 
daranmacht, Institutionen und Regeln, die zu den 
Eckpfeilern der sozialen Marktwirtschaft und zu den 
Garanten des sozialen Friedens gehören, abzuschaf-
fen, niemand mehr folgen kann. 
Nur ein Beispiel: Da hat man  erstaunt und erschrok-

ken zur Kenntnis zu nehmen, daß zukünftig Tarifver-
träge durch Betriebsvereinbarungen abgedungen 
werden und die Tarifautonomie damit ausgehöhlt 
werden soll. Schon wird der nächste Angriff vorberei-
tet: Weil es nicht ganz so einfach und auch schwierig 
durchzusetzen ist, daß ABM-Beschäftigte zu unter-
tariflichen Arbeitsbedingungen und -entgelten be-
schäftigt werden, schreibt Herr Möllemann, der Vize-
kanzler, 

(Hans-Eberhard Urbaniak [SPD]: Wer ist das 
denn?) 

an den Kanzler, Herrn Kohl, am 22. Juni und schlägt 
ihm vor, AB-Maßnahmen durch Gemeinschaftsarbei-
ten zu ersetzen, möglicherweise für einen Stunden-
lohn von 2 DM. 

(Zuruf von der SPD: Arbeitsdienst!) 

Dann interessieren überhaupt keine tarifvertrag-
lichen Bedingungen mehr. 

In dieses Konzept der umfassenden Deregulierung 
gehört auch die Kündigung des ILO-Abkommens 96. 
Diese Kündigung macht nur dann Sinn, wenn man die 
gewerbsmäßige Arbeitsvermittlung zulassen will , 

(Detlev von Larcher [SPD]: An Arbeitslosig

-

keit verdienen!) 

wenn die Suche nach Arbeit, die Vermittlung in Arbeit 
nach dem einzelwirtschaftlichen Gewinnkalkül, nach 
Prinzipien der privaten Profitmaximierung erfolgen 
soll. 

(Rainer Haungs [CDU/CSU]: Geht es nicht 
noch besser? — Ernst Hinsken [CDU/CSU]: 
Ist ja eine Zumutung am frühen Morgen!) 

Im Klartext: Diese Bundesregierung will offensicht-
lich die Arbeitssuche ebenso organisieren wie heute 
die Wohnungssuche organisiert ist. Wir lehnen das ab. 
Uns reicht das Beispiel am Wohnungsmarkt. 

(Beifall bei der SPD und der PDS/Linke 
Liste) 

Wir wollen nicht, daß wie jetzt die Menschen bei 
privaten Grundstücksmaklern, Wohnungsmaklern 
zukünftig Arbeitslose vor gebührenabzockenden Ar-
beitsvermittlern Schlange stehen. Wir wollen, daß 
Arbeit und Arbeitsplätze geschaffen werden und nicht 
die Arbeitslosigkeit und die Vermittlung in Arbeit ein 
gewinnträchtiges Geschäft werden. 

(Beifall bei der SPD und der PDS/Linke 
Liste) 

Meine Damen und Herren, die Bundesregierung 
hat sicherlich das Recht, das ILO-Abkommen zu 
kündigen. Es ist verfassungsrechtlich eine unbefrie-
digende, aber abgesicherte Position. Der Bundestag 
muß ein ILO-Abkommen ratifizieren, aber kündigen 
kann es die Bundesregierung allein. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Ärgerlich, was?) 
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Günther Heyenn 
Wir bedauern, daß die Bundesregierung nicht den-
noch — und dazu hätte sie die Möglichkeit gehabt — 
das Parlament befragt hat. Das Parlament hätte sich, 
wie ich meine, dazu eine Meinung bilden sollen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das Ergebnis wäre 
das gleiche gewesen!) 

Danach hätte die Bundesregierung anfangen können 
zu denken. Sie hat hier nicht gedacht. 

(Dr. Peter Struck [SPD]: Sie hat noch nie 
gedacht!) 

Ich danke Ihnen fürs Zuhören. 

(Beifall bei der SPD und der PDS/Linke 
Liste) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Als nächster hat das 
Wort  der Abgeordnete Louven. 

Julius Louven (CDU/CSU): Frau Präsidentin! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Nach der kurzen 
Nacht, Herr Kollege Heyenn, haben Sie sich heute 
morgen hier schon sehr kampfeslustig gezeigt. Wenn 
man Ihnen Glauben schenken darf, stehen wir ja 
unmittelbar vor der Zerschlagung des Sozialstaats 
Deutschland. 

(Günther Heyenn [SPD]: Das habe ich nicht 
gesagt!) 

Ich will versuchen, Ihnen in aller Ruhe zu schildern, 
was wir wollen. 

(Zuruf von der SPD: Daß Sie ihn stärken!) 
Wir wollen mehr Bewegung, mehr Flexibilität in die 

Arbeitsvermittlung bringen. Wir wollen durch eine 
Weiterentwicklung der Vermittlung zu einer höheren 
Effizienz kommen, 

(Zuruf des Abg. Hans Büttner [Ingolstadt] 
[SPD]) 

und wir wollen nicht, Herr Büttner, daß es zu Wild-
westmethoden auf dem Arbeitsmarkt kommt, und erst 
recht wollen wir nicht, daß die Bundesanstalt am Ende 
nur noch für Problemfälle zuständig bleibt. 

(Zuruf von der SPD: Bravo!) 

Wir wollen auch nicht, daß Vermittler zu Lasten des 
Mittelstands ihr Abwerbehandwerk betreiben. 

Deshalb hier die eindeutige Aussage, daß wir nicht 
daran denken, eine auf Gewinn orientierte Vermitt-
lung zuzulassen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Sosehr wir die Anstrengungen der Bundesanstalt 
begrüßen, effektiver zu werden — ich erinnere hier an 

 die Programme SIS und BIZ —, bleibt, daß sie ein 
immer größer werdender Moloch ist, der am Bürokra-
tismus erstickt. Herr Büttner, hier greife ich Ihre 
Ausführungen von vorgestern auf. 

Erreichen wollen wir unsere Ziele durch ein grund-
sätzliches Recht auf Zulassung zur nicht auf Gewinn 
gerichteten Vermittlung. Dies ist insbesondere für 
Kammern, Verbände und Organisationen wichtig, die 
dann für ihre Mitglieder tätig werden können. 
Gemeinsame Arbeitgeberbüros, die es heute schon 
für andere Dienstleistungsbereiche gibt, können dann 

auch für ihre Firmen im Bereich der Arbeitsvermitt-
lung tätig werden. 

Arbeitsvermittlung für Führungskräfte ohne jede 
Einschränkung gab es schon bisher, jedoch fehlte ihr 
die Rechtsgrundlage. Schließlich wollen wir ein ver-
einfachtes Lizenzverfahren, keine umfassende Fach-
aufsicht der Bundesanstalt mehr, nur noch eine ein-
geschränkte Rechtsaufsicht. 

Jedermann, meine Damen und Herren, darf wissen, 
daß es in diesen Fragen bei uns unterschiedliche 
Meinungen gegeben hat. Die einen, die Sozialpoliti-
ker, glaubten, dies alles sei unterhalb der Schwelle 
der Kündigung des ILO-Abkommens möglich. Die 
anderen vertraten eine vorsorgliche Kündigung. Und 
dies ist eine vorsorgliche Kündigung. Wir schließen 
nicht aus, daß wir, wenn die von mir angesprochenen 
Maßnahmen greifen, dem Abkommen eines Tages 
wieder beitreten können. 

Dies hat überhaupt nichts damit zu tun, daß wir 
internationale Sozialnormen verlassen. Meine Damen 
und Herren, ich darf aus einem B rief des DGB, 
unterschrieben von Frau Engelen-Kefer — und die 
weiß sicher, wovon sie redet —, zitieren, in dem sie an 
den Bundeskanzler geschrieben hat, sich für die 
federführend vom Bundesarbeitsminister entwickel-
ten Positionen einzusetzen. Genau diese Positionen 
vertreten wir. Es kam mir darauf an, dies hier deutlich 
zu machen: Mit einer Zerschlagung des Sozialstaats 
hat dies, Herr Kollege Heyenn, nicht das geringste zu 
tun. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zurufe von der 
SPD: Aber ja!) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Als nächste spricht 
die Kollegin Dr. Gisela Babel. 

Dr. Gisela Babel (F.D.P.): Frau Präsidentin! Meine 
Damen und Herren! Wer heute Herrn Heyenn auf-
merksam zugehört hat, muß wieder einmal enttäuscht 
feststellen: Es gibt die Wiederholung des bekannten 
Tremolos von Sozialabbau und Ausbeutung, Abend-
land fast am Untergang. Mit dieser Einstellung kann 
man natürlich die Kündigung des ILO-Abkommens 
nicht richtig bewerten. Ich glaube, die Koalition hat 
eine richtige Entscheidung getroffen, und sie hat eine 
Option eröffnet. Mehr ist es ja noch nicht. Es soll auf 
dem Arbeitsmarkt eine sachgerechte Auflockerung 
des Monopols der Bundesanstalt für Arbeit geschaf-
fen werden. 

(Beifall bei Abgeordneten der F.D.P. — 
Zurufe von der SPD) 

Meine Damen und Herren, wer schon jetzt das 
Menetekel einer ruinierten Bundesanstalt für Arbeit 
oder das Ende der Transparenz auf dem Arbeitsmarkt 
an die Wand malt, vergißt, daß die Arbeitsverwaltung 
ein modernes Dienstleistungsunternehmen ist und 
daß sich dieser Anspruch durchaus auch mit der 
Bereitschaft, sich im Wettbewerb zu stellen, ver-
trägt. 
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Dr. Gisela Babel 
Andere Arbeitsverwaltungen, z. B. in Großbritan-

nien, in der Schweiz, in Holl and oder in Dänemark, 
haben diesen Weg schließlich auch beschritten 

(Zurufe von der F.D.P.: Hört! Hört! — Zuruf 
von der SPD: Die Arbeitslosen kassieren!) 

und sind dabei gar nicht schlecht gefahren. 

Weitere Länder — z. B. Schweden und Österreich — 
werden diesem Beispiel folgen. 

Auch der Europäische Gerichtshof hat vor kurzem 
nicht nur das Vermittlungsmonopol für Führungs-
kräfte, sondern darüber hinaus auch für alle anderen 
Arbeitnehmer in Frage gestellt. Bezeichnend ist, daß 
die EG-Kommission darüber hinaus noch ein Ver-
tragsverletzungsverfahren in dem gleichen Bereich 
eingeleitet hat. 

(Konrad Gilges [SPD]: Angekündigt, Frau 
Babel, nicht eingeleitet!) 

Dies sind alles Indizien dafür, daß eine solche Auflok-
kerung auch unter europarechtlichen Gesichtspunk-
ten dringend geboten ist. 

Aus diesem Grund frage ich: Warum sollen sich 
denn nicht der mündige Bürger, der Arbeitskräftesu-
chende, z. B. der mittelständische Bet rieb, eines pri-
vaten Vermittlers bedienen können? 

(Zuruf von der F.D.P.: Sehr wahr!) 

Es könnte durchaus sein, daß eine solche Arbeitsver-
mittlung durchaus motivierter geschähe als eine staat-
liche, die ja derzeit wahrlich auch nicht unter Unter-
beschäftigung leidet. 

Herr Kollege Louven hat schon richtig gesagt: Wir 
wollen keinen Wildweststil. Wir wollen auch keine 
Rückkehr zu unwürdigen Zuständen wie etwa zu 
Beginn des Jahrhunderts. 

(Hans Koschnick [SPD]: Genau!) 
Wir wollen eine seriöse, fachlich qualifizierte private 
Arbeitsvermittlung, die durchaus ihren Markt und 
ihre Aufgaben hat. Sie kann die Zeiten der Arbeitslo-
sigkeit verkürzen und somit auch zu einer — vielleicht 
nur kleinen, aber sicher in dieser Zeit wichtigen — 
Entlastung der Finanzen der Bundesanstalt für Arbeit 
führen. Niemand — ich betone: niemand — will das 
staatliche Instrument der Arbeitsvermittlung abschaf-
fen. Dies sei auch all denen gesagt, die dieses Thema 
benutzen, um Ängste zu schüren. Ich bin zuversicht-
lich, daß die Attraktivität der Bundesanstalt durch die 
angestrebte Umwandlung hin zu einem modernen 
Dienstleistungsunternehmen ohne Einbußen für Ar-
beitslose oder Arbeitssuchende bleiben wird. 

Wir werden in der Koalition nach der Sommerpause 
in sicherlich nicht einfachen Verhandlungen zu einem 
Ergebnis kommen, das Wettbewerb und den Schutz 
der Arbeitnehmer sowie ein hohes Leistungsniveau 
der Arbeitsverwaltung sichert. Ich gebe zu, es gibt 
unterschiedliche Auffassungen. Aber in den Augen 
der F.D.P. ist eine gewerbliche Arbeitsvermittlung 
durchaus eine Bereicherung und eine Verbesserung 
der heutigen Lage. 

(Zurufe von der SPD) 

Ohne Prophet sein zu wollen — in einigen Jahren 
wird uns die Opposition dafür dankbar sein, daß wir 

diese nur jetzt bestehende Option wahrgenommen 
haben. 
Ich bedanke mich. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Als nächste Redne-
rin spricht die Abgeordnete Renate Rennebach. 

Renate Rennebach (SPD): Liebe Frau Präsidentin! 
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Mit der Kündigung 
des ILO-Abkommens 96 durch die Bundesregierung 
— nebenbei bemerkt: ohne sich durch das Parlament 
beraten zu lassen — wird nun der Weg bereitet, ein 
Ergebnis der von den F.D.P.-Wirtschaftsministern 
erdachten Deregulierungskommission in die Tat 
umzusetzen. 

(Julius Louven [CDU/CSU]: Nein, das steht 
in der Koalitionsvereinbarung, Frau Kolle

-

gin! — Ernst Hinsken [CDU/CSU]: Das ist die 
Tatsache!) 

— Das mag ja sein. 
Ziel ist die Zerschlagung des Monopols der Bundes-

anstalt für Arbeit. Schlagwort Nummer 1: Privatisie-
rung der Arbeitsvermittlung. 
Wir Sozialdemokraten — und das wird Sie, meine 

Damen und Herren von den Regierungsfraktionen, 
bedauerlicherweise nicht erschüttern — warnen Sie 
nachdrücklich vor dem zu erwartenden Ergebnis Ihres 
so selbstherrlichen Tuns. So wird das Ergebnis aus-
sehen: 
Erstens. Unternehmen engagieren durch p rivate 

Vermittlung olympiareife Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer; jung, knackig, dynamisch und, wenn 
es geht, männlich mit ein wenig auch weiblichen 
Eigenschaften. 
Zweitens. Die älteren Arbeitnehmer und Arbeitneh-

merinnen bleiben außen vor und dürfen weiterhin von 
der Bundesanstalt für Arbeit verwaltet werden. 
Drittens. Diese Arbeitnehmerinnen werden dann 

von der Bundesanstalt für Arbeit an die Unternehmen 
vermittelt, die sich die teuer privat vermittelten Olym-
pioniken nicht leisten können. — Ist es das, was Sie, 
die die freie und Soziale Marktwirtschaft so hochhal-
ten, unter freiem Wettbewerb verstehen? 
Viertens. Die Unternehmen, die sich private Ver-

mittlung leisten können, werden bald durch ihre 
Freunde in der Koalition darauf hinwirken, keine 
Beiträge mehr an die Bundesanstalt für Arbeit zahlen 
zu müssen. Warum auch? — Denn sie bezahlen ja 
dann viel Geld dafür, daß sie die Bundesanstalt nicht 
mehr brauchen. Wer glaubt, daß die Vermittlung 
kostenneutral und ohne Gewinn passieren kann, der 
träumt. 
Fünftens. Professor Spur vom Fraunhofer-Institut 

hat einmal anläßlich einer Technologiediskussion von 
„Restmenschen" gesprochen, die den karitativen Ver-
bänden zur Verwaltung übergeben werden sollen. 
Sechstens. Wenn Sie denn, meine sehr verehrten 

Koalitionsdamen und -herren, auch zu diesem Punkt 
„Weiter so" sagen, können wir nur sagen: Kehren Sie 
um in Ihrem Tun! — Denn Sie können doch nicht allen 
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Renate Rennebach 
Ernstes wollen, daß eine der ureigensten Verpflich-
tungen unseres demokratischen Staates, die Verbes-
serung der Chancen von Menschen am Arbeitsplatz, 
aufgegeben wird, nur damit einige private Vermittler 
einen Weg hin zur goldenen Nase finden. Soll die 
Bundesanstalt für Arbeit eine Armenhausverwaltung 
der Neuzeit werden? — Das alles können Sie doch 
nicht wollen. Aber all das werden Sie genau damit 
erreichen. 

(Zuruf von der SPD: Die wollen das aber!) 
— Eben. 

(Julius Louven [CDU/CSU]: Wir liegen voll 
auf der Linie des DGB, Frau Kollegin!) 

— Ich bin Mitglied in einer DGB-Gewerkschaft. 
Und das wollen Sie auch noch in einem Moment, wo 

alle Anzeichen auf eine ernst zu nehmende Krise in 
unserem Land hindeuten, wenn Sie auf der Regie-
rungsbank und auch in den Fraktionen dies geflissent-
lich übersehen. Ich bitte Sie: Kehren Sie um, kündigen 
Sie das ILO-Abkommen nicht. Im Gegenteil: Verbes-
sern Sie die Instrumente und die Organisation der 
Bundesanstalt für Arbeit. Das ist im Moment der 
einzige richtige Weg. 
Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der SPD und der PDS/Linke 
Liste) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Als nächster spricht 
der Kollege Matthias Wissmann. 

Matthias Wissmann (CDU/CSU): Frau Präsidentin! 
Meine Damen und Herren! Es scheint sich noch nicht 
bis zu manchen Sozialdemokraten herumgesprochen 
zu haben, daß Monopole nicht mehr zeitgemäß sind 
und daß in ganz Europa private Arbeitsvermittlungen 
zunehmend eine Chance bekommen. 

(Dr. Gisela Babel [F.D.P.]: Sozialdemokraten 
leben auf einer Insel! — Zuruf von der SPD: 
Die Menschen brauchen eine Chance, nicht 

die Vermittler!) 
In Dänemark, Großbritannien, Irland, Portugal und 

den Niederlanden werden private Arbeitsvermittlun-
gen zugelassen. Selbst in Ländern wie Italien und 
Griechenland oder in Spanien, wo Sozialdemokraten 
regieren, werden private Arbeitsvermittlungsmög-
lichkeiten in zunehmendem Maße toleriert. Wer den 
europäischen Markt will, kann nicht an einem rigiden 
Monopol festhalten, wenn er sich den Veränderungen 
stellen will, denen auch wir uns im europäischen 
Markt stellen wollen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 
Als größter Arbeitsmarkt der Europäischen Ge-

meinschaft können wir es uns weder arbeitsmarkt-  
noch wirtschaftspolitisch leisten, bei der Flexibilisie-
rung der Arbeitsmärkte das Schlußlicht zu bilden. Wir 
alle haben großen Respekt vor der Leistung vieler 
Mitarbeiter in der Bundesanstalt für Arbeit und in den 
Arbeitsämtern. 

Aber wir können den Blick nicht vor der Tatsache 
verschließen, daß nach Untersuchungen des Instituts 
der Deutschen Wirtschaft und vieler anderer die 

Meldequote gegenwärtig noch 30 % be trägt. Wir 
können den Blick auch nicht davor verschließen, daß 
das Arbeitsvermittlungsmonopol nicht mehr in der 
Lage ist, die Schere zwischen Arbeitslosigkeit und 
offenen Stellen zu schließen. 
Im Mai 1992 waren allein in den alten Bundeslän-

dern rund 1,7 Millionen Menschen arbeitslos gemel-
det. Dem standen 357 000 gemeldete offene Stellen 
gegenüber. Wir behaupten nicht, daß private Vermitt-
lungen die staatliche Arbeitsvermittlung ersetzen 
können. Aber wir sind davon überzeugt, daß sie sie 
ergänzen kann. Uns geht es um eine sinnvolle Ergän-
zung der staatlichen Arbeitsvermittlung. 
Wir wissen, die Zulassung privater Arbeitsvermitt-

ler ist kein Allheilmittel für die schwerwiegenden 
Strukturprobleme des Arbeitsmarkts. 

(Heribert Scharrenbroich [CDU/CSU]: Das 
stimmt wirklich!) 

Aber wir versprechen uns Vorteile von einer Auflok-
kerung des Arbeitsvermittlungsmonopols. Dies kann 
zu folgendem führen: erstens zu einer Stärkung der 
Vermittlungseffizienz durch größere Kundenorientie-
rung, zweitens zu einer Verbesserung des Leistungs-
angebots der Arbeitsvermittlung durch Wettbewerb 
privater und öffentlicher Vermittler, drittens zu einem 
schnelleren Arbeitsmarktausgleich und viertens mög-
licherweise auch zu einer Entlastung der Bundesan-
stalt für Arbeit und der Beitragszahler. 
Würde es durch eine effizientere Arbeitsvermitt-

lung gelingen, die Dauer der Arbeitslosigkeit im 
Durchschnitt um nur eine Woche zu verkürzen, 

(Hans Büttner [Ingolstadt] [SPD]: Unsinn!) 

hätten wir im Jahresdurchschnitt 75 000 Arbeitslose 
weniger. 

(Ernst Hinsken [CDU/CSU]: Interessante 
Zahl!) 

Dadurch würden die Kosten der Arbeitslosigkeit um 
mehr als 1,5 Milliarden DM gesenkt. 
Das Spektrum der Möglichkeiten reicht weit. Es 

reicht von einer ausdrücklichen Verpflichtung der 
Bundesanstalt für Arbeit zur Zusammenarbeit in der 
Arbeitsvermittlung mit Dritten über Zugangserleich-
terungen bei nicht auf Gewinn gerichteten Arbeits-
vermittlungen bis hin zur Zulassung p rivater 
gewerbsmäßiger Vermittlungstätigkeit. Eine Ent-
scheidung über die genaue Form haben wir bisher 
nicht getroffen. Wer aber erreichen will, daß wir im 
europäischen Verbund mehr Flexibilität bekommen, 
der muß jetzt das ILO-Abkommen kündigen. 
Ich sage noch einmal: Es geht nicht um den Ersatz 

der Arbeitsämter. Es geht um eine sinnvolle Ergän-
zung. Ich fände es ganz sinnvoll, wenn manche 
Sozialdemokraten auch in dieser Frage ihr struktur-
konservatives Denken überwinden würden. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Es spricht jetzt die 
Abgeordnete Pe tra Bläss. 

Petra Bläss (PDS/Linke Liste): Frau Präsidentin! 
Meine Damen und Herren! Lassen Sie mich voraus- 
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schicken, daß ich die morgendliche Debatte sehr 
begrüße; denn die Diskussion in den vergangenen 
Monaten einerseits und der drohende Kabinetts-
beschluß zur Aufkündigung des ILO-Abkommens 
über die grundsätzliche Nichtzulassung privater, auf 
Gewinnabzielung orientierter Arbeitsvermittlung an-
dererseits haben in meinen Augen große Unsicherheit 
geschaffen. 

Die Antwort der Bundesregierung auf unsere Kleine 
Anfrage vom März 1992 schuf in meinen Augen alles 
andere als Klarheit, so etwa die Antwort auf unsere 
siebente Frage. Ich zitiere die Frage: 

Wäre ein staatliches Vermittlungsmonopol nach 
Meinung der Bundesregierung eine marktwid-
rige Regulierung? 

Die Antwort der Bundesregierung: 

Das Alleinvermittlungsrecht der Bundesanstalt 
für Arbeit ist kein Vermittlungsmonopol. Die 
Bundesregierung sieht von der Beantwortung 
einer rein hypothetischen Frage ab. 

(Dr. Gisela Babel [F.D.P.]: Das war doch sehr 
gut!)  

Abgesehen davon, daß ich es ganz witzig finde, wie 
hier geantwortet wurde, besteht für mich ein Wider-
spruch zum offiziellen Vokabular. Ich habe mir extra 
einmal die Veröffentlichungen der wissenschaftlichen 
Dienste hierzu und auch den offiziellen Sprachge-
brauch angesehen. Es ist durchaus vom Begriff des 
Vermittlungsmonopols die Rede. Auch ein vertrö-
stend klingender Satz wie „Es gibt keine Verordnun-
gen oder Übereinkünfte, die die Zulassung einer 
privaten Arbeitsvermittlung zwingend erforderlich 
machen" ist für mich alles andere als beruhigend. 

Die PDS/Linke Liste wendet sich entschieden dage-
gen, daß sich die BRD aus der internationalen Sozial-
norm des ILO-Abkommens zurückzieht. Ich möchte 
hier vorausschicken, daß aus meiner Sicht zum einen 
nicht das Vermittlungsmonopol der Bundesanstalt für 
Arbeit die Herausforderung für die Politik darstellt, 
sondern die unverändert hohe Zahl von Arbeitslosen. 
Zum anderen bin ich der Auffassung, daß sich aus der 
Vollendung des europäischen Binnenmarktes keiner-
lei Notwendigkeit ergibt, private Arbeitsvermittlung 
in der BRD zuzulassen; denn ILO-Abkommen — da 
habe ich mich kundig gemacht — gehen nach Art. 234 
des EWG-Vertrages vor. Der europäische Binnen-
markt und die Rechtsprechung des Europäischen 
Gerichtshofes — das Urteil vom April 1991, das hier 
immer zitiert wird, bezieht sich lediglich auf hochqua-
lifizierte Managementfunktionen im Zusammenhang 
mit grenzüberschreitendem Dienstleistungsverkehr 
— dürfen nicht zum Vorwand genommen werden, um 
Sozialabbau im Bereich der öffentlichen Arbeitsver-
mittlung zu betreiben. 

Mit Recht sprechen die Gewerkschaften davon, daß 
die Zulassung gewerbsmäßiger Arbeitsvermittlung 
einen Angriff auf den sozialen Grundkonsens dar-
stellt, und befürchten, daß sich private Arbeitshändler 
an  unkomplizierten Fällen eine goldene Nase verdie-
nen. Ich denke, mit der Not der Arbeitslosen darf man 
keine Geschäfte machen. Nur die öffentliche Arbeits-

vermittlung bietet Gewähr, daß die Notlage der 
Arbeitssuchenden nicht ausgenutzt wird. 

(Beifall bei der PDS/Linke Liste und der 
SPD) 

Obendrein sehe ich die Gefahr, daß private Makler 
analog dem Wohnungsmarkt, um überhaupt Ge-
schäfte zu machen, womöglich Fachkräfte aus beste-
henden Arbeitsverhältnissen herauskaufen könnten. 
Ich halte die Privatisierung der Arbeitsvermittlung 
beileibe nicht für ein Patentrezept, denn Arbeitslosig-
keit verringert man nicht auf dem Wege der Vermitt-
lung, sondern mit Hilfe einer aktiven Wirtschafts- und 
Strukturpolitik. 

(Beifall bei der PDS/Linke Liste und der 
SPD) 

Der Präsident der Bundesanstalt für Arbeit stellte im 
Frühjahr zu Recht fest— ich zitiere ihn hier bewußt als 
Autorität —: „Uns fehlen Arbeitsplätze, die können 
auch private Vermittlungen nicht schaffen." 

(Julius Louven [CDU/CSU]: Das behaupten 
wir auch nicht, Frau Kollegin!) 

Erwartungen, die generelle Zulassung p rivater 
gewinnorientierter Vermittlungsbüros könne über 
gängige arbeitsmarktpolitische Aktivitäten hinaus 
nennenswerte Beiträge zur Lösung der Arbeitsmarkt-
probleme leisten, sind also unrealistisch; denn private 
Arbeitsvermittlung würde nichts am gravierenden 
Mißverhältnis zwischen der hohen Zahl der Arbeitslo-
sen und dem geringen Stellenangebot ändern. 

Für mich stehen die neuerlichen Äußerungen aus 
dem Kabinett schon im Widerspruch zu Antworten auf 
unsere kleine Anfrage, etwa zu folgender Antwort: 

Die Bundesanstalt für Arbeit führt die ihr nach 
dem Arbeitsförderungsgesetz übertragenen Auf-
gaben insgesamt erfolgreich und wirksam 
durch. 

Ich denke, die Aussage ist durchaus berechtigt, denn 
mit 3 Millionen Arbeitsplatzvermittlungen im vergan-
genen Jahr hat die Bundesanstalt fürwahr ihre Funk-
tionsfähigkeit eindeutig unter Beweis gestellt. 

(Zuruf von der SPD: So ist es!) 

Die Einschätzung ändert natürlich nichts daran 
— darüber sind wir uns im Saal sicher einig —, daß die 
Vermittlungspraxis der Arbeitsämter verbesserungs-
fähig ist, daß eine nachhaltige Verbesserung der 
öffentlichen Arbeitsvermittlung erforderlich ist. 

(Zuruf von der F.D.P.: Sehr wahr!) 

Hier möchte ich bewußt die DGB-Forderungen, die 
in den an die Fraktionen gerichteten Briefe enthalten 
sind, noch einmal nennen: mehr Kundennähe, besse-
rer Bürgerservice, größere dezentrale Handlungs-
spielräume der Arbeitsämter, Abbau zentralistischer 
Weisungen und Strukturen, bessere Qualifikation der 
Arbeitskräfte in den Arbeitsämtern, eine Verstärkung 
des Außendienstes. 

Lassen Sie mich mit einem Zitat schließen, denn ich 
hoffe sehr, daß die Bundesregierung zu ihren im März 
1992 — 
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Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Die Zeit ist been-
det. 

Petra Bläss (PDS/Linke Liste): — es ist nur ein Satz 
— gemachten Äußerungen steht. Sie schrieb in Beant-
wortung unserer Frage: 

Es geht darum, Regelungen zu vermeiden, die die 
Arbeitsfähigkeit der Bundesanstalt für Arbeit 
beeinträchtigen, zu finanziellen Belastungen für 
die Arbeitslosen führen, oder die die berufliche 
Integration insbesondere derjenigen Arbeitslo-
sen erschweren 

(Julius Louven [CDU/CSU]: Das war der eine 
kurze Satz!) 

— das ist a lles ein Satz —, 

die wegen gesundheitlicher Einschränkungen, 
Behinderungen wegen ihres Alters oder auch aus 
anderen Gründen gegenüber anderen Arbeit-
nehmern benachteiligt sind. 

Ich bedanke mich ausdrücklich für Ihre Geduld. 

(Beifall bei der PDS/Linke Liste und der 
SPD) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Das spricht für die 
Länge deutscher Sätze. 
Jetzt spricht der Abgeordnete Konrad Gilges. 

Konrad Gilges (SPD): Frau Präsidentin! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Liebe Kolleginnen und 
Kollegen! Herr Wissmann und Frau Babel, wie wenig 
glaubwürdig und wie wenig überzeugend Ihre Argu-
mente im Hinblick auf die Absicht zu kündigen sind, 
hat Herr Louven hier vorgestellt; denn er hat eine 
andere Interpretation dessen dargestellt, was Sie denn 
nach der Kündigung machen wollen. 

(Zuruf von der F.D.P.: Das sind ja auch zwei 
verschiedene Menschen!) 

Es wäre einmal interessant, daß Sie, die Koalitions-
fraktionen, uns endlich einmal mitteilen, was Sie denn 
nun mit der Kündigung beabsichtigen, wie der Weg 
aussieht. 

(Zuruf von der F.D.P.: Geduld, Geduld! Es 
kommt ja alles auf Sie zu!) 

Das heißt, Sie müssen doch einmal in der Fraktion, 
uns, der Öffentlichkeit — darauf haben wir 
Anspruch — Ihre Linie im Hinblick auf die beabsich-
tigte Kündigung — was heißt: private Arbeitsvermitt-
lung — hier vor dem Deutschen Bundestag darstel-
len. 

(Julius Louven [CDU/CSU]: Das müssen wir 
alle gemeinsam im AFG beschließen!) 

Was Sie machen, ist erstens natürlich ein Angriff auf 
das Sozialstaatsgebot unseres Grundgesetzes. 

(Zuruf von der F.D.P.: Wieso denn das?) 
Es ist zweitens die Aufkündigung eines Grundkon-

senses, der in langen Debatten zwischen Arbeitge-
bern, Gewerkschaftlern und staatlichen Instanzen 
hergestellt worden ist, den Sie hier mit der Kündigung 
vornehmen. Die Gewerkschaften, insbesondere der 
Deutsche Gewerkschaftsbund, empfinden das auch 
so; der Gewerkschaftsbund wird dementsprechend 

reagieren. Es ist eine Kampfansage an die Gewerk-
schaften und an die Arbeitnehmer in dieser Repu-
blik. 

(Beifall bei der SPD und der PDS/Linke 
Liste) 

Drittens. Die private gewinnorientierte Arbeitsver-
mittlung — wie Sie sie wollen, Herr Wissmann, Herr 
Louven nicht — bedeutet natürlich, daß es unter 
Umständen zwar eine Arbeitsvermittlung geben 
könnte, aber es gibt keine Arbeitsberatung, und es 
gibt keine Arbeitsförderung, die im AFG — es gibt ja 
diese Dreiteilung — festgeschrieben ist. Was ist 
eigentlich mit der Arbeitsberatung, und was ist mit der 
Arbeitsförderung? Das sollen die staatlichen Instan-
zen übernehmen. Die einen machen die Gewinne, 
und die anderen machen die ernste Arbeit, die not-
wendig ist, um den Arbeitslosen in diesem Lande zu 
helfen. 

(Beifall bei der SPD und der PDS/Linke 
Liste) 

Viertens. Mich interessiert die Antwort des Herrn 
Blüm auf den Möllemann-Brief. Sie ist noch nicht 
veröffentlicht. Vielleicht kann sie der Parlamentari-
sche Staatssekretär heute hier einmal mitteilen. 

(Günther Heyenn [SPD]: Er wird es tun; das 
nehmen wir doch an !) 

Ich will zum nächsten Punkt kommen. Die Hand-
werker und der Mittelstand in der Bundesrepublik 
sind der Überzeugung, daß diese Regelung dazu 
führt, daß es in Zukunft Kopfjäger und Menschenhan-
del in unserer Republik gibt. 

(Widerspruch bei der CDU/CSU und der 
F.D.P.) 

Sie sagen das zwar etwas anders - -  

(Dr.  Gisela Babel [F.D.P.]: Aber keine Men
-schenfresser!) 

— Entschuldigen Sie, die Handwerker sagen doch mit 
Recht: Das führt doch dazu, daß die qualifizierten 
Arbeitskräfte 

(Zuruf von der SPD: Richtig! Das, was im 
Management schon längst läuft!) 

insbesondere im technischen Bereich vom p rivaten 
Arbeitsvermittler zur Industrie hin abgeworben wer-
den. Wer sich ein bißchen auskennt, weiß, daß diese 
Möglichkeit heute schon den Handwerkern Schwie-
rigkeiten macht, 

(Zustimmung bei der SPD) 

und sie wird verstärkt. Das heißt, Sie schädigen die 
Handwerker, und Sie schädigen den Mittelstand. 
Auch die Verbände haben das so gesagt; Sie können 
es in den Presseveröffentlichungen nachlesen. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Ist ja nicht wahr! 
— Altes Denken!) 

Die „Bonner Rundschau" hat mit Recht geschrieben, 
daß der Streit, den Sie hier provozieren, unnötig ist. Es 
wäre an der Zeit, daß Sie diesen S treit endlich 
beilegen und zur Vernunft zurückkehren. 

(Beifall bei der SPD und der PDS/Linke 
Liste) 



Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode — 100. Sitzung. Bonn, Freitag, den 26. Juni 1992 	8463 
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Herr Louven, ich sage Ihnen: Ihr Konzept der 

begrenzten Arbeitsvermittlung ist nicht glaubwürdig. 
Es wird auch nicht funktionieren 

(Julius Louven [CDU/CSU]: Warum nicht?) 
— ich sage es Ihnen ja —, weil der Herr Wissmann 

(Matthias Wissmann [CDU/CSU]: Weil es 
nicht funktionieren darf!) 

— er ruft es ja dazwischen: „auch nicht funktionieren 
kann", wenn ich ihn richtig verstanden habe —, 

(Matthias Wissmann [CDU/CSU]: Weil es 
nicht funktionieren darf!) 

es gar nicht will. Das heißt, die Wirtschaftsfraktion in 
Ihrer Fraktion will es nicht, und die F.D.P. will es auch 
nicht. Deswegen sind das schöne Sprüche. 

(Detlev von Larcher [SPD]: Wie das immer 
bei der CDU ist!) 

Im Ergebnis wird die private gewinnorientierte 
Arbeitsvermittlung herauskommen. 
Deswegen ist es Ihre Aufgabe als Handwerksmei-

ster, zu verhindern, daß sich solche wirtschaftsorien-
tierten Vertreter wie der Herr Wissmann in Ihrer 
Fraktion durchsetzen. Sie würden dann einen guten 
Beitrag zur Wettbewerbsfähigkeit des deutschen 
Handwerks leisten. 

(Beifall bei der SPD und der PDS/Linke 
Liste) 

Frau Babel, es stimmt auch nicht, daß es ein Mono-
pol der Bundesanstalt gibt. Es gibt auch heute schon 
Arbeitsvermittlung von außerhalb. Wir Abgeordneten 
machen das schon mal, wenn ein junger Mann zu uns 
kommt und fragt: Kannst du mir nicht eine Lehrstelle 
besorgen? Dann sprechen wir mit einem Handwerks-
meister. 

(Julius Louven [CDU/CSU]: Nach geltendem 
Recht dürfen Sie das nicht! Das ist doch der 

Witz, Herr Gilges!) 
— Entschuldigung, Herr Louven, natürlich ist das 
zulässig. Auch über die Zeitungen gibt es ja Stellen-
vermittlungen. 
Es geht doch nicht um die Frage, daß hier ein 

Monopol besteht, sondern um die Frage, daß es 
demnächst Makler geben wird, die damit Gewinne 
machen werden. Die Gewinne sind ihr oberstes Ziel 
bei der Arbeitsvermittlung. 

(Dr. Gisela Babel [F.D.P.]: Sind Gewinne 
denn etwas Unanständiges?) 

— Nein, ich habe doch nichts dagegen, daß Gewinne 
gemacht werden, Frau Babel. 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Die Redezeit ist zu 
Ende, Herr Kollege. 

Konrad Gilges (SPD): Ich bin sofort fertig. — Das 
führt letztendlich dazu, daß Sie die Arbeitsvermittlung 
in dieser Republik nicht verbessern; Sie werden sie 
vielmehr zum Nachteil der Arbeitnehmer und insbe-
sondere der Arbeitslosen verschlechtern. 

(Beifall bei der SPD und der PDS/Linke Liste 
— Zuruf von der CDU/CSU: Das warten wir 

doch erst einmal ab!) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Als nächster spricht 
der Abgeordnete Ernst Hinsken. 

(Günther Heyenn [SPD]: Noch ein Sozial

-

politiker!) 

Ernst Hinsken (CDU/CSU): Frau Präsidentin! Meine 
lieben Kolleginnen und Kollegen! Wenn hier am 
frühen Morgen mit den Wörtern „Kopfjäger", 

(Renate Rennebach [SPD]: Ja, so heißen 
die!)  

„Menschenhandel", 

(Zurufe von der SPD: Genau! — Richtig!) 

auf der anderen Seite „Olympioniken" — ich glaube, 
Sie gehören dazu, sonst hätten Sie dieses Wort nicht in 
den Mund genommen — 

(Renate  Rennebach [SPD]: Das sagt doch 
jeder! Die nennen sich doch selber so!) 

und verschiedenes mehr herumgeschmissen wird, 
dann ist das gerade in dieser Debatte ganz, ganz weit 
herbeigeholt und entbehrt jeder Grundlage. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Lieber Kollege Heyenn, es geht nicht darum, daß 
Arbeitsvermittlung in Zukunft zum Geschäft wird, 
sondern wir wollen durch diese Maßnahme erreichen, 
daß die Arbeitsvermittlung in Zukunft effizienter 
gestaltet wird. Das ist die Grundmaxime unseres 
Handelns. 

(Günther Heyenn [SPD]: Und das kosten

-

los!) 

Das, was mein Vorredner eben gesagt hat, nämlich 
daß gegebenenfalls das Handwerk und der Mittel-
stand darunter zu leiden haben, ist wiederum an den 
Haaren herbeigezogen, weil gerade die unter dem 
momentanen System am meisten zu leiden haben, 
weil sie, wenn sie dringend jemanden brauchen, um 
die Arbeit bewältigen zu können, niemanden bekom-
men. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. — 
Widerspruch bei der SPD) 

Machen wir uns doch alle zusammen nichts vor. 
Schauen Sie sich die heutigen und die morgigen 
Zeitungen, die Wochenendausgaben, an, dann stellen 
Sie fest, daß die Angebote von Arbeitsplätzen und die 
Stellengesuche immer mehr werden. 

(Zuruf von der SPD: Die Arbeitslosen 
auch!) 

Da frage ich mich natürlich nach der Effizienz der 
Arbeitsämter. 

(Zuruf von der SPD: Ohne Kündigung des 
ILO-Abkommens!) 

Dann frage ich mich: Warum ist das erforderlich? 
Warum muß das sein? Ist es nicht für uns alle nach-
denkenswert, wenn wir feststellen müssen, daß ca. 
dreiviertel aller Arbeitsvermittlungen nicht durch die 
Bundesanstalt für Arbeit vorgenommen werden, son-
dern bisher auf diese Art und Weise, über Inserate 
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Ernst Hinsken 

oder andere Möglichkeiten, abgewickelt worden 
sind? 

(Konrad Gilges [SPD]: Dann muß doch an den 
drei Vierteln jetzt nicht jemand Geld verdie-
nen, oder? Was ist denn das für ein Argu-

ment?) 

Man  kann hier einfach nicht glauben, daß es über-
haupt eine Bundesanstalt für Arbeit gibt! 
Meine Damen und Herren, Ziel für uns alle muß es 

sein, die durchschnittliche Dauer der Arbeitslosigkeit 
und vor allen Dingen auch die durchschnittliche 
Laufzeit zu verkürzen. Die durchschnittliche Dauer 
der Arbeitslosigkeit liegt leider Gottes bei uns im 
Schnitt bei sechs Monaten, die durchschnittliche Lauf-
zeit liegt bei ca. acht Wochen. Warum soll das nicht 
verkürzt werden können? 
Wir können auch von unseren europäischen Nach-

barn lernen. Matthias Wissmann hat auf diesen 
Aspekt bereits verwiesen. 

(Konrad Gilges [SPD]: Nein, das stimmt doch 
nicht!) 

In anderen Ländern rund um die Bundesrepublik 
Deutschland — ich möchte sie jetzt nicht mehr 
namentlich nennen — 

(Hans-Eberhard  Urbaniak [SPD]: Doch, nen-
nen Sie sie uns!) 

sind bereits private Arbeitsvermittler zugelassen, 
oder man ist auf dem Weg dorthin. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zurufe von der 
SPD: Namen auf den Tisch! — Wo und wie 

viele?) 
— Das ist doch schon gesagt worden! Gehen Sie nach 
Holland. Sogar im ehemals langjährig sozialistisch 
regierten Schweden hat man hier einen Umkehrpro-
zeß eingeleitet. 

(Weitere Zurufe) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: So, jetzt reden alle 
mit allen. Nun ist der Zeitpunkt gekommen, daß nur 
einer redet. 

Ernst Hinsken (CDU/CSU): Richtig, Frau Präsiden-
tin. Man merkt, daß nach dieser langen Parlaments-
nacht in der Zwischenzeit einige Kollegen auf der 
linken Seite ausgeschlafen haben, die sich bisher 
ruhig verhielten. 
Ich meine, bei der Gelegenheit auch sagen zu 

müssen, daß gerade die Forschungsinstitute u. a. auch 
der Bundesanstalt für Arbeit eruiert haben, daß pri-
vate Vermittler ihnen nicht die Arbeit wegnehmen. 
Auch dies bitte ich Sie ausdrücklich zur Kenntnis zu 
nehmen. Es ist auch festzustellen, daß gerade durch 
die Kündigung des ILO-Abkommens doch in erster 
Linie unsererseits beabsichtigt ist, die Möglichkeit zu 
eröffnen, daß modellhaft private Vermittlung über-
prüft wird. 
Ich bin im übrigen der Meinung, daß bei der 

Ausgestaltung des Rechtsrahmens für gewerbliche 
Arbeitsvermittlung Aufsichts- und Zugangsregeln 
vorgesehen werden sollen, die Abwerbung durch 
Direktansprache verbieten. 

Meine Damen und Herren, durch die Kündigung 
des ILO-Abkommens befindet sich die Bundesregie-
rung auf dem richtigen Weg. Jetzt liegt es an uns, die 
gesetzliche Grundlage so auszuformulieren und so zu 
gestalten, daß wir über Modelle zu vernünftigen 
Ergebnissen kommen, die zu guter Letzt einer schnel-
leren Vermittlung Rechnung tragen, die den Arbeit-
gebern einerseits und den Arbeitnehmern anderer-
seits, die oftmals viel zu lange arbeitslos sind, entge-
genkommt. 
Herzlichen Dank für die Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Als nächster spricht 
der Abgeordnete Dr. Heinrich Kolb. 

Dr. Heinrich L. Kolb (F.D.P.): Frau Präsidentin! 
Meine Damen und Herren! Ich begrüße nochmals für 
die F.D.P.-Bundestagsfraktion die vorsorgliche Kün-
digung des ILO-Abkommens. 

(Detlev von Larcher [SPD]: Das hätten wir ja 
nicht geglaubt!) 

Sie eröffnet die Möglichkeit, ohne Zeitdruck zu prü-
fen, was auf dem Gebiet der Arbeitsvermittlung ver-
ändert werden kann und sollte. Die F.D.P.-Bundes-
tagsfraktion spricht sich auch dafür aus, nun auch 
tatsächlich die Voraussetzungen für die Zulassung 
privater, auch gewerblicher, Vermittler zu schaffen. 
Die Kündigung des ILO-Abkommens ist nicht, wie uns 
die Kollegen Gilges und Heyenn weismachen wollen, 
der Super-GAU des Sozialstaates. 

(Detlev von Larcher [SPD]: Ihr widersprecht 
euch doch wirklich von fünf Minuten zu fünf 

Minuten!) 
Im Gegenteil, Konkurrenz belebt das Geschäft. Die 
Folge der Zulassung privater Vermittler wird ein 
wesentlich verfeinertes, spezialisiertes Vermittlungs-
angebot sein. 
Als Unternehmer bin ich gewohnt, in Märkten zu 

denken. Wo Angebot und Nachfrage nicht zur Dek

-

kung kommen können, sind Märkte gestört. Auf den 
Arbeitsmarkt bezogen bedeutet Marktstörung: Unter-
nehmen finden keine geeigneten Mitarbeiter, oder 
Menschen bleiben über längere Zeit arbeitslos. Ein 
Nebeneinander von privater und staatlicher Arbeits-
vermittlung wird vor diesem Hintergrund den Anfor-
derungen des Arbeitsmarktes besser gerecht werden 
können, als allein eine mit Vermittlungsmonopol 
ausgestattete Bundesanstalt für Arbeit dies kann. 

(Zuruf von der SPD: So ein Blödsinn!) 
Schon vom Wortlaut des § 3 AFG her ist Arbeitsver-

mittlung für die Bundesanstalt für Arbeit eine Auf-
gabe neben anderen. Die Bundesanstalt erbringt im 
Schwerpunkt Leistungen für die versicherten Arbeit-
nehmer. Ihr Interesse bei der Arbeitsvermittlung ist 
naturgemäß wiederum auf die Begründung von versi-
cherungspflichtigen Beschäftigungsverhältnissen ge-
richtet. 
Private Vermittler — darin stimme ich Ihnen zu, 

Herr Kollege Wissmann — können die Arbeit der 
Bundesanstalt für Arbeit auch dort ergänzen, wo diese 
bisher nicht tätig ist oder wo in der Praxis der 



Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode — 100. Sitzung. Bonn, Freitag, den 26. Juni 1992 	8465 

Dr. Heinrich L. Kolb 

Arbeitsämter nur unzureichend Aufgaben wahrge-
nommen werden können, wo sich aber das Interesse 
der Unternehmen oder das Interesse der Arbeitsu-
chenden auf spezielle Beschäftigungen und spezielle 
Beschäftigungsformen richtet. Dies gilt etwa bei der 
Vermittlung von nicht versicherungspflichtigen Be-
schäftigungen, bei flexibler Beschäftigung oder bei 
kurzfristigen Vollzeitarbeitsverhältnissen. 

Es ist eingewendet worden — die Kollegin Bläss hat 
das vorgebracht —, auch p rivate Vermittler könnten 
keine Arbeitsplätze vermitteln, wenn keine Arbeits-
plätze vorhanden seien. 

(Konrad Gilges [SPD]: Richtig!) 

Dem halte ich die Erfahrungen auf dem Arbeitsmarkt 
der alten Bundesrepublik seit September 1989, also 
seit Anschwellen der Aus- und Übersiedlerströme 
nach Westdeutschland, entgegen. Von September 
1989 bis April 1992 kamen 831 000 Aussiedler nach 
Westdeutschland. Von September 1989 bis Juni 1990 
sind 505 000 Übersiedler, nach dem 1. Juli 1990 min-
destens weitere 320 000 Menschen aus dem Beitritts-
gebiet in die alten Bundesländer zugezogen. Das sind 
insgesamt mehr als 1,65 Millionen Menschen, darun-
ter viele im erwerbstätigen Alter. Gleichzeitig wurden 
1,48 Millionen neue Stellen geschaffen. Die Arbeits-
losigkeit blieb mit saisonalen Schwankungen bei 
etwa 1,7 Millionen Personen weitgehend unverän-
dert. Obwohl also eine sehr hohe Zahl von Personen 
zusätzlich eine Berufstätigkeit anstrebte, führte der 
boomartige Zuwachs an Beschäftigungssuchenden 
nicht zu einer Zunahme der Arbeitslosigkeit. 

(Zurufe von der SPD) 

Anders ausgedrückt: Unternehmen waren und sind 
bereit, in volkswirtschaftlich relevantem Ausmaß 
zusätzlich Mitarbeiter einzustellen, wenn diese ihrem 
Anforderungsprofil entsprechen. 

(Konrad Gilges [SPD ] : Quatsch!) 

Die Zahl der möglichen Arbeitsverhältnisse in einer 
Volkswirtschaft ist nicht konstant, sondern variabel. 

(Konrad Gilges [SPD]: Es ist volkswirtschaft-
lich dummes Zeug, was Sie da erzählen!) 

Durch private Vermittler, die sich in einem hohen 
Maße auf Anforderungen einzelner Branchen oder 
Unternehmen spezialisieren, kann die Zahl der 
Erwerbstätigen insgesamt erhöht werden. 

(Konrad Gilges [SPD]: Das ist Klippschul-
Ökonomie! ) 

Schließlich ist die Befürchtung geäußert worden, 
gewerbliche private Arbeitsvermittlung führe zur 
Abwerbung von Arbeitnehmern, vor allem von Fach-
arbeitern aus Klein- und Mittelbetrieben. Diesem 
Argument widerspreche ich deutlich. Die Gefahr 
eines modernen Sklavenhandels — da kann ich Sie 
beruhigen — besteht nicht. 

(Konrad Gilges [SPD]: Aber des Menschen-
handels!) 

Arbeitnehmer entscheiden frei, wo sie arbeiten wol-
len. Ebenso sind finanzielle Aspekte nicht allein 
ausschlaggebend für die Wahl eines Arbeitsplatzes. 
Ich betone: Interessanterweise waren es in der Koali-

tionsarbeitsgruppe gerade die mittelständischen Un-
ternehmer, die auf die Aufhebung des Vermittlungs-
monopols drängten. 

(Dr. Gisela Babel [F.D.P.]: Hört! Hört!) 
Insgesamt bietet die Zulassung von privaten 

Arbeitsvermittlern zusätzliche Chancen für den 
Arbeitsmarkt. Die durch die Kündigung des ILO-
Abkommens gegebenen Möglichkeiten sollten in die-
sem Sinne genutzt werden. 

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne

-

ten der CDU/CSU — Detlev von Larcher 
[SPD]: Wie kann man dazu klatschen? — 
Weiterer Zuruf von der SPD: Klippschule 

hoch drei!) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Als nächster spricht 
der Abgeordnete Hans Urbaniak. 

Hans Eberhard Urbaniak (SPD): Frau Präsidentin! 
Meine Damen und Herren! Hier ist behauptet worden, 
die private Arbeitsvermittlung sei in der Europäischen 
Gemeinschaft oder überhaupt in Europa weit verbrei-
tet. Ich darf Ihnen hier mitteilen, daß das, was Sie 
behauptet haben, überhaupt nicht stimmt. 

(Ernst Hinsken [CDU/CSU]: Doch! In Groß

-

britannien, in Dänemark, in den Niederlan

-

den usw.!) 

— Sie haben sich nicht hinreichend orientiert. Sie 
können doch gerade auf diesem sensiblen Gebiet 
nicht etwas in die Welt setzen, was nicht stimmt! 

(Beifall bei der SPD — Detlev von Larcher 
[SPD]: Das macht die CDU doch immer!  — 
Ernst  Hinsken [CDU/CSU]: Sie sagen nicht 

die Wahrheit!) 

Unsere Arbeitnehmer sind doch auf die Arbeitsämter 
angewiesen. Bei uns kann jeder Arbeit vermitteln, 
ohne Geld daran zu verdienen. Das ist doch wich-
tig. 

(Julius Louven [SPD]: Herr Urbaniak, es 
stimmt nicht, was Sie  sagen!)  

Ich nenne Länder mit nicht gewerbsmäßigen Vermitt-
lungsagenturen: Belgien, Luxemburg, Dänemark, 
Frankreich, Deutschland, Irland, Niederlande, Portu-
gal, Großbritannien und auch Schweden. — Das ist 
aufgeführt in der Informationsschrift des Deutschen 
Gewerkschaftsbundes, ISA. 

(Lachen bei der CDU/CSU) 
— Sie wollen wohl nicht der ISA als Institution 
unterstellen, 

(Ernst Hinsken [CDU/CSU]: Die Institution 
ist anerkannt, aber die Information muß doch 

nicht unbedingt stimmen!) 
daß sie verkehrte Tatbestände veröffentlicht! Wie soll 
ich sonst Ihr hämisches Lachen werten? Das können 
Sie wohl nicht unterstellen. Das wäre eine schlimme 
Unsachlichkeit. 

Nun höre ich, Herr Louven, Sie wollen das auflok-
kern. Das soll so richtig aufgelockert werden. 

(Julius Louven [CDU/CSU]: Ich will Sie gern 
mit auflockern!) 
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Das ist ja System. Das ist Demontage, wie Sie sie seit 
1982 auf dem Felde der Sozialpolitik betreiben. Dem 
können Sie sich nicht entziehen! 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der PDS/Linke Liste — Heinz Schemken 
[CDU/CSU]: Herr Urbaniak, das ist nicht 
gerecht! Wir haben die Rentengesetzgebung 

gemeinsam gemacht!) 
Der zweite Punkt, den Sie gebracht haben, ist auch 

nicht in Ordnung. Sie können nicht Engelen-Kefer 
zitieren, Sie habe sich an den Kanzler gewandt. Sicher 
hat sie das getan, aber nicht, um das ILO-Abkommen 
zu kündigen, sondern um Verbesserungen zu errei-
chen. Das ist doch selbstverständlich! Sie müssen das 
in diesem Kontext vortragen und nicht zerreißen. So 
kann man nicht debattieren. 

(Beifall bei der SPD und der PDS/Linke 
Liste) 

Ich sage: Private Arbeitsvermittlung mit staatlicher 
Subventionierung darf nicht in Frage kommen. Darum 
stelle ich folgendes fest: Eine Wirtschaftspolitik, die 
sich zum Ziel setzt, Vollbeschäftigung zu schaffen, 
braucht keine Deregulierung oder den Schnick-
schnack, den Sie auf diesem Felde betreiben. Die 
beste Voraussetzung wäre gegeben, wenn alle Grup-
pen von Arbeitnehmern, auch die weniger qualifizier-
ten, bei Vollbeschäftigung überhaupt eine Tätigkeit 
finden. Also betreiben Sie diese Politik doch! Wir 
können sie bei Ihnen nicht erkennen. Die Politik der 
Deregulierung führt zu nichts. Es ist eine weitere 
Demontage von sozialen Rechten. Makler haben ein 
breites Feld. Aber bei der Arbeitsvermittlung haben 
sie nichts zu suchen, meine Damen und Herren. 

(Beifall bei der SPD und der PDS/Linke 
Liste) 

Eine Arbeitsvermittlung mit staatlicher Finanzie-
rung, bei der die Leute hinterher abrechnen, was sie 
pro Kopf eingenommen haben, kann doch wohl nicht 
Ihr Ernst sein. Das ILO-Abkommen darf nicht gekün-
digt werden. Das ist unsere Meinung! 

(Beifall bei der SPD und der PDS/Linke Liste 
— Ernst Hinsken [CDU/CSU]: Und die ist 

falsch!) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Als nächster hat der 
Abgeordnete Rainer Haungs das Wort. 

(Günther Heyenn [SPD]: Noch ein Sozialpo-
litiker! — Wolfgang Roth [SPD]: Das ist heute 

die Stunde der Unternehmer!) 

Rainer Haungs (CDU/CSU): Frau Präsidentin! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Es wäre 
schön, Herr Kollege Roth, wenn auch bei der SPD bei 
diesem wichtigen Thema die Stunde der Wirtschafts-
politiker beginnen würde. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 
Was mich bei den Argumenten, die von den Kolle-

gen von der SPD vorgetragen worden sind, am mei-
sten stört — manche sind sicherlich auch beachtlich —, 
ist, daß Sie doch wahrscheinlich dieselbe Analyse 
haben wie viele bei uns, nämlich: Die Anstrengungen 
der Bundesanstalt für Arbeit zur besseren Arbeitsver-

mittlung sind zwar beachtenswert, aber in der Summe 
unbefriedigend. Sie werden genauso wie viele bei der 
Analyse feststellen, daß es hilfreich wäre, wenn die 
Bundesanstalt für Arbeit mehr qualifizierte Arbeits-
vermittler hätte, wenn es schneller ginge usw. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der F.D.P. — Renate Rennebach [SPD]: Das 
ist ja eine Forderung, die wir seit Jahren 
erheben! Sie streichen doch das Personal!) 

Wenn wir von dieser Analyse ausgehen und feststel-
len, daß der Arbeitsmarkt durch die Bemühungen der 
Bundesanstalt für Arbeit allein nicht so geregelt wird, 
wie wir es politisch wollen, dann wäre der zweite 
Schritt sinnvoll, den wir jetzt gehen, nämlich zu sagen: 
Wir müssen mehr Gestaltungsmöglichkeiten haben. 

(Konrad Gilges [SPD]: Nein, Sie müssen die 
Bundesanstalt qualifizieren!) 

— Herr Gilges, Sie haben doch schon gesprochen. Sie 
hatten die Möglichkeit, sich zu äußern, und wir haben 
Ihnen auch gelauscht und haben vieles gehört. 

Sie haben die Frage gestellt: Warum wurde das 
ILO-Abkommen gekündigt, und was beabsichtigt die 
Koalition hier zu tun? Gekündigt wurde zum einen 
deshalb, weil es eine Frist gibt. Fristen haben es an 
sich, daß sie eingehalten werden müssen. Wenn wir 
nicht gekündigt hätten, hätten wir zehn Jahre lang 
keine Möglichkeit, hier etwas zu erreichen. Wir wol-
len jetzt schauen, daß alle Gestaltungsmöglichkeiten, 
die von meinen Kollegen vorhin dargestellt wurden, in 
Zukunft wahrgenommen werden können. 

Ich sehe überhaupt nicht ein, daß zwar beispiels-
weise die gewerbsmäßige Arbeitsvermittlung für 
Führungskräfte, die bisher eingeschränkt möglich 
war, jetzt uneingeschränkt möglich ist, daß aber der 
Kern des Problems, die Vermittlung eines breiten 
Potentials an Fachkräften, an qualifizierten Kräften 
oder an qualifizierungsfähigen Kräften, bisher nicht 
angepackt werden konnte. Für normale Arbeitskräfte, 
den Kern  des Arbeitsmarkts, sind diese Dinge bisher 
nicht möglich. Das muß geändert werden! 

Was mich an  der ganzen Diskussion etwas stört, ist, 
daß der Begriff Deregulierung — dieses Wort ist 
zugegebenermaßen nicht schön — als Schimpfwort 
benutzt wird. 

(Konrad Gilges [SPD]: Es ist auch ein 
Schimpfwort!) 

Wir alle wissen, daß in vielen Bereichen die Markt-
kräfte nicht so funktionieren, wie wir es gem hätten. 
Deshalb müßten Sie — Sozialpolitiker und Wirt-
schaftspolitiker — ernsthaft darüber nachdenken, ob 
Sie hier nicht auch dazu beitragen sollten, daß die 
Soziale Marktwirtschaft in den Bereichen, wo die 
Märkte verkrustet sind, so funktioniert, daß sie zum 
Wohle der Allgemeinheit beiträgt. 

Ich verstehe überhaupt nicht, liebe Kolleginnen und 
Kollegen von der Opposition, warum wir in anderen 
Bereichen so sehr die Vorteile privatwirtschaftlicher 
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Organisation loben und eine solche Organisation 
auch gemeinsam beschließen. 

(Zuruf von der SPD: Weil wir es beim Men-
schenhandel nicht wollen! Menschen sind 

keine Ware!) 

Wir haben beispielsweise erst vor kurzem beschlos-
sen, daß die Flugsicherung privatisiert werden soll, 
weil wir der Meinung sind, daß sie als Behörde nicht 
arbeiten kann. Das ist mit den Stimmen der SPD 
geschehen. Zusammen mit der SPD und den Gewerk-
schaften wollen wir jetzt aus den nicht funktionieren-
den Behördenunternehmen Bundesbahn und Reichs-
bahn ein wirtschaftlich arbeitendes Unternehmen 
machen. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, in allen diesen 
Bereichen sind doch Menschen tätig. Machen Sie hier 
bitte keinen Trennungsstrich. Wenn es uns gelingt, 
auch nur tausend Menschen schneller in Arbeit zu 
bringen, ist dies eine gelungene Unternehmung. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. — 
Widerspruch bei der SPD) 

Sie sprechen nur von den Menschen, aber Sie 
handeln nicht für die Menschen. 

(Zuruf von der SPD: Sie handeln mit Men-
schen! Das ist es!) 

Sie bringen den Popanz der Gewinnorientierung vor. 
Ein größeres Zerrbild habe ich noch nie gesehen. Wir 
wollen Möglichkeiten für alle schaffen, ob es sich um 
Verbände, Kammern, karitative oder gewerbsmäßge 
Einrichtungen handelt. Wenn Sie der Auffassung sind, 
es soll eine angemessene Kostenerstattung bei der 
Kalkulation zugrunde gelegt werden, dann bauen Sie 
hier bitte nicht den Popanz der Gewinnmaximierung, 
der Zerschlagung des Sozialstaats und des Ang riffs 
auf die Gewerkschaften auf. Das sind alles große 
Worte, die im täglichen Geschäft nicht helfen. 

Lassen Sie mich als Handwerker und Kleinunter-
nehmer zum Abschluß folgendes sagen. Es wird hier 
immer so getan, als sei das Handwerk dagegen. Das 
ist falsch. Gerade die kleinen Unternehmen brauchen 
diese Vermittlungsbemühungen, weil sie schon lange 
resigniert haben, ihren Bedarf an Arbeitskräften bei 
der Bundesanstalt für Arbeit zu melden. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Zum Problem der Abwerbung: Sie wissen so gut wie 
ich, daß wir einen sehr dynamischen Arbeitsmarkt 
haben, daß über Annoncen, über Gespräche, über 
Kollegen laufend nach einem Arbeitsplatz gesucht 
wird, der vielleicht besser bezahlt ist, der vielleicht 
besser den gegebenen Qualfikationen entspricht. Das 
Argument, hier würden nur Fachkräfte abgeworben 
und vermittelt, stimmt nicht; 

(Konrad Gilges [SPD]: Doch!) 

denn bei der Differenzie rtheit der Berufsbilder ist es 
überhaupt nicht möglich, den Olympioniken, wie Sie 
ihn so gern nennen, zu suchen und zu finden. Es gibt 
sehr wohl Arbeitskräfte mit Teilqualifikationen, die 
gerade mit Hilfe spezialisierter Arbeitsvermittler auf 
Arbeitsplätze, die bisher nicht besetzt sind, vermittelt 
werden können, wodurch wiederum Arbeitsplätze frei 
werden. 

Die Kündigung des ILO-Abkommens ist gerechtfer-
tigt. Es liegt jetzt an uns, die daraus resultierenden 
Möglichkeiten zu nutzen. 
Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Als nächster spricht 
Dr. Bernd Protzner. 

(Detlev von Larcher [SPD]: Noch ein Ideo

-

loge! — Günther Heyenn [SPD]: Noch ein 
Sozialpolitiker!) 

Dr. Bernd Protzner (CDU/CSU): Frau Präsidentin! 
Meine Damen und Herren! Wir haben einen Sozial-
staat. Wir von der Union bekennen uns auch zum 
Sozialstaatspostulat des Grundgesetzes. 

(Dr. Peter Struck [SPD]: Wir sind schwer 
beeindruckt! Hätte ich gar nicht gedacht!) 

Wir wollen dieses Postulat und unseren Sozialstaat 
behalten. Das enthebt uns aber nicht der Notwendig-
keit, einzelne Regelungen dieses Sozialstaats auf ihre 
Richtigkeit hin zu überprüfen. Maßstab für diese 
Überprüfung muß der Mensch sein, nicht irgendeine 
Tradition, die wir in diesem Land einmal eingeführt 
haben. 
Der Mensch, das sind für mich die Arbeitnehmer 

und die Unternehmer. Lassen Sie mich bei den Arbeit-
nehmern beginnen. Wir hatten vor der Kündigung des 
ILO-Abkommens den bemerkenswerten Tatbestand 
der Ungleichbehandlung bzw. der Existenz von zwei-
erlei Recht für Große und für Kleine. Für die Großen 
gibt es viel mehr Recht, für die Kleinen viel weniger. 
Offensichtlich wünschen Sie das so. 

(Konrad Gilges [SPD]: Quatsch!) 
Ich nehme Bezug auf die Vereinbarung zur Arbeits-

vermittlung und Arbeitsberatung bezüglich der Füh-
rungskräfte der Wirtschaft und zur Dienstanweisung. 
Wer in diesem unserem Land über 120 000 DM im 
Jahr oder faktisch über 80 000 DM verdient, der kann 
sich von fachkundigen Kräften beliebig beraten las-
sen. Derjenige aber, der darunter liegt, der Facharbei-
ter oder die von Ihnen angesprochene Facharbeiterin, 
der kann das nicht, der ist auf die Arbeitsberatung und 
die Arbeitsvermittlung der Bundesanstalt für Arbeit 
angewiesen. 

(Konrad Gilges [SPD]: Wenn man 120 000 
Mark verdient, kann man ja u. U. auch etwas 

an  einen Privaten zahlen!) 
Er ist verpflichtet, zu einem Berater zu gehen, der ihm 
auf Grund des ersten Buchstabens des Nachnamens 
zugeteilt ist, den er nicht frei wählen kann, zu dem er 
vielleicht gar kein Vertrauen hat, zu dem er nicht die 
entsprechende Beziehung aufbauen kann. 
Gleichermaßen gilt das für den Unternehmer. Auch 

hier sind die Großunternehmen die Bevorzugten, die 
mittelständischen Unternehmen die Benachteilig-
ten. 

(Ernst Hinsken [CDU/CSU]: So ist es!) 
Ein großer Konzern, der eine große Vermögensbera

-

tungs- oder Vermögensanlagegesellschaft aufbauen 
will, wo die Sekretärin nicht mehr „Sekretärin", 
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sondern „Chefassistentin" heißt, und über 80 000 DM 
verdient, der kann sich sein gesamtes Personaltableau 
von einer Unternehmensberatungsgesellschaft erstel-
len und sich die Leute zusammensuchen lassen. Der 
darf das! Der Mittelständler aber, der Handwerker, 
der Facharbeiter braucht, der darf das nicht. 

(Konrad Gilges [SPD]: Die Handwerker 
sehen es anders, Herr Kollege! Nehmen Sie 

das zur Kenntnis!) 

Er muß nach Ihren Vorstellungen zur Bundesanstalt 
für Arbeit gehen, wo die entsprechende Fachkraft für 
250 Betriebe zuständig ist und nicht die notwendige 
Zeit aufbringen kann. 

(Widerspruch bei der SPD) 

Das ist ungerecht. Das bedeutet Ungleichheit vor 
dem Gesetz. Bei Ihnen haben die Großen mehr Rechte 
als die Kleinen. Das ist in höchstem Maße unsozial. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der F.D.P.) 

Es stünde einer sozialdemokratischen Partei gut an, 
unsoziale Tatbestände abzubauen. 

(Dr. Gisela Babel [F.D.P.]: Sehr wahr!) 

Ich sage aber: Wir sind die Partei, die die Soziale 
Marktwirtschaft entwickelt hat, die dies daher verfol-
gen will und Ihnen gern die Arbeit abnimmt, hier mehr 
Sozialstaat herzustellen. 

(Konrad Gilges [SPD]:  Sie sind doch in Ihrer 
eigenen Fraktion in einer Minderheitsposi-

lion!)  

Mit der Kündigung des ILO-Abkommens schaffen wir 
dieses Mehr an Sozialstaatlichkeit. Ich halte diese 
Kündigung deshalb für richtig und für notwendig. 

Auf die vorhergehenden Bemerkungen, wie es in 
Europa ausschaut: In Großbritannien haben wir 
neben der staatlichen eine private Arbeitsvermitt-
lung. In Dänemark ist es ebenso. In den Niederlanden 
gilt dies ab 1. Januar 1991. 

(Ernst Hinsken [CDU/CSU]: Hört! Hört!) 

Selbst Schweden ist auf dem Weg. Ich meine, das von 
Ihnen genannte Institut müßte einmal seine eigenen 
Angaben überprüfen. 

Wir sind auf dem Weg, und ich meine, wir sollten 
hier in Europa gemeinsam bessere Wege gehen, weil 
uns die Arbeitsmarktbelastungen in Europa gemein-
sam als Aufgabe gestellt sind. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der F.D.P.) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Als letzter spricht 
der Parlamentarische Staatssekretär Herr Günther. 

(Zuruf von der SPD: Das wurde auch Zeit!) 

Horst Günther, Parl. Staatssekretär beim Bundesmi-
nister für Arbeit und Sozialordnung: Frau Präsidentin, 
wenn Sie mich auffordern, zu reden, will ich das 
selbstverständlich tun. Ich hatte mich nicht gemeldet;  

der Respekt vor Ihrem Amt aber gebietet, daß ich 
etwas sage. 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU und der F.D.P. 
— Dr. Gisela Babel [F.D.P.]: Sie hat eben 
vermittelt! — Konrad Gilges [SPD]: So, was 
hat der Blüm dem Möllemann geantwor

- tet?) 

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Die 
Bundesregierung hat das Abkommen noch nicht 
gekündigt. Sie hat die von einer möglichen Kündi-
gung notwendigen Schritte eingeleitet: Sie hat die 
Sozialpartner angehört; diese Anhörung ist abge-
schlossen. Deshalb wird die Bundesregierung am 
1. Juli entscheiden, ob das Abkommen gekündigt 
wird oder nicht. 

(Detlev von Larcher [SPD]: Was sagt Herr 
Blüm dazu?) 

— Ich spreche jetzt auch für Herrn Blüm. 

(Julius Louven [CDU/CSU]: Er sagt immer 
Gutes!) 

Das können Sie so nehmen. 

Sollte die Bundesregierung den Beschluß fassen, 
das Abkommen zu kündigen, dann auf der Grundlage 
des Koalitionsbeschlusses, der im wesentlichen aus-
sagt, daß die Kündigung vorsorglich erfolgen soll, weil 
sonst innerhalb von zehn Jahren keine Kündigung 
erfolgen kann. Über das, was dann folgt, hat man 
ohnehin ein Jahr Zeit nachzudenken, weil innerhalb 
des ersten Jahres keine Veränderungen vorgenom-
men werden können. 

Wir werden sicher in Ruhe gemeinsam in den 
parlamentarischen Beratungen feststellen, was bei 
der Vermittlung von Arbeitslosen verbessert werden 
kann. Dies ist das Ziel jedenfalls auch des Bundesar-
beitsministers. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Damit beende ich 
die Aktuelle Stunde. 

Bevor wir zum nächsten Tagesordnungspunkt kom-
men, habe ich einige amtliche Mitteilungen zu 
machen. 

Zunächst teile ich Ihnen mit, daß der Abgeordnete 
Harald B. Schafer (Offenburg) als ordentliches Mit-
glied aus dem Vermittlungsausschuß ausscheidet. Die 
Fraktion der SPD schlägt den Abgeordneten Gunter 
Huonker, der bisher stellvertretendes Mitglied war, 
als Nachfolger vor. Neues stellvertretendes Mitglied 
soll der Abgeordnete Hermann Bachmaier werden. 
Sind Sie damit einverstanden? — Kein Widerspruch. 
Damit sind der Kollege Gunter Huonker als ordentli-
ches und der Kollege Hermann Bachmaier als stellver-
tretendes Mitglied im Vermittlungsausschuß be-
stimmt. 
Aus der Gemeinsamen Verfassungskommission 

scheidet Bundesministerin Sabine Leutheusser-
Schnarrenberger als stellvertretendes Mitglied aus. 
Als Nachfolger schlägt die Fraktion der F.D.P. den 
Abgeordneten Ulrich Irmer vor. Sind Sie damit ein-
verstanden? — Das ist der Fall. Damit ist der Kollege 
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Ulrich Irmer als stellvertretendes Mitglied in der 
Gemeinsamen Verfassungskommission bestimmt. 
Interfraktionell ist vereinbart worden, die verbun-

dene Tagesordnung zu erweitern. Die Punkte sind in 
der Ihnen vorliegenden Zusatzpunktliste aufgeführt: 

1. Aktuelle Stunde: Kündigung des ILO-Abkommens 96: Pri-
vatisierung der Arbeitsvermittlung 

2. Nachwahl eines Mitglieds der Parlamentarischen Kontroll-
kommission 
Wahlvorschlag der Fraktion der CDU/CSU 
— Drucksache 12/2873 —

3. Beratung der Beschlußempfehlung und des Berichts des 
Haushaltsausschusses (8. Ausschuß) zu dem Antrag der 
Abgeordneten Freimut Duve, Dr. Willfried Penner, Wolf-
gang Thierse, weiterer Abgeordneter und der Fraktion der 
SPD: Beibehaltung der bisherigen Förderungshöhe für die 
Kultur in den neuen Bundesländern — Drucksachen 
12/1437, 12/2299 

—4. Beratung der Beschlußempfehlung des Haushaltsausschus-
ses (8. Ausschuß) zu der Unterrichtung durch die Bundesre-
gierung: überplanmäßige Ausgabe im Haushaltsjahr 1992 
bei Kapitel 60 02 Titel 882 04 — Finanzhilfen des Bundes 
nach Artikel 104 a Abs. 4 GG an strukturschwache Bundes-
länder — Drucksachen 12/2402, 12/2854 —

5. Beratung der Beschlußempfehlung und des Berichts des 
Haushaltsausschusses (8. Ausschuß) zu der Unterrichtung 
durch die Bundesregierung: Geplanter Erwerb einer Kin-
derkrippe und eines Kinderhorts für die Institutionen und 
Organe der Gemeinschaften (Clovis-Wilson) 
Geplanter Erwerb eines Grundstücks für den Bau einer 
Kinderkrippe in Woluwe — Drucksachen 12/2315 Nr. 2.1, 
12/2855 —

6. Zweite und dritte Beratung des vom Bundesrat eingebrach-
ten Entwurfs eines Gesetzes zur Änderung des Arbeitsför-
derungsgesetzes (AFG-Änderungsgesetz) 
— Drucksachen 12/1985, 12/2922, 12/2935 —

7. Beratung der Beschlußempfehlung des Haushaltsausschus-
ses (8. Ausschuß) zu der Unterrichtung durch die Bundesre-
gierung: Überplanmäßige Ausgabe im Haushaltsjahr 1992 
bei Kapitel 10 04 Titel 682 08 (Lagerung von Inte rventions-
waren) — Drucksachen 12/2586, 12/2930 —

8. Beratung der Beschlußempfehlung des Haushaltsausschus-
ses (8. Ausschuß) zu der Unterrichtung durch die Bundesre-
gierung: Außerplanmäßige Ausgabe sowie außerplanmä-
ßige Verpflichtungsermächtigung bei Kapitel 1214 
— Deutscher Wetterdienst — apl. Titel 685 01 — Beitrag 
zum Sekretariatsneubau EUMETSAT — im Haushaltsjahr 
1992 — Drucksachen 12/2646, 12/2931 —

9. Beratung der Beschlußempfehlung des Haushaltsausschus-
ses (8. Ausschuß) zu der Unterrichtung durch die Bundesre-
gierung: Haushaltsführung 1992 
hier. Überplanmäßige Ausgabe bei Kapitel 06 02 Titel 

685 08 — Kassenhilfe an die Rundfunkanstalten 
„Deutsche Welle" und „Deutschlandfunk" —

— Drucksachen 12/2641, 12/2932 —

10. Beratung der Beschlußempfehlung des Petitionsausschus-
ses: Sammelübersicht 65 zu Petitionen — Drucksache 
12/2916 —

11. Beratung der Beschlußempfehlung des Petitionsausschus-
ses: Sammelübersicht 66 zu Petitionen 
— Drucksache 12/2917 —

12. Beratung des Antrags der Fraktionen der CDU/CSU, SPD 
und F.D.P.: Umsetzung des Westsahara-Friedensplans der 
Vereinten Nationen — Drucksache 12/2896 —

13. Erste Beratung des von der Bundesregierung eingebrachten 
Entwurfs eines Ersten Gesetzes zur Änderung des Achten 
Buches Sozialgesetzbuch — Drucksache 12/2866 —

14. Beratung des Antrags der Fraktion der SPD: KSZE-Parla-
mentarierversammlung — Drucksache 12/2893 —

15. Beratung des Antrags der Abgeordneten Dr. F ritz Schu-
mann (Kroppenstedt), Dr. Gregor Gysi und der Gruppe der 
PDS/Linke Liste: Bestandsgarantie für sanierungsfähige 
Betriebe der Treuhandanstalt — Drucksache 12/2848 — 

16. Beratung des Antrags der Fraktion der SPD: Sicherung von 
Sportstätten in den neuen Ländern — Drucksache 
12/2534 — 

Außerdem ist vereinbart worden, den Tagesord-
nungspunkt 4 b — Entwurf eines Gesetzes zur Verlän-
gerung der Kündigungsmöglichkeiten in der öffentli-
chen Verwaltung nach dem Einigungsvertrag — mit 
einer Redezeit von 30 Minuten zu beraten. Der Punkt 
soll nach Tagesordnungspunkt 18 aufgerufen wer-
den. 
Sind Sie mit der Erweiterung der Tagesordnung 

einverstanden? — Das ist der Fall. Dann ist es so 
beschlossen. 
Der Ältestenrat hat sich gestern darauf verständigt, 

daß in der ersten Sitzungwoche im September wegen 
der vorgesehenen Haushaltsberatungen keine Frage-
stunden, keine Aktuellen Stunden und keine Befra-
gung der Bundesregierung stattfinden, weil in der 
Debatte über den Haushalt alle Fragen von aktuellem 
Interesse angesprochen werden können. Sind Sie 
auch mit dieser Vereinbarung einverstanden? — Ich 
sehe keinen Widerspruch. Dann ist es so beschlos-
sen. 

Jetzt rufe ich den Tagesordnungspunkt 14 auf: 
Zweite und dritte Beratung des von der Bun-
desregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes zur Anpassung des Umsatzsteuerge-
setzes und anderer Rechtsvorschriften an 
den EG-Binnenmarkt (Umsatzsteuer-Binnen-
marktgesetz) 
— Drucksachen 12/2463, 12/2691 — 
a)  Beschlußempfehlung und Bericht des Fi-

nanzausschusses (7. Ausschuß) 
— Drucksache 12/2906 — 
Berichterstattung: 
Abgeordnete Detlev von Larcher 
Elmar Müller (Kirchheim) 
Gerhard Schüßler 

b) Bericht des Haushaltsausschusses (8. Aus-
schuß) gemäß § 96 der Geschäftsordnung 
— Drucksache 12/2907 — 
Berichterstattung: 
Abgeordnete Adolf Roth (Gießen) 
Dr. Wolfgang Weng (Gerlingen) 
Helmut Wieczorek (Duisburg) 
(Erste Beratung 91. Sitzung) 

Nach einer Vereinbarung im Ältestenrat ist für die 
Debatte eine halbe Stunde vorgesehen. — Damit sind 
Sie einverstanden. 
Ich weise darauf hin, daß wir im Anschluß an die 

Aussprache über einen Änderungsantrag der Fraktion 
der SPD namentlich abstimmen werden. 
Ich eröffne die Aussprache. Als erster hat der 

Abgeordnete Dankward Buwitt das Wort. 

Dankward Buwitt (CDU/CSU): Frau Präsidentin! 
Meine Damen und Herren! In einem guten halben 
Jahr tritt das ein, auf das wir in der EG seit Jahrzehn-
ten hingearbeitet haben: Am 1. Januar des nächsten 
Jahres wird der Europäische Binnenmarkt Realität. 
Kontrollen von Personen und Waren an den Grenzen 
der zwölf Mitgliedstaaten fallen weg. Lange Staus an 
den Binnengrenzen, die vor allem für die LKW-Fahrer 
zum zermürbenden Alltag gehören, werden Probleme 
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von gestern sein. Der freie Verkehr von Dienstleistun-
gen und Kapital wird Realität werden. 

Neben der Beseitigung der Grenzkontrollen ist die 
Abschaffung der Steuergrenzen eine wichtige Etappe 
auf dem Weg zur Vollendung des Binnenmarktes. 
Dieser Schritt zum Binnenmarkt ist aber nur dann 
möglich, wenn wir zu einer Harmonisierung der 
indirekten und der speziellen Verbrauchsteuern 
gelangen. 

Um das zu erreichen, hat es auf EG-Ebene lange 
und schwerfällige Verhandlungen gegeben. Hierbei 
hat die Bundesregierung immer verstärkt darauf 
gedrängt, schon jetzt, also zum 1. Januar 1993, das 
sogenannte Ursprungslandprinzip zur Anwendung 
zu bringen. Schließlich konnte man sich am 16. De-
zember 1991 nur auf einen Kompromiß einigen, der in 
der Form der Änderungsrichtlinie zur 6. EG-Richtlinie 
die Grundlage für den heute zur Verabschiedung 
stehenden Gesetzentwurf bildet. 

Wir wissen alle, daß die getroffene Vereinbarung in 
dieser Richtlinie leider nicht mehr als ein Schritt in die 
richtige Richtung ist. Das endgültige Ziel kann damit 
noch nicht erreicht werden. 

(Detlev von Larcher [SPD]: Scheinbinnen-
markt!) 

Bei diesem Besteuerungsverfahren handelt es sich nur 
um eine Übergangsregelung. Ich sage noch einmal: 
Sie entspricht nicht den Vorstellungen, die wir alle 
vom Gemeinsamen Markt haben. 

(Detlev von Larcher [SPD]: Sehr wahr! — 
Dr.  Reinhard Meyer zu Bentrup [CDU/CSU]: 

Sehr wahr!) 

Um die Prozesse auf dem Weg zum Binnenmarkt in 
Gang zu halten, sah die Bundesregierung jedoch 
keine andere Möglichkeit, als diesem Kompromiß 
zuzustimmen, immer jedoch unter der Maßgabe, daß 
es sich hierbei um eine befristete Übergangsregelung 
handelt. Am 1. Januar 1997 — so ist es vorgesehen —
wird diese Übergangslösung durch eine Regelung zur 
Besteuerung im Ursprungsland ersetzt werden. Erst 
dann haben wir den wirklichen EG-Binnenmarkt, wie 
wir uns ihn vorgestellt haben und wie wir ihn anstre-
ben. 

(Detlev von Larcher [SPD]: Da bin ich pessi-
mistisch!) 

— Man muß nicht immer so pessimistisch sein wie Sie, 
Herr von Larcher. 

Ob ein Unternehmer z. B. aus Berlin oder aus 
Frankfurt seine Ware nach Paris, nach Köln, nach 
London oder anderswohin liefert, im Binnenmarkt 
gibt es dann beim Besteuerungsverfahren keine 
Unterschiede mehr. 

Zurück zu den uns vorliegenden Übergangsrege-
lungen. Das größte Problem werden wir bei der 
Durchführung dieses Gesetzes haben. Besonders wird 
hier die Finanzverwaltung gefordert sein. Einerseits 
wird es für sie schwer, die neuen Vorschriften recht-
zeitig umzusetzen. Andererseits wird sie sich anfangs 
gegenüber den Unternehmen flexibel zeigen müssen, 
wenn Unstimmigkeiten bei der Durchführung dieser 
Vorschriften auftauchen. Um beim Bestimmungsland

-

prinzip bleiben zu können, kommt es vorerst nur zu 
einer Verlagerung der steuerlichen Erfassung von den 
Grenzen zu den Finanzämtern und in die Betriebe. 

Mit der Beibehaltung des Bestimmungslandprin-
zips bis Ende 1996 kann ein wichtiger Streitpunkt im 
Harmonisierungsprozeß vermieden werden. Die Re-
gelungen in der Änderungsrichtlinie erfordern keine 
nachträglichen Korrekturen der nationalen Steuer-
aufkommen. Dies bedeutet, daß es nicht zu langwie-
rigen Kämpfen um die richtige Aufteilung des Steuer-
aufkommens zwischen Herstellerländern und Ver-
braucherländern auch bei Handelsungleichgewich-
ten kommt. 

Der Nachteil des Systems ist ein hoher Bedarf an 
Informations- und Kontrollmechanismen. Ein beson-
ders signifikantes Beispiel dafür ist die Notwendigkeit 
der Zuteilungen und der ständigen Angabe der 
Umsatzsteueridentifikationsnummern. 

Das Argument, daß die Aufwendungen für dieses 
Übergangssystem verschwendet seien, zieht jedoch 
nicht, da ein ähnliches System auch für die Besteue-
rung ab 1997 bei noch nicht vollständiger Harmoni-
sierung der Steuern notwendig sein wird. Um in 
diesem Fall eine schnelle, unbürokratische und zuver-
lässige Umsatzbesteuerung gewährleisten zu können, 
wird es wichtig sein, während der Übergangszeit 
Erfahrungen zu sammeln und entscheidende Vorar-
beiten in den nächsten Jahren zu leisten. Dies ist mit 
dem vorliegenden Gesetzentwurf möglich. 

Auch das Ifo-Institut hat in seiner Stellungnahme 
beim Hearing zu diesem Gesetzentwurf im Finanzaus-
schuß die Auffassung vertreten, es sei klar erkennbar, 
daß das Informations- und Kontrollsystem zum einen 
in der Übergangsphase eine ordnungsgemäße steuer-
liche Erfassung der innergemeinschaftlichen Liefe-
rungen gewährleiste und daß zum anderen nach 
Ablauf der Übergangslösung im Binnenmarkt auf der 
Basis der zusammenfassenden Meldungen der lie-
fernden Unternehmen eine gewisse Kontrolle im 
Zusammenhang mit der Vorsteuererstattung ange-
wendet werden müsse. 

Ein zweiter Teil des Gesetzentwurfs umfaßt die 
Aufhebung einiger Bagatellsteuern. Vom 1. Januar 
1993 an sind die Steuern auf Leuchtmittel, Salz, 
Zucker und Tee endgültig abgeschafft. Die Beibehal-
tung dieser Steuern würde die betroffenen Unterneh-
men im Wettbewerb mit Herstellern aus Staaten, in 
denen diese Steuern nicht erhoben werden, benach-
teiligen. Der Verzicht auf diese Steuern bedeutet 
allerdings einen direkten Einnahmeausfall von 
500 Millionen DM pro Jahr für die Bundesrepublik. 
Wir hoffen, daß diese Ausgabenentlastung der Unter-
nehmen zumindest teilweise den Verbrauchern 
zugute kommen wird. 

(Hans-Günther Toetemeyer [SPD]: Da bin ich 
gespannt! — Dr. Reinhard Meyer zu Bentrup 

[CDU/CSU]: Besonders beim Zucker!) 

Zugleich ist diese Maßnahme ein weiterer Schritt zur 
Harmonisierung der Verbrauchsteuern in der EG. 

Zwar wird diese Übergangszeit nicht ohne Pro-
bleme sein. Sie ist jedoch unvermeidbar, wenn wir von 
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unserem Weg zu einem vereinten Europa nicht abwei-
chen wollen. 

Aus diesem Grund empfiehlt der Finanzausschuß, 
mit dem Gesetz eine Entschließung anzunehmen, die 
die Bundesregierung in ihren Bemühungen, die Über-
gangszeit möglichst kurz zu halten, unterstützen 
soll. 

(Dr. Reinhard Meyer zu Bentrup [CDU/ 
CSU]: Sehr richtig!) 

Lassen Sie mich einige Worte zu dem Antrag der 
SPD auf Verlängerung der Investitionshilfe in den 
neuen Bundesländern sagen. So, wie der Antrag heute 
vorgelegt worden ist, wird er ungefähr einen Kosten-
aufwand von 11 Milliarden DM ausmachen. 

Meine Damen und Herren, Sie versuchen, dieses 
Gesetz zu benutzen, um eine Sache, die nicht in einem 
sachlichen Zusammenhang mit diesem Gesetz steht, 
zu transportieren. 

(Hans Koschnick [SPD]: Ungeheuerlich! — 
Detlev von Larcher [SPD]: Das haben wir 

noch nie gemacht!) 

Zugestandenermaßen ist das in der Vergangenheit oft 
genug gemacht worden. Ich glaube, wir haben es 
gemeinsam bedauert; denn zur Klarheit der Gesetz-
gebung trägt das selbstverständlich nicht bei. Es gibt 
auch von der Sache her überhaupt keinen Zwang und 
keine Notwendigkeit, das heute zu machen. 

(Detlev von Larcher [SPD]: Das sehen wir 
anders!) 

— Herr von Larcher, sie sehen oft vieles anders. Die 
Investitionszulage in den neuen Bundesländern ist bis 
zum 31. Dezember dieses Jahres geregelt. Es besteht 
also überhaupt kein zeitlicher Zwang, dieses jetzt zu 
machen. 

Ich glaube, wir sind uns alle im klaren darüber 
— das Bundeskabinett hat auch so beschlossen —, 
daß es eine Fortsetzung der Förderung von Investitio-
nen in den neuen Bundesländern geben muß. Wir sind 
sicherlich recht beraten, lieber Investitionen in Gang 
zu bringen und zukunftsträchtige Arbeitsplätze zu 
schaffen, als Langzeitarbeitslosigkeit zu unterstützen. 
Aber wir müssen auch überlegen, wie wir das machen 
wollen, ob es nicht richtig ist, dies besser zielgerichtet 
und damit effizienter zu gestalten. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich möchte Ihnen dazu ein Beispiel sagen. Die 
großflächigen Verkaufseinrichtungen und -märkte 
können wir teilweise nicht abwehren, weil andere 
Festlegungen dazu beitragen, daß sie genehmigt 
werden müssen; sie kommen in Scharen. Da werden 
wir sicher überlegen müssen, ob es richtig ist, daß wir 
diese noch mit einer Investitionszulage unterstützen. 
Das heißt, wir werden überlegen müssen, wo von uns 
gewollte zukunftsträchtige Arbeitsplätze eigentlich 
entstehen und wie wir diese entsprechend unterstüt-
zen können. 

Das Bundeskabinett hat beschlossen, daß es eine 
Fortsetzung geben soll. Wir werden uns in der näch-
sten Woche mit diesen Maßnahmen beschäftigen und 
beraten, wie wir nach dem 1. Januar 1993 die Investi-
tionsfreudigkeit in den neuen Bundesländern durch 

Maßnahmen weiter unterstützen. Die neuen Bundes-
länder können sich darauf verlassen, daß wir das 
Maximum des sinnvoll Machbaren auch in die Tat 
umsetzen werden. 

Daher, meine Damen und Herren, fordere ich Sie 
auf, heute die Übergangsregelung für die Umsatzbe-
steuerung in der EG zu verabschieden und sich in der 
kommenden Woche mit der Investitionsförderung in 
den neuen Bundesländern auseinanderzusetzen. 

Recht herzlichen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Als nächster spricht 
der Abgeordnete Gunter Weißgerber. 

Gunter Weißgerber (SPD): Frau Präsidentin! Ver-
ehrte Kolleginnen und Kollegen! Herr Buwitt, einig 
sind wir uns sicherlich in der Bewertung des vor uns 
liegenden Gesetzes. Wir sind noch weit entfernt von 
einem tatsächlichen Binnenmarkt. Die Bewertungen 
sehen wir genauso wie Sie. 

Die SPD vermißt u. a. Regelungen zur Personenbe-
förderung und zu ermäßigten Steuersätzen. Beson-
ders bedauerlich ist aus unserer Sicht die fehlende 
Befristung für die Übergangsregelungen. Diese sind 
für alle Beteiligten unbefriedigend. Die SPD hat im 
Finanzausschuß die Bef ristung bis zum 31. Dezember 
1996 gefordert. Nur damit wäre zu verhindern gewe-
sen, daß es nach 1996 bei einem steuerlichen Schein-
binnenmarkt bleibt. 

Dabei ging es uns vor allem darum, daß die Bun-
desrepublik gegenüber den EG-Institutionen und den 
anderen Mitgliedstaaten der EG dokumentiert, daß 
sie festen Willens ist, ab 1. Januar 1997 zu einer 
endgültigen Regelung überzugehen. Die Bundesre-
gierung sah sich nicht in der Lage, eine materiell- und 
formalrechtlich vertretbare Formulierung für eine 
gesetzliche Befristung vorzulegen; so waren die Aus-
sagen. Sie lehnte deshalb unseren Antrag leider ab. 

Nach alledem ist es für mich jedenfalls kein großes 
Risiko, bereits heute vorauszusagen, daß es in diesem 
Jahrtausend eine endgültige Regelung möglicher-
weise nicht geben wird. 

Die SPD stimmt dem Umsatzsteuer-Binnenmarkt-
gesetz zu, weil kein politischer Gestaltungsspielraum 
mehr besteht. 

(Zuruf von der CDU/CSU: So ist es!) 

Am Verhandlungstisch in Brüssel saßen die Vertreter 
der Bundesregierung. Sie trägt die Verantwortung für 
resultierende Erschwernisse und Unzulänglichkei-
ten. 

(Dr. Kurt Faltlhauser [CDU/CSU]: 11:1 ! Sie 
wissen das!) 

Allerdings beantragen wir die zusätzliche Auf-
nahme eines Art. 11 a in das Gesetz. Da der SPD 
besonders der Aufschwung in Ostdeutschland am 
Herzen liegt, fordert sie die Weitergewährung der 
12%igen Investitionszulage bis 31. Dezember 1993. 
Hierzu verweise ich auf den SPD-Antrag „Gemein-
schaftsinitiative neue Länder". 
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Zur Begründung gebe ich Ihnen den Standpunkt 
der Industrie- und Handelskammer Leipzig zur 
Kenntnis. 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Sie gestatten eine 
Zwischenfrage von Herrn Faltlhauser? — Bitte. 

Dr. Kurt Faltlhauser (CDU/CSU): Könnten Sie sich, 
Herr Kollege, vorstellen, daß Ihr Antrag, diesem 
Gesetz heute einen Art. 11 a anzufügen, überflüssig 
wird, wenn Sie hören, daß die Bundesregierung 
notwendigerweise erst nächste Woche im Rahmen der 
Haushaltsberatungen und des Haushaltsbeschlusses 
der Bundesregierung eine Änderung des bisherigen 
Rechtszustandes beschließen wird, der inhaltlich eine 
Verbesserung des jetzigen Rechtszustandes darstel-
len wird, der eine Verbesserung der Investitionszu-
lage auch von den Terminen her vorsehen wird, der 
aber haushaltspolitisch logischerweise natürlich voll 
abgestimmt sein muß, weil das Ganze viele Milliarden 
kostet? 

Gunter Weißgerber (SPD): Was Sie vorhaben, ist 
eine Ankündigung. Dazu kann ich noch nichts sagen. 
Wir wollen den Vertrauensschutz gewähren: Es soll so 
weitergehen, wie im Gesetz bisher angekündigt. Das 
sind die 12 % und nicht ab 1. Juli die 8 %. 

(Beifall bei der SPD) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Gestatten Sie eine 
weitere Zwischenfrage? 

Gunter Weißgerber (SPD): Ja, bitte. 

Dr. Kurt Faltlhauser (CDU/CSU): Könnten Sie mir 
folgen, wenn ich für den Gedanken werbe, daß das 
Vorhaben, dessen Verabschiedung Sie heute verlan-
gen, notwendigerweise im Gesamtzusammenhang 
des Bundeshaushaltes zu sehen ist und deshalb auch 
erst in der nächsten Woche von der Bundesregierung 
und dieser Koalition verabschiedet werden kann? 

Gunter Weißgerber (SPD): Wir haben dazu einen 
anderen Standpunkt. 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Gestatten Sie eine 
weitere Zwischenfrage des Kollegen Poß? 

Gunter Weißgerber (SPD): Ja, bitte. 

Joachim Poß (SPD): Herr Kollege Weißgerber, kön-
nen Sie mir in der Auffassung folgen, daß eine 
vernünftig arbeitende Bundesregierung die Rahmen-
bedingungen für die Wirtschaft so gestaltet, daß sie 
von dem Termin der Beratung des Bundeshaushalts 
unabhängig ist? 

Gunter Weißgerber (SPD): Sicher. 
(Abg. Dr. Wolfgang Weng [Gerlingen] 
[F.D.P.] meldet sich zu einer Zwischen- 

frage) 
— Ich mache jetzt weiter, danke schön. 
Ich möchte Ihnen die Meinung der Indust rie- und 

Handelskammer Leipzig zur Kenntnis geben — dies 
gilt sicher für Gesamtostdeutschland, nicht nur allein 
für Leipzig —: Danach wäre ein Auslaufen der 
12%igen Investitionszulage zum 30. Juni 1992 für die 

wirtschaftliche Entwicklung im Osten verheerend. 
Die Unlust zu investieren würde in diesem Fall  stei-
gen. 

Fördermittel, Zuschüsse etc. können gewährt wer-
den, die gesetzliche Investitionszulage dagegen muß 
gewährt werden. Dies ist der einzig fest kalkulierbare 
Faktor für investionswillige Unternehmer. Die klein- 
und mittelständischen Betriebe benötigen diese finan-
zielle Planungssicherheit, um zu überleben bzw. 
anfangen zu können. Gerade in Regionen wie der 
Stadt Leipzig, wo keine Firma mehr irgendwelche 
Landesfördermittel erhält, muß diese einzige Hilfs-
quelle erhalten werden. Auch dort ist man noch lange 
nicht über den Berg. 

Die Investitionszulage ist das wirksamste Instru-
ment zur Förderung von p rivaten Investitionen. Die 
Bundesregierung selbst führte zur Problematik aus: 

Die Bundesregierung teilt die Auffassung des 
Instituts der Deutschen Wi rtschaft, daß sich die 
für Investitionen in den neuen Bundesländern 
gewährte Investitionszulage als besonders at-
traktiv erwiesen hat. 

(Hans-Günther Toetemeyer [SPD]: Hört! 
Hört!) 

Ihre Ausgestaltung als Basisförderung mit 
Rechtsanspruch, Unabhängigkeit von Gewinner-
zielung und Verzicht auf branchenmäßige .. . 
Beschränkungen macht die Investitionszulage für 
die Unternehmen besonders gut kalkulierbar und 
erhöht damit die Planungssicherheit für Investo-
ren. 

Dies war die Antwort des Parlamentarischen Staatsse-
kretärs Grünewald vom 2. Juni dieses Jahres. 

(Detlev von Larcher [SPD]: Jetzt wi ll  er nichts 
mehr davon wissen!) 

Einen wichtigen Aspekt muß ich noch erwähnen. 
Am 21. Juni 1991 begründete Herr Grünewald in der 
Bundesratssitzung die damalige Verlängerung der 
Investitionszulage um sechs Monate folgenderma-
ßen: 

Die Verlängerung der F rist für die Investitionszu-
lage von 12 % berücksichtigt, daß viele Investi-
tionswillige wegen inzwischen allerdings Gott sei 
Dank beseitigter Hemmnisse nicht sofort mit 
ihrem Vorhaben beginnen konnten. 

Beim Lesen dieses Zitats fühle ich mich verschau-
kelt. Erstens haben wir ein Jahr nach diesen Ausfüh-
rungen noch genügend Hemmnisse, und zweitens 
reichen diese immer noch als ordentliche Begründung 
für die von uns beantragte Verlängerung aus. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 

Da bekanntermaßen der Bundestag heute, am 
26. Juni 1992, ein Jahr später, über die damals irriger-
weise durch Herrn Grünewald bereits totgesagten 
Hemmnisse noch beraten wird, kann ich nicht erken-
nen, inwiefern die damalige Begründung heute nicht 
tragen soll. 

(Hans-Günther Toetemeyer [SPD]: Richtig!) 
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Wer bis heute nicht weiß, ob er auf dem Grundstück, 
welches er benötigt, bauen kann, der kann ganz 
einfach noch keine beweglichen Wirtschaftsgüter 
bestellen. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Er kommt also nicht in den Genuß der Investitionszu-
lage. Dies ist die reale Folge und steht somit gegen das 
durch die Bundesregierung propagierte Vertrauen in 
deren Wirtschaftspolitik. Hier geht ein weiteres Mal 
wertvolles Vertrauen den Bach hinunter. 

(Beifall bei der SPD) 
Übrigens sollten uns die damit zunächst verbunde-

nen Steuerausfälle nicht abschrecken. Ein mißlunge-
nes Wirtschaftswachstum in Ostdeutschland wird alle 
Kostenkategorien sprengen. 

(Hans-Günther Toetemeyer [SPD]: Sehr 
wahr!) 

Dies erkannte sogar der Bundeswirtschaftsminister. 
(Hans-Günther Toetemeyer [SPD]: Wer ist 

das denn?) 
Im Wirtschaftsausschuß erklärte er seinen Willen, die 
Investitionszulage bis Dezember 1993 zu verlängern, 
übrigens mit ähnlichen Begründungen, wie ich sie 
gerade nannte. 
Graf Lambsdorff erklärte gestern im „Handels-

blatt": 
Die Verlängerung ist notwendig, weil die Investi-
tionshemmnisse bisher die Auswirkungen der 
Zulage verhindert haben. 

Ich enthalte mich eines Kommentars. 
(Dr. Otto Graf Lambsdorff [F.D.P.]: 

Warum?) 
Bitte, stimmen Sie unserem Antrag zu. Diese Bitte 

richte ich besonders an unsere Kollegen aus Ost-
deutschland. Im Anschluß an diese Debatte wird es 
eine namentliche Abstimmung geben. Ich nehme an, 
Industrie- und Handelskammern sowie Handwerks-
kammern werden sich die Abstimmungsergebnisse 
mit Interesse ansehen. Bitte denken Sie daran, woher 
Sie kommen. 

(Beifall bei der SPD — Zuruf von der CDU/ 
CSU: Das ist ein Trick!) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Als nächster spricht 
der Kollege Gerhard Schüßler. 

Gerhard Schüßler (F.D.P.): Frau Präsidentin! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Ich glaube, wir 
sind uns alle darüber im klaren: Wir verabschieden 
heute ein ungeliebtes Gesetz. Es beinhaltet die 
Umstellung der vom EG-Ministerrat beschlossenen 
Richtlinien zur Ergänzung des gemeinsamen Mehr-
wertsteuersystems. Ab 1. Januar 1993 sollen innerge-
meinschaftlich die steuerlichen Grenzen bei der 
Umsatzsteuer entfallen. Im Rahmen einer Übergangs-
regelung wird bei der Besteuerung zum weitaus 
größten Teil nach dem Bestimmungslandprinzip ver-
fahren. Das Ursprungslandprinzip wird allerdings 
schon für den gesamten p rivaten Reiseverkehr ver-
wirklicht. 
Der private Verbraucher kann ab 1. Januar 1993 

ohne wert- und mengenmäßige Beschränkungen 
Waren, die er in einem anderen EG-Mitgliedstaat, mit 

der dortigen Umsatzsteuer belastet, erworben hat, in 
sein Heimatland mitbringen. Bei p rivaten Verbrau-
chern gilt also das Ursprungslandprinzip. 

Die Besteuerung nach dem Ursprungslandprinzip 
sollte nach unserer Überzeugung auch für den inner-
gemeinschaftlichen gewerblichen Handel gelten. Das 
war in Brüssel nicht durchzusetzen. Alle anderen 
europäischen Partner waren dagegen, weil sie fiskali-
sche Nachteile befürchteten. 

Nun müssen wir für eine Übergangszeit mit dem 
Bestimmungslandprinzip leben. Die unbestrittene 
Folge ist, daß die Kontrollen an den Grenzen jetzt in 
die Unternehmen und Finanzbehörden verlagert wer-
den, d. h. höherer Verwaltungsaufwand, mehr Büro-
kratie für Finanzbehörden und Wirtschaft. Die mit 
dem Europäischen Binnenmarkt angestrebten Ko-
stenvorteile treten damit nicht ein. Die Bundesrepu-
blik Deutschland muß daher alles dafür tun, daß nach 
der vereinbarten Übergangszeit ab 1997 zum 
Ursprungslandprinzip übergegangen werden kann. 

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne

-

ten der CDU/CSU) 

Die Bundesregierung sollte schon jetzt damit begin-
nen, die Vorarbeiten dafür voranzutreiben, damit sie 
bei Übernahme der Präsidentschaft im Ministerrat ein 
konsensfähiges Konzept für ein künftiges Clearing
-Verfahren vorlegen kann. Mit der gleichzeitig mit 
diesem Gesetz zu verabschiedenden Entschließung 
machen wir schon jetzt deutlich, daß wir die Über-
gangsregelung nur mit der notwendigen Bef ristung 
hinnehmen wollen. 

Positiv anzumerken ist die Abschaffung der Ver-
brauchsteuer auf Leuchtmittel, Salz, Zucker und Tee 
im Gesamtvolumen von 500 Millionen DM. Es ist 
sicher kein alltäglicher Vorgang, daß Steuern abge-
schafft werden. Insoweit ist das einen besonderen 
Hinweis wert. 

Die F.D.P. stimmt dem Gesetzentwurf in der Aus-
schußfassung trotz erheblicher Vorbehalte zu, um den 
freien Personen- und Warenverkehr innerhalb der 
Gemeinschaft ohne Grenzkontrollen nicht zu gefähr-
den. 

Den Änderungsantrag der SPD-Fraktion, eine 
Änderung des Investitionszulagengesetzes mit einem 
Art. 11 a in diesem Gesetzentwurf unterzubringen, 
lehnen wir ab, 

(Joachim Poß [SPD]: Es kommt nun wirklich 
nicht auf das Gesetz an!) 

da er erstens mit diesem Gesetz überhaupt nichts zu 
hat, folglich auch nicht hineingehört, und wir es 
zweitens als falsch erachtet haben, vor den Entschei-
dungen des Bundeskabinetts über ein Konzept zur 
Verbesserung des Förderinstrumentariums für Inve-
stitionen in den neuen Bundesländern isoliert zu 
entscheiden. 

(Detlev von Larcher [SPD]: Aber das Kabinett 
hätte längst entscheiden können!) 

Allerdings läßt die F.D.P.-Fraktion keinen Zweifel 
daran, daß sie die Verlängerung der Investitionszu-
lage für notwendig hält; denn die fünf neuen Bundes-
länder befinden sich wirklich in einer Ausnahmesitu- 
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ation, die die Fortsetzung und den Einsatz der Inve-
stitionszulage erforderlich machen. Wie das zu 
geschehen hat, darüber werden wir uns in der kom-
menden Woche unterhalten. Wir wissen, daß sich die 
Investitionszulage in den neuen Bundesländern als 
besonders attraktiv erwiesen hat. 
Danke schön. 
(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne-

ten der CDU/CSU) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Als letzte Rednerin 
zu diesem Tagesordnungspunkt spricht Frau 
Dr. Höll. 

Dr. Barbara Höll (PDS/Linke Liste): Frau Präsiden-
tin! Meine Damen und Herren! Der europäische 
Einigungsprozeß, soweit er sich im Rahmen der EG 
vollzieht, ist vorrangig wirtschafts- und währungs-
politisch ausgerichtet. 

(Unruhe) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Die Rednerin kann 
erst sprechen, wenn im Saal die Voraussetzungen 
gegeben sind. Ich darf Sie bitten, Platz zu nehmen und 
zuzuhören. 

Dr. Barbara Höll (PDS/Linke Liste): Die Finanzie-
rung der EG ist jedoch weder für das kommende Jahr 
noch für die mit der Schaffung des Europäischen 
Währungsinstituts am 1. Januar 1994 beginnende 
zweite Phase der Wirtschafts- und Währungsunion 
gesichert. 
Die zwölf Außenminister waren sich am vergange-

nen Wochenende nur darin einig, daß auch auf dem 
nächsten EG-Gipfel keine konkreten Zahlen festge-
legt werden dürften, um den Ratifizierungsprozeß des 
Maastrichter Vertrags nicht zu stören. Die künftige 
Finanzierung der EG bleibt ungewiß, und verbind-
liche Aussagen und Festlegungen zur Politischen 
Union, vor allem zur Aufwertung des Europäischen 
Parlaments, liegen nicht vor. 
Ich kann mich des Eindrucks nicht erwehren, daß 

die Bundesregierung mittlerweile unter Erfolgsdruck 
geraten ist. Von den Richtlinien der Kommission zur 
Verwirklichung des Binnenmarktes müssen nach 
Angaben des Bundeswirtschaftsministeriums bis zum 
1. Januar 1993 noch weit über 100 festgelegt werden, 
die in bundesdeutsche Gesetze und Verordnungen 
eingearbeitet werden müssen. 
Dieses Gesetz gibt mit den in ihm enthaltenen 

Bestimmungen, die Lösungen vorgaukeln und auf-
schieben, einen Vorgeschmack auf das, was auf uns 
alle zukommen wird: hektische Beratungen unter 
Zeitdruck, die bestenfalls zu Teillösungen führen 
werden. Selbst der Vertrag über die Europäische 
Union sieht eine über die Vergemeinschaftung der 
Umsatzsteuer hinausgehende Angleichung des Steu-
errechts nicht vor. 
Der Bundesrat verlangt, daß die Bef ristung der 

Besteuerung des gewerblichen innergemeinschaft-
lichen Warenverkehrs nach dem Bestimmungsland-
prinzip Eingang in das Gesetz findet. Die Argumente, 
mit denen die Bundesregierung eine solche Fest-
schreibung ablehnt, offenbaren ihr Dilemma. Da die 

Ausgestaltung des endgültigen Systems der Besteue-
rung unbekannt ist, muß sie sich die Op tion auf eine 
Verlängerung der sogenannten Übergangsregelung 
offenhalten. So würde aus dem Übergang übergangs-
los ein Dauerzustand. 
Führwahr eine Regelung, die für die Umsetzung 

anderer Richtlinien des EG-Ministerrats und für das 
Funktionieren des Binnenmarktes wenig Gutes 
erwarten läßt. 
Die mit dem Gesetz auch ins Leben gerufenen 

Nachweise für steuerbefreite innergemeinschaftliche 
Lieferungen liegen nicht vor. Der Entwurf einer 
Durchführungsverordnung zur praktischen Handha-
bung der gesetzlichen Bestimmungen ist erst jetzt 
vorgelegt worden. 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Frau Dr. Höll, Ihre 
Redezeit ist abgelaufen. 

Dr. Barbara Höll (PDS/Linke Liste): Ich bin immer 
wieder unterbrochen worden. 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Dann kommen Sie 
bitte rasch zum Ende. 

(Dr. Kurt Faltlhauser [CDU/CSU]: Sie kriegt 
einen Lärmzuschlag!) 

Dr. Barbara Höll (PDS/Linke Liste): Danke. Ich bin 
auch gleich fertig. 
Die Funktionsfähigkeit dieses Systems hängt von 

dringend benötigten Rechtsverordnungen sowie von 
Identifikationsnummern ab, die für die Zuteilung der 
innergemeinschaftlichen Umsätze benötigt werden. 
Die Zuteilung dieser Nummern müßte in allen EG-
Ländern bis zum Beginn des Binnenmarkts, also in 
knapp einem halben Jahr, abgeschlossen sein. Die 
Spitzenverbände der Wirtschaft baten um einen Vor-
druck für die ihnen abverlangten zusammenfassen-
den Meldungen über ihre Umsätze innerhalb der EG. 
Ende Mai lag ein Entwurf noch nicht vor. 
Die PDS/Linke Liste lehnt diesen Gesetzentwurf ab. 

Unser Nein ist kein Ausdruck 

(Zurufe von der CDU/CSU: Redezeit! Rede

-

zeit!) 
einer antieuropäischen Haltung. Wer aber glaubt, die 
schnellstmögliche Einführung eines grenzenlosen 
Binnenmarkts sowie eine gemeinsame Geld- und 
Währungspolitik garantierten Europas Einigung, der 
hat auf Sand gebaut. Wir sehen uns in dieser Frage 
eher an  der Seite von Neil Kinnock als an der Seite der 
europäischen Bejahungsspezialisten um Björn Eng-
holm. 
Dem vorgelegten Änderungsantrag der SPD stimmt 

die PDS/Linke Liste zu. 
Ich danke Ihnen. 
(Beifall bei der PDS/Linke Liste sowie bei 

Abgeordneten der SPD) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Meine Damen und 
Herren! Wir schließen die Aussprache. 
Bevor wir zur namentlichen Abstimmung kommen, 

liegen noch drei Wortmeldungen zur Abgabe einer 
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persönlichen Erklärung nach § 31 unserer Geschäfts-
ordnung vor. Ich beginne mit dem Kollegen Gerhard 
Schulz und bitte dringlich um mehr Ruhe im Raum. Es 
ist überhaupt nichts mehr zu verstehen. 
Herr Gerhard Schulz, Sie haben das Wort. 

Gerhard Schulz (Leipzig) (CDU/CSU): Frau Präsi-
dentin! Sehr verehrte Damen und Herren! Ich gebe 
diese Erklärung ab, weil aller Voraussicht nach einige 
weitere CDU-Abgeordnete mit mir bei der jetzigen 
Abstimmung mit der SPD stimmen werden. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

— Der Beifall ist nicht so toll. 
Seit Monaten wird von Wi rtschaftspolitikern, von 

CDU-Politikern und von F.D.P.-Politikern darüber 
gesprochen, daß die Verlängerung der 12 % notwen-
dig ist. Wir haben einige Gründe gehört. Auch ich 
kann die nur als richtig benennen. 
Seit einigen wenigen Stunden wird uns signalisiert, 

daß in der nächsten Woche etwas im Kabinett 
beschlossen werden soll, worüber wir in der Fraktion 
etwas hören werden. Es heißt, daß das schon gutgehen 
wird. Das reicht mir nicht. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

So schwer es mir fällt — solange ich nicht sehe, daß 
ein Äquivalent für die Kürzung der 12 % wirklich da 
und handhabbar ist, kann ich dem jetzt gestellten 
Antrag meine Zustimmung nicht verweigern. 

Danke. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Als nächstem Red-
ner erteile ich das Wort dem Grafen Lambsdorff. 

Dr. Otto Graf Lambsdorff (F.D.P.): Frau Präsidentin! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich habe 
mich zu einer Zwischenintervention aus zwei Grün-
den gemeldet. 
Erstens. Der Kollege Weißgerber hat mich richtig 

zitiert. Ich bin für eine Verlängerung der Investitions-
zulage. 
Zweitens. Ich bin aber nicht dafür, daß solche 

Beschlüsse aus der Hüfte geschossen mit einem sol-
chen Antrag beschlossen werden. 

(Beifall bei Abgeordneten der F.D.P. und der 
CDU/CSU — Widerspruch bei der SPD) 

Wir werden diese Entscheidung im Zusammenhang 
mit der Verabschiedung des Bundeshaushalts abge-
wogen und vernünftig treffen. 

(Detlev von Larcher [SPD]: Was heißt denn da 
„aus der Hüfte"?) 

Es wird dem Rechnung getragen werden, was für die 
Investitionen in den fünf neuen Bundesländern not-
wendig und erforderlich ist. 

(Weitere Zurufe von der SPD) 
Zweite Bemerkung zu dem Umsatzsteuer-Binnen-

marktgesetz. Ich hoffe, es ist jedermann klar, daß sich 
auch diejenigen — ich zähle mich dazu —, die eine 

einheitliche europäische Währung wollen, völlig dar-
über bewußt sein müssen, daß der Punkt, den wir 
heute besprechen, für das Zustandekommen des Bin-
nenmarktes schädlicher ist als die noch nicht vorhan-
dene europäische Währung. Die nicht einheitliche 
Handhabung der Umsatzsteuern hindert einen Bin-
nenmarkt mehr als unterschiedliche Währungen. Des-
wegen wird die Bundesregierung dringend gebeten, 
dieses Manko der steuerlichen Regelungen für den 
Binnenmarkt so schnell wie möglich zu beseitigen. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU — 
Detlev von Larcher [SPD]: Ich wußte noch 
nicht, daß Ausschußberatungen Schüsse aus 

der Hüfte sind!) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Eine dritte Erklä-
rung nach § 31 der Geschäftsordnung, Bundesmini-
ster Krause. 

Dr. Günther Krause (Börgerende) (CDU/CSU): Frau 
Präsidentin! Ich möchte die Gelegenheit nehmen und 
darauf hinweisen, daß ich als Abgeordneter spre-
che. 
Ich bin der Meinung, daß wir dem Vorschlag der 

SPD nicht zustimmen können, weil er in dieser Form 
undifferenziert und unzureichend, vor allem aus der 
Sicht der ostdeutschen Existenzgründer, ist. Deshalb 
bin ich auch der Meinung, daß wir wesentlich diffe-
renzierter darüber nachdenken müssen, wie wir Mit-
nahmeeffekte bei der Investitionszulage, die heute 
schon erkennbar sind, vermeiden und wie wir errei-
chen können, daß der wirtschaftliche Umschwung, 
vor allem für die Menschen in Ostdeutschland, durch 
eine Unterstützung von neuen Existenzgründungen 
möglich wird. 
Deshalb kann ich diesem Vorschlag nicht zustim-

men, weil er nicht einer S trategie der Ergänzung der 
Wirtschaftspoli tik in den neuen Bundesländern ent-
spricht, sondern letztendlich eine Maßnahme ist, die 
vielleicht auch darauf abzielt, die Investitionszulagen 
in den Händen derjenigen, die ohnehin in Ostdeutsch-
land investieren wollen, noch um 4 % zu erhöhen. 
Daher muß ich Ihnen sagen, daß unser Modell — wir 
werden das nächste Woche als Mehrheitsfraktion 
dieser Regierung in der Fraktion entsprechend vortra-
gen — drei Elemente hat. 
Erstens. Investitionszulagen müssen in Ostdeutsch-

land statt Abschreibungsmodellen möglich werden. 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Herr Bundesmini-
ster Krause, bleiben Sie jetzt bei der persönlichen 
Erklärung? 

Dr. Günther Krause (Börgerende) (CDU/CSU): 
Zweitens. 

(Lebhafte Zurufe von der SPD) 
Wir müssen uns darüber im klaren sein, daß wir mit 

Investitionszulagen die Wirtschaftspoli tik in Richtung 
Ost- und Mitteleuropa nicht verändern können. 
Drittens. Wir müssen uns darüber klar werden, daß 

wir den ostdeutschen Unternehmern die Chance 
geben müssen, bei der Treuhandanstalt vereinfacht 
Unternehmen zu erwerben. Das ist unser Konzept. 
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Dr. Günther Krause (Börgerende) 
Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der F.D.P.) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Letzte Meldung, 
Frau Matthäus-Maier. 

Ingrid Matthäus-Maier (SPD): Frau Präsidentin! 
Meine Damen und Herren! Erstens. Graf Lambsdorff, 
es handelt sich nicht um einen Schuß aus der Hüfte. 
Seit Wochen fordern wir die Verlängerung der Inve-
stitionszulage und haben sie im Finanzausschuß ein-
gebracht. 

(Beifall bei der SPD) 
Zweitens. Sie drücken sich vor den notwendigen 

Entscheidungen. Die Wirtschaft in West und Ost 
braucht Klarheit, die Menschen in West und Ost 
brauchen Klarheit. 

(Beifall bei der SPD und der PDS/Linke 
Liste) 

Wenn Ihre Koalition nicht mehr die Kraft hat, die 
notwendigen Entscheidungen für den Aufbau im 
Osten zu treffen, dann muß es dieses Parlament tun. 
Nehmen wir uns ein Beispiel an gestern abend. 

(Beifall bei der SPD, der PDS/Linke Liste 
sowie bei Abgeordneten des BÜNDNIS-

SES 90/DIE GRÜNEN) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Damit kommen wir 
zur Einzelberatung und Abstimmung über den 
Gesetzentwurf der Bundesregierung auf Drucksachen 
12/2463, 12/2691 und 12/2906. 
Hierzu liegt ein Änderungsantrag der Fraktion der 

SPD auf Drucksache 12/2908 vor, über den wir zuerst 
abstimmen. Die Fraktion der SPD verlangt namentli-
che Abstimmung. 
Ich eröffne die Abstimmung. 
Ist noch ein Mitglied des Hauses im Saal, das seine 

Stimme noch nicht abgegeben hat? 

(Zurufe) 
Ich höre jetzt, daß die Abstimmung endgültig 

geschlossen werden kann. Ich bitte die Schriftführer, 
mit der Auszählung zu beginnen. Das Ergebnis der 
Abstimmung wird nach dem nächsten Tagesord-
nungspunkt bekanntgegeben.*) Erst dann können 
wir über den Gesetzentwurf weiter abstimmen. 
Wir setzen die Beratung fort. 

( V o r s i tz :  Vizepräsident Hans Klein) 

Vizepräsident Hans Klein: Meine Damen und Her-
ren, ich bitte Sie, Platz zu nehmen. — Sie können sich 
ruhig hinsetzen, meine Damen und Herren, die 
Abstimmung ist in der Tat zu Ende. 

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 15a — — 

(Zuruf von der CDU/CSU: Wir haben noch 
nicht abgestimmt; wir müssen über das 
Gesetz abstimmen! — Ina Albowitz [F.D.P.]: 

Ist schon recht, Herr Präsident!) 

*) Seite 8521 B 

Meine Damen und Herren, die Präsidentin hat Ihnen 
eben bekanntgegeben, daß wir das Ergebnis dieser 
namentlichen Abstimmung erst später bekanntgeben 
werden, damit wir mit der Tagesordnung fortfahren 
können. Erst dann können wir über das Gesetz end-
gültig abstimmen. Damit scheint Einverständnis zu 
herrschen. 
Deshalb rufe ich jetzt den Tagesordnungspunkt 15 a 

auf: 

Beratung der Beschlußempfehlung des Älte-
stenrates zum zweiten Zwischenbericht der 
Konzeptkommission des Altestenrates zur 
Umsetzung des Beschlusses des Deutschen 
Bundestages vom 20. Juni 1991 zur Vollen-
dung der Einheit Deutschlands 
— Drucksache 12/2850 — 

Dazu liegt ein Entschließungsantrag der Gruppe 
PDS/Linke Liste vor. 
Nach einer interfraktionellen Vereinbarung sind für 

die Aussprache eineinhalb Stunden vorgesehen. 
Erhebt sich gegen diese Vereinbarung ein Wider-
spruch? — Das ist nicht der Fall. Dann ist es so 
beschlossen. 
Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat Frau 

Professor Süssmuth. 

Dr. Rita Süssmuth (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Liebe Kolleginnen und 
Kollegen! Wir beraten heute über den zweiten Zwi-
schenbericht der Konzeptkommission des Altestenra-
tes vom 17. Juni 1992. 

Seit dem Beschluß des Deutschen Bundestages am 
20. Juni 1991, nach der Herstellung der deutschen 
Einheit Parlament und Regierung wieder in der deut-
schen Hauptstadt Berlin anzusiedeln, ist bis heute ein 
Jahr vergangen. Wir haben seit diesem Beschluß 
intensiv gearbeitet, um ihn umzusetzen und nichts zu 
verzögern, um dem Beschluß entsprechend seiner 
Verbindlichkeit und Endgültigkeit nachzukommen; 
wir waren und sind der Überzeugung, dies dient Bonn 
und Berlin. 

Zur Umsetzung des Beschlusses war — wie vorge-
sehen — eine Föderalismuskommission einzurichten, 
die ihre Aufgaben ebenfalls innerhalb eines sehr 
kurzen Zeitraumes erarbeitet und beschlossen hat. 
Wir haben im Ältestenrat die Konzeptkommission 

mit den Unterkommissionen — Baukommission sowie 
Personal- und Sozialkommission — eingesetzt. 
Worum ging es beim ersten und geht es heute beim 

zweiten Zwischenbericht? Es ging um die Umsetzung 
von Fragen nach der räumlichen Unterbringung in 
Berlin mit Blick auf die Arbeitsfähigkeit und die 
endgültige Funktionsfähigkeit. Es ging um den Raum-
bedarf zur Herstellung der Arbeitsfähigkeit. Es ging 
aber ebenso um Fragen der Wohnungsversorgung, 
des Verkehrs, des Personal- und Dienstrechts bis hin 
zu der Festlegung des Gebietes für das Parlament mit 
all  seinen baulichen Einrichtungen. 

Die Baukommission hat die notwendigen organisa-
torischen und planerischen Gestaltungsentscheidun-
gen für die Arbeitsfähigkeit des Deutschen Bundesta-
ges in Berlin vorbereitet, die Personal- und Sozialkom- 
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mission die dienstrechtlichen, tarifrechtlichen und 
wohnungsfürsorgerischen Maßnahmen mitgestaltet 
und die Belange der Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
ter, der Abgeordneten der Fraktionen und der Bun-
destagsverwaltung zu wahren gesucht. 

Ich möchte hier heute stellvertretend insbesondere 
dem Kollegen Kansy für die Baukommission, Herrn 
Kollegen Becker für die Personal- und Sozialkommis-
sion sowie der Kollegin Frau Hämmerle und Herrn 
Ministerpräsident Vogel für die Unabhängige Födera-
lismuskommission für die dort geleistete Arbeit ganz 
herzlich danken. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der F.D.P. und der 
SPD) 

Sie alle haben in der Öffentlichkeit erfahren kön-
nen, wie schwierig die Arbeit, vor allen Dingen die 
Arbeit der Föderalismuskommission, war. 

Der erste Zwischenbericht vom 11. Dezember 1991 
und der heute vorliegende zweite Zwischenbericht 
der Konzeptkommission beweisen, daß das Parlament 
in der Lage ist, in Fragen, die viele Menschen unmit-
telbar betreffen, für Ausgleich zu sorgen und Ent-
scheidungen zu treffen, und dies innerhalb der gesetz-
ten Zeit; denn es galt, dem Parlament für den 30. Juni 
1992 einen Bericht vorzulegen, der für Beschlüsse 
dienlich ist. Dies geschieht mit dem heute vorgelegten 
zweiten Zwischenbericht. 

Dabei ist es gerade in der Konzeptkommission auch 
unsere Aufgabe gewesen, entsprechend dem Be-
schluß für eine faire Arbeitsteilung zwischen Bonn 
und Berlin Sorge zu tragen. 

In unserem Ergebnisbericht halten wir folgendes 
fest: Wir haben beschlossen, das Reichstagsgebäude 
als endgültigen Sitz des Deutschen Bundestages fest-
zulegen und umzubauen. Ich kann Ihnen heute sagen: 
Das Raum- und Funktionsprogramm wurde festge-
legt. Die Ausschreibung mit internationaler Beteili-
gung für den Umbau des Reichstagsgebäudes ist 
erfolgt, ebenso die Festlegung des Parlamentsgebie-
tes in Absprache mit der Regierung. Auch für das 
Regierungsgebiet ist die Auslobung für den Spreebo-
gen erfolgt. Deshalb können wir heute sagen: Wir 
haben unsere Hausaufgaben erfüllt. 

Wir werden immer wieder gefragt, ob wir für Berlin 
höhere Ansprüche stellen als für Bonn. Dazu kann ich 
nur sagen: Für die Arbeitsfähigkeit erwartet kein 
Abgeordneter des Deutschen Bundestages mehr an 

 Raum, als er gegenwärtig in Bonn hat. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

In der Tat sind wir allerdings der Auffassung, daß 
Umbau oder Neubau, der in Berlin getätigt wird, nicht 
zu neuen Provisorien führt, sondern daß endgültige 
Sanierungs-, Umbau- oder Neubaumaßnahmen 
durchgeführt werden, um Kosten zu ersparen. 

Wir haben die Wohnungsfrage — dazu wird der 
Kollege Kansy gleich Stellung nehmen —, die Grund-
stücksfrage und die Frage der Altbauten in Berlin, die 
hinzugezogen werden sollen, intensiv diskutiert. 

Ich möchte heute sagen: Wir haben uns fest darauf 
geeinigt, daß wir im Bereich der Wohnungsfürsorge 
die Wohnungen mit nach Berlin bringen müssen. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU, der 
F.D.P. und der SPD) 

damit es nicht zu einer Verdrängung auf dem Woh-
nungsmarkt kommt. 
Es gibt noch kontroverse Punkte. Sie be treffen 

insbesondere die Frage der Arbeitsteilung in bezug 
auf die Ministerien, die vertikale Arbeitsteilung. Wir 
haben darüber mehrfach Diskussionen geführt und 
werden diesen Punkt weiter diskutieren. Ich stelle 
allerdings auch fest, wir wollen zügig arbeiten und 
wollen gewährleisten, daß die Bautätigkeit beschleu-
nigt wird, deswegen Baugesellschaft ohne baubeglei-
tende Planung. Auch hier gibt es noch zu präzisie-
rende Punkte. 
Ich halte abschließend fest: Der Beschluß vom 

20. Juni 1991 wird in allen seinen Teilen umgesetzt. 
Alle Vorbereitungen sind bisher zügig und ohne 
vermeidbare Verzögerung erfolgt. Mutmaßungen von 
einer Seite, der Umzug des Parlaments nach Berlin 
werde künstlich verzögert, und von anderer Seite, der 
Umzug solle überstürzt in Provisorien erfolgen, ent-
behren jeder Grundlage. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 
Wenn wir für die Arbeitsfähigkeit sagen, so schnell 

wie möglich, dann können wir heute in der Tat keinen 
ganz präzisen Zeitpunkt angeben. Er orientiert sich an 
der Fertigstellung des Umbaus des Reichstages, aber 
uns liegt daran, daß mit der heutigen Debatte Klarheit 
und Verbindlichkeit gewahrt bleiben und daß für alle 
Beteiligten deutlich wird, wir wollen den Beschluß in 
allen Teilen umsetzen, einen fairen Ausgleich zwi-
schen Bonn und Berlin, gerade was die Zahl der 
Arbeitsplätze betrifft. Es gilt, draußen deutlich zu 
machen, die Bevölkerung kann sich auf unsere 
Beschlüsse verlassen. 
Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der F.D.P., der 
SPD und dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Vizepräsident Hans Klein: Ich erteile das Wo rt  dem 
Kollegen Helmuth Becker. 

Helmuth Becker (Nienberge) (SPD): Herr Präsident! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Etwa ein 
Jahr nach dem Beschluß des Parlaments, seinen Sitz 
von Bonn nach Berlin zu verlegen, gilt es, Bilanz zu 
ziehen. 

(V o r sitz: Präsidentin Dr. Rita Süssmuth) 
Die Frau Präsidentin hat es eben schon für die 
Konzeptkommission getan. Ich möchte für die Perso-
nal- und Sozialkommission etwas sagen. 
Der Beschluß vom 20. Juni hat bei den Mitarbeite-

rinnen und den Mitarbeitern der Bundestagsverwal-
tung, der Fraktionen und der Abgeordneten zu Ein-
schnitten in die persönliche Lebensplanung geführt. 
Die Betroffenheit bei den Beschäftigten war verständ-
licherweise sehr groß. Sie hat sich jedoch nach etwa 
einem Jahr Beratung in den verschiedenen Gremien 
des Bundestages und der Bundesregierung nach mei- 
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ner Einschätzung weitgehend gelegt. Dies ist vorran-
gig der sachlichen Diskussion in den Kommissionen 
und den Konzeptionen zu verdanken, die Parlament 
und Bundesregierung vorgelegt haben. 

Zur Erinnerung möchte ich auf den Beschluß des 
Ältestenrates vom 9. September 1991 zurückblicken, 
mit dem eine Kommission für soziale, dienstrechtliche, 
tarifrechtliche Fragen im Zusammenhang mit der 
Verlegung des Parlamentssitzes nach Berlin einge-
setzt wurde, deren Vorsitz ich übernommen habe. 
Aufgabe dieser Kommission ist es, sich mit Problemen 
zu befassen, die sich für die Angehörigen der Bundes-
tagsverwaltung, der Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
ter der Fraktionen und der Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter der Abgeordneten aus dem Umzugs-
beschluß des Parlaments ergeben. 

Der Bundesminister des Innern hat zwischenzeit-
lich ein Maßnahmenpaket erarbeitet, das weitgehend 
dazu beitragen wird, die mit dem Umzug verbunde-
nen Belastungen bei den Betroffenen zu mildern. 
Dieses Paket bildet die Rahmenbedingungen für die 
dienstrechtlichen Regelungen für die Beamten und 
die tarifrechtlichen und einzelarbeitsvertraglichen 
Bestimmungen für die Angestellten und Arbeiter. In 
dieses Konzept werden die Beschäftigten der Bundes-
tagsverwaltung unmittelbar mit einbezogen. Der Per-
sonal- und Sozialkommission ist es von Beginn ihrer 
Beratung an ein besonderes Anliegen gewesen, daß 
die Bundesregierung ihre Absicht verwirklicht, die 
Beschäftigten der Bundestagsverwaltung, der Frak-
tionen und der Abgeordneten gleichzubehandeln. 
Nach Einschätzung der Kommission kann nur auf 
diese Weise das Ziel erreicht werden, das sich die 
Personal- und Sozialkommission gesetzt hat, daß 
niemand gegen seinen Willen nach Berlin umziehen 
muß. 

Die Personal- und Sozialkommission hat bei ihren 
Beratungen in bisher neun Sitzungen den Schwer-
punkt auf die Wohnungssituation in Berlin gelegt. 
Nach dem von der Bundesregierung erhobenen quan-
titativen Wohnungsbedarf möchte die Personal- und 
Sozialkommission auch die qualitativen Gesichts-
punkte gewahrt wissen. Beim Informationsbesuch in 
Berlin und im Lande Brandenburg am 12. Februar 
1992 konnten sich die Mitglieder der Kommission vor 
Ort in Gesprächen mit den zuständigen Dienststellen 
davon überzeugen, daß den Umziehenden angemes-
sener Wohnraum zu vergleichbaren Verhältnissen 
wie in Bonn zur Verfügung gestellt werden muß, um 
die Attraktivität des Umzugs zu erhöhen. 

Zur Ermittlung des Wohnungsbedarfs in qualitati-
ver Hinsicht hat die Personal- und Sozialkommission 
im April/Mai 1992 eine Umfrage zur Wohnungs- und 
Sozialsituation bei den Beschäftigten der Bundes-
tagsverwaltung, der Fraktionen, Gruppen und Abge-
ordneten durchgeführt. Bezogen auf den Wohnbedarf 
hat sich gezeigt, daß durch alle Einkommensschichten 
hindurch etwa 50 % aller Beschäftigten Wohneigen-
tum im Bonner Bereich besitzen. Bereits jetzt zeigt 
sich, daß die Beschäftigten im Falle eines Umzugs 
nach Berlin hinsichtlich der Wohnungsbedingungen 
nur wenige Abstriche machen wollen. Dem steht ein 
erheblich höheres Kostenniveau in Berlin entgegen, 

das nach dem derzeitigen Stand die Wohnungsan-
sprüche unbezahlbar macht. 

Die Lösung dieser Problematik ist für die Stärkung 
der Umzugsbereitschaft nach Berlin von herausragen-
der Bedeutung. Ob dabei nur zur Objektförderung 
des Wohnungsbaus, also zur verbilligten Zurverfü-
gungstellung von Wohnraum, oder zur Subjektförde-
rung,  also zu Wohnkostenzuschüssen, oder darüber 
hinaus zu fürsorgerechtlichen Maßnahmen gegriffen 
wird, bedarf noch weiterer Abklärung und wird ins-
besondere Gegenstand unserer Beratungen im Herbst 
1992 sein. 

Bei dieser Frage wie auch insgesamt bei den Bera-
tungen zeigt sich, daß Planungen der Personal- und 
Sozialkommission dann konkrete Formen annehmen 
können, wenn genauere Daten zum Umzug, insbeson-
dere zum Umzugszeitpunkt vorliegen. Insofern ergibt 
sich eine enge Verzahnung mit den Beratungen der 
anderen Kommissionen des Ältestenrates. 

An dieser Stelle möchte ich besonders auf die 
Zusammenarbeit mit den Personalvertretungen hin-
weisen. Sowohl die Personalräte der Bundestagsver-
waltung als auch der Fraktionen der CDU/CSU und 
SPD und die Gewerkschaften und Berufsverbände 
beim Deutschen Bundestag sowie die Vertretungen 
der Mitarbeiter der Abgeordneten wurden in alle 
Beratungen der Kommission mit einbezogen. Die 
Diskussionen können als äußerst fruchtbar bezeichnet 
werden, so daß deren Anregungen in die Beratungs-
ergebnisse einfließen konnten. Gleichzeitig konnte 
auf diese Weise den in weitem Umfang vorhandenen 
Ängsten der Beschäftigten entgegengewirkt werden, 
weil deutlich gemacht werden konnte, daß nicht am 
grünen Tisch über die Lebensplanung einzelner ent-
schieden wird. 

Lassen Sie mich zum Schluß noch sagen: Breiten 
Raum nahmen in den Beratungen der Personal- und 
Sozialkommission die Konzeptionen der Bundesre-
gierung und der FöderalismusKommission ein, 
Arbeitsplätze in Bonn zu erhalten bzw. nach Bonn zu 
verlagern. Durch die geplanten Behördenverlegun-
gen dürfte erreicht werden, daß eine angemessene 
Beschäftigungsmöglichkeit insbesondere für die Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeiter mir geringeren Ein-
kommen erhalten bleiben. Mir scheint es dabei beson-
ders wichtig zu sein, daß in die Vorschläge zur 
Verlegung von Bundesbehörden auch Behörden wie 
die Außenstelle des Statistischen Bundesamtes in 
Berlin mit einbezogen wurden, die gerade Bedienste-
ten dieser Einkommensschichten Arbeitsmöglichkei-
ten bieten. 

Mit der geplanten Personalbörse müßte es nicht nur 
für die Beschäftigten bei der Verwaltung des Deut-
schen Bundestages, sondern auch für die Beschäftig-
ten bei den Fraktionen und Abgeordneten möglich 
sein, bei den in Bonn verbleibenden oder einzurich-
tenden Behörden unterzukommen. In weitreichen-
dem Maße kann dann ein einfacher Austausch der 
Behörde erfolgen, ohne daß die Beschäftigten ihren 
Lebensraum verlassen müssen. 

Abschließend möchte ich kurz in die Zukunft blik-
ken. Die Wohnungssituation wird weiterhin eine her-
ausragende Rolle spielen. Erste Gespräche mit dem 
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Bundesinnenminister, dem Bundesfinanzminister und 
dem Bundesbauminister haben bereits stattgefunden; 
sie werden nach der Sommerpause fortgesetzt. Dabei 
sollen die bisherigen abstrakten Überlegungen in 
konkrete Einzelprojekte Eingang finden, mit denen 
den Betroffenen genauere Angaben zu den Wohnver-
hältnissen in Berlin gemacht werden können. 
Mein Dank gilt allen Mitgliedern der Kommission 

wie auch den Vertretern der Bundesregierung, die 
durch ihre Mitarbeit zu einem aus meiner Sicht 
erfreulichen Ergebnis der Arbeit der Personal- und 
Sozialkommission beigetragen haben. 
Ich will Sie mit zwei Zahlen noch einmal auf die 

Situation in Berlin und hier aufmerksam machen. In 
Berlin arbeiten gegenwärtig 57 000 Bedienstete bei 
den Bundesbehörden. Dabei sind die etwa 50 000 
Beschäftigten im nachgeordneten Bereich bei den 
Generaldirektionen der Bundesbahn und 50 000 
Beschäftigte bei der Deutschen Bundespost nicht 
mitgerechnet; diese Zahlen umfassen auch diejenigen 
Beschäftigten in den neuen Bundesländern. 
Alles in allem: Wenn wir in guter Zusammenarbeit 

zwischen Personalvertretungen und allen Mitgliedern 
unserer Kommission so weitermachen wie bisher, 
dann glaube ich, daß wir allen Ängsten und Befürch-
tungen der hier in Bonn Beschäftigten die Grundlage 
wesentlich entziehen können. In diesem Sinne wün-
sche ich uns allen eine weitere gute Arbeit. 

(Beifall im ganzen Hause) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Als nächster spricht 
der Abgeordnete Dietmar Kansy. 

Dr.-Ing. Dietmar Kansy (CDU/CSU): Frau Präsiden-
tin! Meine Damen und Herren! Beim Umzug nach 
Berlin spielen Baumaßnahmen eine entscheidende 
— natürlich nicht die alleinige — Rolle. So ist es nicht 
verwunderlich, daß Umfang, Dauer, Kosten und 
Umstände dieser Maßnahmen berechtigterweise als 
ein Gradmesser dafür betrachtet werden: Wie ernst ist 
der Wille, möglichst schnell nach Berlin zu kom-
men? 
Leider eignen sich diese Maßnahmen auch für 

einige wenige verbliebene Grabenkämpfer — mehr 
im Bereich der Medien als der Politik — dazu, die 
Schlachten von gestern immer wieder neu zu schla-
gen, obwohl wir in der Baukommission und in allen 
anderen Kommissionen vom ersten Tage unserer 
Arbeit an über alle Fraktionsgrenzen hinweg stets 
nach dem Prinzip gearbeitet haben: Der Beschluß vom 
20. Juni ist unumstößlich. Es geht jetzt um das Wie und 
nicht mehr um das Ob. Warum also Zweifel am 
baulichen Konzept, Kritik an dem angeblich zu großen 
Umfang der Baumaßnahmen, Vorwürfe zum Zeit-
punkt des Umzugs trotz vielfacher Erklärung von uns 
— wobei es den Berlinern zu langsam und den Bon-
nern zu schnell geht —, warum Polemiken über 
Kosten, wobei einerseits Vorwürfe zu hören sind, die 
Kosten seien viel zu hoch, und andererseits Vorwürfe, 
wir würden keine Kosten angeben? 
Ich möchte als Vorsitzender der Baukommission, 

die sich in sehr intensiver Arbeit mit Fakten und nicht 
mit Emotionen befaßt, diese Plenardebatte dazu nut-
zen, einiges klarzustellen. 

Der Deutsche Bundestag ist ein Arbeitsparlament. 
Für die Arbeitsfähigkeit — die Präsidentin hat es 
gesagt — haben wir den Raumbedarf entsprechend 
dem Status quo in Bonn zum Zeitpunkt der Abstim-
mung festgelegt, ohne irgendwelche Bonner Neubau-
ten. Ich lade die Bürgerinnen und Bürger und auch 
manche lautstarken Kritiker in den Medien ein, sich 
anzusehen, unter welchen räumlichen Verhältnissen 
wir schon hier in Bonn arbeiten. Der Deutsche Bun-
destag besteht ja nicht nur aus ein paar hundert 
Parlamentariern. Es sind fast 4 000 Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter, von unseren Sekretärinnen in den 
Büros bis zu Wissenschaftlern in den Enquete-Kom-
missionen. Wir brauchen vernünftige Flächen, wenn 
wir in dieser schwierigen Zeit arbeiten wollen. Das 
war unser Anspruch. Die 125 000 Quadratmeter 
Hauptnutzfläche, die wir in Bonn haben — ich sage 
noch einmal: die nicht ausreichend sind —, haben wir 
zur Grundlage der Arbeitsfähigkeit in Berlin genom-
men. Wer hier kritisiert, bringt das Parlament an den 
Rand der Arbeitsunfähigkeit. 

Es wird immer wieder die Frage gestellt: Warum 
gehen Sie nicht in die vielen Altbauten, die wir in 
Ostberlin haben? Erstens sind nicht alle sofort verfüg-
bar. Wir haben sie fast alle besichtigt. Zweitens gehen 
wir ja zum erheblichen Teil dorthin. Die Ministerien 
für Außenhandel und für Volksbildung und die ehe-
malige Pädagogische Akademie — vom Reichstag 
und dem Reichstagspräsidentenpalais will ich gar 
nicht reden — sind wichtige Bausteine zur Herstel-
lung der Arbeitsfähigkeit. Die ehemaligen DDR-
Ministerien der Justiz und der Kultur, das Gebäude 
der ehemaligen Generalstaatsanwaltschaft und an-
dere haben wir bereits für die Zwecke des Deutschen 
Bundestags gesichert. 

Zum Reichstag hat die Frau Präsidentin schon 
Stellung genommen. Ich möchte nur noch einmal 
wiederholen: Dieser Bau, zu dem wir uns nach langer 
Diskussion durchgerungen haben, verkörpert den 
schwierigen Weg Deutschlands zur Einheit in Freiheit 
und Demokratie. Es wird eine Riesenherausforderung 
werden, den Architektenwettbewerb, den wir mit der 
Abgabefrist 23. Oktober dieses Jahres ausgelobt 
haben, vernünftig zu gestalten. Das Preisgericht dafür 
wird vom 7. bis 9. und vom 27. bis 29. Januar 1993 
tagen. 

Zweitens, meine Damen und Herren, geht es — und 
das ist genauso wichtig wie das eigentliche Reichs-
tagsgebäude — um die Gestaltung des Parlaments-
viertels. Für das Areal des sogenannten inneren und 
äußeren Spreebogens sowie des östlich des Reichstags 
liegenden Dorotheenblocks haben wir bereits am 
25. März einen internationalen städtebaulichen Wett-
bewerb mit der Abgabefrist 12. Oktober 1992 ausge-
lobt. Das Preisgericht wird zweimal im Dezember 
dieses Jahres tagen. 

Dies ist die erste Stufe. Ich möchte nur noch sagen: 
Für die volle Funktionsfähigkeit des Bundestags, also 
weit nach dem Umzugstermin, haben wir einen Raum-
bedarf von insgesamt 185 000 Quadratmetern Haupt-
nutzfläche vorgesehen und eine Raumreserve von 
30 000 Quadratmetern, die weit in das nächste Jahr-
hundert reicht. 



8480 	Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode — 100. Sitzung. Bonn, Freitag, den 26. Juni 1992 

Dr.-Ing. Dietmar Kansy 
Meine Damen und Herren, im Februar nächsten 

Jahres — dies ist auch eine Antwort auf die Frage: 
Warum ist in Berlin nichts zu sehen? — werden die 
beiden Wettbewerbsergebnisse, die sehr eng aufein-
ander abgestimmt werden müssen, in einem zweiten 
Kolloquium— ich hoffe, wir nennen es diesmal „Bun-
destag Berlin"; das würde dann schon der Situation 
entsprechen — 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU 
sowie bei der SPD und der PDS/Linke 

Liste) 

mit der Öffentlichkeit diskutiert. Dann kommt eine 
Überarbeitungsphase von etwa einem Vierteljahr. 
Erst dann können Detailplanung, Entwurf, Ausschrei-
bung, Vergabe und Bau folgen. 

Bis zu diesem Zeitpunkt wird die von der Präsiden-
tin bereits erwähnte neu zu gründende Baugesell-
schaft des Bundes arbeitsfähig sein. Sie wird bundes-
eigen sein, aber privatrechtlich organisiert. Diese 
Form haben wir gewählt, um privatwirtschaftliches 
Handeln mit der grundgesetzlich vorgeschriebenen 
haushaltsrechtlichen Verantwortung des Bundes in 
Einklang zu bringen. 

Weil mir die Zeit die Möglichkeit versperrt, Details 
darzulegen, möchte ich vor uns selber, aber auch vor 
der Öffentlichkeit bekennen: Wir werden uns als 
Parlament in der Planungsphase über einen Beirat 
intensiv beteiligen, aber es wird nicht erneut eine 
baubegleitende Planung geben, bei der wir Parlamen-
tarier bis zum Schluß herumfummeln, selbst wenn die 
Gebäude schon im Bau sind. Es hat irgendwann 
einmal Schluß zu sein, und dann wird vernünftig 
gebaut. Das wird auch dem Terminplan guttun. 

Meine Damen und Herren, wir haben in dem 
Bericht bewußt keine Termine genannt, obwohl wir in 
der Baukommission Schätzungen vorgenommen ha-
ben, und zwar deshalb, weil uns der Abschluß der von 
mir schon erwähnten Wettbewerbe Anfang 1993 für 
eine seriöse Angabe der Zeiträume unabdingbar 
erscheint. Ich verhehle nicht: Um so enttäuschter sind 
wir, daß dies zu Vorwürfen und Spekulationen geführt 
hat. Berliner Stimmen „Der Umzug in ein wirklich 
arbeitsfähiges Parlament war doch in vier Jahren zu 
schaffen! " sind ebensowenig sachorientiert wie Bon-
ner Stimmen, die immer vom nächsten Jahrhundert 
reden. 

(Peter Conradi [SPD]: Jahrtausend!) 

Beide Aussagen sind falsch. Ich verbürge mich 
— ich sage das in der Öffentlichkeit — als Vorsitzen-
der der Baukommission dafür, daß wir weiter zügig 
und zielgerichtet arbeiten. Sollte das durch irgend 
jemanden behindert werden, werde ich das auch 
öffentlich sagen. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD) 

Aus ähnlichen Gründen wie bei den Terminen 
haben wir bei den Baukosten in diesem Bericht auf 
Angaben verzichtet. Selbstverständlich ist auch hier 
vorgedacht und in dem heute möglichen Rahmen 
diskutiert worden. Aber, meine Damen und Herren, 
man muß sich vor Augen führen, daß nur die Kosten 
zur Herstellung der Arbeitsfähigkeit umzugsbedingt 

sind, weil alles andere über den Status quo Bonn 
hinaus automatisch auch in Bonn zur Herstellung der 
vollen Funktionsfähigkeit angefallen wäre. 

Weiter muß man sich vergegenwärtigen, daß diese 
Kosten — ich würde einmal sagen: die Bauhauptko-
sten — erst ab etwa 1995 und dann auf die nächsten 
10 Jahre verteilt anfallen werden. Um aber auch hier 
unverantwortlichen Spekulationen und Aussagen 
etwas Paroli zu bieten, darf ich Sie auf einige Grob-
schätzungen in Anlage 3 des Berichts des Ältestenrats 
und der Konzeptkommission verweisen. Dort sind 
beispielsweise für den Deutschen Bundestag 3 Milli-
arden DM aufgeführt, davon 1 Milliarde DM nicht 
umzugsbedingt. Für die Bundesregierung sind grob 
4 Milliarden DM angegeben, davon 1 Milliarde DM 
nicht umzugsbedingt. Für die öffentlichen Anteile für 
die Wohnraumversorgung von Regierungs- und Par-
lamentsmitarbeitern ist eine Größenordnung von bis 
zu 2 Milliarden DM enthalten, für die Verkehrsinve-
stitionen, die nur auf Grund des Umzugs von Parla-
ment und Regierung erforderlich werden, ca. 3 Milli-
arden DM. Hinzu kommen Planungs- und Grund-
stückskosten, Personalumsetzungskosten sowie die 
Hilfen für die Stadt Bonn und die Region Bonn, zu der 
wir alle stehen. Dies aber ist eine Dimension, die mit 
manchen Veröffentlichungen der letzten Monate in 
den Medien überhaupt nichts zu tun hat. Ich möchte 
dies in dieser Debatte klarstellen. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU, der 
F.D.P., der SPD und der PDS/Linke Liste) 

Meine Damen und Herren, ich möchte mich bei den 
Mitarbeitern der Bundestagsverwaltung, den ver-
schiedenen Ministerien und des Berliner Senats — 
Herr Regierender Bürgermeister, es war eine gute 
Zusammenarbeit — bedanken. Die Sitzungen gingen 
oft bis spät in die Nacht. Wir werden weiterarbeiten; 
ich hoffe, daß Sie uns, was Ihre Mitarbeit be trifft, in 
demselben Maße unterstützen, wie das in den vergan-
genen Monaten der Fall war. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der F.D.P. und der 
SPD) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Als nächster spricht 
der Abgeordnete Professor Jürgen Starnick. 

Dr. Jürgen Starnick (F.D.P.): Frau Präsidentin! 
Meine Damen und Herren! Als wir vor einem Jahr an 
dieser Stelle über den Sitz des Deutschen Bundesta-
ges und der Regierung voller Emotion, Hoffnung, 
Ängste, letztlich aber im Bewußtsein unserer Verant-
wortung für die Entwicklung des wiede rvereinigten 
deutschen Staates diskutierten, war deutlich gewor-
den, daß es nicht in erster Linie um das Schicksal von 
Bonn und Berlin geht — obwohl regionale Interessen-
lagen in einer solchen Diskussion nie auszuklammern 
sind —, sondern daß wir vor allem den Ansatz für den 
Weg suchten, den ein wiedervereinigter, aber doch 
neuer gemeinsamer deutscher Staat gehen sollte, den 
Ansatz für seine Identität, für sein Verhältnis zur 
deutschen Geschichte, für seine Einordnung in 
Europa, für sein Gewicht in der internationalen Völ-
kergemeinschaft und last, not least für die Zukunfts- 
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perspektive und das Wohlergehen der Bürger, die in 
ihm leben. 

Deshalb ist wohl auch im Zusammenhang mit der 
heutigen Debatte die Frage erlaubt: Wo stehen wir 
heute? Können wir der Hoffnung sein, daß sich die mit 
der Wiedervereinigung verbundenen Erwartungen 
erfüllen, oder überwiegen die Enttäuschungen? 

In Berlin, wo die mit der Gewinnung der inneren 
Einheit verbundenen Probleme unvergleichlich stär-
ker sichtbar werden als anderswo, wo die Menschen 
mit den durch die Teilung bedingten unterschiedli-
chen Lebenserfahrungen unmittelbar aufeinander-
treffen und sich aneinander reiben, wo der Prozeß des 
Aufeinanderzugehens und des sich miteinander Aus-
einandersetzens beispielhaft und wohl auch stellver-
tretend für das gesamte Deutschland geführt wird, 
kann man sich zur Zeit nicht des Eindrucks erwehren, 
daß das, was Honecker durch die eigenstaatliche 
Identität der DDR zu erreichen versuchte, was den-
noch in der 40jährigen Geschichte des Nebeneinan-
ders von Bundesrepublik und DDR nicht gelang, 
nämlich die Deutschen auseinanderzudividieren, 
heute zwanglos vonstatten geht. 

(Beifall bei Abgeordneten der F.D.P. und der 
CDU/CSU) 

Die einerseits wohl fälschlich erweckten, überzoge-
nen Erwartungen, mit der Einführung der D-Mark und 
der Wiedervereinigung ließen sich die gleichen 
Lebensbedingungen und nahezu gleicher Wohlstand 
für alle Deutschen schlagartig erreichen, und die 
zufriedene Selbstbezogenheit andererseits, die dann 
in Unzufriedenheit umschlägt, wenn Anstrengungen 
abgefordert werden, läßt die Deutschen in Ost und 
West heute weiter voneinander entfernt erscheinen 
als je zuvor. 

Viele, die vor einem Jahr in der Debatte wirtschaft-
liche und soziale Auswirkungen einer Entscheidung 
über den Sitz des Parlamentes und die damit verbun-
dene persönliche Betroffenheit nicht gering erachte-
ten, gleichwohl die Bedeutung dieser Entscheidung 
für die Überwindung der deutschen Teilung und das 
Finden eines neuen Selbstverständnisses in den Vor-
dergrund stellten, mögen dieses wohl schon geahnt 
haben. 

Es mag deshalb nicht verwunderlich sein, daß die 
Frage, wie Parlament und Regierung mit der Entschei-
dung vom 20. Juni vorigen Jahres umgehen, als Prüf-
stein des guten Willens und für das Aufeinanderzuge-
hen der Menschen zwischen Ost und West verstanden 
wird. Am Umgang mit diesem Beschluß wird von den 
Bürgern draußen auch die Glaubwürdigkeit der Poli-
tik gemessen. Um so wichtiger ist es, daß der Beschluß 
vom 20. Juni Bestand hat. 

(Beifall bei Abgeordneten der F.D.P., der 
CDU/CSU und der SPD) 

Ich bin deshalb den Kollegen in meiner Fraktion, 
aber auch denen der anderen Fraktionen außeror-
dentlich dankbar, daß sie sich nach anfänglichen 
vereinzelten Bestrebungen, den Beschluß vom 
20. Juni zu revidieren, in eindeutiger Mehrheit und 
mit Entschiedenheit dafür ausgesprochen haben, den 

Beschluß umzusetzen und nicht mehr in Frage stellen 
zu lassen. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Ich habe als Berliner großen Respekt vor jenen, die 
im vorigen Jahr engagiert, ja leidenschaftlich für Bonn 
gefochten haben, aber heute klar und unzweifelhaft 
für die Verwirklichung dieses Beschlusses eintreten. 

(Beifall bei Abgeordneten der F.D.P. und der 
CDU/CSU — Ingrid Matthäus-Maier [SPD]: 

Danke!) 

Für viele, die ihren Wahlkreis in der Umgebung von 
Bonn haben, Frau Matthäus-Maier, ist dies sicherlich 
keine populäre Haltung. 

In Berlin werde ich oft gefragt, wie lange die 
Politiker in Bonn die Berliner noch schmoren lassen 
wollten, wann denn endlich konkrete Schritte für den 
Umzug des Parlamentes nach Berlin zu erkennen sein 
würden. Wenn ich darauf antworte, daß das, was der 
Bundestag am 20. Juni vorigen Jahres beschlossen 
hat, nämlich innerhalb von vier Jahren die Arbeitsfä-
higkeit des Parlamentes in Berlin zu erreichen, nicht 
realisierbar sei, sondern die Jahre 1997, 1998 einen 
realistischen Zeitpunkt für die volle Arbeitsaufnahme 
des Parlamentes in Berlin darstellten, so löse ich in der 
Regel Betroffenheit oder jenen mitleidigen Blick aus, 
der ausdrückt: Was bist du doch als Berliner Politiker 
in Bonn für eine Flasche. 

Sie sehen, liebe Kolleginnen und Kollegen aus dem 
Bonner Umfeld: Auch wir Berliner haben unser Kreuz 
zu tragen. Um so wichtiger ist es, daß wir uns davon 
nicht irritieren lassen, sondern vielmehr gemeinsam 
darangehen, alles Notwendige für Berlin und Bonn zu 
richten. 

Die Konzeptkommission hat unter Assistenz der 
Baukommission für Berlin ein gutes Stück Arbeit 
geleistet. Sie hat einhellig den Umzug nach Berlin als 
eine nationale Aufgabe begriffen, die nicht nur Ange-
legenheit des Parlamentes und der Regierung in 
Bonn, selbstverständlich auch der Berliner sei, son-
dern auch eine Angelegenheit, die alle Deutschen 
betrifft. Den Berlinern mag der Gedanke noch recht 
fremd sein, daß ihre kleine, ehemals eingemauerte 
Insel Berlin nicht mehr allein ihre Stadt, sondern die 
Hauptstadt aller Deutschen ist und daß diese die 
Berechtigung haben, sich in Berlin einzumischen. 

Spätestens durch die Tatsache, daß sich nicht nur 
deutsche Architekten und Städteplaner in großer 
Anzahl am städtebaulichen Wettbewerb für die 
Umgebung des Reichstagsgebäudes beteiligen, son-
dern daß dieser Wettbewerb eine weite internationale 
Aufmerksamkeit erfährt, wird deutlich werden, welch 
große Herausforderung mit der Umsetzung des 
Beschlusses vom 20. Juni verbunden ist. 

Dabei will das Parlament nach Meinung der Kon-
zeptkommission in Berlin nicht pompös oder monströs 
auftreten. Es versteht sich als ein bürgernahes Parla-
ment und will dies auch durch die Art der Bauten zum 
Ausdruck gebracht wissen. 

(Beifall bei der F.D.P.) 

Das Reichstagsgebäude soll nicht Repräsentationsort, 
sondern Arbeitsstätte sein. Wir Berliner mußten 
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erkennen, daß das Reichstagsgebäude gegenwärtig 
diesen Anspruch nicht erfüllen kann, sondern daß 
bauliche Verbesserungen erforderlich sind, wodurch 
der Ablauf des Reichstagsumbaues zum Taktgeber für 
den Umzug des Deutschen Bundestages nach Berlin 
wird. Man mag in Berlin manch böses Wort darüber 
verlieren. Aber Berlin hat nichts davon, wenn der 
Deutsche Bundestag nicht mit aller Kraft und in 
gewohnter Intensität am neuen Ort arbeiten kann und 
deshalb noch mit einem Standbein in Bonn bleibt. 

(Dr.-Ing. Dietmar Kansy [CDU/CSU]: So ist 
es!) 

So eröffnet sich auch die Chance, daß zeitgleich mit 
dem Umbau des Reichstagsgebäudes in seiner Umge-
bung Neubauten errichtet werden, durch die mehr als 
jene Arbeitsfähigkeit gewährleistet werden kann, die 
im Beschluß vom 20. Juni gemeint war. 

Berlin kann aber andererseits erwarten, daß in Bonn 
nunmehr der Mut aufgebracht wird, einen Zeitplan 
für den Umzug von Parlament und Regierung zu 
erarbeiten, an dem sich die Beteiligten zu orientieren 
haben werden. Dies wird nach der Sommerpause die 
wesentliche Aufgabe der Konzeptkommission — in 
Zusammenarbeit mit der Bundesregierung — darstel-
len. Um einen solchen Zeitplan auch einhalten zu 
können, sind Konzept- und Baukommission, wie Herr 
Kansy schon sagte, festen Willens, sich von jenen 
Unwägbarkeiten zu befreien, die bisher den Ablauf 
der Baumaßnahmen am Parlamentsgebäude in Bonn 
bestimmt haben. Es bedarf eines straff geführten 
Baumanagements, das uns Parlamentarier vor der 
Versuchung bewahrt, baubegleitend zu pl anen. 
Natürlich muß das Parlament auf seine Bauten in 
Berlin Einfluß nehmen können. Aber diese Einfluß-
nahme hat mit dem Abschluß der Vorplanung zu 
enden. Eine privatrechtliche Baugesellschaft, wie sie 
in Konzept- und Baukommission bereits intensiv dis-
kutiert und wie sie im vorliegenden Be richt im Grund-
ansatz beschrieben wurde, ist dafür der richtige 
Ansatz. Über die Feinheiten der Konstruktion sollte 
man sich gleich nach der Sommerpause verständi-
gen. 

(Beifall bei Abgeordneten der F.D.P.) 

Auch Bonn, so meine ich, kann mit der Arbeit der 
Konzeptkommission zufrieden sein. Trotz mancher 
Fingerhakeleien zwischen Bonn-Anhängern und Ber-
lin-Anhängern ist wohl allgemein anzuerkennen, daß 
die am 20. Juni formulierte Erwartung, eine faire 
Arbeitsteilung zwischen Bonn und Berlin zu finden, 
von allen Mitgliedern der Konzeptkommission ernst 
genommen wurde. Wenn auch das von der Regierung 
gefundene Modell bezüglich der Standortverteilung 
von Ministerien oder von Teilen derselben von vielen 
als nicht optimal, von manchen als schädlich für die 
Zusammenarbeit von Parlament und Regierung ange-
sehen wird, 

(Zuruf von der F.D.P.: Aus gutem Grund!) 

so muß man doch anerkennen, daß durch die Bildung 
von Politikbereichen in Bonn ein Weg eröffnet wird, 
durch den Bonn eine veränderte, ja neue Identität 
erlangen kann, mit der sich diese Stadt wirtschaftlich 
behaupten, ja für die Wirtschaft auch attraktiv erschei-
nen kann. 

Allerdings kann die Fürsorge für Bonn nicht Ange-
legenheit allein des Bundes sein. Das Land Nord-
rhein-Westfalen darf sich seiner Verantwortung für 
die Region Bonn nicht entziehen. Als Berliner weiß 
ich, daß es für die Entwicklung einer Stadt und einer 
Region auch schädlich sein kann, wenn man ihr eine 
bedrängte Lage allzusehr versüßt. Allzuviel Süße läßt 
die Zähne faulen; man  verliert den Biß und sieht 
schnell alt aus. 

Politik überzeugt durch Standhaftigkeit, mit der in 
ihr Argumente vertreten werden. Gleichwohl kann sie 
nicht statisch sein. Erlauben Sie mir deshalb, zu sagen, 
daß ich die acht in Bonn verbleibenden Bundesmini-
sterien als ein Faustpfand in Bonner Hand für das 
Versprechen betrachte, daß der Bund für die Entwick-
lung dieser Stadt verantwortlich bleibt. 

(Beifall der Abg. Editha Limbach [CDU/CSU] 
— Peter Conradi [SPD]: Ich hätte etwas 

Kritischeres erwartet!) 

— Das kommt ja noch. — Diese Verantwortlichkeit ist 
gerechtfertigt, weil diese verhältnismäßig kleine Stadt 
Bonn, außer daß sie eine Universitätsstadt ist, letztlich 
durch die Monostruktur als Verwaltungsstadt geprägt 
ist und weil es Jahrzehnte bedarf, eine solche Struktur 
zu ändern. 

Träte aber nun der Fall ein, eine in diese Struktur 
passende große internationale Institu tion käme nach 
Bonn, so änderte dies doch erheblich die Geschäfts-
grundlage für die bisher geführte Diskussion und den 
heute mehrheitlich gefundenen Konsens. 

(Dr. Wolfgang Weng [Gerlingen] [F.D.P.]: 
Das ist aber eine persönliche Auffassung von 

Ihnen!) 

— Ja, das sage ich auch durchaus. — Bonn sollte sich 
unter dieser Konsequenz eine solche Chance nicht 
entgehen lassen; wäre es dann doch mehr als eine 
Bundesstadt. 

(Ina Albowitz [F.D.P.]: Na, na!) 

In diesem Zusammenhang kann ich der Entschei-
dung der Bundesregierung, acht Ministerien in Bonn 
zu belassen, auch einen guten Aspekt abgewinnen. 
Ein Stichtagsumzug von Bundestag und Bundesregie-
rung, wovon manche mir vermittelte Vorstellung 
spricht, wird wohl nicht zu bewerkstelligen sein. 
Einen Umzug nach Berlin wird man als Prozeß begrei-
fen und strukturieren müssen, bei dem jene Kompo-
nenten, mit denen sich nicht die Konzeptkommission, 
sondern die Föderalismuskommission befaßt hat, ein-
zubeziehen sind. 

Ich will mich hier nicht mit den Beratungen der 
Föderalismuskommission auseinandersetzen, obwohl 
aus Berliner Sicht auf manche Ungereimtheiten auf-
merksam zu machen wäre. 

Aber die Realisierung dessen, was beide Kommis-
sionen vorschlagen, muß Zug um Zug erfolgen. Denn 
dieser Prozeß muß für die große Anzahl der hiervon 
Betroffenen erträglich gestaltet werden. 

(Beifall bei Abgeordneten der F.D.P.) 

Den Betroffenen muß die Möglichkeit eröffnet wer-
den, am gegenwärtigen Beschäftigungsort unter dem 
Dach der öffentlichen Hand den Arbeitgeber zu wech- 
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sein. Die Mitarbeiter des Deutschen Bundestags 
erwarten mit Recht von ihrem Arbeitgeber ein hohes 
Maß von Einsicht in ihre Belange und Flexibilität in 
der Art und Weise, wie sich dieser Prozeß für sie 
gestaltet. 

Den Beschäftigten sollte deshalb schon frühzeitig 
die Möglichkeit eingeräumt werden, sich in der einen 
oder anderen Weise entweder nach Berlin oder in 
Bonn verbleibend neu zu orientieren. Soweit sie sich 
für Berlin entscheiden, sollte ihnen bereits jetzt der 
Weg eröffnet werden, Vorsorge für einen neuen 
Lebensbereich zu be treiben. Das gilt vor allem für 
Wohnungen. Die Tatsache, daß dem Bund in Berlin 
die Wohnungen der Alliierten zufallen, sollte von der 
Bundesregierung nicht als eine Klemme be trachtet 
werden, in die man  kommt, weil zu befürchten ist, daß 
man bei einer zwischenzeitlichen Vermietung die 
Wohnungen nicht zu jedem Zeitpunkt zur Verfügung 
hat, zu dem man sie benötigt, sondern als eine 
Chance, Mitarbeiter in Bonn für Berlin gewinnen zu 
können. 

Auf jene 5 000 Wohnungen der Alliierten in Berlin 
sollten schon heute die Bundesbediensteten in Bonn, 
die sich für Berlin entscheiden, einen Zugriff haben. 
Dies wäre wohl auch eine Erleichterung für den 
angespannten Berliner Wohnungsmarkt, wo bereits 
heute die Nachfrage nach Wohnungen das Angebot 
übersteigt. 

Ich sehe das rote Lämpchen vor mir leuchten. Ich 
darf deshalb, obwohl ich gern noch einiges angefügt 
hätte, abschließend sagen, daß es auf dem Weg des 
Deutschen Bundestags nach Berlin noch viele Hürden 
zu überwinden gibt. Manche mag das beruhigen, 
manche sogar erfreuen. Aber wenn wir es mit der 
Vollendung der Einheit Deutschlands ernst meinen, 
müssen wir unsere ganze Kraft darauf richten, dieses 
Ziel zu erreichen. Hierfür bitte ich Sie um Ihre 
Unterstützung. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der 

PDS/Linke Liste) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Als nächste spricht 
die Abgeordnete Angela Stachowa. 

Angela Stachowa (PDS/Linke Liste): Frau Präsiden-
tin! Meine Damen und Herren! Als an jenem denk-
würdigen 20. Juni 1991 exakt um 21.49 Uhr die 
Schlacht der Argumente um Deutschlands Haupt-
stadt wohltuend zivilisiert geschlagen war und der 
Gewinner einen Namen hatte, standen am Schluß der 
Debatte die Worte: „Jetzt wird gefeiert." Heute befin-
den wir uns längst inmitten der Mühen der Ebenen, 
hatte doch ein trefflich formulierter Berlin-Antrag 
dereinst den Hauptstadtkuchen so verteilt, daß jede 
der beiden Seiten glauben konnte, sie habe das größte 
Stück erhalten. Spitze Zungen behaupten gar, daß 
Berlin allein den Titel, Bonn aber die Funktionen 
erhalten habe. Doch enthalten wir uns dieser Art von 
Polemik und erinnern wir uns kurz. 
Die Entscheidung des Bundestages für den Berlin

-

Antrag war zuvorderst eine politische und wurde 
zudem auch im Wissen um die zu diesem Zeitpunkt 

unzureichenden sachlich-fachlichen Grundlagen des 
Für und Wider getroffen. 

Zwei Überlegungen waren jedoch dominant; 
erstens die, daß Politik dort gemacht werden müsse, 
wo die Probleme der deutschen Politik, nament lich 
der Vollendung der Einheit Deutschlands, besonders 
spürbar seien; zweitens jene, daß eine Entscheidung 
für Berlin ein Votum für eine gleichberechtigte Ent-
wicklung der fünf neuen Bundesländer sowie für 
integrative Ost-West-Beziehungen in Europa weit 
über die EG-Grenzen hinweg wäre. 

Wenn die Konzeptkommission, deren Mitglied ich 
bin, ein Jahr danach in dem vorgelegten Bericht 
mehrheitlich feststellt, daß die zentralen Entscheidun-
gen vorbereitet und getroffen seien, um die zügige 
und gleichberechtigte Verwirklichung des Beschlus-
ses in allen seinen Teilen zu gewährleisten, so sollten 
wir diese Wertung — vornehmlich mit Blick auf die 
genannten Ansprüche — doch noch etwas intensiver 
hinterfragen. Niemand schätzt die jetzt geleistete 
immense Arbeit gering. Dennoch muß mit aller Deut-
lichkeit festgestellt werden, daß der Sichtwinkel 
— abgesehen von verschiedenen Äußerungen zur 
Stadt Bonn —, nüchtern betrachtet, möglicherweise 
einige Nummern zu klein ist. 

(Dankward Buwitt [CDU/CSU]: Haben Sie 
sich denn an der Arbeit beteiligt?) 

— Ich denke schon. 

(Dankward Buwitt [CDU/CSU]: Ich habe Sie 
aber nie gesehen! — Jochen Feilcke [CDU/ 
CSU]: Aber sie hat zu Protokoll gegeben, daß 

sie dazugehört!) 

— Sie können das an den Unterschriften in der 
Anwesenheitsliste sehen. — Es sollte insgesamt, 
meine ich, etwas größer angedacht werden. Aber dies 
ist lediglich ein Zwischenbericht. 

Lassen Sie mich dafür ein besonders plastisches 
Beispiel nennen. An einer einzigen Stelle im Be richt 
blickt, bezogen auf ein Teilproblem, etwas durch, was 
man ansatzweise als großen Atem bezeichnen könnte. 
Ich zitiere: 

Das künftige Parlamentsviertel ist ein herausra-
gender Ort in der Mitte Berlins, an  dem die 
Chance besteht, mit einer neuen räumlichen und 
strukturellen Ordnung die über 40 Jahre getrenn-
ten Teile der Stadt wieder zusammenzufügen und 
diesem Bereich seine gesellschaftliche sowie 
städtebauliche Identität zurückzugeben. 

Es ist zweifelsohne zweitens unumst ritten, daß die 
Vorbereitung des Umzugs des Parlaments und die 
Ansiedlung der Kernbereiche der Regierungsfunktio-
nen in Berlin mit Akribie bet rieben werden müssen. 
Daß aber an die Ausgestaltung Berlins nahezu aus-
schließlich in der Fragestellung gedacht wird: Wie 
kann man die aufgeteilte alte Hauptstadt Bonn in 
Berlin unterbringen und wie Verkehr und Kommuni-
kation zur Resthauptstadt Bonn bewerkstelligen?, ist 
politisch nicht zu verantworten. Während die ausführ-
lichen geistigen Bemühungen um das Profil der Bun-
deshauptstadt Bonn im Bericht mit der sinnbildlichen 
Überschrift „Zukunft Bonns" eingeleitet werden, 
kann ich bisher weder im konzeptionellen noch im 
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praktischen Vorgehen Ansätze erkennen, die Zukunft 
Berlins in den Dimensionen der langfristig-schöpferi-
schen Planung seiner neuen Gesamtfunktion bei einer 
gegebenen Kulturlandschaft in des Wortes weitestem 
Sinne vorzudenken. 

(Dr.-Ing. Dietmar Kansy [CDU/CSU]: Wo 
waren Sie denn in den zwölf Kolloquien, die 

wir zwischenzeitlich gemacht haben?) 
Ganz gleich, was man nimmt, ob stadtstrukturelle 

Ordnungen, Wohnungen oder Mieten und Verkehr, 
all dies wird vorrangig aus der Sicht des Regierungs- 
und Parlamentsbedürfnisses gedacht und nicht in 
erster Linie aus der Sicht der in dieser Stadt wie in 
ihrem Umland lebenden Menschen, von der nachhal-
tigen Förderung einer zukunftsorientierten Wirt-
schaftsstruktur und dem Ausbau von Wissenschaft, 
Forschung, Bildung und Kultur ganz zu schweigen. 
Gerade weil dem so ist, weil keine markanten 

Orientierungseckpunkte gesetzt werden, wächst in 
Berlin von Tag zu Tag die Gefahr der weiteren 
Eskalation von Fehlentwicklungen in Gestalt des 
Davongaloppierens der Bodenpreise, der Mietexplo-
sionen, des Wohnungsnotstandes, der Arbeitslosig-
keit, des Kahlschlages in der Kultur — um hier nur 
einiges zu nennen. 
Man muß deshalb keine prophetische Gabe besit-

zen, wenn man schon jetzt feststellt, daß so etwa um 
das Jahr 2000 herum, wenn der Beschluß des Bundes-
tages vielleicht verwirklicht sein wird, deutsche Poli-
tik genau dort gemacht wird, wo die Probleme der 
deutschen Einheit besonders spürbar sein werden, 
falls jetzt nicht die notwendige Korrektur erfolgt. So 
weit aber wollte der eingangs genannte Aspekt der 
politischen Entscheidung für Berlin wohl doch nicht 
gedacht worden sein. 
Die Mehrzahl der Abgeordneten der Gruppe PDS/ 

Linke Liste ist deshalb der Auffassung, daß schnellst-
möglich ein Umdenken erfolgen muß. Nicht das 
Forcieren von Teilplanungen, sondern die Erarbei-
tung eines Gesamtkonzepts ist nötig — deshalb unser 
vorliegender Entschließungsantrag in Drucksache 
12/2850. Wir sind der Meinung, daß weitere Einzel-
entscheidungen ohne trag- und mehrheitsfähiges 
Gesamtkonzept die Gestaltung der deutschen Haupt-
stadt und die Vollendung der Einheit Deutschlands 
nicht befördern, sondern unnötig teuer und kompli-
zierter werden lassen. Damit wäre aber weder den 
Menschen in Berlin noch den Befürwortern Berlins 
und in der Endkonsequenz auch nicht den Anhängern 
Bonns gedient. 
Verantwortliche Entscheidung durch den Deut-

schen Bundestag und die Bundesregierung und nicht 
vorschnelles Schaffen von Fakten ohne Gesamtkon-
zept, das müßte unsere Devise sein. Ich rufe dazu 
auf. 
Ich danke für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der PDS/Linke Liste) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Als nächster spricht 
der Kollege Franz Müntefering. 

Franz Müntefering (SPD): Liebe Kolleginnen und 
Kollegen! Die Frau Präsidentin hat vorhin den Vorsit-

zenden der Kommissionen des Ältestenrates für 
deren Arbeit gedankt. Sie hat sich natürlich nicht 
selbst miteinbezogen. Ich finde aber, wir sollten als 
Bundestag ihr ein herzliches Dankeschön für ihre 
Arbeit an der Spitze der Konzeptkommission sagen. 

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU, der 
F.D.P. und dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-

NEN) 

Umziehen ist eine komplizierte Angelegenheit; das 
haben wir in dem Jahr gelernt. Das gilt generell; aber 
das gilt besonders, wenn Zehntausende von Men-
schen mit ihren Familien umziehen, wenn man in eine 
städtebauliche Gemengelage hineingeht, die ein 
Stück kompliziert ist, wenn der Zielort einige hundert 
Kilometer weit weg ist und wenn die Institutionen, um 
die es geht, hier Bundestag und Regierung, hand-
lungsfähig bleiben müssen, auch in der Phase des 
Umzugs. Das ist eine komplizierte Angelegenheit; das 
haben wir gelernt. 

Der Umzug nach Berlin ist eine Aufgabe von 
allerhöchster Komplexität, eine Aufgabe, die wir zu 
erfüllen haben. Die Logistik für diese Arbeit müssen 
wir erst langsam aufbauen, sowohl beim Bundestag 
und bei der Bundesregierung als auch in Berlin und in 
Bonn. Da gibt es viele Dinge, die aufeinander abge-
stimmt werden müssen. 

Es gibt bisher kein schuldhaftes Verzögern bei der 
Umsetzung des Beschlusses vom 20. Juni 1991. Wenn 
es eine Änderung des Terminplans, der vorgegeben 
war, gegeben hat, dann liegt das daran, daß der 
Beschluß im Grundsatz klar, aber in diesem Detail 
nicht realitätsnah war. Wir haben im Laufe des Jahres 
festgestellt: Das mit den vier Jahren wird nicht gehen. 
Wir werden im weiteren noch darüber zu sprechen 
haben, wann wir die genaue Terminfixierung für den 
Umzug des Deutschen Bundestages vornehmen kön-
nen. 

Ich bin dafür, daß wir dies sobald wie möglich 
machen; aber ich bin auch dafür, daß wir das erst dann 
tun, wenn wir den Termin verantwortlich benennen 
können. Wovor wir uns hüten müssen, ist, daß erneut 
ein Termin genannt wird, der irgendwann wieder in 
Frage steht. Wir müssen Mitte nächsten Jahres, wenn 
die Wettbewerbe ausgewertet sind und wenn vor 
allen Dingen für die Großbaustelle Spreebogen die 
nötigen Zeitplanungen durch die Baugesellschaft, die 
zu gründen ist, vorliegen, so schnell wie möglich 
miteinander festlegen: Das ist das Halbjahr, das ist das 
Jahr, in dem der Umzug stattfindet. Das muß dann 
auch klar sein, damit Berlin, Bonn und alle, die 
betroffen sind, auch wissen, woran sie sind. 

(Peter Kittelmann [CDU/CSU]: Sehr gut!) 

Wir müssen aber auch sehen, daß das in Berlin eine 
Baustelle von außerordentlicher Intensität wird. Ich 
muß das so deutlich sagen, damit es draußen keine 
Illusion darüber gibt. 

(Peter Kittelmann [CDU/CSU]: Die Men

-

schen müssen endlich etwas davon sehen!) 

Es geht nicht nur darum, wie schnell man ein Haus, 
Ausschußsäle, Fraktionssäle und das Kanzleramt 
bauen kann, sondern es geht darum, wie man dies 
einigermaßen zeitgleich, synchronisiert mit vielen 
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anderen Aufgaben, die zu erfüllen sind, hinbekommt. 
Wir müssen sehen, daß es außer der Baustelle am 
Spreebogen, wenn die Bundesregierung nicht zu 
bremsen ist, 2 km weiter, in der Mitte von Berlin, noch 
eine geben wird, die ähnlich groß ist. 

Wir müssen — ich will nicht sagen, es wird die 
dichteste Baustelle der Welt sein, aber etwas ähnli-
ches wird es schon sein, auf 2,5 mal 1,5 km wird viel 
verbaut werden — genau wissen, daß die Logistik für 
diese Aufgabe der entscheidende Punkt ist, an dem 
wir gemessen werden. Deshalb müssen wir da genau 
sein. Deshalb muß die Baugesellschaft, die wir schaf-
fen werden, so ausgestattet sein, daß sie das leisten 
kann. 

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU) 

Das können wir nicht selbst. Da müssen Profis ran. Das 
wollen wir denen gerne in die Hand geben — mit der 
nötigen Vorbereitung und Kontrolle. 

Also: Umziehen ist kompliziert, aber Umziehen ist 
auch eine Chance. Umziehen ist eine Chance für 
Berlin, für Bonn und für den Bundestag. Für Berlin, 
wenn Berlin es schafft, sich als Bundeshauptstadt mit 
Bundestag und Bundespräsident, mit Kernbereichen 
der Bundesregierung als die Hauptstadt Deutschlands 
darzustellen. Es ist eine Chance für Bonn, wenn Bonn 
seine Möglichkeiten, die wir ihm geben werden, 
nutzt, von einer guten Ausgangsbasis seine Politikbe-
reiche, so wie man es wünscht, auszubauen. Es ist eine 
Chance für den Bundestag, weil wir bei dieser Gele-
genheit des Umzugs zweifelsfrei auch einige unserer 
alten Gewohnheiten überprüfen sollten. Da geht es 
um Funktionszusammenhänge, um die Rolle des Par-
laments, um die Publikumsfreundlichkeit des Parla-
mentsgebäudes und um die Bedeutung wachsender 
Beteiligung von Bürgerinnen und Bürgern. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 

Umziehen ist kompliziert. Umziehen ist eine 
Chance. Umziehen ist auch ein Risiko. Ein Risiko will 
ich ganz kurz benennen: Ich sehe es in der Arbeitstei-
lung der Bundesregierung, wie sie bisher vorgeschla-
gen worden ist. Die Vorstellung, daß zukünftig zehn 
Minister mit Ministerium in Berlin und acht in Bonn 
sein sollen, ist eine Vorstellung, die nicht einleuchtet. 
Deshalb setze ich noch einmal den Vorschlag dage-
gen, daß wir uns dafür entscheiden, daß natürlich das 
Kanzleramt, aber auch alle Ministerien und alle Mini-
ster ihren Dienstsitz in Berlin nehmen, daß aber alle 
Ministerien mit dem größten Teil ihres Ministeriums-
körpers, ihrer Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, in 
Bonn bleiben. Das ist nicht eine schmale Kopfstellen-
regelung nach Weng, das ist auch nicht eine Lösung 
nach Geißler, wonach alles in Bonn bleiben sollte, 
sondern das ist die praktikablere und vernünftigere 
Möglichkeit der Organisation von Regierung, 

(Dr. Wolfgang Weng [Gerlingen] [F.D.P.]: Ich 
bin da beweglich!) 

wobei man das immer noch mit einer vernünftigen 
Organisationsreform der Regierung selbst koppeln 
kann. Darauf sollten wir Wert legen. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Die Art und Weise, wie der Deutsche Bundestag 
seinen Beschluß vom 20. Juni 1991 umsetzt, wird das 
Bild vom Deutschen Bundestag in Deutschland in den 
nächsten ein, zwei Jahrzehnten entscheidend mitprä-
gen. 

(Beifall bei der SPD) 
Deshalb ist das Wichtigste, was wir uns vornehmen 
müssen, Realitätssinn und Solidität im Sinne des 
Beschlusses. Mit Realitätssinn und Solidität haben wir 
es bisher gehalten, das werden wir auch weiterhin tun. 
Ich bin da ganz guter Dinge. 
Vielen Dank. 
(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU und der 
F.D.P. — Dr. Wolfgang Weng [Gerlingen] 
[F.D.P.] meldet sich zu einer Zwischen

-

frage) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Herr Müntefering, 
Sie haben das Podium schon verlassen, und Herr 
Weng steht erstaunt am Mikrophon. 

(Franz Müntefering [SPD]: Ich bin eben 
schneller als Weng! — Heiterkeit) 

Aber vielleicht kann er trotzdem noch seine Frage 
stellen? 

Dr. Wolfgang Weng (Gerlingen) (F.D.P.): Ich wollte, 
Frau Präsidentin, nur darauf hinweisen, daß wir mit 
diesem schmalen Kopfstellenmodell nicht abschlie-
ßend festgelegt sind, sondern die Idee des Kollegen 
Müntefering sicherlich aufnehmen könnten, wenn 
hier nur über das Thema diskutiert würde. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Ist das eine 
Frage?) 

— Das ist eine Kurzintervention. 
Aber dazu müßte mein Antrag die nötige Zahl von 

Unterschriften haben, um das überhaupt in den Bun-
destag einbringen zu können. Deswegen wollte ich 
dem Kollegen raten, den Antrag zu unterschreiben. 

(Peter Conradi [SPD]: Schleichwerbung!) 
— Das ist keine Schleichwerbung, das ist offene 
Werbung, Herr Conradi, im Unterschied zu dein, was 
Sie üblicherweise machen. 

(Peter Kittelmann [CDU/CSU]: Jetzt hat er es 
ihm aber gegeben!) 

Franz Müntefering (SPD): Ich darf nach § 27 Abs. 2 
unserer Geschäftsordnung kurz antworten: Zunächst 
ist das Sache der Bundesregierung gewesen. Zu 
dieser Bundesregierung gehören ein paar Minister, 
denen Sie vielleicht nahebringen könnten, das noch 
einmal zu überlegen. Entscheiden Sie es aber gleich in 
der Fraktion, nicht im Präsidium, damit der Beschluß 
auch gilt, den Sie dann fassen. 

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD und der 
CDU/CSU) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Nun hat der Kollege 
Konrad Weiß das Wort. 

Konrad Weiß (Berlin) (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! 
Mein Eindruck von dem, was sich im Bereich Umzug 
Bonn/Berlin tut, ist durchaus zwiespältig. Das ist zum 
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einen durch sachliche Arbeit gekennzeichnet, die ich 
anerkenne, in der Konzept- und Föderalismuskom-
mission, in der Personal- und in der Baukommission, 
zum anderen aber auch durch das wiederholte und 
dumme Infragestellen unserer Entscheidung im ver-
gangenen Jahr. 
In dieser Woche findet in Bonn die 50. Demons tra-

tion statt. Ich respektiere das als Ausdruck echter 
Sorge. Aber ich frage mich: Wann findet in Bonn 
endlich die erste Demons tration statt gegen die 
Arbeitslosigkeit in Ostdeutschland, gegen die Woh-
nungsnot in Ostdeutschland, gegen die Enteignung in 
Ostdeutschland und dagegen, daß Hunderttausende 
Ostdeutscher mobil sein müssen, um ihrer Arbeit 
nachgehen zu können? Sie gehen ihrer Arbeit nach 
von Thüringen nach Bayern , von Ost-Berlin nach 
West-Berlin, von Sachsen-Anhalt nach Hessen. 
Ich habe den Eindruck, meine Damen und Herren 

— und da teile ich die Einschätzung vieler Kollegen 
nicht —, daß in den Behörden durchaus gebremst 
wird. Wie anders ist es sonst zu erklären, daß ganze 
Heerscharen von Beamten nicht in der Lage sind, eine 
genaue Kalkulation für den Umzug zu erstellen, 
sondern statt dessen die abenteuerlichsten Summen 
in dreistelliger Milliardenhöhe kursieren, die im 
Grunde genommen kontraproduktiv sind? Leider 
unterstützt die Bundesregierung diese Versuche 
dadurch, daß sie — entgegen ihren Beteuerungen — 
ein Regierungssplitting für den Umzug vorsieht. Dies 
widerspricht eindeutig dem Hauptstadtbeschluß, wo-
nach Bonn Verwaltungszentrum, aber nicht Regie-
rungssitz bleiben soll. 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Herr Weiß, gestatten 
Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten Seifert? 

Konrad Weiß (Berlin) (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Ja. 

Dr. Ilja Seifert  (PDS/Linke Liste): Herr Weiß, Sie 
sprechen gerade von den großen Summen, die immer 
im Gespräch sind. Was würden Sie davon halten, 
wenn beispielsweise ein Gebäude Unter den Lin-
den 13-15, das der Deutschen Bank heute mit 
Beschluß des Parlaments zugeschanzt werden soll, für 
das Parlament genutzt wird? Ich denke, ein Gebäude, 
das die Deutsche Bank nutzen kann, könnten wir auch 
ganz gut nutzen. 

(Beifall bei der PDS/Linke Liste — Zuruf von 
der CDU/CSU: Ich denke, Sie wollen Geld 

für den Osten Deutschlands haben?) 

Konrad Weiß (Berlin) (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Ich teile durchaus Ihre Einschätzung, daß die 
Deutsche Bank nicht ganz arm ist und sicher auch in 
der Lage wäre, ein anderes Objekt zu erwerben, daß 
sie nicht auf das Almosen des Bundes angewiesen 
ist. 

(Beifall bei der PDS/Linke Liste) 
Ich frage mich also, meine Damen und Herren, ob 

die Bundesministerien für Verteidigung, für Bildung 
und Wissenschaft, für Gesundheit, für Landwirtschaft 
und für wirtschaftliche Zusammenarbeit nach Auffas-
sung der Bundesregierung wirklich so zweitrangig, so 

unbedeutend und so überflüssig sind, daß sie sich 
nicht in Berlin sehen lassen können. Ich teile ja die 
Auffassung, daß das Ministerium für Verteidigung 
gern in Bonn bleiben kann und hier schrumpfen sollte; 
gegen eine weitere Ausdünnung der Regierung auf 
diese Art und Weise bin ich nicht. 

Auf zwei Stühlen sitzt auf Dauer niemand gut, auch 
nicht ein breiter Kanzler. Dieses Splittingkonzept ist 
auf Dauer nicht tragfähig. Meine Erfahrung aus dem 
Petitionsausschuß, aus den Eingaben von vielen tau-
send Bürgerinnen und Bürgern ist, daß die Beamten 
ihren Ministern und ihren Staatssekretären schon 
heute auf der Nase herumtanzen, daß Entscheidun-
gen herausgehen, die untragbar sind und dem Anse-
hen der Bundesrepublik Deutschland schaden. Wie 
soll das erst werden, wenn die Katze aus dem Haus ist, 
der Kanzler in Berlin ist, aber die Beamten hier in Bonn 
sich selbst überlassen sind? 

(Eckart Kuhlwein [SPD]: Das ist völlig 
unmaßgeblich — bei diesem Kanzler, meine 

ich!) 

— Über Vergleiche kann man immer streiten; mir 
würde auch etwas anderes einfallen. 

Es muß klar sein, meine Damen und Herren: Berlin 
ist das politische Zentrum Deutschlands. 

Ich möchte Ihnen zwei Agenturmeldungen aus 
dieser Woche als Beleg für die tatsächlichen Verhält-
nisse nennen. In dieser Woche hat der Haushaltsaus-
schuß des Deutschen Bundestages beschlossen, dem 
kränkelnden, dahinsiechenden, bedürftigen Bonn 
eine Soforthilfe von 150 Millionen DM zu gewähren, 
davon in diesem Jahr 50 Millionen DM. Die andere 
Agenturmeldung lautet: Dem Haushalt in Berlin f eh

-len für das kommende Jahr 8,4 Milliarden DM. Des-
halb müssen dort Studienplätze abgebaut werden, 
muß das Wohngeld gekürzt werden. Deshalb müssen 
3 500 Stellen im Senat abgebaut werden. Deshalb 
müssen die Kindergartenbeiträge erhöht werden. 

Meine Damen und Herren, gestern haben wir im 
Deutschen Bundestag doch eine Debatte darüber 
geführt, daß Kinder und Kinderkriegen gefördert 
werden sollen. Ich habe viele schöne Worte gehört. 
Wo bleiben da die Taten? Was will Bonn mit dem Geld 
anfangen? Will  es Kindergärten bauen oder neue 
überflüssige Prunkbauten wie das häßliche Bonn

-

Museum, das in der vergangenen Woche eröffnet 
worden ist? 

(Editha Limbach [CDU/CSU]: Herr Weiß, Sie 
wissen doch genau, weshalb Ausgleichslei

-

stungen erforderlich sind! — Weitere Zurufe 
von der CDU/CSU) 

— Ich finde es häßlich; es ist ein wirklich häßliches 
Museum. 

(Peter Kittelmann [CDU/CSU]: Das mag ja 
sein, das ist aber subjektiv!) 

— Ich rede doch nur subjektiv, ich kann nicht objektiv 
reden, Sie, glaube ich, auch nicht. Sie können immer 
nur als „ich" reden, aber nicht als „wir". „Vom ich 
zum wir", das ist lange her, das gab es irgendwann 
einmal in der SED. Ich weiß nicht, ob Sie da Ihre 
Auffassung herhaben. 
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Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Herr Weiß, gestatten 
Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten Conradi? 

Peter Conradi (SPD): Herr Abgeordneter Weiß, 
warum haben Sie uns damals, vor fünf Jahren, als wir 
beschlossen haben, dieses Museum zu bauen, nicht 
gesagt, daß die deutsche Einheit und der Hauptstadt-
beschluß kämen? 

(Heiterkeit bei der SPD) 

Konrad Weiß (Berlin) (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Ich habe das zwar nicht vor fünf Jahren gesagt, 
Herr Conradi, aber bald danach. Vielleicht lesen Sie 
— Sie sind ja ein gebildeter Mensch — gelegentlich 
„Die Zeit". 

(Jochen Feilcke [CDU/CSU]: Ein eingebilde-
ter!) 

Hätten Sie das in der Vergangenheit getan, so wäre 
Ihnen nicht entgangen, daß ich das bereits zu einem 
sehr frühen Zeitpunkt gesagt habe. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Der Rohbau war 
schon fertig!) 

— Nein, der Rohbau war noch nicht fertig. 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Gestatten Sie eine 
weitere Zwischenfrage der Abgeordneten Limbach? 

Konrad Weiß (Berlin) (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Ja, gern. 

Editha Limbach (CDU/CSU): Herr Kollege Weiß, 
wissen Sie wirklich nicht, daß die Soforthilfe für die 
Region Bonn deshalb notwendig ist, weil Bonn und 
die Region Strukturveränderungen in die Wege leiten 
und bewältigen müssen, und zwar auf Grund des 
Beschlusses vom 20. Juni des vergangenen Jahres 
sowie des damit verbundenen Verlusts von Arbeits-
plätzen von etwa 10 % der hiesigen Bevölkerung? Das 
sind Zahlen, die erheblich sind. Ist es nicht ein 
Unterschied, ob in einem laufenden Haushalt Geld 
fehlt oder ob Strukturwandlungen, die durch einen 
Beschluß des Deutschen Bundestages erforderlich 
sind, mit sehr bescheidenen Summen gefördert wer-
den müssen? 

Konrad Weiß (Berlin) (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Ich weiß das durchaus, Frau Kollegin; ich 
respektiere das. Aber ich weiß auch, daß Berlin in 
ungleich höherem Maße mit ähnlichen Problemen 
konfrontiert ist, ohne entsprechende Förderung zu 
bekommen. 
Meine Damen und Herren, die Arbeit der Kommis-

sion ist durchaus zu würdigen. Ich will mir das 
allerdings hier ersparen. Meine Redezeit ist sehr 
knapp. 
Ich will aber noch einige kritische Anmerkungen zu 

dem machen, was bisher beschlossen worden ist. Dazu 
gehört, daß der Umzug des Bundestages erst nach 
Herstellung der Arbeitsfähigkeit und unter Verzicht 
auf Provisorien stattfinden sollte. Ich denke, es stände 
dem Deutschen Bundestag gut an, das Schicksal, das 
Los von Hunderttausenden, von Millionen Deutschen 
zu teilen, die in diesen Zeiten mit Provisorien leben 
müssen. Wir können doch nicht mit schlechtem Bei-

spiel vorangehen und erst alles perfekt und fertig 
haben wollen, ehe wir uns von der Stelle bewegen. 

(Dr.-Ing. Dietmar Kansy [CDU/CSU]: Herr 
Kollege, es geht doch nicht um uns Abgeord

-

nete! Es geht doch um die 10 000, 12 000 oder 
15 000 Menschen! Es geht um Wohnun

- gen!) 

— In Berlin stehen bereits heute zehntausend — das 
kann der Regierende Bürgermeister sicher genau 
sagen — Wohnungen frei, die vom Bundesvermö-
gensamt zurückgehalten werden. Die drohen zu ver-
fallen. 

(Jochen Feilcke [CDU/CSU]: So viel nicht! — 
Brigitte  Baumeister [CDU/CSU]: Es sind 

wesentlich weniger!) 

— Sicher, nicht so viel, aber immerhin Tausende. Der 
Regierende Bürgermeister wird Ihnen die genaue 
Zahl sicher nennen können. Es ist — so finde ich — ein 
Skandal, wenn Wohnungen, ohne daß ein Konzept 
dafür vorliegt, wann sie denn genutzt werden können 
— ob in fünf, in sechs oder in acht Jahren —, vom 
Bundesvermögensamt, nicht vom Senat, leerstehen 
gelassen werden. 

Meine Damen und Herren, die Verhandlungen 
über die Rechtsverhältnisse sind naturgemäß schwie-
rig und nicht befriedigend. Aber ich denke, auch hier 
könnte bei mehr Engagement der Bonner Beamten 
durchaus einiges gemacht werden. Auch wenn die 
Klärung der Rechtsverhältnisse objektiv schwierig ist, 
so müßte es doch möglich gewesen sein, innerhalb 
eines Jahres zu befriedigenden Verhandlungsergeb-
nissen zu kommen. 

Eines will ich ganz klar sagen: Ich habe kein 
Verständnis für Spekulanten und für Ur-Ur-Uralt-
erben, die darauf hoffen, vom Bund in großer Höhe 
entschädigt zu werden und deshalb auf ihren Grund-
stücken sitzen. Ich bin der Auffassung, daß man hier 
ganz schnell und ganz entschieden enteignen muß. 
Die Leute können zu einem angemessenen Preis 
entschädigt werden. Aber diese Grundstücke und 
Immobilien müssen unmittelbar für den Umzug zur 
Verfügung stehen. 

Ich will ein Weiteres nennen: Ich glaube, daß die 
Großzügigkeit der Personalkommission durchaus 
nicht in die soziale Situation paßt, die wir in Ost-
deutschland haben. Ich bin ostdeutscher Abgeordne-
ter und kann nur als solcher sprechen. Ist es denn eine 
Strafe, in die deutsche Hauptstadt versetzt zu wer-
den? 

(Peter Kittelmann [CDU/CSU]: Im Gegen

-

teil!) 

Muß das denn wirklich mit großen Prämien bezahlt 
werden? Müssen denn Vorruhestandsregelungen 
gefunden werden, für die jeder Ostdeutsche zehn 
Jahre noch kostenlos arbeiten würde? 

Meine Damen und Herren, meine Redezeit ist um. 
Ich hätte noch mehr anzumerken. Ich glaube, der 
Zustand ist nicht befriedigend. Berlin ist Hauptstadt, 
und diese Bundesregierung muß endlich dementspre-
chend handeln. 

(Beifall bei Abgeordneten der PDS/Linke 
Liste) 
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Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Als nächster spricht 
der Abgeordnete Dr. Franz Möller. 

Dr. Franz Möller (CDU/CSU): Frau Präsidentin! 
Meine Damen und Herren! Liebe Kolleginnen und 
Kollegen! Auf diese polemischen Rundumschläge und 
Unwahrheiten des Vorredners will ich nicht näher 
eingehen. Mit dieser Argumentation und mit diesen 
Überlegungen wären wir dem Beschluß, den wir vor 
einem Jahr gefaßt haben, mit Sicherheit nicht gerecht 
geworden. 
Ich meine aber, daß es heute auch aus unserer Sicht 

angemessen ist, den vier Kommissionen, ihren Vorsit-
zenden und Mitgliedern, aber auch den Verwaltun-
gen, insbesondere dem Arbeitsstab Berlin/Bonn im 
Bundesinnenministerium, für die hervorragende Ar-
beit herzlich zu danken, die sie in den letzten zwölf 
Monaten geleistet haben. Sie haben — durch die 
Berichte wird das bestätigt — Brücken über die Grä-
ben geschlagen, die sich im vergangenen Jahr aufge-
tan haben. Das war eine der ganz wichtigen Auf ga-
ben,  die wir in den letzten zwölf Monaten zu bewäl-
tigen hatten. Dafür danken wir. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 
Die heutige Beratung ist keine Fortsetzung der 

Debatte vom 20. Juni 1991. Die unterschiedlichen 
Auffassungen bestehen nach wie vor. Wir in der 
Region Bonn haben damals erklärt, den Beschluß zu 
respektieren, was wir auch getan haben. Heute geht 
es um die Umsetzung und um die Ausfüllung des 
Beschlusses des vergangenen Jahres. 
Hinsichtlich des normativen Teils des Beschlusses 

vom 20. Juni, Sitz des Deutschen Bundestages ist 
Berlin, und seiner Umsetzung enthält der Bericht die 
einzelnen Schritte für die Arbeitsfähigkeit und volle 
Funktionsfähigkeit des Bundestages in Berlin. 
Zu der Erwartung des Bundestages, daß die Bun-

desregierung den Kernbereich der Regierungsfunk-
tionen nach Berlin verlegen soll, hat die Bundesregie-
rung in ihrem Bericht eine Aufteilung der Ministerien 
vorgesehen. Der Kritik des Landes Berlin an dieser 
Aufgabenteilung ist entgegenzuhalten, daß in dem 
Beschluß vom 20. Juni an keiner Stelle eine komplette 
Verlagerung der Bundesregierung nach Berlin vorge-
sehen ist. Der Beschluß spricht nur vom Kernbereich 
der Regierungsfunktionen und sagt ausdrücklich, daß 
Bereiche der Ministerien und Teile der Regierung in 
Bonn verbleiben sollen. In der Begründung sagen die 
Verfasser des Beschlusses vom 20. Juni deutlich und 
klar, daß Regierungsstellen ihren Sitz in Berlin neh-
men sollen. 
Das wird durch den Beschluß der Konzeptkommis-

sion und auch des Ältestenrates jetzt umgesetzt. Bonn 
nimmt als Standort von wichtigen Ministerien, die mit 
der europäischen Entwicklung und anderen Politik-
bereichen zu tun haben, auch künftig wichtige politi-
sche Aufgaben wahr. Nur dadurch kann das weitere 
Ziel des Beschlusses vom vergangenen Jahr erreicht 
werden, den größten Teil der Arbeitsplätze in Bonn zu 
erhalten. 
Andere konzeptionelle Überlegungen, die wir auch 

soeben wieder von Herrn Kollegen Müntefering und 
anderen Kollegen gehört haben, werden dem 
Beschluß vom 20. Juni nicht gerecht. Denn diese 

Überlegungen beeinträchtigen etwa das Kopfstellen-
modell und die Funktionsfähigkeit der Bundesregie-
rung in unvertretbarer Weise. Sie bergen insofern 
auch die Gefahr eines Rutschbahneffektes in sich und 
reduzieren die Rolle und die Funktion Bonns auf 
untergeordnete Verwaltungsfunktionen. Das wäre 
mit dem Grundsatz der fairen Arbeitsteilung zwi-
schen Berlin und Bonn nicht vereinbar. 

Die Region Bonn, die als Bundeshauptstadt über 
40 Jahre beim Aufbau und der Identifikation des 
demokratischen, an bundesstaatlichen Prinzipien 
orientierten Deutschlands Wesentliches geleistet hat, 
hat einen Anspruch darauf, auch weiterhin eine 
bedeutende Rolle im politischen Raum einzuneh-
men. 

(V o r sitz : Vizepräsident Dieter-Julius 
Cronenberg) 

Der Beschluß des Bundestages vom vergangenen 
Jahr wird zu Arbeitsplatzverlusten in den Ministerien 
in Höhe von etwa 23 000 Stellen führen. Weitere 
25 000 Stellen kommen mittelbar hinzu. Durch den 
Beschluß der Föderalismuskommission werden aber 
nur 9 300 Arbeitsplätze wieder nach Bonn verlagert. 
Ich glaube, das steht in keinem gerechten Verhältnis. 
Ich will das jetzt nicht beklagen, sondern nur sagen, 
daß damit in Bonn weit über 30 000 Arbeitsplätze 
direkt und indirekt gefährdet sind. 

(Dr. Dorothee Wilms [CDU/CSU]: Sehr 
wahr!) 

Das wird leider Gottes sehr schnell vergessen und der 
Eindruck erweckt, als wenn die Region den Schlag des 
vergangenen Jahres bereits verkraftet hätte. Dieser 
Eindruck ist falsch. 

Die Region muß auf einer vollständigen Umsetzung 
des Beschlusses vom 20. Juni 1991 bestehen und den 
Bund in die Pflicht nehmen, als Veranlasser für die 
Folgen auch die finanzielle Verantwortung zu tragen 
und für einen gerechten Ausgleich zu sorgen. Die 
Ansiedlung von Arbeitsplätzen ist so lange durch den 
Bund zu fördern, bis der Verlust tatsächlich ausgegli-
chen ist. Eine Beteiligung der Region und der Länder 
ist nur bei Projekten gerechtfertigt, die nur teilweise 
mit dem Umzug in Verbindung stehen. 

(Beifall der Abg. Editha Limbach [CDU/ 
CSU]) 

Das hat die Konzeptkommission einvernehmlich fest-
gestellt. 

Besonderes Augenmerk werden wir auf die gesetz-
liche Regelung richten; die Bundesregierung hat das 
angekündigt. 

Ein kurzer Ausblick: Trotz der jetzt erkennbaren 
Bemühungen der verschiedenen Kommissionen des 
Deutschen Bundestages und der Vorstellungen und 
Absichten der Bundesregierung bleibt der Beschluß 
vom 29. Juni schlecht — für Bonn, aber auch für 
Berlin. 

(Editha Limbach [CDU/CSU]: Sehr richtig!) 

Mit dem heutigen Bericht wird jedoch eine faire 
Arbeitsteilung zwischen Bonn und Berlin in den 
Grundrissen sichtbar. Diese Arbeitsteilung zwischen 
Bonn und Berlin wird aber nur dann gelingen und 
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Bestand haben, wenn sich alle auf Dauer bemühen, in 
einem breiten Konsens auch die Auswirkungen zu 
tragen. Wir sind dazu bereit. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU, der 
F.D.P. und der SPD) 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Das Wort 
hat der Abgeordnete Peter Conradi. 

Peter Conradi (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Wer in den letzten Monaten die Presse 
verfolgt und in den Sitzungen der Kommissionen gut 
zugehört hat, hatte oft den Eindruck, es gehe um den 
Kampf zweier Städte, einen historischen Kampf wie 
zwischen Sparta und Athen — oder Böblingen und 
Sindelfingen —, 

(Heiterkeit — Beifall bei Abgeordneten der 
SPD — Dr.-Ing. Dietmar Kansy [CDU/CSU]: 

Oder Conradi und Ehmke!) 
um Berlin und Bonn. 
Es gab ein manchmal ärgerliches, manchmal 

lächerliches Gefeilsche um vermeintliche Vorteile. 
„Im Verteilungskampf zwischen Bonn und Berlin", so 
schrieb eine Zeitung, „gibt es keine Schamgrenze". 
Manchmal hatte man den Eindruck, Bonn stehe sym-
bolhaft für den Westen dieser Republik, der sich mit 
Zähnen und Klauen dagegen wehrt, etwas abzuge-
ben. 

Ich habe Verständnis dafür, daß die Wunden der 
Entscheidung vom letzten Jahr schwer verheilen. Ich 
habe großes Verständnis für die Sorgen der Betroffe-
nen, nicht ganz so großes für die Sorge der Betroffenen 
in der B-Besoldung. Wir nehmen diese Sorgen ernst. 
Der Zwischenbericht macht deutlich, daß wir uns um 
die Sorgen der Betroffenen, um ihre Zukunft küm-
mern. Aber das Stänkern und das Feilschen sollte jetzt 
aufhören. Bonn ist wichtig, Berlin ist wichtig; aber 
wichtiger als Bonn und Berlin ist die Arbeitsfähigkeit 
von Parlament und Regierung. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
CDU/CSU) 

Daß das Parlament und die Regierung bei der 
Umsetzung des Verteilungskonzepts der Bundesre-
gierung arbeitsfähig sein werden, bezweifle ich: Zehn 
Ministerien in Berlin, acht in Bonn, erste und zweite 
Dienstsitze, viel Hin und Her — das alles überzeugt 
nicht. Das Modell befriedigt das Prestigebedürfnis 
Bonns — politisches Zentrum, zweiter Regierungssitz; 
das steht zwar alles nicht im Beschluß, aber es macht 
warm —, realistisch ist es nicht. Die Bonner Ministe-
rien werden zweitklassig sein, weitab vom Parlament, 
weitab vom Bundeskanzler, weitab vom Bundesfi-
nanzminister. Jeder zukünftige Bundeskanzler und 
jede zukünftige Bundeskanzlerin kann im Rahmen 
der Richtlinienkompetenz des Art. 65 des Grundge-
setzes die Aufteilung der Ministerien ändern. Der 
Beschluß der Bundesregierung gibt Bonn keine 
Sicherheit. 

Den Geißler-Vorschlag — die Regierung bleibt in 
Bonn, das Parlament geht nach Berlin — hat das Haus 
klar abgelehnt. Auch eine Neuauflage mit einem 
Kopfstellenmodell kommt nicht in Frage. 

Der Beschluß vom 20. Juni will in Bonn ein Verwal-
tungszentrum des Bundes. Das wird am besten 
erreicht, wenn die überwiegend mit Verwaltungsauf-
gaben befaßten Regierungsstellen hier in großen 
Bundesverwaltungsämtern zusammengefaßt wer-
den. 

(Editha Limbach [CDU/CSU]: Wie erhalten 
Sie dann den größten Teil der Arbeits

-

plätze?) 
Die Bearbeitung der Zahnarztrechnung des dritten 
Botschaftsrats im Tschad, die Sockenbestellung für 
den Bundesgrenzschutz oder die Überwachung des 
Hauptzollamtes in Lörrach sind keine politischen 
Aufgaben. Es kann viel mehr in Bonn verbleiben, als 
derzeit geplant wird. 

(Editha Limbach [CDU/CSU]: Ich habe nach 
dem größten Teil der Arbeitsplätze ge

-

fragt!) 
Das wäre eine große Chance für eine schlankere, 

beweglichere, politischere Bundesregierung. Es 
müßte eine Lust sein zu regieren. Wir sollten weiter 
darüber reden, ob der Verteilungsplan, der jetzt 
vorgeschlagen wird, wirklich das Gelbe vom Ei ist. 
Bis jetzt reden wir vor allem von Quadratmetern, 

Gebäuden, Bauzeiten, Terminen und Geld. Die Auf-
gabe, Berlin mit dem Umzug von Parlament und 
Regierung zur Hauptstadt zu machen, ist aber nicht 
nur eine quantitative Aufgabe, sie ist vor allem eine 
qualitative Herausforderung. Was ist eine Haupt-
stadt? Wie stellt sich eine Hauptstadt, wie stellen sich 
Regierung und Parlament dar? 
In Bonn haben wir auf der grünen Wiese gebaut; in 

Berlin ist die Geschichte überall präsent: die Kaiser-
zeit, die Weimarer Republik, die Pläne und Bauten der 
Nazis wie der SED. Dort zu bauen ist eine geistige und 
eine kulturelle Aufgabe. Da müssen wir mit den 
Berlinern rücksichtsvoll umgehen, nicht wie eine 
neue Besatzungsmacht. 
Es gibt einige ungute Beispiele, etwa wenn das 

Bundespräsidialamt verlangt, beide Spree-Uferwege 
am Schloß Bellevue aus Sicherheitsgründen zu sper-
ren — ähnlich dann der Bundeskanzler —; oder wenn 
jetzt verlangt wird, das Opernpalais mit Bürokraten 
des Präsidialamts zu besetzen. Man könnte fast sagen, 
die Herren seien machtversessen. 

(Heiterkeit — Beifall bei Abgeordneten der 
SPD und der CDU/CSU) 

So jedenfalls sollte sich eine Demokratie in Berlin 
nicht aufführen. 
Das gilt auch für den Plan der Bundesregierung, in 

der Mitte Berlins vier große Ministerien unterzubrin-
gen. Das ist unfreundlich, das erschlägt die Mitte der 
Stadt. Wir wollen dort die Mischung von Läden, von 
Bildung, von Restaurants, von Wohnen, auch von 
Büros. Dort kafkaesk Bürokratensilos zu bauen, in 
deren Gängen man auf Rollschuhen entlangfahren 
muß, ist kein guter Vorschlag. Warum sollte in Berlin 
nicht möglich sein, was in anderen Hauptstädten Usus 
ist, nämlich die Regierung, die Ministerien kreuz und 
quer in der Stadt in vielen Gebäuden unterzubrin-
gen? 

Ich plädiere dafür, daß wir mit den Berlinern freund-
lich umgehen; wir kommen nicht als Gäste, wir 
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kommen, um zu bleiben. Wir wollen das Einverständ-
nis der Berliner mit unseren Plänen, d. h. wir wollen 
sie in das, was wir vorhaben, einbeziehen. 
Vielen Dank. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD, der CDU/ 
CSU, der PDS/Linke Liste und des BÜND-

NISSES 90/DIE GRÜNEN) 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Das Wort 
hat der Abgeordnete Kittelmann. 

Peter Kittelmann (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Wir wissen alle: Wir haben 
am 20. Juni vorigen Jahres einen wichtigen und 
historischen Beschluß gefaßt und sind gemeinsam 
dabei, diesen umzusetzen. 

(Zuruf von der F.D.P.: Ihn umzubringen!) 

Im Vorfeld gab es heftige Auseinandersetzungen; und 
auch im Nachklang schien es zunächst so, als wenn 
sich die Gemüter nicht beruhigen könnten, Frau 
Matthäus-Maier. Dieser Beschluß ist aber Resultat 
eines demokratischen Meinungsprozesses; er ver-
langt unser aller Respekt, und er mahnt auch zur 
Friedenspflicht. 
Inzwischen rauchen Berlin- und Bonn-Befürworter 

die Friedenspfeife. Je länger sie sie rauchen, um so 
mehr und besser schmeckt der Tabak. Die Zutaten 
können sich, so meine ich, durchaus sehen lassen. Der 
Zwischenbericht der Konzeptkommission führt sie 
aus. 
Sowohl für die Glaubwürdigkeit des Deutschen 

Bundestages als auch für die Nation insgesamt scheint 
es mir von herausragender Bedeutung zu sein, noch 
einmal festzustellen, daß Berlin nicht nur Hauptstadt 
ist und Sitz des Bundestages sein wird, sondern eben 
auch Sitz der Bundesregierung. So klar dies mit dem 
Beschluß besiegelt ist, so klar ist die Konsequenz des 
Beschlusses, nämlich eine sinnvolle Arbeitsteilung 
zwischen Berlin und Bonn. Deshalb heißt es im 
Beschluß der Bundesregierung eindeutig und unmiß-
verständlich: Berlin ist Sitz der Bundesregierung, und 
das heißt: ohne Wenn und Aber. 
Ich freue mich darüber, daß der Ausgleich für Bonn 

zu einer grundsätzlichen Sicherheit der Region führen 
wird. Deshalb mein Appell an die kleinen Minderhei-
ten, die in den Medien häufig unverhältnismäßig 
großes Echo finden und damit einen falschen Ein-
druck vermitteln: 

(Zuruf von der CDU/CSU: Sehr richtig!) 

Schließen auch Sie Ihren Frieden mit einem Beschluß, 
der unumkehrbar ist! 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der SPD) 

Diese Unumkehrbarkeit ist nicht nur Folgerung des 
hier behandelten Beschlusses, sondern inzwischen 
politischer Wille — das bitte ich zur Kenntnis zu 
nehmen — der großen Mehrheit des Deutschen Bun-
destages. 
Für Berlin gab es nie Zweifel daran, daß mit dem 

Beschluß eine große Verpflichtung eingegangen wird 
und Berlin-Befürworter auch an ihrer Glaubwürdig-

keit gemessen werden. Deshalb freuen wir Berliner 
uns, daß der Beschluß so umgesetzt wird, wie es der 
Bericht im wesentlichen dokumentiert. Besonders 
betont werden muß in diesem Zusammenhang die 
enge Zusammenarbeit zwischen Bau- und Konzept-
kommission, die sich in der Praxis hervorragend 
bewährt hat. 

Es ist bedauerlich, zu sehen, daß zeitliche Vorgaben 
nicht ganz eingehalten wurden; doch sind die zentra-
len Entscheidungen vorbereitet und schon getroffen 
worden. Eine zügige Umsetzung des Beschlusses muß 
gewährleistet werden. 

Ich darf aber auch sagen: Die Berliner Bevölkerung 
möchte so schnell wie möglich Baukräne und tiefe 
Gruben sehen, wo gearbeitet wird. Das heißt: Aus der 
Diskussion hinein in die praktische Umsetzung! 

Der Beschluß des 20. Juni will einen Ausgleich 
zwischen Bonn und Berlin. Der Ausgleich zwischen 
neuen und alten Bundesländern ist dabei von ebenso 
großer Bedeutung. Es bleibt festzustellen, daß sehr 
viele Kompromisse ausgearbeitet wurden, die nicht 
immer die Zustimmung Berlins gefunden haben. Das 
betrifft nicht nur, Herr Minister Seiters, die Aufteilung 
der Ministerien, sondern auch die problematische 
Formulierung wie die des ersten und des zweiten 
Dienstsitzes. 

(Peter Conradi [SPD]: Sehr richtig!) 

Ist eine solche Formulierung nicht kontraproduktiv 
zur vollen Arbeits- und Funktionsfähigkeit der Bun-
desregierung? 

In Berlin, aber auch darüber hinaus auch in vielen 
Gebieten Deutschlands bleibt die Frage: Hätte der 
Umzug, vor allen Dingen der des Parlaments, nicht 
schneller und konsequenter vollzogen werden kön-
nen? Die Differenzierung zwischen Arbeits- und 
voller Funktionsfähigkeit wird häufig verwischt. 

Auch die Ergebnisse der Föderalismuskommission, 
über die wir gleich sprechen werden, sind aus Berliner 
Sicht nicht unproblematisch. Das betrifft nicht nur die 
Enttäuschungen Berlins über den geplanten Abzug 
des Bundesverwaltungsgerichts und wesentlicher 
weiterer Einrichtungen, sondern auch die Grundsatz-
frage, ob hier wirklich eine gerechte Aufteilung im 
Sinne des Teilens zwischen den neuen und den alten 
Bundesländern stattgefunden hat. Ob es der Weisheit 
letzter Schluß ist, daß Institutionen, die im östlichen 
Teil Berlins gerade neu gestaltet wurden, jetzt wieder 
abgezogen werden, das wissen die Götter. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der SPD) 

Meine Damen und Herren, ich sage eindeutig, daß 
für mich der vorgesehene Schwerpunkt von Entwick-
lungs- und Europainstitutionen in Bonn nicht heißen 
wird, daß nicht auch von Berlin als Sitz der Bundesre-
gierung und des Deutschen Bundestages wesentliche 
Impulse der Europa- und Entwicklungspolitik ausge-
hen werden. Es ist für uns beruhigend, daß die 
Föderalismuskommission ihre Arbeit fortsetzen soll. 

Ich darf abschließen: Viele Probleme werden, wie 
aus den Kommissionen ersichtlich, weiter in der Dis-
kussion bleiben. Dabei wird es stets einen schwierigen 
Balanceakt zwischen der möglichen optimalen Orga- 
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nisation der Bundesregierung und ihrer Verantwor-
tung gegenüber dem Parlament auf der einen Seite 
und einem akzeptablen Ausgleich für Bonn, aber nicht 
nur für Bonn, sondern für alle Bundesländer auf der 
anderen Seite geben. 
Ich denke, die Berichte der Kommission haben die 

notwendigen Pflöcke eingesetzt. Die deutsche Öffent-
lichkeit erwartet von uns Politikern aller Parteien ein 
ernstes Umsetzen des Beschlusses vom 20. Juni in 
politische Verantwortung. Werden wir dieser Auf-
gabe gerecht! 
Danke schön. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der SPD) 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Nun er-
teile ich der Abgeordneten Ing rid Matthäus-Maier das 
Wort. 

Ingrid Matthäus-Maier (SPD): Herr Präsident! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Vor fast 
genau einem Jahr entschied der Bundestag, daß 
Berlin zukünftig Sitz von Regierung und Parlament 
sein werde. Es wird Sie nicht verwundern, daß ich 
auch nach diesem Jahr diesen Beschluß für eine 
Fehlentscheidung halte. 
Herr Conradi, Sie sagen, diese Skepsis der Bonn-

Befürworter habe etwas damit zu tun, daß der Westen 
nichts an den Osten, in diesem Fall nach Berlin, 
abgeben wolle. 

(Peter Conradi [SPD]: Symbolhaft!) 
Ich glaube, das ist falsch, das trifft nicht den Punkt. 
Der Punkt ist ein anderer: Sehr viele Menschen in 

unserem Lande sind bereit, zu teilen, Solidarität zu 
üben und auch abzugeben. Aber ein Grund für die 
Politikverdrossenheit und die Verärgerung ist, daß 
das gesamte Geld und die gesamte Energie nicht in 
die Schaffung neuer Arbeitsplätze und in den Bau von 
Wohnbauten gesteckt werden, sondern in den Bau 
von neuen Repräsentationsbauten. 

(Peter Kittelmann [CDU/CSU]: Das sind auch 
Arbeitsplätze! — Dr.-Ing. Dietmar Kansy 
[CDU/CSU]: Sie meinen das Schürmann

-

Gebäude?!) 
Aber entschieden ist entschieden. Ich habe bereits 

vor der Abstimmung erklärt, daß ich die Entscheidung 
respektiere. 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Frau Ab-
geordnete, sind Sie bereit, eine Zwischenfrage des 
Abgeordneten Weiß zu beantworten? 

Ingrid Matthäus-Maier (SPD): Ja. 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Bitte 
schön. 

Konrad Weiß (Berlin) (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Frau Kollegin, sind Sie wirklich der Meinung, 
daß die Schaffung von drei Bundesbehörden im Land 
Brandenburg mit insgesamt 1 714 Arbeitsplätzen eine 
gerechte Teilung bedeutet, daß es hierbei gerecht 
vorgeht? 

Ingrid Matthäus-Maier (SPD): Dies hat Herr Conradi 
nicht gesagt. Herr Conradi hat gesagt — ich gebe es 
sinngemäß wieder —: Der Widerstand derer, die für 
Bonn waren, spiegele die Nichtbereitschaft des 
Westens wider, mit dem Osten zu teilen. Dies ist nicht 
nur eine Fragen von Behörden — wir werden in der 
Diskussion über die Föderalismuskommission dar-
über sprechen —, dies ist auch eine Frage von sehr, 
sehr vielen Dingen, die wir gemeinsam im Bundestag 
beschlossen haben. Es gab im letzten Jahr Transfers 
von etwa 150 Milliarden DM, in diesem Jahr gibt es sie 
wieder. Ich halte das für richtig. Ich gehöre zu denen, 
von denen Sie wissen, daß sie meinen, das reicht nicht 
aus. Heute morgen haben wir noch über die Verlän-
gerung der Investitionszulage abgestimmt. Alles 
Dinge, die teuer sind. 
Im übrigen, Sie sind fast nie in der Konzeptkommis-

sion anwesend, Herr Kollege. Das muß ich einmal 
sagen, wenn Sie mich fragen. Wenn Sie allein sehen, 
wie viele Abgeordnete, hochbezahlte Bürokraten und 
Ministerialbeamte in der Konzeptkommission und in 
den anderen Kommissionen sich um die Umsetzung 
des Beschlusses kümmern, dann verstehen Sie, was 
ich meine, wenn ich sage und dabei bleibe, es wäre 
aus meiner Sicht besser gewesen, wenn wir die 
gesamte Energie und das viele Geld in die Schaffung 
neuer Arbeitsplätze und den Bau von Wohnungen 
gesteckt hätten und nicht in den Bau von Repräsenta-
tionsbauten in Berlin. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD — Peter 
Conradi [SPD]: Was heißt das, „Repräsenta

-

tionsbauten"?) 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Frau Ab-
geordnete, nun fahren Sie aber in Ihrer Rede fort, sonst 
ist die Antwort länger als die ganze Redezeit. Bitte 
schön. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Meinten Sie wirk

-

lich den Schürmann-Bau, Frau Matthäus

-

Maier?) 

Ingrid Matthäus-Maier (SPD): Aber, ich habe 
gesagt, entschieden ist entschieden. 
Trotz dieser verbleibenden Meinungsunterschiede 

finde ich, daß wir in der Konzeptkommission gemein-
sam viel erreicht haben. Das ist ein Fortschritt. Zwei 
Beispiele: Es besteht Einvernehmen darüber, daß es 
zur Umsetzung des Beschlusses eines Gesetzes 
bedarf, um die Aufgabenverteilung zwischen Bonn 
und Berlin festzulegen. Aber für den Inhalt dieses 
Gesetzes darf ich darauf hinweisen, daß der Beschluß 
vom 20. Juni eben zwei Teile hat, und zwar den 
Umzugsteil, aber auch den Teil des Ausgleiches für 
die Region Bonn. Es ist darauf zu achten, daß in diesem 
Gesetz nicht nur der Umzugsteil, sondern auch der 
Ausgleichsteil für Bonn gemäß den Versprechungen 
umgesetzt wird. Dafür haben wir alle gemeinsam den 
Auftrag des Bundestages erhalten. 

(Abg. Martin Grüner [F.D.P.] meldet sich zu 
einer Zwischenfrage) 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Also, ich 
lasse das jetzt noch einmal zu. Aber ich mache darauf 
aufmerksam, daß es bei Fünf-Minuten-Beiträgen wie 
bei einer Aktuellen Stunde an sich nicht üblich ist, 
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Zwischenfragen zuzulassen, da sonst in der Tat die 
Summe der Antworten länger ist als die zugestandene 
Redezeit. Ich wäre dankbar, wenn sowohl die Frage 
als auch die Antwort kurz wären. 

Bitte sehr. 

Martin Grüner (F.D.P.): Ich bedanke mich sehr. Frau 
Kollegin, sind Sie nicht der Meinung, daß dieses 
erzielte Übereinkommen in der Konzeptkommission 
damit zu tun hat, daß Kosten bisher nicht bekannt sein 
können und auch nicht bekannt sind? 

(Peter Conradi [SPD]: Sie haben offenbar den 
Bericht nicht gelesen!) 

Ingrid Matthäus-Maier (SPD): Ich glaube, daß der 
Kollege Grüner im Prinzip recht hat. Damit bin ich 
genau bei meinem nächsten Punkt. In diesem Gesetz-
entwurf muß endlich — so schreibt es das Vorblatt 
vor — eine seriöse Kostenschätzung und ein Finanzie-
rungsplan enthalten sein. Die Stunde der Wahrheit 
kommt. Daß die Kosten für eine solche Mammutaktion 
höher sein werden, als m anche sich das denken — 
wobei ich ausdrücklich sage, die Zahl von 100 Milli-
arden DM halte ich für völlig unseriös — — 

(Jochen Feilcke [CDU/CSU]: Damit haben 
Sie in der Region Propaganda gemacht! — 
Peter  Conradi [SPD]: Auch 50 Milliarden 

sind unseriös!) 

— Ich bitte um Entschuldigung, keiner, der in diesem 
Raume sitzt, hat aus meiner Erinnerung die Zahl 
100 Milliarden in den Mund genommen. Ich jeden-
falls habe das nicht getan und die Kollegen aus der 
Region auch nicht. 

(Peter Conradi [SPD]: Aber ja! — Zuruf von 
der CDU/CSU: Sie haben sogar von 200 Mil-

liarden gesprochen!) 

Daß solche Sachen, vor allen Dingen, wenn sie sich so 
massieren, besonders teuer sind, sieht man daran, daß 
der Plenarsaal — Herr Kansy, wenn ich unrecht habe, 
korrigieren Sie mich bitte —140 Millionen DM kosten 
sollte und jetzt 240 Millionen DM kostet. Es erweist 
sich bei solchen Bauten schlicht und einfach, daß sie 
nachher sehr viel teurer sind, als man sich das vorher 
denkt. 

(Zuruf von der F.D.P.: Der Architekt ist doch 
ein armes Würstchen!) 

Außerdem begrüße ich, daß die Konzeptkommis-
sion einhellig bekräftigt hat, daß entsprechend dem 
Veranlasserprinzip der Bund die finanzielle Verant-
wortung auch für die Ausgleichsmaßnahmen durch 
Wirtschaftsförderung trägt. 

Strittig bleibt, was unter dem „größten Teil der 
Arbeitsplätze" zu verstehen ist. Die Bundesregierung 
vertritt die Auffassung, daß sich das lediglich auf die 
Arbeitsplätze in den Ministerien bezieht. Wir meinen, 
bei der Berechnung der Arbeitsplätze müssen auch 
das Präsidialamt und der Bundestag einschließlich der 
Mitarbeiter der Fraktionen und der Abgeordneten mit 
einbezogen werden. 

(Brigitte Baumeister [CDU/CSU]: Das trifft 
zu!)  

Meine Damen und Herren, einen letzten Punkt. Ich 
weiß, daß die Berliner über die Ergebnisse der Föde-
ralismuskommission nicht begeistert sind. Ich kann 
Ihnen nur sagen: Je mehr Arbeitsplätze in Bonn 
bleiben, um so weniger muß umgezogen werden. 

(Beifall des Abg. Martin Grüner [F.D.P.]) 
Was eine Behörde konkret angeht: Beim europäi-

schen Gipfel in Lissabon steht die Entscheidung über 
den Sitz der Europäischen Zentralbank an. Es steht 
für uns fest, daß schon aus Gründen der Geldwertsta-
bilität die Europäische Zentralbank in das bewährte 
Stabilitätsumfeld nach Deutschland kommen muß. 
Ein natürliches Prä hat dabei die Stadt Frankfurt. Aber 
es darf nicht passieren, daß durch das Beharren auf 
Frankfurt die Europäische Zentralbank für Deutsch-
land möglicherweise ganz verloren geht. Wenn 
Frankfurt nicht durchsetzbar ist, dann bietet sich Bonn 
als hervorragender Standort an, meine Damen und 
Herren. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
CDU/CSU) 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Das Wort 
hat der Bundesminister des Innern, Rudolf Seiters. 

Rudolf Seiters, Bundesminister des Innern: Herr 
Präsident! Meine Damen und Herren! Gestatten Sie 
mir fünf kurze Bemerkungen, um die Position der 
Bundesregierung noch einmal zu bekräftigen. 
Erstens. Die Bundesregierung hat am 3. Juni 1992 

ihren Gesamtbericht vorgelegt mit dem Ziel, den 
Beschluß des Deutschen Bundestages vom 20. Juni in 
allen seinen Teilen gleichwertig umzusetzen. Sie 
verfährt nach der folgenden Richtschnur: Aufrechter-
haltung der Funktionsfähigkeit der Bundesregierung, 
soziale Verpflichtung der Bundesregierung für die 
Beschäftigten in den Bonner Ministerien und im 
Deutschen Bundestag, Bestandskraft der Lösungen, 
um Rutschbahneffekte möglichst auszuschließen. 
Nun bin ich dagegen, daß wir den Beschluß des 

Bundestages nach der einen oder anderen Seite 
uminterpretieren. Er hat viele Bestandteile. Deswe-
gen sage ich nach meiner festen Überzeugung und 
auch nach dem einstimmigen Beschluß des Kabinetts: 
Das Kombinationsmodell ist fair, sinnvoll, vernünftig 
und am besten geeignet, dem Beschluß des Deutschen 
Bundestages zu entsprechen. 

(Beifall bei Abgeordneten der  CDU/CSU — 
Peter  Conradi [SPD]: Nur, es wird nicht 

funktionieren!) 
Ich kann eine bessere Alternative nicht erkennen. Ich 
sage dies auch mit Blick auf die Vorgabe, daß bei 
Verlagerung des Regierungssitzes nach Berlin etwa 
zwei Drittel der Arbeitsplätze der Ministerien in Bonn 
verbleiben sollen. 

(Jochen Feilcke [CDU/CSU]: Das steht nicht 
im Beschluß, Herr Minister!) 

Zweitens. Der Bericht vom 3. Juni dokumentiert den 
Willen der Bundesregierung, den Umzug nach Berlin 
mit Sorgfalt und auch mit Augenmaß im Hinblick auf 
die damit verbundenen finanziellen Fragen vorzube-
reiten. Die Verlagerung des Parlaments und von 
Regierungsfunktionen nach Berlin sowie die Sicher- 
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Stellung der Funktionsfähigkeit Berlins als Sitz von 
Parlament und Regierung erfordern dabei eine dauer-
hafte intensive Zusammenarbeit zwischen Berlin und 
dem Bund und natürlich — wegen der zunehmenden 
Verflechtung mit der umliegenden Region — auch mit 
Brandenburg. 

Die Bundesregierung wird daher mit dem Senat von 
Berlin eine dauerhafte vertragliche Regelung ihrer 
Zusammenarbeit vornehmen. Ich gehe davon aus, daß 
diese Vereinbarung alsbald abgeschlossen werden 
kann. Berlin kann sicher sein, daß der Beschluß des 
deutschen Bundestages so zügig wie möglich umge-
setzt wird. 

Drittens. Auch nach der Verlegung des Sitzes von 
Parlament und Regierung nach Berlin wird Bonn 
bedeutende politische Funktionen behalten, die der 
Region eine Zukunftsperspektive eröffnen. Man kann 
es nicht oft genug unterstreichen: Die Region Bonn hat 
Wesentliches zum Aufbau der demokratischen bun-
desstaatlichen Bundesrepublik Deutschland beigetra-
gen und hat deshalb Anspruch auf unsere Solidarität 
und auf unsere Unterstützung. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU, der 
F.D.P. und der SPD — Editha Limbach [CDU/ 
CSU]: Vielen Dank! — Weiterer Zuruf von 

der CDU/CSU: Berlin aber auch!) 

Die Bundesregierung wird daher zeitgleich mit dem 
Umzug Einrichtungen und Institutionen des Bundes 
nach Bonn verlagern, um die in Bonn verbleibenden 
Politikbereiche zu stärken und damit zur Stabilisie-
rung der politischen Aufgabenfelder in Bonn beizutra-
gen. 

Im Zusammenwirken mit der Region Bonn und den 
Ländern Nordrhein-Westfalen und Rheinland-Pfalz 
wird der Bund die Voraussetzungen dafür schaffen, 
daß Bonn neue Funktionen in den Bereichen Wissen-
schaft, Forschung und Kultur sowie in der Nord-
Süd-Zusammenarbeit erhält. Der Bund wird einen 
erheblichen Beitrag leisten, um die Anstrengungen 
der Region für eine Umorientierung und eine 
Umstrukturierung zu einer zukunftsorientieren Wirt-
schaftsstruktur zu unterstützen. Der Bund weiß, wel-
che Verantwortung er gegenüber der Region Bonn 
hat. Ich sage aber auch, daß der Bund nicht alle 
Anstrengungen allein tragen kann. Die Länder Nord-
rhein-Westfalen und Rheinland-Pfalz sowie die 
Region selbst müssen ebenso ihren Beitrag leisten. 

Die Bundesregierung wird der Region Bonn in 
Kürze Vorschläge für vertragliche Regelungen über 
Ausgleichsleistungen unterbreiten, die sie zur Über-
nahme und Ansiedlung neuer Funktionen und Institu-
tionen im politischen, wissenschaftlichen und kultu-
rellen Bereich befähigen und die erforderliche 
Zusammenarbeit und eine aufgabenorientierte Finan-
zierung zum Gegenstand haben sollen. Die Bundesre-
gierung wird noch in diesem Jahr den Entwurf eines 
Gesetzes zur Umsetzung des Beschlusses des Deut-
schen Bundestages vorlegen. 

Viertens. Die Bundesregierung wird die Verlegung 
ihres Sitzes und die Verlagerung von Regierungs

-

funktionen in zeitlicher Abstimmung mit der Verla-
gerung des Parlaments vornehmen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Dann beeilt euch 
aber!) 

In Übereinstimmung mit der Auffassung der Konzept-
kommission — auch das Parlament ist hier gefragt, 
und das Parlament hat seine Meinung geäußert — 
und der Baukommission des Ältestenrates werden die 
erforderlichen Zeitvorstellungen allerdings erst nach 
Abschluß der laufenden baulichen Wettbewerbe im 
Frühjahr 1993 näher konkretisiert werden können. 
Fünftens. Die Entscheidung zugunsten Berlins als 

Sitz von Regierung und Parlament unseres wiederver-
einigten Landes war eine souveräne Entscheidung 
des deutschen Parlaments. Sie dokumentiert den 
Willen des Deutschen Bundestages zur Vollendung 
der inneren Einheit Deutschlands und den besonde-
ren Rang, den Berlin hierbei einnimmt. Die Entschei-
dung beinhaltet zugleich das ernsthafte Bestreben 
aller politischen Kräfte in unserem Lande, in Würdi-
gung der Funktion und der Leistungen Bonns als 
provisorische Bundeshauptstadt und seines wesentli-
chen Beitrags beim Aufbau der neuen Bundesrepu-
blik Deutschland die Region bei der Gestaltung einer 
neuen Identität nachdrücklich zu unterstützen. 
Ich will ausdrücklich erklären, daß die Bundesre-

gierung gemeinsam mit dem Deutschen Bundestag, 
den Ländern Berlin, Brandenburg, Nordrhein-Westfa-
len und Rheinland-Pfalz sowie den betroffenen Regio-
nen alles tun wird, die Umsetzung des Beschlusses des 
Deutschen Bundestages vom 20. Juni weiter zügig 
voranzutreiben. 
Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge

-

ordneten der F.D.P.) 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Das Wort 
hat der Regierende Bürgermeister von Berlin, Eber-
hard Diepgen. 

Regierender Bürgermeister Eberhard Diepgen (Ber-
lin): Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! In dieser Debatte ist mehrmals auf die Bedeu-
tung des Beschlusses vom 20. Juni des vergangenen 
Jahres hingewiesen worden: die Vollendung der 
deutschen Einheit, die Vollendung auch der inneren 
Einheit Deutschlands. Es ist darauf hingewiesen wor-
den, daß in vielen Arbeitsgruppen intensive Arbeit 
geleistet worden ist. Ich will mich dem hier formulier-
ten Dank ausdrücklich anschließen. Es ist davon die 
Rede gewesen, daß inzwischen zwischen sogenann-
ten Bonnern und Berlinern die Friedenspfeife 
geraucht wird. Ich habe allerdings manchmal den 
Eindruck, daß das lange Rauchen eine gesundheits-
politische Erkenntnis deutlich macht: Langes Rau-
chen ist ungesund. Das, meine Damen und Herren, 
darf nicht zu falschen Schlußfolgerungen führen. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD sowie des 
Abg. Konrad Weiß [Berlin] [BÜNDNIS 90/ 

DIE GRÜNEN]) 

Kein Zweifel: Unendlich gründliche Arbeit wurde in 
vielen Kommissionen und Amtsstuben zur Umsetzung 
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des parlamentarischen Willens geleistet. Ich will hier 
auch keinen Zweifel aufkommen lassen und in meine 
Formulierungen des Dankes ausdrücklich einbezie-
hen, daß die materiellen Transfers von West nach Ost 
gewaltig sind. Aber ich stelle mir die Frage: Wo bleibt 
eigentlich der Geist der Reden von Wolfgang 
Schäuble, von Willy Brandt, von Hans-Dietrich Gen-
scher und Helmut Kohl, der Geist dieser Reden, die im 
letzten Jahre diesen Saal — und nicht nur ihn — 
beflügelt haben? 

Meine Damen und Herren, was war der Kern des 
Beschlusses des Deutschen Bundestages? Ich will das 
knapp, aber unmißverständlich darzustellen versu-
chen. 

Erstens. Es ist festgelegt worden: Berlin ist Sitz von 
Bundestag und Bundesregierung. 

Zweitens. Zentrales Anliegen des Beschlusses war 
es, Deutschland zu einen. Deutschl and steht zu seinen 
Versprechen und stellt sich seinen Aufgaben. Es hakt 
die Einheit nicht einfach ab als eine einfache bloße 
Vergrößerung der Bundesrepublik. Die Vollendung 
der Einheit sollte darüber hinaus den Föderalismus 
stärken. Dabei ging es nicht etwa nur um Arbeits-
plätze, sondern es ging um viel mehr: um gesamtstaat-
liche gesellschaftliche Repräsentanz, und zwar ver-
teilt über das ganze Land. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Drittens. Bonn muß einen bundesstaatlichen Aus-
gleich für den Verlust seiner Aufgaben als provisori-
sche Hauptstadt erhalten. Der Ausgleich für Bonn ist 
ein Teil, aber nicht der zentrale Teil des Beschlusses 
zur Vollendung der Einheit. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU, der 
F.D.P. und der SPD) 

Viertens. Der Bericht des Arbeitsstabes Berlin/ 
Bonn — darauf muß ich hier deutlich hinweisen — 
gibt Anlaß zu einigen kritischen Anmerkungen, und 
zwar gerade in Anwendung und Vollendung des 
Beschlusses vom 20. Juni des vergangenen Jahres. 
Der erste Dienstsitz aller Bundesministerien muß nach 
diesem Beschluß Berlin sein. Alles andere steht im 
Widerspruch zu dem Bundestagsbeschluß. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der F.D.P.) 

Das gilt aus meiner Sicht selbstverständlich auch für 
die Schaffung sogenannter selbständiger Politikberei-
che. 

Der Hauptstadtbeschluß legt fest — Herr Kollege 
Möller, darauf sollten wir uns nun wirk lich einmal 
verständigen —, daß Bonn ein Verwaltungszentrum 
des vereinten Deutschlands wird. Eine zweite Haupt-
stadt oder Regierungsstadt kann es nicht geben. Dabei 
geht es nicht um Arbeitsplätze, sondern es geht um die 
Funktionsfähigkeit des Regierungs- und Parlaments-
sitzes. Es geht um die Funktionsfähigkeit der Verf as-
sungsorgane der Bundesrepublik Deutschland. Um 
dieses Selbstverständnis geht es und nicht um andere 
Dinge. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU, der 
SPD und der F.D.P.) 

Meine Damen und Herren, ich muß auch folgende 
Anmerkung machen; Frau Matthäus-Maier hat mich 
zu einigen kritischen Anmerkungen auch in diese 
Richtung veranlaßt. Natürlich wird hier intensiv über 
Strategien für Bonn diskutiert. Das ist auch richtig. 
Aber es sei mir doch der Hinweis erlaubt, daß das 
Bonner Kompensationsmodell für verlorengegan-
gene Arbeitsplätze auch auf die Region Berlin/Bran-
denburg Anwendung finden könnte. Vor allen Dingen 
denke ich beispielsweise auch an Leipzig, an Rostock 
und an Cottbus. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU, der 
SPD und der F.D.P.) 

Dieses sollte man bei allen Darlegungen nicht verges-
sen. 

Im Hinblick auf die Finanzfrage, Frau Matthäus-
Maier, möchte ich folgendes sagen. In dem Augen-
blick, da wir uns einer schnellen Entscheidung zur 
Verlagerung von Regierungs- und Parlamentssitz ver-
weigern, da die Diskussion immer wieder verzehrend 
aufgenommen wird, kommt es zu einem Attentismus 
bei den Investitionen insgesamt im Osten Deutsch-
lands. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU, der 
SPD und der F.D.P.) 

Dieser Attentismus führt im Ergebnis zu mehr notwen-
digen Steueraufwendungen der Bürger. Es wird teu-
rer. Ich bitte, auch dieses endlich einmal mit in die 
Diskussion einzubeziehen. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU, der 
SPD und der F.D.P.) 

Bei der Umsetzung der Hauptstadtentscheidung hat 
man jedenfalls in vielen Punkten den Eindruck, daß 
der Geist vom 20. Juni des vergangenen Jahres sehr 
weit zurückgedrängt wird. 

(Beifall des Abg. Konrad Weiß [Berlin] 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]) 

In diesem Zusammenhang ist eine Anmerkung zur 
Föderalismuskommission notwendig. Meine Damen 
und Herren, es besteht kein Zweifel: Berlin war und ist 
willens, zur Stärkung der föderativen Strukturen 
Behörden und Institutionen auch an die neuen Länder 
abzugeben. Daran gibt es keinen Zweifel. Aber das 
Ziel der Arbeit der Föderalismuskommission sollte 
die gemeinsame Anstrengung sein, die neuen Länder 
zu stärken. 

Der Vorschlag der Kommission kündet allerdings 
aus meiner Sicht von einer verengten Intention: Es 
gibt praktisch nur eine Umverteilung im Osten 
Deutschlands. Die meisten der alten Bundesländer 
verweigern ihren Beitrag. Insofern kann ich nur fest-
halten, daß die Föderalismuskommission bisher 
jedenfalls ihren Arbeitsauftrag nicht erfüllt hat. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der F.D.P. — Gerlinde Hämmerle [SPD]: Das 

ist nicht wahr!) 

Es ist einfach richtig, wenn heute hier im Bundestag 
beschlossen wird, daß die Arbeit fortgesetzt werden 
muß. 
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Ich will einige Anmerkungen zu den Beispielen 
machen. Der Bundesgerichtshof gehört meiner 
Ansicht nach nach Leipzig. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU, der 
SPD, der F.D.P. und der PDS/Linke Liste) 

Ich erinnere an einen in anderem Zusammenhang 
immer wieder vorgetragenen Grundsatz, nämlich: 
Rückgabe vor Entschädigung. 
Meine Damen und Herren, im Hinblick auf Einzel-

fragen der Föderalismuskommission will ich nur 
sagen: Auch Entwicklungshilfeeinrichtungen und 
europäische Einrichtungen gehören an den künftigen 
Regierungs- und Parlamentssitz. 

(Beifall des Abg. Konrad Weiß [Berlin] 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]) 

Die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit einer Region 
darf nicht durch falsche Zusammenhänge beispiels-
weise mit Patentämtern erheblich beeinträchtigt wer-
den. 
Abschließend will ich eine persönliche Anmerkung 

machen. Ich habe in den letzten zwei Jahren, im 
Grunde seit dem Tag der deutschen Einheit, eine Fülle 
von sehr schönen und positiven Erlebnissen gehabt. 
Ich habe aber auch eine Fülle von Enttäuschungen 
erleben müssen. Aus diesen Enttäuschungen heraus 
habe ich eine Bitte. Ich glaube, aus dem verzagenden 
Vaterland muß endlich ein Gemeinwesen werden, das 
seine Schwierigkeiten im Geiste europäischen Den-
kens und nationaler Einheit überwindet. Dazu gehört 
die Gestaltung der Hauptstadt. Dazu brauchen wir 
sicherlich die besten Köpfe, aber, meine Damen und 
Herren, dazu brauchen wir auch die Überlegung, ja 
den Grundgedanken, daß die Gestaltung der Haupt-
stadt dieses Landes eine Herzenssache aller ist. Und 
das vermisse ich bisher noch. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD sowie 
bei Abgeordneten der F.D.P.) 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Nunmehr 
erteile ich der Abgeordneten Siegrun Klemmer das 
Wort. 

Siegrun Klemmer (SPD): Herr Präsident! Liebe Kol-
leginnen und Kollegen! Lassen Sie auch mich aus 
Berliner Sicht meinen Beitrag mit einem herzlichen 
Dank an die Arbeit in der Konzeptkommission begin-
nen. Ich denke — auch das ist schon gesagt worden —, 
ein ganz besonderer Dank gebührt in diesem Zusam-
menhang der Frau Präsidentin, die mit Kompetenz 
und Engagement — das kann man wohl sagen — die 
Arbeit in dieser Kommission vorangetrieben hat. 

„Vollendung der Einheit Deutschlands" ist der 
Antrag vom vorigen Jahr mit gutem Grund über-
schrieben. Wie stellt sich diese Vollendung nach 
einem Jahr auf Grund des zweiten Kommissionszwi-
schenberichts dar? 
Bei aller Würdigung der geleisteten Arbeit muß 

leider konstatiert werden, daß der Beschluß vom 
vorigen Jahr in zwei wesentlichen Punkten nicht 
umgesetzt wird; jedenfalls stellt es sich bis heute so 
dar. Auf diese zwei Punkte möchte ich mich konzen-
trieren. 

Erstens. Die Arbeitsfähigkeit soll in vier Jahren 
hergestellt sein, heißt es unter Ziffer 2 im Beschluß. 
Die Konzeptkommission muß heute sagen — ich 
zitiere —, daß es sich wegen der umfassenden und 
schwierigen Aufgabe als nicht möglich erwiesen hat, 
die Arbeitsfähigkeit von Parlament und Regierung in 
nur vier Jahren herzustellen. 
Gerade im Blick auf die einigungspolitische Absicht 

und auf die besondere Rolle Berlins als eines Zentrums 
der Vereinigungswirklichkeit, ist es bei aller Akzep-
tanz der tatsächlichen Schwierigkeiten mit Sicherheit 
eine Hypothek, bei der Umsetzung des Beschlusses 
bereits an diesem zentralen Punkt mit erheblichen 
Korrekturen zu beginnen; denn die Arbeitsaufnahme 
von Parlament und Regierung in Berlin sollte nicht 
zuletzt Signalwirkung für die neuen Länder - so 
lauteten vor einem Jahr die meisten Begründungen 
für den Umzug — zeigen und so etwas wie ein 
Abschlußpfiff des Einigungsvorganges sein. 
Wenn wir uns stärker auf die zumindest vorüberge-

hende Nutzung der vorhandenen Gebäudekapazitä-
ten im Bundesbesitz nach deren Umbau, Sanierung 
oder Renovierung verständigt hätten, als dem Neubau 
Raum zu geben, dann, denke ich, wäre die Nähe zum 
ursprünglichen Termin größer geblieben. 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Frau Ab-
geordnete, der Abgeordnete Müntefering möchte 
Ihnen gerne eine Zwischenfrage stellen. 

Franz Müntefering (SPD): Liebe Kollegin, können 
Sie aber der Feststellung zustimmen, daß das, was Sie 
gerade beschreiben, daß nämlich die vier Jahre nicht 
eingehalten werden können, weil es nach der 
Beschlußfassung bestimmte Entscheidungen gege-
ben hat, nicht nur von den „Bonn-Befürwortern" zu 
verantworten ist, sondern daß sich im Verlauf der 
Diskussion durch alle Fraktionen hin auch die „Berlin

-

Befürworter" für diese Vorgehensweise entschieden 
haben? 

Siegrun Klemmer (SPD): Das konzediere ich Ihnen 
gerne, Herr Kollege. Wenn das aus meinen Ausfüh-
rungen nicht deutlich geworden ist, bitte ich, das zu 
entschuldigen. Es liegt auch nicht an der über die 
Fraktionen hinweg gut funktionierenden Arbeit in der 
Konzeptkommission; das möchte ich ausdrücklich 
feststellen. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD sowie der 
Abg. Ina Albowitz [F.D.P.]) 

Entscheidend für den Umzugstermin sind, denke 
ich, vor allen Dingen Planungs- und Bauabläufe. 
Entscheidendster Eckpunkt wird der Zeitpunkt der 
Fertigstellung des Reichstags nach seinem vorgese-
henen Umbau zum künftigen Deutschen Bundestag 
sein. 
Ich bin ganz sicher, daß durch die Vorbereitung der 

Wettbewerbe für Reichstag und Spreebogen und 
durch den Beschluß, eine Baugesellschaft zu gründen, 
die die Baumaßnahmen von Parlament und Regierung 
im Wettbewerbsgebiet durchführt, nun die richtigen 
positiven Weichen gestellt sind, die den Zug von Bonn 
nach Berlin oder doch mindestens seine wesentlichen 
ersten Waggons ohne Bremsverstärker auf Temop 
bringen. Wenn der letzte Handwerker den Bundestag 
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in Berlin verlassen hat und der Farbgeruch noch in den 
Räumen hängt, dann — das muß natürlich ganz klar 
sein — muß der Bundestag seine Arbeit dort unver-
züglich aufnehmen. 

Auch so manche Unbequemlichkeit — das ist eben-
falls schon heute gesagt worden — muß zunächst in 
Kauf genommen werden; denn Unbequemlichkeiten 
werden in den nächsten Jahren viele Menschen in 
unserem Land wahrscheinlich in weit höherem Maße 
in Kauf nehmen müssen. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Es wäre ein fataler Eindruck, wenn wir Abgeordneten 
den Eindruck entstehen ließen, daß wir nur unter 
Bedingungen von sozusagen De-luxe-Standards ar-
beiten, während immer mehr unserer Wählerinnen 
und Wähler auf der Suche nach bezahlbarem Wohn-
raum, nach Arbeit oder einem Kindergartenplatz 
sind. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD sowie des 
Abg. Konrad Weiß [Berlin] [BÜNDNIS 90/ 

DIE GRÜNEN]) 

Wichtig bleibt in diesem Zusammenhang vor allem, 
daß nun endgültig Schluß ist mit jeder Sorte von 
wohlmeinenden sogenannten Streckungsvorschlä-
gen. 

Der zweite Bereich, von dem ich meine, daß der 
Beschluß vom vorigen Jahr nicht umgesetzt ist, betrifft 
die zukünftige Präsenz der Bundesregierung in Ber-
lin. Der Herr Regierende Bürgermeister hat dazu 
gerade etwas gesagt. 

Der vom Innenminister im Auftrag der Regierung 
vorgestellte Bericht geht im Gegensatz zum Beschluß 
davon aus, daß die Ministerien zwei Dienstsitze, je 

 nach Ressort in Berlin oder Bonn, haben werden. Daß 
das im klaren Widerspruch zu Ziffer 3 des Beschlusses 
steht, wo es heißt, daß der Kernbereich der Regie-
rungsfunktion in Berlin angesiedelt wird, ist, denke 
ich, keine Interpretationsfrage. In der Konzeptkom-
mission ist darüber durchaus kontrovers diskutiert 
worden. 

Ganz abgesehen davon, daß die vorgesehene Tei-
lung unsinnig ist, dient sie auch ihrem vorgeblichen 
Zweck in keiner Weise. Denn diese Art der Aufteilung 
der Ministerien wird für Bonn keine Bestandsgarantie 
bedeuten. Besser gesichert wären Arbeitsplätze und 
Einrichtungen, wenn, wie im Beschluß vorgesehen, 
die Bundesregierung sich entschlossen hätte, die 
Bereiche der Ministerien und die Teile der Regierung, 
die primär verwaltenden Charakter haben, in Bonn zu 
belassen. 

Wir hätten es aus Berliner Sicht auch begrüßt, wenn 
der Vorgang des Umzuges als Chance für einen 
wirklichen Neuanfang genutzt worden wäre, als 
Chance, die längst überfällige Verwaltungsreform 
beim Bund anzugehen. 

Ich möchte an dieser Stelle, wenn das rote Licht es 
mir noch gestattet — ich hoffe, die Zwischenfrage ist 
nicht auf meine Redezeit angerechnet worden —, 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Aber 
selbstverständlich nicht! 

Siegrun Klemmer (SPD): — sagen, daß Parlament 
und Regierung in Berlin ganz herzlich willkommen 
sind. Allerdings denke ich, daß die Berlinerinnen und 
Berliner stärker als bisher in die Vorbereitungen 
einbezogen werden sollten. Selbstbewußte Bezirke, 
kritikfähige Menschen in der Stadt sind, wie ich 
meine, eine große Ch ance für all diejenigen, die mit 
der Umsetzung des Beschlusses befaßt sind. Es gilt, sie 
in die Gespräche und die Vorbereitungen aufzuneh-
men. Das gilt natürlich auch für Bonn. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
F.D.P.) 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Bevor ich 
nun der Bundesministerin für Raumordnung, Bauwe-
sen und Städtebau das Wort gebe, lasse ich zwei 
Kurzinterventionen zu, zunächst einmal die des Abge-
ordneten Konrad Weiß. Bitte kurze Kurzinterventio-
nen! 

Konrad Weiß (Berlin) (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Vielen Dank. 

(Peter Conradi [SPD]: Die werden hier unten 
am Saalmikrofon gemacht!) 

— Ich möchte der Kollegin Matthäus-Maier, die mich 
angesprochen hat, ins Gesicht sehen, wenn ich ihr 
antworte. Deshalb bin ich hier oben am Rednerpult. 
Herr Präsident! Frau Matthäus-Maier, Sie haben 

bemängelt, daß ich nur selten bei Sitzungen der 
Konzeptkommission anwesend gewesen bin. Das ist 
richtig. Dem kann ich nicht widersprechen. Doch 
möchte ich Ihnen die Ursachen dafür nennen. Die 
Ursachen liegen darin, daß der Ältestenrat es zur 
Regel gemacht hat, daß gleichzeitig Ausschußsitzun-
gen, Plenarsitzungen, Sitzungen von Unterkommis-
sionen und Sitzungen von Unterausschüssen stattfin-
den. Dabei wird keine Rücksicht auf die Belange der 
kleinen Gruppen genommen. Hierbei erfahren die 
kleinen Gruppen leider auch keinerlei Solidarität von 
den Fraktionen. Ich stelle das nur fest. Ich will es nicht 
werten. Es liegt nicht an mir. 

(Zuruf von der SPD) 
Wenn die Konzeptkommission künftig am Freitag-
nachmittag oder am Sonntag tagt, dann werde ich 
immer anwesend sein. Denn ich sitze dann meistens 
noch hier in Bonn. 

(Zuruf von der F.D.P.: Am Sonntagmorgen! 
— Weitere Zurufe von der SPD und der 

F.D.P.) 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Die Für-
sorgepflicht des Präsidiums wird hoffentlich dafür 
sorgen, daß Sitzungen nicht für den Sonntagmorgen 
vorgesehen werden. 
Frau Abgeordnete Limbach! 

Editha Limbach (CDU/CSU): Ich möchte als Bonner 
Abgeordnete hier deutlich machen, daß nicht eines 
der 16 Bundesländer eine Herzensangelegenheit für 
mich ist, Herr Regierender Bürgermeister, sondern die 
Herstellung von gleichen und guten Lebensverhält-
nissen in allen 16 Bundesländern. Und von diesen ist 
Berlin nur eines. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU — Zurufe) 
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— Bonn gehört zu Nordrhein-Westfalen; das ist auch 
nur ein Land. 

(Fortgesetzte Zurufe) 
— Und es bleibt auch drin, sehr richtig, Herr Kollege. 
— Ich möchte auch deutlich machen, daß ich den 
Beschluß nach wie vor für falsch halte. Ich finde meine 
Argumente vom vergangenen Jahr auch nicht wider-
legt. Aber ich weiß natürlich, daß in der Demokratie 
die Mehrheit zwar nicht darüber befindet, was richtig 
ist, wohl aber darüber, was geschehen soll. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 
Weil das so ist, arbeite ich in der Konzeptkommission 
und in der Personalkommission an der Umsetzung des 
gesamten Beschlusses mit, also seiner beiden Teile, 
des Berlinteils und des Bonnteils. Nur wenn beide 
Teile umgesetzt werden, kann und wird der Beschluß 
Bestand haben. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU, der 
F.D.P. und der SPD) 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Nunmehr 
erteile ich der Bundesministerin Frau Dr. Schwaetzer 
das Wort. 

Dr. Irmgard Schwaetzer, Bundesministerin für 
Raumordnung, Bauwesen und Städtebau: Herr Präsi-
dent! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Die 
Friedenspfeife ist hier heute morgen schon mehrfach 
beschworen worden. Wenn ich es richtig im Kopf 
habe, kann der Inhalt von Friedenspfeifen die Nerven 
beruhigen. 

(Peter Conradi [SPD]: Und das Hirn bene-
beln!) 

— Das aber nur, wenn man zu lange raucht. In diesem 
Zusammenhang möchte ich dem Regierenden Bür-
germeister von Berlin sehr heftig widersprechen. Die 
Friedenspfeife ist — ein Jahr nach dem Beschluß vom 
20. Juni — zur Genüge geraucht worden. Das hat 
dazu geführt, daß das Vorgesehene jetzt wirklich von 
allen Seiten akzeptiert wird, nämlich die Schaffung 
eines angemessenen Ausgleiches für die Region Bonn 
beispielsweise. Jetzt wird aber auch in Berlin akzep-
tiert und gesehen, daß die Bundesregierung alle Teile 
des Beschlusses umsetzt, wenn sie manchmal auch ein 
wenig schwer zu interpretieren und widersprüchlich 
sein mögen. 
In dem einen Jahr sind wichtige Schritte für die 

Vorbereitung des Umzugs gemacht worden. Die 
geplanten Baumaßnahmen stellen dabei eine riesige 
Herausforderung dar, und zwar schon städtebaulich. 
Denn es gilt, das Neuerbaute und auch das, was 
umgebaut wird, in die Vergangenheit und die Ent-
wicklung von Berlin einzuordnen, ohne daß dadurch 
die Herausforderung einer zukunftsorientierten Ar-
beitsweise in den Hintergrund gerät. Wir müssen 
dafür sorgen, daß die Prägung, die Berlin in vielen 
Jahrhunderten erfahren hat, nicht umgebogen wird. 
Wir müssen aber gleichzeitig sicherstellen, daß Berlin 
eine moderne Hauptstadt wird. Es geht darum, nichts 
aufzustülpen, sondern mit der Bevölkerung gemein-
sam zu entwickeln, auch weiterzuentwickeln, um die 
Akzeptanz dieser zum Teil riesigen Bauvolumina in 
Berlin durch die Bevölkerung sicherzustellen. 

Die Fortschritte sind deutlich sichtbar. Die Unterla-
gen für den internationalen städtebaulichen Wettbe-
werb für die geplanten Baumaßnahmen für das Parla-
mentsviertel im Spreebogen werden bereits seit 
14 Tagen ausgegeben. 

Für den Umbau des Reichstagsgebäudes zum 
Gebäude des Deutschen Bundestags sind die Vorbe-
reitungen so weit fortgeschritten, daß der Bauwettbe-
werb national mit Zuladung internationaler Gäste 
durchgeführt werden kann. 

Die endgültigen Ergebnisse beider Wettbewerbe 
werden voraussichtlich im April/Mai 1993 vorliegen, 
so daß dann der Deutsche Bundestag weitere Ent-
scheidungen treffen kann. 

Im übrigen ist festzuhalten — was hier auch die 
Kollegin Klemmer unterstrichen hat —, daß der 
Umbau des Reichstags Schrittmacher für die Arbeits-
fähigkeit von Parlament und Regierung in Berlin und 
damit auch Schrittmacher für den Umzug von Parla-
ment und Regierung sein wird. 

In Berlin-Mitte — darüber waren und, ich hoffe, 
sind sich die Bundesregierung und der Senat von 
Berlin einig — soll ein zweites politisches Zentrum 
entstehen. Der Amtssitz des Bundespräsidenten wird 
dort angesiedelt sein, und zwar im Kronprinzenpalais 
und wegen der großen räumlichen Nähe unter Ein-
schluß des Prinzessinnenpalais. 

Gebäude für mehrere Bundesministerien und 
obere Bundesbehörden sollen ebenfalls in Berlin-
Mitte entstehen. Dabei ist es gerade aus städtebauli-
chen Gründen notwendig, sicherzustellen, daß hier 
keine Massierung von Bauten entsteht, sondern daß 
die recht lockere städtebauliche Konzeption aufge-
nommen und weitergeführt wird. 

Wir wollen darüber hinaus bestehende Gebäude, 
soweit es baulich vertretbar ist, auch für die Unterbrin-
gung von Ministerien nutzen. 

Wir haben selbstverständlich zur Kenntnis genom-
men, daß es in Berlin gewisse Ängste gibt, daß man 
durch den Bau eines politischen Zentrums in Berlin

-

Mitte eine Art Sperr-Riegel in Berlin ansiedeln 
könnte. Ich denke, es ist wichtig, diese Ängste von 
vornherein auszuschließen. 

Die Entwicklung in Bonn, die städtebaulich sicher 
ihre Probleme aufweist, hat aber schon deutlich 
gemacht, daß eine Bundesregierung in einem demo-
kratischen und föderalen Staat nicht eine Massierung 
von Bauten darstellt, stacheldrahtbewehrt oder mit 
hohen Zäunen umgeben, sondern ein Areal, das den 
Bürgern zugänglich ist. Dies muß in Berlin selbstver-
ständlich sichergestellt werden, und es wird sicherge-
stellt werden. 

(Jochen Feilcke [CDU/CSU]: Sehr gut!) 

Im Moment wird der Raumbedarf der nach Berlin zu 
verlagernden Bundesministerien ermittelt und wer-
den Bestandserhebungen über die in Berlin vorhan-
denen Gebäude fertiggestellt. Die städtebaulichen 
Rahmenbedingungen werden mit Berlin beraten. 
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Es soll dann neben dem Wettbewerb für den Spree-

bogen in Berlin-Mitte im Herbst ein zweiter städte-
baulicher Ideenwettbewerb ausgelobt werden. 

(Peter Conradi [SPD]: Nicht „neben", son-
dern „nach"!) 

— Danach. Die Entscheidung des Preisgerichts über 
diesen zweiten städtebaulichen Ideenwettbewerb 
erwarten wir für Mitte Juli 1993. 

An dieser Stelle ein Wort zur Großbaustelle Berlin

-

Mitte. Es werden beachtliche Bauten für die Unter-
bringung des Deutschen Bundestags und der Bundes-
regierung neu zu errichten und umzubauen sein. 
Daneben werden privatwirtschaftlich in der ziemlich 
direkt benachbarten Friedrichstadt, aber genauso gut 
bei dem in großer räumlicher Nähe zum Reichstag 
befindlichen Potsdamer Platz ebenfalls erhebliche 
Bauten durchgeführt werden. 

Die Verkehrsinfrastruktur gerade in Berlin-Mitte 
bedarf einer gründlichen Überarbeitung und Neukon-
zipierung. Die dabei zu verbauenden Mittel, aber 
genausogut Bauvolumina, stellen riesige Herausfor-
derungen dar. Es wird eine nie dagewesene Baustelle 
sein. 

Die Durchführung der Baumaßnahmen von Parla-
ment und Regierung wird demzufolge große Anforde-
rungen an das Baumanagement stellen. Deswegen 
begrüßen wir die Entscheidung, die der Deutsche 
Bundestag getroffen hat, eine bundeseigene Bau-
gesellschaft zu gründen. 

Ein wichtiges Thema, meine Damen und Herren, ist 
die Bereitstellung von ausreichendem Wohnraum für 
Angehörige und Mitarbeiter von Parlament und 
Regierung. Der Deutsche Bundestag und die Bundes-
regierung haben gesagt, daß sie die Wohnungen für 
die umzusiedelnden Mitarbeiter mitbringen. 

In diesem Zusammenhang, Herr Kollege Weiß: Es 
stehen in Berlin Wohnungen leer; aber ich denke, es 
wäre wichtig, daß auch Sie das zur Kenntnis nehmen, 
was Ihnen jederzeit nachgewiesen werden kann, was 
wir Ihnen ja auch schon mehrfach nahezubringen 
versucht haben: Es steht hier nichts mutwillig leer. Der 
sehr geringe Anteil von Wohnungen in der Verfügung 
des Bundesvermögensamtes, der derzeit nicht be-
wohnt wird, muß umgebaut werden, bevor er zu einer 
neuen Nutzung freigegeben werden kann. Das wird 
derzeit vorbereitet, damit möglichst schnell weiterver-
mietet werden kann. 

Für die Unterbringung der Mitarbeiter von Bundes-
tag und Bundesregierung sind die erforderlichen 
Maßnahmen eingeleitet. Wir rechnen mit etwa 8 000 
bis 10 000 Neubauwohnungen. Dazu werden etwa 
4 000 Wohnungen aus dem Bestand der bisher von 
den Alliierten genutzten Wohnungen bereitgestellt. 

Große Fortschritte machen wir bei der Regelung der 
Zusammenarbeit der Bundesregierung mit Berlin 
und Brandenburg. Vertragliche Regelungen werden 
in Kürze unterschrieben werden. Der Vertrag mit 
Berlin ist praktisch unterschriftsreif. 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Frau Mini-
sterin, entschuldigen Sie, daß ich Sie unterbreche. 

Dr. Irmgard Schwaetzer, Bundesministerin für 
Raumordnung, Bauwesen und Städtebau: Ja, Herr 
Präsident, sofort. 
Auch mit Brandenburg wird binnen kurzem eine 

Einigung erzielt werden. Deswegen, meine Damen 
und Herren, wird sich die Zusammenarbeit zwischen 
der Bundesregierung und den beiden Ländern Berlin 
und Brandenburg als zukunftsträchtig erweisen. 
Diese Vereinbarungen umfassen nicht nur die Unter-
bringung der obersten Bundesbehörden, die Woh-
nungsversorgung, die Verkehrs- und sonstige techni-
sche Infrastruktur, sondern auch die hauptstadt-
bedingten Kultur- und Bildungseinrichtungen. 
Meine Damen und Herren, die Umsetzung des 

Bundestagsbeschlusses ist auf einem guten Wege. Wir 
werden alles daransetzen, damit Berlin nicht nur 
Hauptstadt ist, sondern möglichst bald auch Regie-
rungssitz wird. 
Ich danke Ihnen. 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Frau Bun-
desministerin, ich wollte Sie nicht unterbrechen, son-
dern fragen, ob Sie bereit waren, eine Frage des 
Abgeordneten Feilcke zu beantworten. Sie können es 
auch jetzt noch tun. 

Dr. Irmgard Schwaetzer, Bundesministerin für 
Raumordnung, Bauwesen und Städtebau: Herr Präsi-
dent, wenn Sie zulassen, daß ich auch nach der Rede 
noch diese Frage beantworte! 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Aber 
selbstverständlich. 

Jochen Feilcke (CDU/CSU): Frau Ministerin, es 
wird ja nicht angerechnet. Ich hätte ganz gern noch 
etwas gewußt. Sie sprachen von 8 000 bis 10 000 
Wohnungen, die neu zu bauen sind. Wann wird nach 
heutiger Zeitplanung mit dem Bauen begonnen wer-
den können? 

Dr. Irmgard Schwaetzer, Bundesministerin für 
Raumordnung, Bauwesen und Städtebau: Herr Abge-
ordneter, ich bin Ihnen für diese Frage sehr dankbar. 
Wir wollen bereits im Jahre 1993 mit dem Bau 
beginnen. Allerdings sind dazu noch Vorklärungen 
nötig und Entscheidungen zu treffen, die nicht in der 
Hand der Bundesregierung liegen. Wir wollen im 
Moabiter Werder mit dem Bau beginnen. Das 
Gelände gehört derzeit noch der Reichsbahn. Es muß 
zwischen dem Land Berlin und der Deutschen Reichs-
bahn eine entsprechende Nutzungsänderung verein-
bart werden, damit die Reichsbahn auf die bisher 
vorgesehene Nutzung verzichten kann. Dann muß in 
der Verantwortung des Landes Berlin ein Bebauungs-
plan aufgestellt werden. Erst wenn dieser Bebauungs-
plan rechtskräftig ist, können wir mit dem Bau von 
Wohnungen beginnen. Der Senat hat uns zugesichert, 
daß dies sehr zeitnah erfolgt. Ich hoffe, daß das noch 
im Jahre 1993 der Fall sein kann. Wir haben auf jeden 
Fall im Bundeshaushaltsplan Mittel für den Baube-
ginn 1993 vorgesehen. 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Frau Mini-
sterin, auch der Abgeordnete Weiß möchte noch eine 
Zwischenfrage stellen. Ich wäre aber dankbar, wenn 
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das alles recht kurz gefaßt würde; denn unsere Tages-
ordnung heute läßt befürchten, daß das weit in das 
Fußballspiel hineingeht. Ich möchte im Interesse vie-
ler herzlich darum bitten. 
Herr Abgeordneter Weiß! 

Konrad Weiß (Berlin) (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Ich möchte zu Protokoll geben, Herr Präsident, 
daß mir das Fußballspielen egal ist 

(Dieter Wiefelspütz [SPD]: Unglaublich!) 
und ich hier die Interessen der Bürgerinnen und 
Bürger zu vertreten habe. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Meine Frage, Frau Ministe rin, ist folgende: Sie 

sagten, daß die Wohnungen, die in Berlin leer stehen, 
renoviert werden müssen. Teilen Sie mit mir aber 
nicht die Auffassung, daß es in einer Situation, wo in 
Berlin und im übrigen auch in Br andenburg viele 
junge Ehepaare keine Wohnung bekommen, wo eine 
wirkliche Wohnungsnot herrscht, unverantwortlich 
ist, auch nur eine Wohnung leer stehen zu lassen? 

Dr. Irmgard Schwaetzer, Bundesministerin für 
Raumordnung, Bauwesen und Städtebau: Ich halte es 
in der Tat für unverantwortlich, eine Wohnung, die 
von ihrem baulichen Zustand her bewohnbar wäre, 
leer stehen zu lassen. Deswegen haben wir mit den 
Instandsetzungs- und Renovierungsmaßnahmen sehr 
abgestufte Entscheidungen vorgesehen, nämlich nur 
in dem Umfang, in dem es dringend erforderlich ist, 
damit tatsächlich eine angemessene Wohnqualität 
und keine Luxusqualität hergestellt wird. 
Aber es gibt nun einmal aus dem Bestand, der jetzt 

der Bundesvermögensverwaltung zugeordnet ist, 
einige Wohnungen, die in dem Zustand, in dem wir sie 
übernommen haben, nicht weiter vermietet werden 
können. Sie müssen in der Tat dringend saniert 
werden. Die Vorbereitungen sind auf einem guten 
Wege. 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Nun 
möchte ich der Abgeordneten Frau Baumeister das 
Wort geben. 

Brigitte Baumeister (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Fast 
Unmögliches ist möglich geworden. Die Entscheidun-
gen, die zur Umsetzung des Beschlusses vom 20. Juni 
letzten Jahres gefordert worden sind, sind rechtzeitig 
getroffen worden. Wie einer meiner Vorredner schon 
sagte: Umziehen ist schwierig. Erschwerend kommt 
noch hinzu, daß wir darin wenig Erfahrung haben. 
Ich meine deshalb, daß der Deutsche Bundestag 

seine Hausaufgaben gemacht hat. Herr Regierender 
Bürgermeister Diepgen, der Geist, den Sie in Ihrer 
Rede beschworen haben, ist in der zügigen und 
konstruktiven Arbeit, die die Bau- und die Konzept-
kommission geleistet haben, zum Ausdruck gekom-
men. 
Mit dem zweiten Zwischenbericht der Konzeptkom-

mission sind die Voraussetzungen dafür gegeben, daß 
Verläßlichkeit für beide Städte, nämlich für Bonn und 
für Berlin, geschaffen wurde. Berlin erhält Planungs

-

sicherheit und Bonn eine faire Ausgleichschance. Es 
bietet sich durch die Wettbewerbe die einmalige 
Chance, in Berlin erstens etwas zu schaffen, das 
Bestand hat, und zweitens eine Lösung zu finden, die 
die städtebaulichen Gegebenheiten in Berlin, die Idee 
eines richtig verstandenen Denkmalschutzes und die 
Anforderungen eines modernen Arbeitsparlamentes 
miteinander verbindet. 

Grundsätzlich gilt für die CDU/CSU-Fraktion, daß 
der Beschluß vom 20. Juni 1991 in allen seinen Teilen 
nicht zur Disposition steht. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wir wollen für Bonn einen fairen Ausgleich und in 
Berlin keine Provisorien, sondern dauerhafte und 
zugleich funktionale Arbeitsverhältnisse. 

Über den Zeitplan des Umzuges ist gesprochen 
worden. Er läßt sich noch nicht festlegen. Ich denke, 
daß wir Geduld haben müssen, bis uns die Ergebnisse 
der Wettbewerbe vorliegen. 

Ich glaube, daß die vertikale Aufteilung der Mini-
sterien durch die Schaffung geschlossener Politikbe-
reiche in Bonn möglich sein wird; alle anderen Mög-
lichkeiten und Überlegungen haben jedenfalls keine 
überzeugenden Vorteile bieten können. 

Ich bin sicher, daß die Bonner Region zu einem 
Standort mit zukunftsorientierter Wirtschaftsstruktur 
werden wird. Dazu gehört auch, daß sich die Union um 
die Ansiedlung internationaler Institutionen be-
müht. 

Durch die Arbeit der Bau- und der Konzeptkommis-
sion, meine Damen und Herren, glaube ich, sind die 
Gräben schmäler geworden, die sich noch in der 
vergangenen Zeit aufgetan haben. Unse riösen Spe-
kulationen, was die Kosten des Umzuges einerseits, 
seinen Zeitpunkt andererseits betrifft, entzieht dieser 
Bericht die Grundlage. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Die Union wird dazu beitragen, den Beschluß des 
vergangenen Jahres zügig umzusetzen, ohne jedoch 
unüberlegte Hektik an den Tag zu legen. 

(Zuruf von der SPD: Hört! Hört!) 

Berlin muß wissen, daß der Umzug des Parlaments 
und der Regierung verwirklicht wird. 

(Dr. Wolfgang Freiherr von Stetten [CDU/ 
CSU]: Sehr richtig!) 

Bonn gebührt Dank für mehr als 40 Jahre, in denen 
sich die Demokratie der Bundesrepublik Deutschland 
hat entwickeln können. 

Unsere Sorgfaltspflicht gebietet uns, in Bonn für 
einen fairen Ausgleich zu sorgen. Diesem Anliegen, 
meine sehr verehrten Damen und Herren, wird der 
zweite Zwischenbericht der Konzeptkommission ge-
recht. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Verehrte 
Kolleginnen und Kollegen, damit sind wir am Ende 
der Aussprache. 
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Bevor wir zur Abstimmung kommen, habe ich noch 
Wünsche zu zwei persönlichen Erklärungen nach § 31 
unserer Geschäftsordnung vorliegen. 

Ich erteile zunächst dem Abgeordneten Martin 
Grüner das Wort. 

Martin Grüner (F.D.P.): Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Ich stimme gegen die 
Beschlußempfehlungen zu den beiden Berichten, weil 
ich der Absicht der Bundesregierung widersprechen 
will, die Aufteilung der Ministerien sowie die Schaf-
fung geschlossener Politikbereiche im vorgesehenen 
Berlin-Bonn-Gesetz nur im Prinzip zu regeln. Das 
halte ich weder politisch noch verfassungsrechtlich für 
zulässig. 

Das Konzept der Bundesregierung zur Ausgestal-
tung des Regierungssitzes steht nach meiner Auffas-
sung darüber hinaus nicht im Einklang mit dem 
Beschluß des Deutschen Bundestages vom 20. Juni 
1991. 

Falls die Bundesregierung daran festhält, daß eine 
weitere parlamentarische Entscheidung für die Um-
setzung des Beschlusses nicht in Betracht komme, 
weil diese Entscheidung im Rahmen der Organisa-
tionsgewalt der Bundesregierung zu treffen sei, bin 
ich in meinen Rechten und Pflichten als Abgeordneter 
zur Überwachung und Kontrolle der Regierung ver-
letzt. Ich meine, das gilt für den ganzen Deutschen 
Bundestag. 

(Beifall bei Abgeordneten der F.D.P.) 

Persönlich bin ich der Meinung, daß das sogenannte 
Kopfstellenmodell im Vergleich zum Organisations-
modell der Bundesregierung Beträge in Milliarden-
höhe einsparen würde — das erkennen wir, wenn wir 
uns dieses Modell genau ansehen —, für Bonn ein 
deutliches Mehr an Arbeitsplätzen brächte, das 
Umzugskartell und die beabsichtigte Verlagerung 
von Ämtern und Arbeitsplätzen aus Berlin und ande-
ren Teilen der Bundesrepublik nach Bonn unterblei-
ben könnte, die Spitzen aller Ministerien in Berlin 
wären und der Wohnungsengpaß und der Büroeng-
paß in Berlin damit fühlbar reduziert werden könn-
ten. 
Nur ein Gesetzgebungsverfahren ermöglicht es 

dem Bundestag, derartige Alternativen untersuchen 
zu lassen und im Bundestag zur Abstimmung zu 
stellen. Nur ein Gesetz kann sicherstellen, daß die 
Aufteilung des Sitzes der Bundesregierung unter 
Gesichtspunkten der Kosten, der Verwaltungseffi-
zienz und der Bestandskraft der beschlossenen 
Arbeitsteilung nicht ständig verändert und in Frage 
gestellt werden kann. 
Im Rahmen eines Gesetzgebungsverfahrens kann 

das von der Bundesregierung vorgelegte Organisati-
onskonzept zur Erfüllung des Berlin-Beschlusses des 
Deutschen Bundestages auch von fachkundigen, 
außenstehenden Beratungsunternehmen für den 
Deutschen Bundestag unter den Gesichtspunkten 
Kosten und Verwaltungseffizienz sowie Bestands-
wahrscheinlichkeit begutachtet und transparent ge-
macht werden. In eine solche Begutachtung sollte 
meiner Meinung nach auch der Bundesrechnungshof 
einbezogen werden. 

Die volle politische Verantwortung, meine Damen 
und Herren, für Fehlentscheidungen der Bundesre-
gierung in diesem Bereich trägt der Deutsche Bundes-
tag, der mit seinem Berlin-Beschluß die Grundlage 
dafür gelegt hat, daß Berlin Bundeshauptstadt wird, 
aber die größte Zahl der Arbeitsplätze in Bonn bleiben 
soll. Diesem Beschluß kann auch nicht durch die 
Verlagerung von Arbeitsplätzen und Behörden aus 
Berlin und anderen Teilen der Bundesrepublik nach 
Bonn Rechnung getragen werden. Das war jedenfalls 
nicht der Sinn dieses Beschlusses. 
Der politischen Verantwortung des Bundestages 

entspricht seine Verpflichtung zur parlamentarischen 
Kontrolle der Regierung, die bei der Bedeutung des 
Berlin-Beschlusses vom 20. Juni 1991 und seinen 
Kosten nur durch ein Gesetzgebungsverfahren sicher-
gestellt werden kann. Es ist verständlich, daß der 
Zwischenbericht bewußt auf die Angaben von Kosten 
verzichten mußte und verzichtet hat. Persönlich bin 
ich allerdings davon überzeugt, daß die Kosten dieses 
Konzepts drastische Änderungen dieses Konzepts 
erzwingen werden. 

(Beifall bei Abgeordneten der F.D.P. — Zuruf 
von der CDU/CSU: War das eine persönliche 

Erklärung?) 
— Zur Abstimmung. 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Nach § 30 
unserer Geschäftsordnung erteile ich dem Abgeord-
neten Franz Müntefering das Wort. 

Franz Müntefering (SPD): Ich möchte zu dem, was 
der Kollege Grüner vorgetragen hat, noch einmal 
folgendes klarstellen: Mit dem Bericht der Konzept-
kommission gibt es keine Zustimmung zu dem Vor-
schlag der Bundesregierung zur Aufteilung der Bun-
desregierung. Die Konzeptkommission hat für sich 
ausdrücklich festgestellt, daß dies noch zu klären 
ist. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 
Es gibt dazu unterschiedliche Meinungen quer durch 
alle Fraktionen. Ich spreche hier nicht für eine Frak-
tion, sondern ich sage meine Meinung aus der Kennt-
nis der Arbeit der Konzeptkommission. 
Wer für den Bericht der Konzeptkommission stimmt, 

stimmt damit nicht der Organisationsentscheidung 
der Bundesregierung zu, sondern ausdrücklich der 
Feststellung, daß darüber in diesem Herbst entschie-
den wird, wenn die Bundesregierung dazu ihr Gesetz 
vorlegt, das sie versprochen hat. 
Insofern ist alles, was Sie gesagt haben, Herr Grü-

ner, auf einer etwas wackeligen Grundlage. Ich will 
klarstellen: Die Konzeptkommission hat ausdrücklich 
festgestellt, daß es in diesem Stadium noch keine 
definitive Entscheidung gibt. 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Zu einer 
Kurzintervention Martin Grüner, urn den Sachverhalt 
zu klären. 

Martin Grüner (F.D.P.): Herr Müntefering, ich bin 
Ihnen sehr dankbar für diese Erklärung. Ich habe aber 
den Bericht sehr genau gelesen. Darin steht, daß es 
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Martin Grüner 
dazu Meinungsverschiedenheiten gegeben hat. Aber 
uns wird dieser Beschluß zur Bejahung vorgelegt. 

(Franz Müntefering [SPD]: Entscheidung im 
Herbst!) 

Deswegen bin ich hier sehr vorsichtig und lege Wert 
darauf, mit meinem Nein deutlich zu machen, daß ich 
ein ordentliches Gesetzgebungsverfahren für not-
wendig halte und daß wir dafür auch den Bundestag 
gewinnen wollen. 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Nunmehr 
hat zu einer persönlichen Erklärung nach § 31 der 
Abgeordnete Ortwin Lowack das Wort. 

Ortwin Lowack (fraktionslos): Herr Präsident! 
Meine sehr verehrten Kolleginnen und Kollegen! 
Daran, daß ich den Beschluß vom 20. Juni 1991 für 
einen Fehler gehalten habe, habe ich nie einen 
Zweifel gelassen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Populist!) 
Zigtausende von Mitarbeitern in Dienststellen und 
deren Familien in die eine oder andere Richtung zu 
verschieben, viele Milliarden an Ressourcen in 
Arbeitsplätze zu stecken, die schon wegen der hohen 
Grundstückskosten niemals die gleiche Effektivität 
erreichen können, als wenn wir die Arbeitsplätze 
woanders einrichten, ist meines Erachtens politische 
Hybris, die wir nicht einfach so übergehen sollten. 
Aber auch die Entschließung des Deutschen Bun-

destages, meine sehr verehrten Kolleginnen und Kol-
legen — denn mehr war es ja nicht —, muß doch im 
Kontext mit dem Bonn-Entschließungsentwurf gese-
hen werden, der damals nur äußerst knapp und, wie 
viele wissen, unter großem Druck abgelehnt worden 
ist. Ich bedaure, daß der Kollege Diepgen hier eine 
völlig falsche Interpretation des Beschlusses gegeben 
hat. Dort steht nicht drin, daß der Regierungssitz 
Berlin organisiert wird, sondern es steht eine Empfeh-
lung für die Bundesregierung darin. 
Gerade dieser Beitrag hat aber eigentlich bestätigt, 

daß es ein gespenstiges Verfahren ist, wenn ohne 
gesetzliche Regelung Maßnahmen beschlossen und 
hier bestätigt werden sollen, die bereits unüberseh-
bare Kosten und personelle Konsequenzen zur Folge 
haben und die die unbedingt notwendige gesetzliche 
Regelung vorwegnehmen, obwohl gleichzeitig, aller-
dings ohne jede inhaltliche Darstellung, im Bericht ein 
Gesetz, in Aussicht gestellt und auch als notwendig 
erachtet wird. 
Ich habe außerdem den Eindruck, daß die Bundes-

regierung eine parlamentarische Bestätigung für ein 
Verfahren sucht, das nicht gesetzmäßig und ohne 
notwendige Legitimation ist. 
Lieber Franz Müntefering, ich bin ja dankbar für 

Ihren Hinweis, auch dafür, daß er hier zu Protokoll 
gegeben wurde. Aber die Regierungsbefragung an 
gleicher Stelle hat gerade diese Sicherheit nicht 
erbracht, die aus diesem Beitrag gesprochen hat, 
sondern die Regierung hat sich in der Regierungsbe-
fragung äußerst vage geäußert, wann das Gesetz 
kommt, was Gegenstand des Gesetzes sein soll und 
welche Kosten entstehen. Solange diese Dinge nicht 
erörtert werden, können wir so einen Zwischenbericht 

nicht einfach nur zur Kenntnis nehmen. Ich muß ihn 
deshalb ablehnen. 

(Dr.-Ing. Dietmar Kansy [CDU/CSU]: Davon 
wird das ganze Haus erschüttert sein!) 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Meine 
Damen und Herren, damit sind wir wirklich am Ende 
der Aussprache und der persönlichen Erklärungen. 
Wir können nunmehr zur Abstimmung kommen. 

Wer stimmt für die Beschlußempfehlung des Ältesten-
rates auf Drucksache 12/2850? — Wer stimmt dage-
gen? — Enthaltungen? — Meine Damen und Herren, 
damit ist die Beschlußempfehlung mit sehr großer 
Mehrheit bei einigen Enthaltungen und einigen 
Gegenstimmen aus allen Fraktionen und Gruppen 
angenommen. 
Der Entschließungsantrag der Gruppe PDS/Linke 

Liste auf Drucksache 12/2886 (neu) soll an den Älte-
stenrat verwiesen werden. Gibt es dazu andere Vor-
schläge? — Das ist nicht der Fall. Dann ist dies 
beschlossen. 

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 15b auf: 

Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Ältestenrates zu den Vorschlägen 
der unabhängigen Föderalismuskommission 
vom 27. Mai 1992 für eine ausgeglichene Ver-
teilung von Bundesbehörden unter besonde-
rer Berücksichtigung der neuen Länder 
— Drucksache 12/2853 (neu) — 

Dazu liegen ein Entschließungsantrag des Abge-
ordneten Dr.-Ing. Joachim Schmidt (Halsbrücke) und 
anderer Abgeordneter sowie ein Entschließungsan-
trag der Gruppe PDS/Linke Liste vor. 
Der Ältestenrat hat Ihnen eine Debattenzeit von 

einer Stunde empfohlen. Ich nehme an, das Haus ist 
damit einverstanden. — Ich sehe und höre keinen 
Widerspruch. Dann ist das so beschlossen. 
Ich möchte zu Ihrer Information darauf hinweisen, 

daß wir im Anschluß an die Aussprache, also in ca. 
einer Stunde, eine namentliche Abstimmung über 
eine Beschlußempfehlung haben. 
Die Debatte wird von dem Ministerpräsidenten 

Bernhard Vogel des Landes Thüringen eröffnet. 

(Peter Kittelmann [CDU/CSU]: Sehr gut!) 

Ministerpräsident Dr. Bernhard Vogel (Thüringen): 
Sehr verehrter Herr Präsident! Meine sehr verehrten 
Damen und Herren! Als einer der beiden Vorsitzen-
den der Föderalismuskommission und zugleich als 
Ministerpräsident eines der jungen Länder habe ich 
urn das Wort gebeten und werde vor Frau Hämmerle, 
der anderen Vorsitzenden, über die Arbeit berich-
ten. 
Sie, meine Damen und Herren, der Deutsche Bun-

destag und der Bundesrat, haben vor einem Jahr eine 
unabhängige Kommission aus 16 Bundestagsmitglie-
dern und aus 16 Bundesratsmitgliedern eingesetzt 
und uns aufgetragen, Vorschläge für eine ausgegli-
chene Verteilung von Einrichtungen des Bundes in 
der Bundesrepublik Deutschland unter besonderer 
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Berücksichtigung der jungen Länder zu machen; um 
den Föderalismus zu stärken, wie es hieß. 

Natürlich ist diese Aufgabe im Zusammenhang mit 
dem Bonn-Berlin-Ausgleich zu sehen, obwohl es, 
meine Damen und Herren, in den neuen Ländern oft 
nur schwer verständlich zu machen ist, daß es zwi-
schen Bonn und Berlin zu einem vollen Ausgleich 
kommen soll und daß es zugunsten der neuen Länder 
lediglich zu Zeichen des guten Willens kommen 
kann. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU, der 
F.D.P., der SPD und des BÜNDNISSES 90/ 

DIE GRÜNEN) 

Die Aufgabe, die wir hatten, war sehr schwierig, 
zumal wir in unseren Beschlüssen an eine Zweidrittel-
mehrheit gebunden waren. Der Erfolg der Kommis-
sion hing lange Zeit an einem seidenen Faden, und er 
ist nur erreicht worden, weil von vielen viel guter Wille 
investiert worden ist. Es ist auch heute noch keine 
Frage: Wenn man aus dem Gebäude einen Stein 
herausbricht, dann droht das ganze Gebäude zusam-
menzufallen. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der SPD) 

Natürlich, meine Damen und Herren, waren die 
Interessen sehr unterschiedlich. Die Geberländer 
haben jeder Verlegung auch nur einer einzigen Ein-
richtung zu widersprechen versucht. Die Empfänger-
länder waren mit dem, was wir vorschlugen, verständ-
licherweise nicht einverstanden und empfanden es als 
zuwenig. 

In der Tat, meine Damen und Herren: Die jetzt zur 
Verlagerung vorgesehenen insgesamt ca. 9 000 Stel-
len schaffen keine ausgeglichene Verteilung. Geht 
man davon aus, daß der Bund — ohne oberste Bun-
desbehörden, ohne Bundeswehr, Bundespost und 
Bundesbahn — 280 000 Bedienstete hat, dann sind die 
zur Verteilung anstehenden 3,5 % kein Ausgleich, 
sondern allenfalls ein erstes Zeichen guten Willens. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der SPD) 

Für die Arbeit, meine Damen und Herren, haben wir 
uns vor allem an folgenden Kriterien orientiert: 

Erstens. Wir haben davon abgesehen, in den alten 
Bundesländern einen Ausgleich zwischen den Ein-
richtungen des Bundes zu schaffen. Das war in diesem 
Zusammenhang nicht auch noch zu bewältigen. 

Zweitens. Vorrang hatte die Aufgabe, aus den 
Ländern Einrichtungen abzuziehen, die überpropor-
tional mit Bundeseinrichtungen bedacht sind. Das 
heißt, daß vor allem Hessen, Hamburg und Berlin in 
Frage kamen, dagegen nicht Bayern und Baden-
Württemberg, die bezüglich dieser Einrichtungen 
stark unterrepräsentiert waren. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Sehr richtig!) 

Wenn der verehrte Herr Regierende Bürgermeister 
von Berlin von einer Umverteilung im Osten Deutsch-
lands sprach, dann ist er in aller Freundschaft darauf 
hinzuweisen: Hessen liegt nicht im Osten, und West-
Berlin und ganz Berlin sind durch die Entscheidung 
zugunsten der Hauptstadt Berlin ohnehin die 

Gewinner der Tagesordnungspunkte, die wir gegen-
wärtig hier besprechen. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge

-

ordneten der F.D.P.) 

Nordrhein-Westfalen war ebenfalls wegen des 
Bonn-Berlin-Ausgleichs weitgehend nicht in die 
Überlegungen einzubeziehen. 

Historische Bezüge sind berücksichtigt worden. 
Allerdings war hierfür der historische Bezug der 
Rückkehr der Hauptstadt nach Berlin dominierend. 
Dahinter standen andere historische Überlegungen 
zurück. 

Das Ergebnis ist, knapp gesagt, der Beschluß: Neue 
Einrichtungen des Bundes sollen grundsätzlich nur in 
neuen Ländern eingerichtet werden; Dependancen 
von Bedeutung, die errichtet werden müssen, sollen 
grundsätzlich nur in neuen Ländern eingerichtet wer-
den; für jedes neue Land soll eine signifikante Einrich-
tung vorgesehen werden, also beispielsweise das 
Verwaltungsgericht für Sachsen, das Arbeitsgericht 
für Thüringen oder die regierungsnahen Teile des 
Bundesrechnungshofs für Brandenburg oder auch das 
Bundesumweltamt für Sachsen-Anhalt. 

Viertens. In jedem Land soll eine nennenswerte 
Zahl neuer Arbeitsplätze entstehen. Dabei waren wir 
uns einig, das besonders belastete Mecklenburg

-

Vorpommern sollte dabei in besonderem Maße 
— über dem Schnitt der Einwohnerzahl — berück-
sichtigt werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Fast jede Einrichtung, über die auch nur von ferne 
gesprochen wurde oder gesprochen werden sollte, hat 
gegen die Einbeziehung in die Diskussion Protest 
angemeldet. Von den Leitern, von den Bet riebsräten, 
von allen nur irgendwie Formulierfähigen sind Prote-
ste eingegangen. Man stellte die Arbeitsfähigkeit der 
Einrichtung in Frage, und man wies, oft nicht zu 
Unrecht, auf soziale Belastungen hin. Man kann die 
Schreiben diesbezüglich zusammenfassen: Einheit ja, 
Umzug nein! Dabei verkenne ich nicht, daß beispiels-
weise die Berufstätigkeit des Ehepartners, daß bei-
spielsweise das eigene Haus und die Schule für die 
Kinder ihre Schwierigkeiten enthalten. 

Wir haben Verständnis für diese Einwendungen. 
Wir haben auch Verständnis für den Kampf vieler 
Oberbürgermeister um die Erhaltung ihrer Einrich-
tungen. Wir haben diese Diskussion, wo es ging, sehr 
fair geführt. 

Aber Argumente gegen die Verlagerung haben 
auch ihre Grenzen. Wenn aufgefordert wurde, im 
Falle der Zustimmung zur Verlagerung einer Einrich-
tung Hilfsvereinbarungen mit neuen Ländern aufzu-
kündigen, dann hat man Dinge miteinander verbun-
den, die man nicht miteinander verbinden darf. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge

-

ordneten der SPD) 

Wenn geschrieben wurde, man dürfe eine blühende 
Pflanze nicht in eine öde Landschaft verlegen, und 
man damit ein Land wie Sachsen oder Mecklenburg- 
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Vorpommern meinte, dann hat das nichts mehr mit der 
Auseinandersetzung zu tun. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der F.D.P., dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sowie bei Abge-
ordneten der SPD — Konrad Weiß [Berlin] 

[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Pfui!) 

Wenn sich die Leitung des Goethe-Instituts mit 
einem Brief an alle 32 Mitglieder der Föderalismus-
kommission wendet und schreibt, daß man jedem 
Mitglied der Kommission die Möglichkeit geben 
wolle, die Argumente, die gegen eine Verlagerung 
sprächen, zu beurteilen, dann mag das das gute Recht 
des Goethe-Instituts sein. Wenn es aber als Argu-
ment 4 heißt — mit Erlaubnis des Präsidenten zitiere 
ich —: 

Das Goethe-Institut trägt seinen Namen eher 
zufällig 

(Zuruf von der CDU/CSU: Skandal!) 

und hat mit der Person und dem Werk Goethes 
selber gar nichts zu tun. 

(Dr.-Ing. Dietmar Kansy [CDU/CSU]: Raus-
schmeißen, die Kerle! — Detlev von Larcher 

[SPD]: Das darf nicht wahr sein!) 

— dann übersteigt eine solche Feststellung meiner 
Ansicht nach das Erträgliche. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der F.D.P., der 
SPD und dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN — 
Dr.  Nils Diederich [Berlin] [SPD]: Ungeheu-
erlich! — Jochen Feilcke [CDU/CSU]: Weiß 
das der Außenminister? — Gegenruf der 
Abg. Ina Albowitz [F.D.P.]: Ja, der weiß das 

schon!) 

Ich will zur juristischen Frage, ob eine Verlegung 
möglich ist oder nicht, hier nicht Stellung nehmen. Ich 
will nur sagen, daß es für mein Empfinden nicht gut ist, 
zu wissen, daß draußen in der Welt ein Institut mit dem 
Namen Goethes für Deutschland arbeitet, während 
die Leitung dieses Instituts meint, daß dieser Name 
nur zufällig gewählt sei und daß man mit ihm nichts zu 
tun habe. 

Meine Damen und Herren, daß die Verlagerung, 
die wir vorschlagen, Schwierigkeiten mit sich bringt, 
ist der Kommission und natürlich auch mir selbst 
bewußt. Wir sind deswegen der Meinung, daß bei der 
Umsetzung der Beschlüsse nicht der Umzug von 
Menschen, sondern die Verlagerung von Stellen die 
Zielsetzung sein muß. Deswegen muß eine Zeit-
schiene gefunden werden, die zunächst einmal davon 
ausgeht, daß alle Beteiligten bald Klarheit erhalten, ob 
sie von den Maßnahmen betroffen sind oder nicht. 
Durch das Gespräch über jede Einrichtung muß es zu 
einer Realisierung zwischen Geberland, Nehmerland 
und Einrichtung selber kommen. Wir haben uns 
bemüht, es vielen recht zu machen. Allen konnten wir 
es nicht recht machen. Zwei Drittel Zustimmung zu 
erreichen war möglich; Einstimmigkeit zu erreichen 
war nicht möglich. 

Ich ersehe aus der Drucksache, die Ihnen vorliegt, 
daß die Kommission ihre Arbeit fortsetzen und die 
Umsetzung der Beschlüsse begleiten soll. Wir wollen 
das gerne tun; denn wir sehen in dieser schwierigen 

Aufgabe einen wesentlichen Beitrag, um zum Aus-
druck zu bringen, daß das ernsthafte Bemühen 
besteht, ganz Deutschland in die Verteilung von 
Einrichtungen der Bundesrepublik Deutschl and ein-
zubeziehen. Ich sehe aus der praktischen Erfahrung 
im Alltag eine wesentliche Hilfe. 
Aus diesem Grund möchte ich Sie bitten, dem 

mühsam Zustande gekommenen Werk als erstes Zei-
chen dieser Bereitsschaft Ihre Zustimmung zu 
geben. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. 
sowie bei Abgeordneten der SPD) 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Meine 
Damen und Herren, wegen der diversen Anfragen 
möchte ich Sie noch einmal über die Geschäftslage 
unterrichten. Am Ende dieses Debattenpunkts — in 
etwa einer knappen Stunde — findet eine namentli-
che Abstimmung statt. Danach wird das Ergebnis der 
namentlichen Abstimmung über den Änderungsan-
trag im Zusammenhang mit dem Umsatzsteuer-Bin-
nenmarktgesetz bekanntgegeben und über die 
gesamte Gesetzesvorlage abgestimmt. 

Daran anschließend findet die Nachwahl zur PKK 
statt. Dieser Ablauf erschien uns aus beratungsökono-
mischen Gründen im Interesse der Kollegen vernünf-
tig zu sein. Ich hoffe, damit sind diese Dinge klarge-
stellt. 
Nun kann ich der Abgeordneten Frau Gerlinde 

Hämmerle das Wort erteilen. 

Gerlinde Hämmerle (SPD): Herr Präsident! Meine 
lieben Kolleginnen und Kollegen! Wenn eine Kom-
mission zwei gleichberechtigte Vorsitzende hat — wie 
im Falle der Föderalismuskommission —, dann hat 
das viele Vorteile, verehrter Herr Dr. Vogel: Lob und 
Tadel können geteilt werden. Sie wissen ja, daß ein 
altes Sprichwort sagt: „Geteilte Freude ist doppelte 
Freude, aber geteiltes Leid ist halbes Leid". 

Wir haben diesen Beschluß zu erfüllen, der heute 
schon häufig angesprochen wurde. Alsbald nach 
diesem Beschluß gingen wir an die Arbeit. Sie war 
keineswegs von guten Wünschen und aufmuntern-
dem Optimismus begleitet, sondern von Anfang an 
von Unkenrufen und der Mutmaßung, daß die Erfül-
lung des Auftrages, den wir uns am 20. Juni des 
vergangenen Jahres alle miteinander selbst gegeben 
haben, überhaupt nicht möglich sei. 

Ich vergesse niemals die Pressekonferenz unten im 
Wasserwerk, auf der die Journalistinnen und Journa-
listen, insbesondere der hochverehrte Vertreter des 
Zweiten Deutschen Fernsehens, erklärt haben, dies 
alles sei zum Scheitern verurteilt, und wir müßten 
doch nun krampfhaft neue Institutionen ins Leben 
rufen, damit überhaupt etwas passiere. 

Ich bin bei aller Kritik, die wir heute noch hören 
werden, sehr wohl der Meinung, daß dieses Werk so, 
wie es mein Mitvorsitzender, der thüringische Mini-
sterpräsident, schon geschildert hat, gelungen ist. Viel 
Kritik hat die Arbeit begleitet. 

Verehrter Herr Regierender Bürgermeister von Ber-
lin, es ist ja so: Etwas, was überhaupt nicht kritisiert 
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wird, ist auch nichts wert. Daraus schließen wir, daß 
unsere Arbeit doch einen gewissen Wert hat. 

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU, der 
F.D.P. und dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
— Jochen Feilcke [CDU/CSU]: Der Umkehr-

schluß gilt nicht immer!) 

Daß wir aus diesem Hause heute Kritik bekommen 
werden, ist uns völlig klar und ist meinerseits über-
haupt nicht zu kritisieren. 

Wir werden von vielen Seiten gefragt: Warum habt 
ihr dieses getan, jenes verlagert, dieses und jenes 
nicht getan? Aber manchmal werden wir auch gefragt, 
warum wir überhaupt etwas vorgelegt haben; und 
das, meine Damen und Herren, ist nun wirklich 
absurd. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Wir, das sind die 16 Mitglieder des Bundesrates und 
die 16 Mitglieder des Bundestages sowie die nicht 
stimmberechtigten Mitglieder der Bundesregierung, 
wir, die Kommission — ich sage das noch einmal —, 
haben uns diese Aufgabe nicht selbst aus Jux und 
Dollerei erfunden, sondern wir sind von diesem Par-
lament im Vollzug unseres gemeinschaftlichen 
Beschlusses beauftragt worden, diese Arbeit zu erfül-
len. 

Wir mußten uns Kriterien geben — wir hörten es 
schon —; denn das Herumstochern in einem Heuhau-
fen von Hunderten von Bundesinstitutionen, Zuwen-
dungsempfängern und Forschungseinrichtungen 
wäre von vornherein zum Scheitern verurteilt gewe-
sen. Wir mußten uns einen Abstimmungsmodus 
geben. 

Ich möchte noch einmal ganz kurz die Kriterien 
zusammenfassen, weil sie wichtig sind. Wir wollten 
kein grundsätzliches Umzugskarussell durch diese 
Republik veranstalten. Wir wollen die Sozialverträg-
lichkeit und die zeitliche Begrenzung berücksichti-
gen. Neue Einrichtungen kommen in die neuen Län-
der. Wir berücksichtigen die Versorgungsquote, d. h. 
die überproportional und die unterproportional mit 
Bundeseinrichtungen versorgten Länder. Und was 
ganz wichtig war: Das Land Nordrhein-Westfalen und 
insbesondere die Region Bonn sind von uns nicht 
weiter zu tangieren. 

Die nächste Frage bezog sich auf den Abstim-
mungsmodus. Herr. Dr. Vogel hat ihn schon geschil-
dert. Streckenweise haben wir nicht geglaubt, daß wir 
die hohe Hürde, die wir uns selbst gegeben haben — 
eine Zweidrittelmehrheit herzustellen —, überhaupt 
überspringen konnten. Wir sind am 27. Mai in die 
Klausur gegangen und haben bis zum späten Nach-
mittag nicht daran geglaubt, daß wir diese Hürde 
wirklich überspringen könnten. 

Wir haben in gar keiner Weise erwartet, daß hier 
heute mit dem erforderlichen Quorum ein abschlie-
ßendes Ergebnis erzielt werden könnte, so sagten Sie, 
Frau Präsidentin Professor Süssmuth, die an unserer 
Veranstaltung am 27. Mai teilgenommen haben. 

Das Ergebnis — zustande gekommen in der Winter-
scheider Mühle — gliedert sich in zwei Teile: I. Die 
Vorschläge für die neuen Länder — es liegt Ihnen vor, 
ich muß Ihnen das nicht noch einmal vorlesen —; II. die 

Ergebnisse der sogenannten Kroppenstedt-Kommis-
sion, die wir zustimmend zur Kenntnis genommen 
haben. 

Meine Damen und Herren, es liegt mir daran, darauf 
hinzuweisen, daß wir — Herr Diepgen ist gerade nicht 
sichtbar — nicht die Erfinder, die Väter und Mütter 
dieses zweiten Teils der Liste sind. Diesen hat der 
Arbeitsstab Bonn-Berlin besorgt; wir haben es aller-
dings zustimmend zur Kenntnis genommen. 

In diesem zweiten Teil lege ich auf zwei wesentliche 
Punkte wert: 

Erstens. Wir haben uns dort festgelegt, daß wir die 
Regierung bei ihren Bemühungen um die Ansiedlung 
von Einrichtungen der Vereinten Nationen in Bonn 
und bei ihren Bemühungen um die Ansiedlung der 
Europäischen Zentralbank in Frankfurt unterstützen 
wollen. 

Zweitens haben wir dort festgelegt, daß Wegzüge 
aus Berlin mit dem Hinziehen von Parlament und 
Regierung gekoppelt werden sollen. 

Drittens haben wir festgelegt — Herr Dr. Vogel hat 
es schon gesagt —, daß das L and Mecklenburg-
Vorpommern in der Zukunft in ganz besonderer 
Weise technologisch und innovativ gefördert werden 
soll. Unter Berücksichtigung der beiden von mir 
angesprochenen Punkte — Hessen und Berlin — sage 
ich Ihnen offen, daß mir manche Kritik aus diesem 
Bereich relativ unverständlich war. 

(Beifall der Abg. Ina Albowitz [F.D.P.]) 

In Würdigung dieser Punkte möchte ich sagen — da 
werden mir nicht alle zustimmen; das ist mir sehr wohl 
klar —: Was wir heute vorlegen, ist das Ergebnis einer 
Kommission, die nach bestem Wissen und Gewissen 
intensiv gearbeitet hat und die alle Gesichtspunkte, 
die zu erwägen waren, hin und her gewendet hat. 
Natürlich ist dieses Ergebnis nicht vollständig. Natür-
lich ist dieses Ergebnis nicht perfekt. Es ist nicht ohne 
Ecken und Kanten. Es beinhaltet Enttäuschungen 
— ich sehe hier einige —, es beinhaltet aber auch 
Freude. Es hinterläßt Verletzungen und es hinterläßt 
Unsicherheiten. 

Mir ist sehr daran gelegen, daß der Beschluß dieses 
Parlaments heute ein Stückchen mit der Unsicherheit 
der Menschen, die bis heute nicht wissen, ob sie nun 
endgültig betroffen sind oder nicht betroffen sind, und 
mit der Unsicherheit der neuen Länder aufräumt, die 
bis heute nicht wissen: Was kommt zu uns, und was 
kommt nicht zu uns? 

Wir sind auf diesen Beschluß überhaupt nicht stolz. 
Wir legen auch nicht die Beine auf den Tisch und 
sonnen uns. Es ist ja kein glänzender Erfolg. Aber auf 
eines sind wir stolz: auf die Fairneß bei den Beratun-
gen, auf das Zusammenstehen in schwierigen Situa-
tionen, auf die Mitarbeit der Mitglieder der Bundes-
regierung und auf die Hilfe und den unermüdlichen 
Einsatz unserer Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter. Wir 
danken ihnen allen. 

Wir danken ganz besonders den alten Ländern, die 
keine Bundeseinrichtungen haben, z. B. Saarland und 
Bremen, oder die unterversorgt sind, dafür, daß sie 
von sich aus auf den gerechten Ausgleich durch die 
Bundesrepublik — so sagt es ja der Beschluß — 
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verzichtet und mit uns gemeinsam das Schwergewicht 
auf die neuen Länder gelegt haben. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 

Dies ist keine Selbstverständlichkeit. Ich denke, man 
muß dies einmal sagen, weil Solidarität keine Ein-
bahnstraße ist. 

Die Kommission soll weiterarbeiten. Das ist auch 
wichtig, weil wir viele, viele Einsprüche und Eingaben 
von Menschen haben, denen wir durch unsere Ant-
wort und durch unsere Weiterarbeit helfen wollen, mit 
dem Problem, von dem sie be troffen sind, fertig zu 
werden. Wir haben sehr viele beunruhigte Menschen, 
um die wir uns kümmern müssen. 

Die Organisationsgewalt des Umzugs aber — auch 
das will ich ganz deutlich sagen — liegt bei der 
Bundesregierung. 

Weiterhin müssen wir auch noch Gesetzesänderun-
gen in dieses Haus einbringen, weil beispielsweise 
der Ort der hohen Gerichte im Gesetz geregelt ist. 
Wenn wir hier etwas ändern, müssen wir auch eine 
Gesetzesänderung vornehmen. 

Manchmal sagt ein einfaches Sprichwort mehr als 
gestelzte Worte. Mit einem einfachen Sprichwort 
möchte ich schließen: Jedem Menschen recht getan, 
ist eine Kunst, die niemand kann. 

Ich bitte Sie unter Berücksichtigung dieses schönen 
alten deutschen Sprichworts um Ihre Zustimmung 
zum Gesamtvorschlag der Kommission. 

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU sowie 
bei Abgeordneten der F.D.P.) 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Meine 
Damen und Herren, ich muß nun etwas dazwischen-
schieben und Ihre Mitarbeit erbitten: Um 13 Uhr tagt 
die Gemeinsame Verfassungskommission. Die 
F.D.P.-Fraktion bittet mich, vorher noch eine Ände-
rung in der Besetzung vorzunehmen. 

Die F.D.P.-Fraktion hat mitgeteilt, daß der Abgeord-
nete Wolfgang Mischnick als ordentliches Mitglied 
aus der Gemeinsamen Verfassungskommission aus-
scheidet und daß sie als Nachfolger den Kollegen 
Hans-Joachim Otto vorschlägt. 
Wenn das Haus jetzt damit einverstanden ist, kann 

er um 13 Uhr an der Sitzung der Verfassungskommis-
sion teilnehmen. — Da ich feststelle, daß Sie keine 
Einwendungen dagegen haben, ist das in Ordnung. 
Damit ist Hans-Joachim Otto als ordentliches Mitglied 
gewählt. 

Ich kann nun der Abgeordneten Frau Ina Albowitz 
das Wort geben. 

Ina Albowitz (F.D.P.): Herzlichen Dank, Herr Präsi-
dent. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Am 20. Juni 1991 hat der 
Deutsche Bundestag mit seinem Umzugsbeschluß 
gleichzeitig die Bundestagspräsidentin beauftragt, 
eine Kommission einzusetzen. Deren Vorschläge für 
eine ausgeglichene Verteilung von Bundesbehörden 

im größer gewordenen Deutschland liegen nun ein 
Jahr später vor. 

Die Föderalismuskommission, die sich aus Mitglie-
dern aller Verfassungsorgane, nicht stimmberechtig-
ten Vertretern der obersten Bundesbehörden sowie 
weiteren Sachverständigen zusammensetzt, hat gute 
Arbeit geleistet. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Ihr ist es gelungen, ein Konzept zu erstellen, das unter 
besonderer Berücksichtigung der neuen Länder den 
zur Zeit bestmöglichen Ausgleich der föderalen Inter-
essen herstellt. 

Die Arbeit der Kommission ist ein gutes Beispiel 
dafür, daß es doch sehr schwierig ist, einen hehren 
Begriff wie „Föderalismus" mit Leben zu erfüllen. 
Theoretische Abhandlungen und allgemeine Be-
kenntnisse zu Föderalismus sind leicht. Konkrete 
Maßnahmen gestalten sich offensichtlich deutlich 
schwieriger. So konnte sich auch niemand die Ent-
scheidung über die Umzüge ganzer Behörden einfach 
machen, denn hier geht es um den schwierigen 
Versuch, gegensätzliche Interessen, die, für sich gese-
hen, jeweils ihre Berechtigung haben, miteinander zu 
vereinbaren. Für diese Arbeit möchte ich allen Kom-
missionsmitgliedern herzlich danken, vor allem den 
beiden Vorsitzenden, unserer Kollegin Gerlinde 
Hämmerle und dem Ministerpräsidenten von Thürin-
gen, Herrn Dr. Vogel. 

Ein Bereich der Kommissionsarbeit bezog sich auf 
die Verlagerung von Bundeseinrichtungen nach 
Bonn, um einen teilweisen Ausgleich für den Umzug 
von Parlament und Teilen der Regierung nach Berlin 
zu schaffen. Über dieses Thema wurde bereits unter 
dem vorigen Tagesordnungspunkt ausführlich disku-
tiert. Ich möchte an dieser Stelle lediglich bemerken, 
daß ich die Kompensationsmaßnahmen unter den 
gegebenen Voraussetzungen für angemessen und für 
die betroffenen Behörden auch für zumutbar 
erachte. 

Das Problem der gleichmäßigen Verteilung von 
Bundesbehörden im größer gewordenen Deutschland 
war Schwerpunkt der Tätigkeit der Föderalismus-
kommission. Nach deren Vorschlag werden 15 Bun-
deseinrichtungen mit rund 9 000 Beschäftigten in die 
neuen Länder verlagert. Darüber hinaus sollen do rt 

 auch alle Bundeseinrichtungen und Institutionen, die 
zukünftig neu geschaffen werden, angesiedelt wer-
den. 

Nach der ersten Veröffentlichung der Kommissions-
vorschläge setzte — wie erwartet, Frau Kollegin 
Hämmerle — das allgemeine Wehklagen ein. Natür-
lich ist jeder Umzug mit Belastungen der Arbeit und 
anderen Konsequenzen verbunden. Das Argument 
zählt und wird entsprechend berücksichtigt. Wir 
haben Gesetzesänderungen u. ä. vorzunehmen. Dar-
über ist gesprochen worden. Doch bei einer so massi-
ven prinzipiellen Ablehnung vieler Umzugsvor-
schläge, wie sie aus den be troffenen Häusern teil-
weise zu hören war, muß man  manchmal schon 
nachdenklich werden. 

Meine Damen und Herren, verehrte Kolleginnen 
und Kollegen, der Bundespräsident hat in den yergan- 
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genen Wochen viel gesagt. Manches davon hat mir 
gut gefallen. Über einiges muß mit Sicherheit noch 
geredet werden. Richtig war aber zweifellos seine 
Aufforderung, daß im geeinten Deutschland das Tei-
len noch deutlicher im Vordergrund stehen muß. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Der vorgeschlagene Umzug von Bundeseinrichtun-
gen in die neuen Länder ist ein gutes Beispiel für diese 
Hilfe als erster Einstieg, denn hier werden auch 
mehreren Regionen in Westdeutschland durchaus 
jetzt schon Opfer abverlangt. Ich mache überhaupt 
kein Hehl daraus, daß ich für die Zukunft hier noch 
viel mehr erwarte. Wenn heute der Deutsche Bundes-
tag die Vorschläge der Föderalismuskommission zur 
Kenntnis nimmt, wird eine für die neuen Länder 
akzeptable Verteilung der Bundesbehörden vorge-
schlagen, auch wenn natürlich nicht alle Wünsche und 
Vorschläge berücksichtigt werden konnten. 

Ich habe Verständnis für den Gruppenantrag von 
Mitgliedern aller Fraktionen, entgegen den Kommis-
sionsempfehlungen den gesamten Bundesgerichtshof 
nach Leipzig zu verlagern. 

(Beifall bei Abgeordneten der F.D.P. und 
beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Trotzdem appelliere ich an alle Abgeordneten, die-
sem Antrag nicht zuzustimmen. 

(Dr.-Ing. Dietmar Kansy [CDU/CSU]: Sehr 
wahr! Wir arbeiten damit in die Hände der 
Falschen! — Gerlinde Hämmerle [SPD]: Sehr 

wahr!) 

Über eine Verlagerung des Bundesgerichtshofes von 
Karlsruhe nach Leipzig haben die Kommissionsmit-
glieder bereits ausführlich diskutiert. Der Antrag 
wurde jedoch mit deutlicher Mehrheit abgelehnt. 

(Gerlinde Hämmerle [SPD]: Richtig!) 

Die Kommission hat versucht, ein ausgewogenes 
Ergebnis zu erreichen. Das war auf Grund der unter-
schiedlichsten Problemlagen nicht einfach, meine 
Damen und Herren, und bedurfte auch vieler Abwä-
gungen. Das endgültige Beratungsergebnis würde 
jetzt aus dem Gleichgewicht geraten, wenn man 
beginnt, über die Wünsche einzelner Regionen neu zu 
diskutieren. Unbes treitbar gibt es gute Gründe, die für 
eine Verlagerung sprechen. Bis 1945 war Leipzig der 
Mittelpunkt der Rechtsprechung in Deutschland, u. a. 
als Sitz des Reichsgerichtes, des Vorläufers des Bun-
desgerichtshofes. Diese Tradition wurde nach dem 
Krieg unterbrochen. 

Bei allen Forderungen nach einer Verlagerung des 
Bundesgerichtshofes nach Leipzig sollte man auch 
nicht vergessen, welche Tradition sich seitdem in 
Karlsruhe entwickelt hat. Vor allem für die jüngere 
Generation, meine Kolleginnen und Kollegen, ist 
diese Stadt mit dem Bundesverfassungsgericht und 
dem Bundesgerichtshof das Fundament einer rechts-
staatlichen Ordnung. Den jungen Menschen in unse-
rer Bundesrepublik wäre eine Verlagerung kaum 
verständlich zu machen. 

Angesichts der beiden zu berücksichtigenden Tra-
ditionen kann es in dieser Frage nicht um die bloße 
Restauration eines Zustandes gehen, zumal Baden-
Württemberg im Verhältnis zur Größe und Bevölke-

rungszahl mit Bundeseinrichtungen unterproportio-
nal versorgt ist. — Ich komme aus Nordrhein-Westfa-
len. Damit da überhaupt keine Schwierigkeiten auf-
treten, betone ich: Ich komme nicht aus Baden

-

Württemberg. 

(Gerlinde Hämmerle [SPD]: Es können nicht 
alle guten Menschen aus Baden-Württem-

berg kommen!) 

— Manche auch aus Nordrhein-Westfalen. 
Die Geschichte Leipzigs als Justizstandort wird von 

der Föderalismuskommission besonders gewürdigt, 
indem diese die dortige Ansiedlung des Bundesver-
waltungsgerichts und des bisher ebenfalls in Berlin 
ansässigen 5. Strafsenats des Bundesgerichtshofs vor-
schlägt. 

Meine Damen und Herren, Lösungsvorschläge sind 
nie perfekt: die Kollegin Hämmerle hat das soeben 
vorgetragen. Ich denke, dies ist ein erster Einstieg. Wir 
haben das auch so beraten. Mit dem vorliegenden 
Bericht ist die Arbeit der Kommission nämlich nicht 
abgeschlossen. Sie wird ihre Arbeit fortsetzen, bis alle 
Vorschläge umgesetzt und eine annähernd ausgewo-
gene Verteilung aller Bundeseinrichtungen und 
-institutionen über a 11 e Bundesländer erreicht ist. 
Über den jeweiligen Planungsstand der Ressorts für 

Standorte von Bundeseinrichtungen wird die Bundes-
regierung die Kommission informieren und auch die 
Ausführung der Beschlüsse überwachen. Sollten 
bestimmte Vorschläge nicht realisierbar sein oder 
sollten andere Veränderungen notwendig werden, 
wird die Kommission über Ersatzmaßnahmen zu dis-
kutieren haben, um das Gleichgewicht, an dem uns 
allen gelegen sein sollte, wiederherzustellen. 

Die Weiterarbeit der Unabhängigen Föderalismus-
kommission garantiert somit, daß der schwierige 
Prozeß der Einigung Deutschlands auch künftig sach-
verständig begleitet wird. 
Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der F.D.P., der CDU/CSU und der 
SPD) 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Das Wort 
 hat die Abgeordnete Angela Stachowa. 

Angela Stachowa (PDS/Linke Liste): Herr Präsi-
dent! Meine Damen und Herren! Mit dem Beschluß 
vom 20. Juni 1991 hat die Unabhängige Föderalis-
muskommission den Auftrag erhalten, „Vorschläge 
zur Verteilung nationaler und internationaler Institu-
tionen zu erarbeiten, die der Stärkung des Föderalis-
mus in Deutschland auch dadurch dienen sollen, daß 
insbesondere die neuen Bundesländer Berücksichti-
gung finden mit dem Ziel, daß in jedem der neuen 
Bundesländer Institutionen des Bundes ihren Standort 
finden. Auch vorhandene Institutionen des Bundes in 
Berlin stehen dafür zur Disposition. " — Soweit der 
Text des Beschlusses. 
Ich möchte betonen: Ich bin generell für eine zügige 

Verwirklichung des Beschlusses hinsichtlich, der 
Stärkung des Föderalismus in Deutschland, um auch 
dem Einigungsvertrag nachzukommen. Der quantita-
tive Umfang der Arbeit der Föderalismuskommission 
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war beträchtlich, so wurde berichtet, und ihr wurde 
dafür gedankt. Allerdings, die jetzt vorliegenden 
Vorschläge der Unabhängigen Föderalismuskommis-
sion werden dem oben angeführten Anspruch kaum 
gerecht, und ich muß sie deshalb ablehnen. 

Ich meine, die uns vorliegenden Vorschläge sind 
nicht dazu angetan, den größer gewordenen Raum 
Deutschland durch wohlüberlegte Gliederung im 
Sinne der Verteilung politisch, wirtschaftlich und 
geistig optimal zu bewältigen. Ich kann keine zielge-
richtete Umstrukturierung zu den neuen Ländern hin 
erkennen, im Gegenteil. 

Böswillige — ich betone: Böswillige — nennen die 
Vorschläge zur Verteilung von Bundesinstitutionen 
das Resultat eines Schachers zwischen Bundeslän-
dern einerseits sowie den anmaßenden Forderungen 
der Bundesstadt Bonn und des Verteilungsstreits zwi-
schen Berlin und Bonn andererseits. Ich bin nicht 
böswillig; ich bin mir der Schwierigkeiten des Unter-
nehmens bewußt. Ich glaube auch, daß eine allseits 
zufriedenstellende Lösung kaum möglich ist und nur 
schwer zu finden sein wird. Aber lassen Sie mich ein 
paar kleine Rechenbeispiele anführen. Von den 
14 Bundesinstitutionen, die in die neuen Länder ver-
lagert werden sollen, kommen neun allein aus Berlin 
und lediglich fünf aus den insgesamt zehn alten 
Bundesländern. Bonn selbst erhält 16 Bundesinstitu-
tionen als Ausgleich. Das sind zwei mehr, als alle fünf 
neuen Bundesländer zusammen erhalten. Wie das mit 
dem Anspruch in Übereinstimmung steht, „daß insbe-
sondere die neuen Bundesländer Berücksichtigung 
finden" sollen, ist mir schleierhaft. 

Ein weiterer qualitativer Mangel der Arbeit der 
Föderalismuskommission besteht meines Erachtens 
darin, daß ihre Vorschläge bisher ökonomisch nicht 
durchgerechnet sind. Vor allem berücksichtigen sie 
nicht die notwendigen Eingriffe in Bestehendes, z. B. 
in bestehende kulturelle Substanz. So bedeutet die 
geplante Nutzung des Gebäudes des ehemaligen 
Reichsgerichts in Leipzig für Bundesbehörden in der 
Konsequenz einen existentiellen Eingriff in die 
Belange des Museums der bildenden Künste in Leip-
zig und der Gedenkstätte des Reichstagsbrandprozes-
ses. Aus diesem Grund haben wir, die Gruppe Linke 
Liste/PDS, einen Entschließungsantrag eingebracht, 
in dem wir fordern, daß vor der Verlagerung von 
Bundesbehörden in jedem konkreten Fall die erfor-
derlichen materiellen und finanziellen Voraussetzun-
gen für den Erhalt und das Fortbestehen kultureller 
Einrichtungen und kultureller Substanz geschaffen 
werden müssen. 

Was den Umzug des Bundesgerichtshofs nach Leip-
zig betrifft, möchte ich neben dem soeben Erwähnten 
noch folgendes bemerken. Auch in unserer Gruppe 
gibt es dazu kontroverse Auffassungen. Die Mehrzahl 
unserer Abgeordneten ist, wie ich meine, aus politi-
schen Gründen, die vor allem in der Vergangenheit 
liegen, gegen eine Verlagerung des Bundesgerichts-
hofs nach Leipzig. Ich persönlich tendiere zu einer 
Verlagerung aus Karlsruhe nach Leipzig. Ich meine, 
laut Einigungsvertrag sollen wichtige Institutionen in 
die neuen Bundesländer verlagert werden, wozu der 
Bundesgerichtshof unbedingt gehört. Ich denke, ein 
solcher Umzug des Bundesgerichtshofs sollte zugleich 

als Chance für einen Neuanfang auch auf diesem 
Gebiet im geeinten Deutschland be trachtet werden. 
Vielleicht findet dieser Aspekt Eingang in die Überle-
gungen. 

Meine Damen und Herren, ich bin dafür, daß die 
Föderalismuskommission weiterbesteht und daß sie 
weiterarbeitet; in Klammern habe ich hier stehen: und 
ihre Hausaufgaben demnächst etwas besser erle-
digt. 

Ich danke für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der PDS/Linke Liste) 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Nunmehr 
erteile ich dem sächsischen Staatsminister der Justiz, 
Herrn Steffen Heitmann, das Wort. 

Staatsminister Steffen Heitmann (Sachsen): Herr 
Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Ich spreche zum erstenmal im Deutschen Bundestag. 
Es ist mir eine große Ehre, das tun zu können. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der F.D.P. und der 
SPD) 

Noch vor zweieinhalb Jahren wäre mir das so 
utopisch erschienen, wie zum Mond zu fliegen. 

Eine solche Rückerinnerung ist immer wieder gut, 
um sich die ungeheuren Veränderungen in unserem 
Land vor Augen zu halten. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. — 
Hans  Eberhard Urbaniak [SPD]: Durch die 

Ostpolitik der SPD!) 

Diesen ungeheuren Veränderungen wird aber das 
Ergebnis der Beratungen der Föderalismuskommis-
sion, das Sie heute zur Kenntnis nehmen und dem Sie 
zustimmen sollen, nicht gerecht. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU, der 
SPD und der PDS/Linke Liste) 

Die Föderalismuskommission hatte von Ihnen den 
Auftrag, „für eine ausgeglichene Verteilung von Bun-
desbehörden unter besonderer Berücksichtigung der 
neuen Länder" zu sorgen. Nach den nahezu einstim-
mig beschlossenen eigenen Zielvorstellungen der 
Kommission sollte neben historischen, beschäfti-
gungspolitischen, sozialen und sonstigen Aspekten 
insbesondere dem Grundsatz einer annähernden 
Bevölkerungsproportionalität Rechnung getragen 
werden. Was ist herausgekommen? 

Ich habe durchaus Respekt vor den Bemühungen 
dieser Kommission. Ich weiß, wie mühsam die Ver-
handlungen waren. Natürlich hat diese Arbeit einen 
Wert, Frau Hämmerle, ohne Zweifel. Unter der Hand 
ist ein Bonn-Berlin-Ausgleich herausgekommen. Ein 
Umzug von Menschen, so sagte Herr Ministerpräsi-
dent Vogel, sei nicht vorgesehen. Ich frage Sie: Wie 
wollen wir im Osten z. B. eine neue Justiz aufbauen 
ohne die Bereitschaft von Menschen zum Umzug? 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU, der 
SPD, der F.D.P. und des BÜNDNISSES 90/ 

DIE GRÜNEN) 

Frau Hämmerle sprach von den beunruhigten Men-
schen in den Behörden, die möglicherweise verlagert 
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werden. Im Osten haben wir Millionen beunruhigte 
Menschen, auf die Rücksicht zu nehmen ist. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU, der 
SPD, der F.D.P. und des BÜNDNISSES 90/ 

DIE GRÜNEN) 

In Arbeitsstellen ausgedrückt heißt das Ergebnis: 
Von rund 9 000 Stellen, die in die östlichen Länder 
verlagert werden sollen, sind knapp 5 000 einigungs-
bedingte neue Stellen, während nur etwa 4 000 soge-
nannte alte Stellen, und zwar — das ist völlig richtig — 
wirklich vorwiegend aus Berlin, das ja im Osten liegt, 
verlagert werden. Gleichzeitig aber werden rund 
7 000 weitere alte Stellen als Kompensation nach 
Bonn gegeben. 

Das politische Signal heißt also: 7 000 Stellen als 
Ersatz für rund 12 000 wegfallende Stellen in der 
Region Bonn mit etwa einer halben Million Menschen; 
rund 4 000 Stellen — nach Abzug der einigungsbe-
dingten rund 5 000 Stellen — für 16 Millionen Ost-
deutsche, bei denen die tatsächliche Arbeitslosigkeit 
in manchen Bereichen bei 40 % liegt. 

(Zustimmung bei Abgeordneten der CDU/ 
CSU und der F.D.P.) 

Aber das ist ja nur ein begrenzter Aspekt der Sache. 
Fast völlig unbeachtet gelassen hat man die Bedeu-
tung des Symbolwerts von Sitzverlagerungen in den 
Osten. Dagegen spricht man von der Versorgungs-
quote. 

Das Ergebnis der Föderalismuskommission ist ein 
West-Paket 

(Beifall bei der SPD und der F.D.P. sowie bei 
Abgeordneten der CDU/CSU und der PDS/ 

Linke Liste) 

Es ist für die Menschen im Osten tief enttäuschend. 

Ich gehöre nicht zu den nachträglichen Besserwis-
sern, die die Art und Weise oder gar die Schnelligkeit 
des Einigungsprozesses in Deutschland kritisieren. 
Ich bin überzeugt: Es gab keinen anderen und keinen 
besseren Weg, der hätte beschritten werden können. 
Ich würdige auch die in der Welt einmalige Transfer-
leistung im Zusammenhang mit der Währungsunion 
und die gewaltigen Finanzströme, die in den Osten 
fließen, wohl wissend, daß sie nicht ausreichen. Aber 
selbst wenn sie ausreichten, wäre die innere Einheit 
Deutschlands damit allein nicht erreichbar. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der F.D.P. und 
dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sowie bei 

Abgeordneten der SPD) 

Es bedarf der inneren Bereitschaft, einander anzuneh-
men,  mit  innerer Überzeugung zu teilen, materiell und 
immateriell. 

Das diffuse Gerede von einer sogenannten Ost

-

Partei kennzeichnet eine diffuse Bewußtseinslage im 
Osten. Ein Gutteil der Menschen im Osten fühlt sich 
als der ungeliebte Stiefbruder, der durchgeschleppt 
werden muß. Es kommt nicht darauf an, meine Damen 
und Herren, ob dieses Gefühl objektiv berechtigt ist 
oder nicht; es ist da. Daraus erwachsen gefährliche 
demagogische politische Kräfte. Das hatten wir in 
Deutschland schon einmal. 

Das Ergebnis der Föderalismuskommission beför-
dert solche Gefühle im Osten, und es beleidigt uns, die 
wir solche Gefühle nicht haben. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU, der 
SPD und der F.D.P.) 

Das, was hier zu entscheiden ist, ist keine Nebensa-
che. Ich bitte Sie, setzen Sie ein Zeichen der Bereit-
schaft zur inneren Integration unseres Vaterlandes. 
Die Rückkehr des Bundesgerichtshofs nach Leipzig 

ist dafür ein Zeichen von hohem Symbolwert. Das sind 
keine egoistischen sächsischen Interessen, sondern 
das ist ein Zeichen für die Bereitschaft der politisch 
Verantwortlichen zur inneren Integration. Das Paket 
kann durchaus noch einmal aufgeschnürt werden. Es 
handelt sich nicht um einen Staatsvertrag, Si  e haben 
zu entscheiden. 

(Beifall bei der CDU/CSU und dem BÜND

-

NIS 90/DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordne

-

ten der SPD und der F.D.P.) 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Nunmehr 
erteile ich der Ministerin für Wissenschaft und For-
schung des Landes Nordrhein-Westfalen, Frau Anke 
Brunn, das Wort. 

Ministerin Anke Brunn (Nordrhein-Westfalen): Herr 
Präsident! Meine Damen und Herren! Der Vorredner 
wie auch einige Redner in der vorherigen Debatte 
geben mir Anlaß, einleitend zu sagen, daß es eines der 
Hauptargumente derjenigen, die im vergangenen 
Jahr, am 20. Juni 1991, die Mehrheit gebildet haben, 
war, daß man mit diesem Beschluß den neuen Län-
dern nicht nur symbolisch, sondern praktisch in enor-
mer Weise entgegenkommen könne. 

(Jochen Feilcke [CDU/CSU]: Richtig!) 
Eines unserer Argumente gegen diesen Beschluß war, 
daß es besser wäre, die ganze Kraft, auch die ganzen 
Kosten, die notwendig werden, in die neuen Länder zu 
stecken und sich einen Großteil dieses Umzugskarus-
sells zu ersparen. 
Ich will das hier nur wiederholen; ich will heute 

nicht den Beschluß des Bundestages in Frage stellen 
oder die ganze Debatte nachholen. 
Wir halten den Beschluß heute, ein Jahr danach, 

nicht für besser als vor einem Jahr. Die Mehrheit aber 
ist die Mehrheit, deshalb haben wir den Blick nach 
vorn gerichtet. Wir meinen aber, nun müßten auch alle 
Elemente des Beschlusses zur Umsetzung gelangen. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
CDU/CSU) 

Kernpunkt des Beschlusses des Deutschen Bundes-
tages vom 20. Juni 1991 ist die faire Arbeitsteilung 
zwischen Bonn und Berlin und der Verbleib des 
größten Teils der Arbeitsplätze in Bonn. Dazu kommt 
der Ausgleich für den Verlust des Parlamentssitzes 
und Kernbereiche der Regierungsfunktionen für Bonn 
durch die Übernahme und Ansiedlung neuer Funktio-
nen von nationaler und internationaler Bedeutung im 
politischen, wissenschaftlichen und kulturellen Be-
reich. 
Die Entscheidung der Bundesregierung, in Bonn 

fünf Politikbereiche mit acht Ministerien zu belassen, 
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ist eine richtige Weichenstellung. Dazu paßt auch die 
von der Föderalismuskommission beschlossene Ver-
lagerung von Bundeseinrichtungen nach Bonn. Dies 
entspricht auch den schon frühzeitig von Nordrhein-
Westfalen geäußerten Vorstellungen. 

Das beschlossene Kombinationsmodell ist zum 
festen Bestandteil des Gesamtdesigns für die zukünf-
tige Regierungsorganisation mit zwei politischen Zen-
tren im vereinigten Deutschland geworden. 

Die Entscheidung der Föderalismuskommission 
enthält meines Erachtens einen fairen Ausgleich im 
Hinblick auf die neuen Lander. Deshalb hat Nord-
rhein-Westfalen sie unterstützt, obwohl die Verlage-
rung des Umweltbundesamtes nach Bonn durchaus in 
der Logik des Kombinationsmodells der Bundesregie-
rung gelegen hätte. Nordrhein-Westfalen hat sich 
aber der Einsicht gebeugt, daß Sachsen-Anhalt 
gerade jetzt ein unübersehbares Signal im Umweltbe-
reich braucht. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 

Deshalb akzeptieren wir das Ergebnis auch unter der 
Voraussetzung dessen, was ich einleitend gesagt 
habe. 

Um die acht in Bonn verbleibenden Ministerien 
sollen sich die zu verlagernden Einrichtungen grup-
pieren. Wir erwarten von ihnen wichtige Unterstüt-
zung für ein neues Profil der Region, das stärker als 
bisher durch Arbeitsplätze im Dienstleistungsbereich 
und im gewerblichen Sektor geprägt werden muß. 

Ich möchte deshalb auch nachdrücklich an die 
Kooperationsbereitschaft der zugunsten von Bonn 
abgebenden Länder, vor allen Dingen auch an Hes-
sen, appellieren, das Ergebnis der Arbeit dieser Kom-
mission zu unterstützen. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Ich bitte auch Berlin, bei dem zu bleiben, wie es in der 
Kommission am 27. Mai abgestimmt hat. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD —
V o r s i t z: Vizepräsident Hans Klein) 

Grundlegende Voraussetzung für die weitere Ent-
wicklung wird sein, daß der Bund Wort hält. Wir 
setzen als selbstverständlich voraus, daß der Bund 
auch zu seinen finanziellen Verpflichtungen steht; 
denn es kann nicht sein, daß die be troffenen Länder 
und Regionen für ein vom Bund allein geschaffenes 
Strukturproblem bezahlen sollen. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Herr Präsident, meine Damen und Herren, die 
Hilfen für Bonn sind durch den Beschluß vom 20. Juni 
1991 Teil der gesamtstaatlichen Aufgabe geworden, 
die Folgen der Teilung Deutschlands zu überwinden. 
Dazu muß der Bund stehen. Die Region verliert 22 000 
bis 23 000 Arbeitsplätze direkt. Der Bund selbst ist in 
die Pflicht genommen, diesen Verlust auszuglei-
chen. 

Nach der Entscheidung der Föderalismuskommis-
sion und der Bundesregierung verbleibt eine Aus-
gleichslücke von mindestens 15 000 Arbeitsplätzen. 

(Ingrid Matthäus-Maier [SPD]: Genau!) 

Diese Ausgleichslücke darf nicht in Frage gestellt 
werden; sie muß statt dessen geschlossen werden. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 
Dabei kommen auch die internationalen und euro-

päischen Aufgaben in Frage. Deshalb begrüßen wir 
auch das Angebot der Bundesregierung an die Ver-
einten Nationen. Wir würden uns auch freuen — und 
es mehren sich die Anzeichen dafür, daß Bonn eine 
Chance hat —, wenn Bonn zum Sitz der Europäischen 
Zentralbank würde. Denn das wäre hervorragend für 
die Region und auch hervorragend für Deutschland 
und Europa. 
Ich komme zum Schluß meiner Rede: Wenn der 

Bund Wort hält, dann hat die Region Bonn hervorra-
gende Zukunftsaussichten. Doch wir fordern auch ein, 
daß der Bund und alle Beteiligten Wort halten. 
Wir danken den Mitgliedern der Föderalismuskom-

mission für ihre Arbeit, die ja so mühsam und schwie-
rig ist. Diese Kommission hat gezeigt, daß es bei 
schwierigen Aufgaben auch möglich ist, sich über 
Regionen und Parteigrenzen hinweg zu verständigen. 
Dabei soll es bleiben. 
Wir plädieren für die Annahme des Vorschlages. 
Herzlichen D ank. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Vizepräsident Hans Klein: Ich erteile das Wort nun 
dem Bevollmächtigten der Freien und Hansestadt 
Hamburg beim Bund, Herrn Senator Peter Zum-
kley. 

Senator Peter Zumkley (Hamburg): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Bundesinstitutionen müs-
sen in den neuen Ländern angesiedelt werden. Dar-
über sind wir uns wahrscheinlich alle einig. Hierzu 
gehört auch die Verlagerung von Einrichtungen oder 
von Teilen dieser Einrichtungen aus den alten Län-
dern in die neuen Länder. Hamburg — um dies 
vorweg zu sagen — war und ist bereit, hierzu einen 
kooperativen Beitrag zu leisten. 
Die Föderalismuskommission hat ihre Verlage-

rungsvorschläge auf den Tisch gelegt. Es ist ihr 
unbestrittenes Verdienst, daß es trotz sehr unter-
schiedlicher Interessen überhaupt gelungen ist, sich 
mit der notwendigen Zweidrittelmehrheit auf ein 
Paket von Vorschlägen zu verständigen. Dieser Kon-
sens weist jedoch erhebliche Mängel — strukturelle 
Mängel, Mängel in der Detailentscheidung — auf. 

Die strukturellen Mängel sind heute schon deutlich 
kritisiert bzw. dargestellt worden. Es mangelt den 
Vorschlägen an einer regionalen Ausgewogenheit. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
F.D.P.) 

Es sollen ganze 290 Stellen von Westen nach Osten 
verlagert werden, und zwar 150 Stellen des Bundes-
amtes für Seeschiffahrt und Hydrographie und 
140 Stellen des Bundesarbeitsgerichts. Alle weiteren 
für eine Verlagerung vorgesehenen Stellen be treffen 
Institutionen in Berlin. Keine Stelle aus dem Ballungs-
raum Frankfurt/Wiesbaden, keine Stelle aus Baden-
Württemberg, keine Stelle aus Bayern. 

(Zuruf von der F.D.P.: Hört! Hört!) 
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Wenn im übrigen in diesem Zusammenhang 

behauptet wird, Hamburg sei überproportional mit 
Bundesinstitutionen besetzt, so trifft dies nach meiner 
Überzeugung nicht zu. 
Ein weiterer struktureller Mangel der von der Föde-

ralismuskommission unterbreiteten Vorschläge liegt 
meines Erachtens darin, daß die Ausgleichsmaßnah-
men für Bonn mit einem erheblichen Unsicherheits-
faktor belastet sind. So wurde der Umfang der Verla-
gerung von Institutionen von Hessen nach Bonn unter 
den Vorbehalt gestellt, daß die Europäische Zentral-
bank nach Frankfurt  kommt bzw. in Bonn eine ent-
sprechende bedeutende europäische Ins titution ange-
siedelt wird. Diese Unsicherheit in bezug auf die 
Ausgleichsmaßnahmen läßt auch die Vorschläge für 
Verlagerungen in die neuen Länder zweifelhaft 
erscheinen; 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 
denn beide Komplexe stehen in einem engen Zusam-
menhang. Der Vorschlag, daß nur die 140 Stellen des 
Bundesarbeitsgerichtes von Hessen in die neuen Län-
der verlagert werden sollen, läßt sich — wenn über-
haupt — nur dann rechtfertigen, wenn es tatsächlich 
zu Verlagerungen von Hessen nach Bonn in größerem 
Umfang kommt. 
Als Realist sehe ich heute allerdings keine Möglich-

keiten, diese Strukturmängel derzeit zu beheben. 
Korrigierbar sind aber noch Detailmängel an  dem 
Konsens. Detailmängel werden jetzt schon deutlich 
sichtbar, wenn man  einzelne Vorschläge unter dem 
Gesichtspunkt der fachlichen Sinnhaftigkeit und 
Durchführbarkeit der Umsetzung prüft. Die Föderalis-
muskommission selbst hat diese Mängel teilweise 
erkannt und nicht zuletzt aus diesem Grunde vorge-
sehen, Ersatzmaßnahmen für den Fa ll  vorzuschlagen, 
daß sich der eine oder andere Vorschlag als nicht 
praktikabel herausstellt. 
Die Vorschläge der Föderalismuskommission konn-

ten in vielen Punkten fachlich gar nicht ausgereift 
sein. Institutionen wurden im wahrsten Sinne des 
Wortes über Nacht in die Entscheidung einbezogen, 
ohne daß die fachlichen Aspekte auch nur oberfläch-
lich geklärt werden konnten. Die Einrichtungen wur-
den ebenso wenig gehört wie die be troffenen Länder 
oder Fachressorts. Das hätte wahrscheinlich auch nur 
gestört. So mußte es in der entscheidenden Sitzung 
der Föderalismuskommission dazu kommen, daß auch 
die zuständigen Bundesministerien nicht immer eine 
fachliche Stellungnahme zu den Verlagerungsvor-
schlägen abgeben konnten, was jedoch nicht daran 
hinderte, diese Vorschläge in die Entscheidung einzu-
beziehen. 
Wie unzureichend die fachliche Vorbereitung der 

Entscheidung war, möchte ich an dem Verlagerungs-
vorschlag verdeutlichen, der Hamburg betrifft. 

Vizepräsident Hans Klein: Herr Senator, ich darf Sie 
eine Sekunde unterbrechen. Nach dem Grundgesetz 
können Sie quasi unbegrenzt weitersprechen. Nach 
der Abmachung, die unter den Geschäftsführern, 
auch mit Bundesrat und Bundesregierung ge troffen 
worden ist, ist Ihre Redezeit schon ein Stückchen 
überschritten. 

Senator Peter Zumkley (Hamburg): Herr Präsident, 
ich bitte darum, daß ich meinen Gedankengang noch 
zu Ende führen kann, weil es mir wich tig erscheint, in 
diesem Zusammenhang das Haus über die Auffas-
sung Hamburgs ausreichend zu unterrichten. Es wird 
kurz genug sein. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das können Sie zu 
Protokoll geben!) 

Herr Präsident, darf ich fortfahren? 

Vizepräsident Hans Klein: Ich habe keine Hand-
habe, Sie daran zu hindern. 

Senator Peter Zumkley (Hamburg): Meine Damen 
und Herren, dabei geht es nicht um Wehklagen, 
sondern um das Eintreten für sachlich begründete 
Entscheidungen. 

(Zuruf von der F.D.P.: Das sagen a lle!) 
150 Stellen des Bundesamtes für Seeschiffahrt und 

Hydrographie sollen von Hamburg nach Mecklen-
burg-Vorpommern, d. h. nach Rostock, verlagert wer-
den. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der F.D.P.) 

Bisher hat keiner derjenigen, die diesen Vorschlag 
gemacht oder sich für ihn ausgesprochen haben, eine 
Konzeption für eine neue, an  Effizienzgesichtspunk-
ten orientierte Aufgabenverteilung zwischen Ham-
burg und Rostock vorlegen können. Hamburg vertritt 
die Auffassung, daß die gegenwärtige Aufgabenver-
teilung zwischen beiden Städten optimal ist und der 
Schwerpunkt der Tätigkeit des Bundesamtes wegen 
der Nähe zur Nordsee und zum Atlantik und des 
Zusammenhangs mit dem gesamten maritimen Um-
feld aus der Natur der Sache in Hamburg liegt. 
Der in der Bundestagsdrucksache mitgeteilte 

Beschluß der Föderalismuskommission enthält über 
die Verlagerung der 150 Stellen hinaus den Hinweis, 
daß auch die Stelle des Präsidenten und damit der Sitz 
der Institution nach Mecklenburg-Vorpommern ver-
lagert werden soll. 

(Dr.-Ing. Dietmar Kansy [CDU/CSU]: Ist ja 
geradezu entsetzlich! Die Einheitsgewinnler 
verlieren einen Präsidenten! Beschämend für 

Hamburg, diese Rede!) 
Ich weise nachdrücklich darauf hin, Herr Kollege, daß 
diese Angabe unzutreffend ist, da die Föderalismus-
kommission über diese Frage keinen Beschluß gefaßt 
hat. 
Herr Kollege Hedrich, ich darf Sie daran erinnern, 

daß Sie es waren, der diesen Vorschlag gemacht hat, 
ohne vorher mit Hamburg zu reden, was ich als 
außerordentlich unfair ansehe. Ich habe Einspruch 
gegen das Beschlußprotokoll eingelegt und stützte 
mich dabei auf die inzwischen unstreitige Tatsache, 
daß ein grober Verfahrensfehler dazu geführt hat, daß 
mir und anderen Mitgliedern der Föderalismuskom-
mission für die Abstimmung eine Beschlußvorlage 
ausgehändigt wurde, in der dieser Punkt nicht enthal-
ten war. Es fehlte also an einer ausreichenden 
Beschlußgrundlage. 
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Diese „Hamburgensie" — um wieder zum Thema 
zurückzukommen — soll verdeutlichen: Die struktu-
rellen Mängel wird dieses Paket der Föderalismus-
kommission als Hypothek wohl mit sich weiterschlep-
pen müssen. Wenn dazu noch grobe Mängel in der 
Sinnhaftigkeit und der Praktikabilität der Detailvor-
schläge kommen, könnte sich dieses Paket als politi-
sche Luftblase erweisen. 
Die Mängel in den Detail- und Strukturvorschlägen 

müssen korrigierbar bleiben. Ich wiederhole, Herr 
Kollege Hedrich, daß Hamburg hierzu konstruktiv, 
auch im Sinne der neuen Länder, mitzuwirken bereit 
ist. Ich begrüße deshalb, daß die ursprüngliche Emp-
fehlung des Ältestenrats, von den Vorschlägen 
zustimmend Kenntnis zu nehmen, abgeschwächt wor-
den ist und nunmehr lediglich Kenntnisnahme 
beschlossen werden soll. Ich betone hiermit eigentlich 
nur eine Selbstverständlichkeit: daß zum gegenwärti-
gen Zeitpunkt de facto nur ein Zwischenergebnis der 
Föderalismuskommission vorliegt, das unter dem 
ausdrücklichen Vorbehalt des fachlich Sinnvollen und 
Machbaren steht. 
Meine Damen und Herren, ich will zum Schluß 

kommen 

(Beifall bei der CDU/CSU) 
und bitte um Nachsicht. Es muß dem Vertreter eines 
Landes möglich sein, auch in diesem Hause seinen 
Standpunkt klarzustellen. Es handelt sich um einen 
konstruktiven und auf eine sachliche Entscheidung 
hinzielenden Vorschlag Hamburgs. 
Vielen Dank. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD — Dr. 
Jürgen Rüttgers [CDU/CSU]: Was zuviel ist, 

ist zuviel!) 

Vizepräsident Hans Klein: Ich erteile das Wort dem 
Abgeordneten Dr. Ullmann. 

Dr. Wolfgang Ullmann (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Was 
die Föderalismuskommission erarbeitet hat, brauche 
ich eigentlich nicht mehr zur Kenntnis zu nehmen; die 
Kenntnis hatte ich schon vorher. 
Ich gedachte, heute für Zustimmung zu plädieren, 

vor allen Dingen wegen des einen Satzes in dem 
Bericht: „Der Deutsche Bundestag entspricht dem 
Vorschlag der unabhängigen Föderalismuskommis-
sion, ihre Arbeit fortzusetzen, bis eine annähernd 
ausgewogene Verteilung von Bundeseinrichtungen 
und -institutionen über alle Länder erreicht ist. " 
Darin, daß das jetzt noch nicht der Fall ist, stimmen, 
denke ich, die meisten Anwesenden überein. 
Aber eines muß man sagen: Die Redebeiträge die 

wir soeben gehört haben, haben Ihnen eine gute 
Veranschaulichung dafür gegeben, warum wir nicht 
weiter gekommen sind, als wir gekommen sind. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 
Es sind ja nun nicht nur kontroverse Stimmen aus 
Nordrhein-Westfalen und Hamburg gekommen, son-
dern noch aus ganz anderen Himmelsrichtungen 
unseres Vaterlandes. 

(Gerlinde Hämmerle [SPD]: So ist das!) 

Daß sich die Bundesinstitutionen so verhalten haben, 
wie es der Herr Ministerpräsident vorhin leider schil-
dern mußte, haben Sie hoffentlich auch mitbekom-
men. Für all das sind die Föderalismuskommission 
und vor allen Dingen ihre weisen und freundlichen 
Vorsitzenden in keiner Weise verantwortlich. 

Ich möchte jetzt noch einen einzigen Punkt anspre-
chen, nämlich den Antrag des Abgeordneten Schmidt, 
den ich unterstütze. Die Kollegin Albowitz ist gerade 
nicht mehr im Raum; sonst wollte ich mein Bedauern 
darüber ausdrücken, daß sie mich im Unterschied zu 
einem anderen Fall diesmal mit ihren Argumenten 
nicht überzeugt hat. Ich denke, der Rückerstattungs-
antrag, der vom Lande Sachsen gestellt wird, muß 
berücksichtigt werden; das ist ein Sonderfall. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU, der 
SPD und der F.D.P.) 

Daß der Bundesgerichtshof an die Stelle des ehe-
maligen Reichsgerichtes kommt, ist ein Vorgang, vom 
dem ich meine, er ist zur Vollendung der Einheit 
Deutschlands unerläßlich. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU, der 
SPD und der F.D.P.) 

Dafür habe ich zwei Argumente. Das eine Argument 
ist der 9. Oktober 1989: in Leipzig sind die Würfel 
gefallen. An diesem Abend begann das Ende der 
SED-Herrschaft, und zwar in Leipzig. Das ist das eine 
Argument. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU, der 
SPD und der F.D.P.) 

Wir werden ja nachher bei einem anderen Gesetz 
noch über Stichtage zu reden haben. 

Nun aber mein zweites Argument. Ich sage aus-
drücklich: Was dort hinkommt, ist der Bundesgerichts-
hof. Der Übergang des ehemaligen Reichsgerichtes in 
den Bundesgerichtshof in Leipzig ist ein Symbol und 
ein Merkzeichen dafür, daß wir am Anfang einer 
neuen Epoche der deutschen Rechtsgeschichte ste-
hen. Die Aufgabe, das Rechtschaos, das die kommu-
nistischen Diktaturen in Osteuropa hinterlassen 
haben, aufzuarbeiten, ist nur möglich mit der ganzen 
technischen Perfektion der westlichen Rechtswissen-
schaft. Aber sie muß nach Osteuropa übertragen 
werden. 

In diesem Zusammenhang fällt mir als Kirchenge-
schichtler immer die Rolle des Schöppenstuhles in 
Magdeburg ein. Er war nie ein Obergericht, aber man 
kam bis aus Kiew nach Magdeburg, um sich Rat zu 
erholen. Die osteuropäische Justiz wartet darauf, daß 
wir in deutschen Landen auf dem Niveau der westli-
chen Rechtswissenschaft Schritte für die Erneuerung 
am Anfang dieser wichtigen Epoche der Rechtsge-
schichte tun. 

Meine Damen und Herren, noch eine Bemerkung 
zum Schluß. Hinter vorgehaltener Hand hat man mir 
im Rahmen der Föderalismuskommission gesagt: Das 
Projekt Bundesgerichtshof nach Leipzig sei unmög-
lich, denn der Herr Bundeskanzler habe sich dagegen 
ausgesprochen. Sollte dieses Argument gültig sein, 
dann frage ich mich freilich, warum wir die Konstruk-
tion einer Föderalismuskommission mit ihrer vielen 
Arbeit überhaupt erst gewählt haben. 
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Dann hätten wir es einfacher haben können. Wir 

hätten sagen können: Die Neuverteilung der Bundes-
institutionen nimmt der Herr Bundeskanzler von sei-
nem Schreibtisch aus vor. Das freilich wäre eindeutig 
verfassungswidrig; denn nach Art. 65 des Grundge-
setzes bestimmt der Herr Bundeskanzler zwar die 
Richtlinien der Politik, nicht aber den Sitz der Bundes-
institutionen. Darum bin ich für den Antrag Sach-
sen. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der CDU/CSU und 

der SPD) 

Vizepräsident Hans Klein: Ich erteile dem Kollegen 
Dr. Joachim Schmidt das Wort. 

Dr.-Ing. Joachim Schmidt (Halsbrücke) (CDU/ 
CSU): Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen 
und Herren! Die Mitglieder der CDU-Landesgruppe 
Sachsen und weitere Abgeordnete des Deutschen 
Bundestages bringen folgenden mit meinem Namen 
verbundenen Antrag zu den Vorschlägen der unab-
hängigen Föderalismuskommission vom 27. Mai 1992 
ein: 

Der Bundestag wolle beschließen: 

1. Der Deutsche Bundestag ist der Ansicht, daß 
der Bundesgerichtshof einschließlich des Gene-
ralbundesanwalts insgesamt nach Leipzig zu-
rückzuverlagern ist. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU, der 
F.D.P. und der SPD) 

Diese Verlegung — als Beispiel für den vom 
deutschen Bundestag beschlossenen Grundsatz 
„Rückgabe vor Entschädigung" — hat schritt-
weise zu erfolgen und ist innerhalb von 10 Jahren 
abzuschließen. Als erster sichtbarer Schritt erfolgt 
1993 die Verlagerung des derzeit in Berlin ansäs-
sigen 5. Strafsenats des BGH einschließlich der 
dazugehörigen Berliner Stellen des Generalbun-
desanwalts. 

(Unruhe) 

Vizepräsident Hans Klein: Herr Kollege, ich darf Sie 
für eine Sekunde unterbrechen. Die saalinterne Kon-
ferenztätigkeit ist wieder aufgeflammt. Vielleicht 
können wir sie etwas zurückschrauben und dem 
Kollegen zuhören. 

Dr.-Ing. Joachim Schmidt (Halsbrücke) (CDU/ 
CSU): Herzlichen Dank, Herr Präsident. 

2. Der Deutsche Bundestag ist ferner der Ansicht, 
daß das Bundesverwaltungsgericht und der 
Oberbundesanwalt beim Bundesverwaltungsge-
richt in Berlin verbleiben sollten. 

3. Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesre-
gierung auf, die entsprechenden gesetzgeberi-
schen Schritte einzuleiten. 

Für unseren Antrag sprechen mehrere Gründe, die 
ich kurz skizzieren will. Leipzig war von 1879 bis 1945 
Mittelpunkt der Rechtsprechung in Deutschland. 

(Zuruf der SPD: Bis 1933!) 

Das Reichsgericht, das Reichsarbeitsgericht und der 
Reichsdisziplinarhof hatten ihren Sitz in Leipzig. Das 
ist heute schon einmal angesprochen worden. Durch 
die Teilung Deutschlands wurde diese Tradition 
unterbrochen. Die Überwindung dieser Teilung 
würde durch die Wiederherstellung Leipzigs als 
Rechtsprechungszentrum in nachhaltiger Weise äu-
ßerlich symbolisiert. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU, der 
F.D.P., der SPD und des BÜNDNISSES 90/ 

DIE GRÜNEN) 
Die bewußte Anknüpfung an die gemeinsame Ver-

gangenheit auch im Bereich der Rechtsprechung 
entspringt dem Bewußtsein um die Kontinuität der 
deutschen Geschichte. Die Zusammenführung aller 
Senate des Bundesgerichtshofes am traditionellen 
Standort Leipzig wäre für die Menschen in Sachsen 
zudem auch ein bedeutsames politisches Signal für 
das tatsächliche Zusammenwachsen in Deutsch-
land. 
Die CDU-Landesgruppe Sachsen hält die Rückkehr 

des Bundesgerichtshofes an seine angestammte Wir-
kungsstätte nach Leipzig für unverzichtbar, da er 
einen herausragenden Bestandteil sächsischer Identi-
tät darstellt, 

(Beifall des Abg. Dr. Wolfgang Ullmann 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]) 

vergleichbar nur mit der Porzellanmanufaktur Meißen 
auf wirtschaftlichem und der sächsischen Staatska-
pelle Dresden und dem Gewandhausorchester Leip-
zig auf kulturellem Gebiet. 

Vizepräsident Hans Klein: Herr Kollege, Ihre Rede-
zeit ist beendet. 

Dr. Joachim Schmidt (Halsbrücke) (CDU/CSU): Ich 
bin sofort am Ende. 
Um menschliche und soziale Härten weitgehend 

abzufedern, die sich für die derzeitigen Mitarbeiter 
des Bundesgerichtshofs in Karlsruhe ergeben, soll die 
Verlegung auf einer Zeitschiene von zehn Jahren 
durchgeführt werden. 
Mit unserem Antrag wollen wir nicht das ganze 

Paket in Frage stellen, 
(Zuruf von der CDU/CSU: Doch! Macht ihr 

aber!)  
sondern lediglich die Rückverlegung des Bundesge-
richtshofes erreichen. 
Meine Damen und Herren, ich bin am Schluß. Ich 

bitte das Hohe Haus sehr herzlich, unserem Antrag 
zuzustimmen. 
Herzlichen Dank. 
(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU, der 
F.D.P. und der SPD sowie des Abg. Konrad 
Weiß [Berlin] [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ

-

NEN]) 

Vizepräsident Hans Klein: Ich erteile das Wort dem 
Abgeordneten Professor Dr. Nils Diederich. 

Dr. Nils Diederich (Berlin) (SPD): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Wer glaubwürdig bleiben 
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will, muß den Beschluß, den wir am 20. Juni 1991 
gefaßt haben, in allen seinen Teilen umsetzen, auch 
dann, wenn er schmerzlich oder unangenehm ist oder 
wenn man  Betroffenen sagen muß, daß sich ihre 
Situation auf Grund dieses Beschlusses verändert. 

Ich kann verstehen, wenn be troffene Institutionen, 
denen man Umzüge zumutet, protestieren. Ich kann 
allerdings nicht verstehen, wenn sie so reagieren wie 
das von Herrn Ministerpräsident Vogel schon zitierte 
Goethe-Institut. 

(Jochen Feilcke [CDU/CSU]: Sehr gut!) 

Herr Vogel ist ja immer sehr dezent und freundlich im 
Umgang mit den Dingen. Deswegen darf ich einen 
weiteren Satz zu Ihrer — ich weiß nicht — Erheiterung 
oder Empörung zitieren, der in dem B rief des Goethe-
Instituts steht: 

Das Goethe-Institut als größte deutsche Mittleror-
ganisation mit weltweiten Kontakten kann zen-
trale Aufgaben in vollem Umfang nur an einem 
Standort wahrnehmen, der infrastrukturell und 
verkehrstechnisch dafür geeignet ist. Dies ist in 
einer schwer erreichbaren Kleinstadt wie Weimar 
weder mittel- noch langfristig überhaupt vorstell-
bar. 

(Konrad Weiß [Berlin] [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Unglaublich! Der Mann sollte 
sich schämen, Direktor eines Instituts zu sein, 
das den Namen Goethes trägt! — Jochen 
Feilcke [CDU/CSU]: Unerhört! Aber von 

Bonn aus kann man regieren!) 

Es hat mich vom Sockel gehauen, als ich das gelesen 
habe. Und das unter dem Briefkopf „Goethe". 

Vizepräsident Hans Klein: Verzeihung, Herr Kol-
lege, ich darf Sie eine Sekunde unterbrechen. 

Meine Damen und Herren, ich unterscheide immer 
sehr präzise zwischen Lebhaftigkeit, die auf den 
Redner eingeht, und allgemeinem Lärmpegel. Den 
zweiten bitte ich zu senken. 

Bitte, fahren Sie fort. 

Dr. Nils Diederich (Berlin) (SPD): Meine Damen und 
Herren, unter diesem Punkt muß m an  auch sagen, daß 
Berlin einen erheblichen Beitrag leistet. 90 % der 
Stellen, die in die neuen Länder verlagert werden 
sollen, kommen de facto aus Berlin oder sind im 
Zusammenhang mit bisherigen Berliner Institutionen 
zu sehen. Trotzdem stehe ich als Berliner zu dem 
Beschluß in dem Sinne, daß das in das Gesamtpaket, 
das wir mit dem Hauptstadtbeschluß durchführen 
wollen, gehört. 

Es gibt einige Dinge, die mir an dem Gesamtpaket 
nicht gefallen haben. Ich stimme überein, daß der 
Bundesgerichtshof in einem wesentlichen Teil nach 
Leipzig gehört. Ob wir allerdings das Kind mit dem 
Bade ausschütten und sagen sollten, wir wollen ihm 
Karlsruhe ganz wegnehmen, das wage ich nicht so 
genau zu sagen. Ich war in der Kommission für eine  

faire Aufteilung: die Strafsenate nach Leipzig, die 
Zivilsenate sollen in Karlsruhe bleiben; 

(Hans Koschnick [SPD]: Umgekehrt! Die 
größten Reaktionäre saßen bis 1933 in  Leip

-

zig!)  

denn ich denke, wir müssen auch die Leistungen 
honorieren, die Karlsruhe für den Aufbau des Rechts-
staates mit den Gerichten geleistet hat. Es kann nur so 
gehen, daß wir versuchen, einen fairen Kompromiß 
zwischen den verschiedenen Ansprüchen herzustel-
len. 

Die Umsetzung der Empfehlungen, die wir in der 
heutigen Vorlage, die wir zur Kenntnis nehmen, 
gegeben haben, wird mit Sicherheit noch manche 
Schwierigkeiten bieten. Es wird — darauf ist hinge-
wiesen worden — sicherlich auch Veränderungen 
geben. 

Es ist auch so, daß natürlich die neuen Länder 
weniger bekommen haben, als manche erhofft hatten. 
Wir konnten nicht mehr verteilen; denn wenn der 
überwiegende Teil der Leistungen aus dem Lande 
Berlin kommt, kann man eine Institution nicht gleich-
zeitig nach Bonn verlagern und in die neuen Länder. 
Auch das zeigt die Schwierigkeit des Kompromisses, 
mit dem wir es zu tun haben. 

Ich denke, es geht heute darum, deutlich zu 
machen, daß die neuen Länder fest in die föderalen 
Strukturen, in den föderalen Verbund einbezogen 
werden. Wir werden, so das Haus das will, in der 
unabhängigen Föderalismuskommission sehen, wel-
che weiteren Schritte wir im Interesse der neuen 
Länder tun können. 

Man sollte dabei nicht die Hoffnung haben, daß 
durch die Verlagerung von Bundesinstitutionen die 
Arbeitsplatzprobleme der Länder mit einemmal 
gelöst werden können. Es ist nur ein Beitrag in einem 
Gesamtpaket von Maßnahmen. Das Ergebnis, das wir 
vorgelegt haben, ist ein Kompromiß, der nicht allen 
gefallen kann, der für viele Menschen schmerzlich 
ist. 

Es gibt Beschlüsse, daß wir den Umzug so abfedern, 
daß es tatsächlich eine Verlagerung von Stellen und 
nicht überwiegend ein Umzug von Menschen ist. 
Wenn wir aber die Aufgabe der deutschen Einheit 
nicht als kleinlichen Kuhhandel, sondern als große 
Perspektive und als eine Entwicklungsaufgabe für 
unser Vaterland betrachten, sollten wir mit dem 
Ergebnis, das vorgelegt worden ist, weiterarbeiten. 

Danke schön. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD, der CDU/ 
CSU und der F.D.P.) 

Vizepräsident Hans Klein: Ich erteile das Wort dem 
Kollegen Dr. Jürgen Schmieder. 

Dr. Jürgen Schmieder (F.D.P.): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Ich spreche für eine 
Gruppe von F.D.P.-Abgeordneten. 

Wenn ich die Vorschläge der unabhängigen Föde-
ralismuskommission aus der Sicht der neuen Länder 
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betrachte, komme ich zu dem Urteil: So unabhängig 
scheint die Kommission nicht gewesen zu sein. 

(Beifall bei Abgeordneten der F.D.P., der 
CDU/CSU und der SPD — Gerlinde Häm-
merle [SPD]: Das ist eine Unterstellung) 

Man  gewinnt den Eindruck, daß es hier nicht um 
Föderalismus ging, sondern erstens um die Beglei-
chung einer offenen Rechnung; Berlin sollte bereinigt 
werden. Man  hat einen Aderlaß veranstaltet. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Dummes Zeug!) 

Zweitens ging es darum, die neuen Länder äußerst 
schlecht zu bedienen. Man hat sie regelrecht abge-
speist, wenn man es mit der Bevorzugung von Bonn 
vergleicht. Die Berliner sind im Grunde, wie ich höre, 
ganz einverstanden damit, daß eine Verlagerung und 
Ausgliederung stattfindet. Aber mußte dieser Rund-
umschlag sein? 

Zum Beispiel wurde die Bundesanstalt für Geowis-
senschaften und Rohstoffe, Außenstelle Berlin 
— wohlgemerkt Ost-Berlin —, 1990 mühselig aufge-
baut. Sie hat 130 Beschäftigte, davon 95 % aus dem 
Osten. Die Tätigkeit dieser Bundesanstalt ist primär 
darauf gerichtet, geowissenschaftliche Arbeiten in 
den neuen Ländern und in Osteuropa durchzuführen. 
Sie soll jetzt nach Bonn. Nun frage ich: Was soll sie da? 
Strenggenommen müssen wir über diese Punkte noch 
einmal reden. 

Die Empfehlung des Ältestenrates ist aus meiner 
Sicht jetzt tragfähig, da der Bundestag den Bericht der 
Kommission nur zur Kenntnis nimmt und die unab-
hängige Kommission die Umsetzung begleiten soll, 
bis eine ausgewogene Verteilung in den Bundeslän-
dern erfolgt ist. Sehr gut, fangen wir gleich damit 
an. 

Wir fordern: Der Bundesgerichtshof soll nach Leip-
zig. Hinter dieser Forderung stehen die Abgeordneten 
der neuen Länder, 

(Beifall bei Abgeordneten der F.D.P., der 
CDU/CSU, der SPD und des BÜNDNIS-

SES 90/DIE GRÜNEN) 

also der Sechs-Länder-Kreis der F.D.P., unterstützt 
von einigen Westkollegen, und der gesamte F.D.P.-
Landesverband Sachsen. 

Leipzig ist ein alter Gerichtsstandort. Der BGH setzt 
dort die Tradition fort. Historische Gründe sprechen 
also für Leipzig. Ebenso der hochgepriesene Grund-
satz „Rückgabe vor Entschädigung". 

Der Bundesgerichtshof muß nach Leipzig. Es geht 
um die Wiedervereinigung der dritten Gewalt in 
diesem Lande. 

(Beifall bei Abgeordneten der F.D.P., der 
CDU/CSU, der SPD und des BÜNDNIS-

SES 90/DIE GRÜNEN) 

Wer den Bundesgerichtshof teilt, hält an der Teilung 
Deutschlands fest. Ich hoffe, Sie, meine Damen und 
Herren, gehören nicht dazu und unterstützen unseren 
Antrag. 

Danke. 

(Beifall bei Abgeordneten der F.D.P., der 
CDU/CSU, der SPD und des BÜNDNIS

-

SES 90/DIE GRÜNEN) 

Vizepräsident Hans Klein: Das Wort hat der Kollege 
Klaus-Jürgen Hedrich. 

Klaus-Jürgen Hedrich (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Niemand 
wird in Anspruch nehmen, daß das, was die Födera-
lismuskommission vorlegt, in jedem Detail allen Wün-
schen Rechnung trägt. Wir hatten mehrere Aufgaben 
zu erfüllen. Wir hatten insbesondere den Beschluß 
vom 20. Juni 1991, der heute so häufig beschworen 
wurde, in allen seinen Teilen umzusetzen. Es geht 
nicht an, daß man das eine gegen das andere aus-
spielt. 
Der Ausgleich für Bonn und der Aufbau der neuen 

Bundesländer sind in diesem Beschluß gleichwertig 
gesehen worden, und so sollte m an  auch in Fairneß 
miteinander umgehen. Wie haben wir doch vor einem 
Jahr gerungen. Was haben die Berlin-Befürworter 
nicht zugesagt, damit sie ein paar Stimmen zusätzlich 
bekommen, und was haben die anderen nicht verspro-
chen, damit nicht so votiert wird. Deshalb meine ich: 
Heute sind wir im wahrsten Sinne des Wortes gehal-
ten, beide Teile des Beschlusses umzusetzen. Es ist 
darauf verwiesen worden, daß wir eine Zweidrittel-
mehrheit erzielen mußten. Das war gut so, meine sehr 
verehrten Damen und Herren. 
Was bedeutete es? Es bedeutete, daß man über die 

regionalen Grenzen hinaus mußte. Es bedeutete, daß 
man über die parteipolitischen Grenzen hinaus 
mußte. Unser System ist doch gegenwärtig häufig der 
Kritik ausgesetzt, daß wir nicht in der Lage seien, 
Entscheidungen zu treffen und parteipolitische sowie 
regionalpolitische Egoismen hintanzustellen. Wie 
immer man diese Vorschläge jetzt im einzelnen 
bewertet — die Vorlage der Föderalismuskommission 
ist zumindest ein Zeichen dafür, daß regionale und 
parteipolitische Egoismen überwunden werden kön-
nen. Das halte ich bereits für einen Wert an sich. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der SPD sowie des Abg. Dr. Wolfgang Weng 

[Gerlingen] [F.D.P.]) 
Ich füge hinzu, meine sehr verehrten Damen und 

Herren, liebe Kolleginnen und Kollegen, es gibt eine 
Reihe von Dingen, bei denen man jetzt sagen kann: 
Gut, wir dröseln es wieder auf. Das kann man tun. 
Dabei muß man  aber wissen, daß ge troffene Entschei-
dungen so insgesamt gefährdet werden können. 

(Beifall der Abg. Gerlinde Hämmerle 
[SPD]) 

Es ist nicht möglich zu sagen: Jetzt fangen wir beim 
BGH an. Dann könnte es schnell passieren, daß sich 
eine Initiative aus Nordrhein-Westfalen — unterstützt 
von vielen anderen — bildet und sagt: Wir wollen das 
Umweltbundesamt im Rahmen der Schaffung der 
sogenannten Politikbereiche nach Bonn verlagert 
haben. Daß Nordrhein-Westfalen bereit war zuzu-
stimmen, daß dieses Lieblingskind aus Bonner Sicht 
nach Sachsen-Anhalt kommt, sollte man unter dem 
Gesichtspunkt der Fairneß berücksichtigen. Das ist 
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ein Appell. Ich sage dies, weil Hartmut Büttner gerade 
zustimmend nickt. Folglich muß er auch dem Gesamt-
paket zustimmen und darf nicht versuchen, einen 
einzelnen Punkt herauszubrechen. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Ich möche noch zwei Punkte erwähnen. Wenn man 
über den BGH diskutiert, dann möchte ich — ohne 
jetzt jemanden schlecht machen zu wollen oder zu 
petzen — folgendes feststellen: die sächsischen 
Freunde wären in der Föderalismuskommission bereit 
gewesen, dem Gesamtpaket zuzustimmen, wenn man 
nur noch einen einzigen BGH-Senat nach Leipzig 
verlagert hätte. Deshab kann gar keine Rede davon 
sein, daß hier keine Bereitschaft signalisiert worden 
wäre. Wir aber haben gesagt: Aus einer Gesamtsicht 
der Justiz wäre dies keine vernünftige Entschei-
dung. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Darüber hinaus sage ich: Ich finde es schade, daß in 
dieser Gesamtdiskussion ein Filetstück, ein Juwel 
deutscher Justizgeschichte wie das Bundesverwal-
tungsgericht, das nun von Berlin nach Leipzig gehen 
wird, so gering geachtet wird. Es ist in einer psycho-
logischen Bedeutung als mindestens gleichwertig 
anzusehen. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
bei der SPD) 

Ein weiterer Punkt. Man wählt seine Argumente ja 
immer seinen Absichten entsprechend. Der Regie-
rende Bürgermeister hat gesagt, er sei für das Prinzip 
Rückgabe vor Entschädigung. Anders formuliert kann 
man sagen: Man wählt seine Argumente so, wie sie 
jeweils passen. 
Es gibt eine Reihe von Institutionen, gerade im 

entwicklungspolitischen Bereich, die wegen des 
besonderen Schwerpunkts Berlins in einer besonders 
schwierigen Situation aus Bonn nach Berlin verlagert 
worden sind. Wir wollen diese Institutionen jetzt 
wenigstens zum Teil zurückverlagern. Dies aber wird 
von dem Regierenden Bürgermeister genauso kriti-
siert. Ich finde, daß m an  seine Argumente durchgän-
gig halten sollte. Das gebietet die Fairneß. 

(Gerlinde Hämmerle [SPD]: Sehr wahr!) 

Ich möchte zum Schluß noch zwei Punkte hier 
anschneiden. Meine sehr verehrten Damen und Her-
ren, liebe Kollegen, einige Schreiben von bestimm-
ten Behörden haben mich ein bißchen betroffen 
gemacht. In diesen Schreiben kam zum Ausdruck, daß 
sich einige Personalräte dafür einsetzen, bestimmte 
Umzüge nicht vorzunehmen. Jeder schreibt uns, daß 
er für einen Ausgleich und für Verlagerung sei, daß 
aber bedauerlicherweise seine Institution nicht verla-
gerbar sei. Diesbezügliche Argumente findet man 
immer. 

Des weiteren hat mich betroffen gemacht, daß sich 
sogar Präsidenten an solchen Geschichten beteilig-
ten. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie des Abg. 
Franz Müntefering [SPD] — Dr.-Ing. Dietmar 

Kansy [CDU/CSU]: Sehr wahr!) 

Deren Aufgabe müßte es sein, politische Entscheidun-
gen, die Entscheidungen von Parlamenten, zu respek-

tieren. Sie dürfen für ihren eigenen Egoismus das 
eigene Personal nicht bemühen. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge

-

ordneten der SPD) 
Eine letzte Bemerkung: Sie wissen, daß ich glaube, 

für mich in Anspruch nehmen zu können, im letzten 
Jahr zum Arger mancher, auch enger Freunde leiden-
schaftlich für Berlin geworben zu haben. Deshalb hat 
mich eine vielleicht leichtsinnig und vielleicht nicht 
mit Bedacht hingeworfene Bemerkung des Regieren-
den Bürgermeisters betroffen gemacht, als er gesagt 
hat, hier sei keine Herzenssache spürbar. Meine sehr 
verehrten Damen und Herren, liebe Kollegen: Eine 
solche Bemerkung darf eigentlich nicht im Raum 
stehen bleiben. 
Alles, was wir zumindest nach meiner Überzeugung 

in den unterschiedlichen Kommissionen tun, ist 
eigentlich darauf ausgerichtet, einen Beitrag dazu zu 
leisten, daß die Menschen in Bonn spüren, daß wir 
ihnen gerecht werden, daß die Bürger in Berlin 
wissen, daß wir ihren Anliegen gerecht werden, und 
daß insbesondere die Bürger in den neuen Bundeslän-
dern spüren, daß wir ihren Bedürfnissen Rechnung 
tragen. Dieses ist, glaube ich, eine Herzensangele-
genheit von uns allen. 
Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge

-

ordneten der F.D.P.) 

Vizepräsident Hans Klein: Ich stelle mit Vergnügen 
fest, daß der Kollege Hedrich die von seiner Fraktion 
schon ein Stück überzogene Zeit wieder reingeholt 
hat. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der SPD) 

Ich erteile dem Abgeordneten Dr. Ul rich Briefs das 
Wort. 

(Zurufe) 

Dr. Ulrich Briefs (fraktionslos): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Ich genieße es, die kleinen 
Privilegien des unabhängigen Abgeordneten zu nut-
zen. Ich melde mich in dieser Debatte kurz zu Wort als 
in Sachsen und für Sachsen gewählter Abgeordne-
ter. 
Die Verlagerungsvorschläge, die jetzt insgesamt 

vorliegen, sind meines Erachtens einfach zu unausge-
wogen. Da wird für Bonn geklotzt, da wird für die fünf 
neuen Länder gekleckert. Die Zahl der Arbeitsplätze, 
die auf diesem Wege in die fünf neuen L ander 
verlagert werden sollen, liegt inzwischen bei etwas 
über 1 000 für Sachsen-Anhalt und bei ca. 2 500 für 
Mecklenburg-Vorpommern. Das kann nun  wirklich 
kein wesentlicher Beitrag zur Behebung der Arbeits-
marktmisere im Osten sein. 
Das ist insbesondere völlig unzureichend, weil ja die 

nach wie vor gut verdienende p rivate Wirtschaft 
inzwischen regelrecht eine Politik der Investitions-
blockade im Osten betreibt. 
Sehr stattlich ist dagegen die Liste der von Ber lin 

nach Bonn zu verlagernden Bundesinstitutionen. Ich 
halte es nach wie vor für einen großen politischen 
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Fehler, daß das geschichtlich so unsagbar belastete 
Berlin wieder Hauptstadt werden soll. Der Region 
Bonn traue ich jedoch andererseits, insbesondere im 
Vergleich zum Osten, soviel wirtschaftliche Eigendy-
namik zu, daß es nicht Hauptaufgabe der Kommission 
sein muß, Bonn zu versorgen. 
Das Bonner Establishment muß sich einfach mit dem 

politischen Bedeutungsverlust Bonns abfinden. Die 
wirtschaftlichen und sozialen Prioritäten im Zusam-
menhang mit der Tätigkeit der Föderalismuskommis-
sion müssen sich auf die fünf neuen Länder richten. 
Als in Sachsen gewählter Abgeordneter beklage ich 
insbesondere, daß die Kommission nicht bereit war, 
den Bundesgerichtshof ganz nach Leipzig zu verla-
gern. Das wäre notwendig gewesen als Signal; das 
wäre notwendig gewesen für die Stadt Leipzig. 

Die Verlagerung des Bundesverwaltungsgerichts 
ist kein Ersatz. Ich werde daher die Intiative von 
sächsischen Abgeordneten um den Kollegen Schmidt 
unterstützen. 
Für skandalös halte ich allerdings — ich komme 

damit zum Schluß —, daß bei der Abstimmung in der 
Kommission über den Sitz des BGH und andere in die 
fünf neuen Länder zu verlagernden Bundesinstitutio-
nen die Vertreter der real existierenden Ostparteien 
abwesend waren. Diese kleine reale Erfahrung zeigt 
bereits, wie unsinnig das Projekt einer Ostpartei ist 
und sein muß. 

Ich danke für die Aufmerksamkeit. 

Vizepräsident Hans Klein: Meine Damen und  Her-
ren, ich habe schriftliche Erklärungen der Abgeord-
neten Weißgerber, Christian Müller, Dr. Mahlo, 
Dr. Kübler, Dr. Röhl und Böhm gemäß § 31 der 
Geschäftsordnung vorliegen, die zu Protokoll gege-
ben werden. ) 
Ich habe weitere vier Wortmeldungen für Erklärun-

gen nach § 31 der Geschäftsordnung. Die erste 
stammt von Herrn Kollegen Dr. Hans de With. 

Dr. Hans de With (SPD): Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Ich werde mit Nein 
stimmen und darf das wie folgt begründen: Auch 
wenn diese Empfehlung jetzt nur noch lautet, wir 
mögen diesen Bericht zur Kenntnis nehmen, so wird 
sie dennoch namentlich abgestimmt. Wenn das über-
haupt einen Sinn macht, dann bedeutet das goldene 
Zügel. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
CDU/CSU) 

Im übrigen ist das, wenn ich das richtig sehe, in dieser 
Form ein Kuriosum. 
Ich möchte nicht gebunden sein, mit Rücksicht 

darauf, daß es auch um die Standorte der obersten 
Gerichte geht. Das bet rifft den Bundesgerichtshof mit 
dem Generalbundesanwalt, das Bundesarbeitsge-
richt, das Bundessozialgericht, das Bundesverwal-
tungsgericht und den Bundesfinanzhof. Hinzu kommt 
das Verfassungsorgan, das Bundesverfassungsge-
richt. All diese Gerichte haben einen durch Gesetz 

*) Anlage 2 

verankerten Standort, d. h. eine Umsetzung kann nur 
durch Beratung in den Fachausschüssen geschehen. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 
Ich möchte nicht, daß wir hier dafür eine Vorbereitung 
treffen oder einen goldenen Zügel angelegt bekom-
men, ehe das fachlich in den Ausschüssen ausgehan-
delt ist. 

(Beifall des Abg. Dieter Wiefelspütz [SPD] 
sowie bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Dabei mache ich deutlich — ich sage das in aller 
Klarheit —, daß mir das, was hier vorgeschlagen wird, 
zuwenig ist. Ich achte das Votum der Kommission. 
Nur, die Kommission möge verstehen, daß man über 
manche Dinge noch einmal sehr sorgfältig zu beraten 
habe, ohne angebunden zu sein. 
Nur ein Beispiel: Das Bundesverwaltungsgericht 

hat der Deutsche Bundestag 1953 nach Berlin „ge-
schickt", weil es — so hieß es damals — in die „wirk-
liche Bundeshauptstadt" gehöre. Dies war ein Wort 
des sozialdemokratischen Abgeordneten Adolf A rndt. 
Ein anderer, der Abgeordnete Reif, hat gesagt, daß 
diese Entscheidung von den Menschen — ich 
zitiere — „in Richtung auf die deutsche Einheit" 
verstanden werde. Angesichts dessen frage ich, ob es 
klug ist, das Bundesverwaltungsgericht noch einmal 
innerhalb der neuen Länder umzuverteilen. 
Bei all diesen Entscheidungen, die die Ge richte 

betreffen, muß — ich bitte um Verständnis — gründ-
lich darüber befunden werden, was nach der 
Geschichte, nach der Sache richtig ist, und insonder-
heit, ob ausreicht, was bisher beschlossen wurde. 
Deswegen bitte ich um Verständnis, wenn ich mich 
der Stimme enthalte. 
Vielen Dank. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
CDU/CSU) 

Vizepräsident Hans Klein: Professor Dr. Immo Lie-
beroth, Sie haben das Wort. 

Dr. Immo Lieberoth (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Zu den Empfehlungen der 
Föderalismuskommission muß ich in einer Hinsicht 
Bedenken anmelden. Die in diesem Vorschlag nicht 
ausgewogen berücksichtigte Standortgebundenheit 
der zu verlagernden Einrichtungen muß nochmals im 
einzelnen überprüft werden. 
Für die meisten Institutionen ist eine rationelle 

Arbeit an unterschiedlichen Orten in Deutschland 
durchaus möglich, nicht aber für eine geologisch-
bodenkundliche Anstalt, wie es die hier bereits 
genannte Außenstelle Berlin der Bundesanstalt für 
Geowissenschaften und Rohstoffe darstellt. Sie wurde 
erst kürzlich, nach erfolgter Evaluierung alter DDR-
Institutionen, neu geschaffen, und zwar mit voller 
Absicht im Zentrum des künftigen territorialen Wir-
kungsfeldes. 

(Dr.-Ing. Dietmar Kansy [CDU/CSU]: Das ist 
ein Sachbeitrag, Herr Kollege!) 

Die Arbeit dieser Außenstelle ist an die geologi-
schen und bodenkundlichen Standorte, insbesondere 
der ehemaligen DDR, gebunden. 
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Vizepräsident Hans Klein: Verzeihung, Herr Kol-
lege. Der § 31 GO hat den Sinn, das eigene Abstim-
mungsverhalten zu erklären, nicht, einen weiteren 
Beitrag zur Sache zu leisten. 

(Beifall bei der SPD und der F.D.P. sowie bei 
Abgeordneten der CDU/CSU) 

Dr. Immo Lieberoth (CDU/CSU): Ich bin gleich 
fertig. — Ich möchte nur sagen, daß kein Mensch auf 
den Gedanken käme, ein Meeresforschungsinstitut 
z. B. in den bayerischen Alpen zu etablieren. Aber 
genau diese Situation tritt ein, wenn die genannte 
Außenstelle nach Bonn verlagert würde. 

(Dr.-Ing. Dietmar Kansy [CDU/CSU]: Das ist 
immer noch ein Sachbeitrag!) 

Trotzdem werde ich im Interesse der Gesamtkon-
zeption schweren Herzens der Beschlußempfehlung 
des Altestenrates zustimmen, in der Hoffnung, daß 
eine vernünftige, sachbezogene Überprüfung in Fäl-
len wie dem von mir angeführten Beispiel doch noch 
möglich ist. 

Vizepräsident Hans Klein: Herr Kollege Konrad 
Weiß, Sie haben das Wort. 

Konrad Weiß (Berlin) (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ich 
mißbillige das Ergebnis der Föderalismuskommission. 
Nach meinem Verständnis hat es mit Föderalismus 
nichts zu tun. Föderalismus ist, wenn Behörden gleich-
berechtigt auf die Bundesländer aufgeteilt werden. 
Das ist bei dieser Konzeption nicht der Fall. Das Land 
Brandenburg bekommt weniger als 2 000 Arbeits-
plätze; das Land Sachsen-Anhalt bekommt 1 000; das 
große Land Sachsen etwas über 2 000. Das ist nicht 
gerecht. Ich kann diesem nicht zustimmen. 
Ich fühle mich hier als Vertreter der ostdeutschen 

Lander. Ich bin das, und ich werde meinen Wählerin-
nen und Wählern sagen, daß ich gegen diese Ent-
scheidung gestimmt habe, weil ich wollte, daß sich 
Deutschland zu einem föderalen System entwickelt, in 
das auch die ostdeutschen Länder eingezogen sind. 
Ostdeutschland gehört nämlich zu Deutschland. 
Vielen Dank. 
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der CDU/CSU, der SPD und der F.D.P.) 

Vizepräsident Hans Klein: Frau Kollegin Barbara 
Höll. 

Dr. Barbara Höll (PDS/Linke Liste): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Als Leipzigerin befinde ich 
mich hier in einer sehr schwierigen Situation. Ökono-
misch würde die Verlagerung des Bundesgerichtsho-
fes nach Leipzig sicher etwas bringen, allerdings nicht 
genug. Politisch halte ich eine Entscheidung für die 
Verlagerung des Bundesgerichtshofes nach Leipzig 
allerdings für äußerst bedenklich. Es ist einfach die 
Frage: In welcher Traditionslinie will sich der Bundes-
gerichtshof sehen? Sieht er sich in der Traditionslinie 
der politischen Rechtsprechung in der Vergangen-
heit, auch in der Phase des Kalten Krieges, welche 
kritikwürdig war? Oder will er da wirklich Zeichen 
setzen? 

(Unruhe im ganzen Hause) 

Vizepräsident Hans Klein: Frau Kollegin, darf ich Sie 
einen Moment unterbrechen. 
Meine Damen und Herren, ich bitte Sie doch 

herzlich — das ist die vorletzte Erklärung nach § 31 
der Geschäftsordnung, dann beginnt die Abstim-
mung — noch ein paar Minuten Ruhe zu bewahren. 
An die Rednerinnen und Redner, die von dem 

Paragraphen der Geschäftsordnung Gebrauch ma-
chen, richte ich die Mahnung: Erstens zur Abstim-
mung zu sprechen, und zweitens darauf Rücksicht zu 
nehmen, daß die Aufnahmefähigkeit der Kollegen in 
dieser Situation nicht mehr sehr groß ist; fassen Sie 
sich deshalb bitte kurz. 

Dr. Barbara Höll (PDS/Linke Liste): Ich möch-
te einmal darauf hinweisen, was Kurt Tucholsky 
1928 — —

(Jochen Feilcke [CDU/CSU]: Zur Abstim

-

mung sollen Sie sprechen!) 
Das ist für mich aber wichtig, für mein Abstimmungs-
verhalten. 

(Jochen Feilcke [CDU/CSU]: Für uns aber 
nicht!) 

— Das ist Ihr Problem, wenn das für Sie nicht wichtig 
ist. Es ist äußerst bedenklich für einen Demokraten. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Sie mißbrauchen 
pausenlos die Geschäftsordnung!) 

Kurt Tucholsky bemerkte 1928: Es bleibt dabei; das 
Reichsgericht ist keine Instanz, die in politischen 
Strafsachen Vertrauen verdient. Es ist eine politische 
Behörde geworden. — Davon zeugt eine Vielzahl von 
Prozessen; mit der deutlichen Ausnahme des Dimit-
row-Prozesses. Welche Bedeutung er für die Entwick-
lung in Deutschland hatte — — 

Vizepräsident Hans Klein: Frau Kollegin, ich muß 
Sie zur Sache rufen. 

Dr. Barbara Höll (PDS/Linke Liste): Ich denke, es ist 
sehr entscheidend für diese Frage, in welcher Tradi-
tionslinie sich das Bundesgericht tatsächlich ver-
steht. 
Ich möchte aber zur Geschichte, die Deutschland 

hat und die hier doch zu sehr großer Unruhe führt, 
noch etwas Weiteres bemerken. 

(Dr.-Ing. Dietmar Kansy [CDU/CSU]: 
Nein!) 

Auch der Oberbürgermeister von Leipzig, Dr. Leh-
mann-Grube, machte auf ein sehr großes Problem 
aufmerksam. Im jetzigen Gebäude, also dem ehema-
ligen Reichsgericht — — 

Vizepräsident Hans Klein: Frau Höll, ich unterbre-
che Sie und bitte Sie, mit wenigen Sätzen auf Ihr 
Abstimmungsverhalten zu kommen. Sie halten hier 
einen weiteren Sachbeitrag. 

Dr. Barbara Höll (PDS/Linke Liste): Mir stehen aber 
immer noch drei Minuten zur Verfügung! 

(Unruhe und Widerspruch) 
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Vizepräsident Hans Klein: Nein, die stehen Ihnen 
eben nicht zu, wenn Sie sich nicht an  den Paragraphen 
halten. 

Dr. Barbara Höll (PDS/Linke Liste): Ich halte mich 
daran, indem ich mein Abstimmungsverhalten 
begründe. 

Vizepräsident Hans Klein: Nein, Sie halten sich 
nicht daran! Ich bitte Sie! 

Dr. Barbara Höll (PDS/Linke Liste): In diesem 
Gebäude befindet sich das Museum der bildenden 
Künste, in dem unwahrscheinlich wichtige Werte 
sind. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Sie sollten ein 
bißchen lernfähig sein!) 

Es ist sehr wichtig, daß, wenn dieser Beschluß heute 
verwirklicht — — 

(Das Rednermikrofon wird abgeschaltet) 

Vizepräsident Hans Klein: Es tut mir leid, meine 
Damen und Herren, daß ich von diesem Mittel 
Gebrauch machen muß. Aber ich kann nicht mehr, als 
mehrmals mahnen. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD, der 
F.D.P. und dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-

NEN) 
Jetzt spricht der Kollege Günther Heyenn. 

Günther Heyenn (SPD): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Ich will kurz begründen, warum 
ich gegen diesen Antrag stimme. Ich halte die Verla-
gerung von erheblichen Teilen der Arbeitsplätze der 
Bundesversicherungsanstalt in Berlin in die Länder 
Brandenburg, Mecklenburg-Vorpommern und Thü-
ringen für unsinnig. 
Wir haben in der deutschen Rentenversicherung ein 

gleiches Recht für Arbeiter und Angestellte. Wir 
haben als Deutscher Bundestag mittel- und langfristig 
zu überlegen, ob wir die beiden Verwaltungseinhei-
ten — Bundesversicherungsanstalt und Landesversi-
cherungsanstalten — in einer bestimmten Form 
zusammenführen. Dieses sozialpolitisch Gebotene 
konterkarieren wir mit einem entsprechenden Be-
schluß, 1 500 neue Stellen aus Berlin nach Branden-
burg, 2 000 Stellen aus Berlin nach Mecklenburg-
Vorpommern — 

Vizepräsident Hans Klein: Herr Kollege Heyenn, Sie 
kommen in die gleiche Gefahr. Bitte, begründen Sie 
Ihr Abstimmungsverhalten, und leisten Sie keinen 
neuen Sachbeitrag! 

Günther Heyenn (SPD): — und 1 000 Stellen nach 
Thüringen zu verlegen. 
Ich wollte mit diesen kurzen Worten nur begründen, 

warum ich gegen diesen Antrag stimme. 
Danke fürs Zuhören. 

Vizepräsident Hans Klein: Wir kommen zur Abstim-
mung über die Beschlußempfehlung des Ältestenrates 
auf Drucksache 12/2853 (neu). 

Die Fraktion der CDU/CSU verlangt nament liche 
Abstimmung. Ich eröffne die Abstimmung. 
Ist noch ein Mitglied des Hauses anwesend, das 

seine Stimme nicht abgegeben hat? Keinen Spätkom-
mer? — Das ist nicht der Fall. 
Ich schließe die Abstimmung. Ich bitte die Schrift-

führer, mit der Auszählung zu beginnen. 
Meine Damen und Herren, ich werde das Ergebnis 

nach der Auszählung bekanntgeben. e ) Aber ich 
möchte jetzt mit der Sitzung fortfahren. Deshalb bitte 
ich Sie, Platz zu nehmen. 
Wir kommen zur Abstimmung über den Entschlie-

ßungsantrag des Abgeordneten Dr.-Ing. Joachim 
Schmidt und anderer Abgeordneter auf Drucksache 
12/2933. 
Meine Damen und Herren, auf der Drucksache sind 

die Unterzeichner alle aufgeführt. Mitunterzeichner 
waren auch die Kollegin Kolbe und die Kollegen 
Wolfgang Lüder und Gunter Weißgerber, die aus 
Versehen nicht aufgeführt sind. Ich gebe das hiermit 
zu Protokoll. 
Ich stelle die Frage: Wer stimmt für diesen Ent-

schließungsantrag? — Wer stimmt dagegen? — Wir 
sind uns im Präsidium nicht einig. Das Bild ist nicht 
eindeutig. 

(Dr. Jürgen Rüttgers [CDU/CSU]: Können 
Sie die Abstimmung noch einmal wiederho

-

len lassen?) 
Ich darf — der Übersichtlichkeit wegen; aber das ist 

insofern ein bißchen schwierig, als zu viele Kollegen 
wegen der Enge stehen müssen —, diejenigen, die 
zuzustimmen wünschen, um das Handzeichen bitten. 
— Wer stimmt dagegen? — Es ist nicht zu ermitteln, 
meine Damen und Herren, welches die Mehrheit 
ist. 

(Werner Schulz [Berlin] [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Hammelsprung!) 

Bitte, Herr Kollege Rüttgers. 

Dr. Jürgen Rüttgers (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Verehrte Kolleginnen und Kollegen! Es tut mir leid, 
aber es handelt sich, wie auch die Debatte gezeigt hat, 
um eine wichtige Entscheidung. 
Damit wir jetzt keine Zeit verlieren und nicht 

eventuell noch einen Hammelsprung machen müs-
sen, beantrage ich namens meiner Fraktion zu diesem 
Punkt eine namentliche Abstimmung. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Vizepräsident Hans Klein: Die Schriftführer befin-
den sich mit den Urnen zur Zeit außerhalb des Saales, 
da die Auszählung zur vorhergehenden namentlichen 
Abstimmung stattfindet. 
Ich unterbreche die Sitzung für fünf Minuten. 

(Unterbrechung der Sitzung von 14.01 bis 
14.05 Uhr) 

Vizepräsident Hans Klein: Ich eröffne erneut die 
unterbrochene Sitzung. Ich gebe Ihnen zunächst das 
von den Schriftführern ermittelte Ergebnis der 

e) Seite 8519A 
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namentlichen Abstimmung über die Beschlußemp-
fehlung des Ältestenrates zu den Vorschlägen der 
Unabhängigen Föderalismuskommission für eine 
ausgeglichene Verteilung von Bundesbehörden unter 
besonderer Berücksichtigung der neuen Länder auf 
Drucksache 12/2853 (neu) bekannt. Abgegebene 
Stimmen: 519. Davon ungültig: keine. Mit Ja haben 
gestimmt: 381. Mit Nein haben gestimmt: 93. Enthal-
tungen: 45. 

Endgültiges Ergebnis 

Abgegebene Stimmen: 518; 

davon 

ja: 	380 

nein: 	93 

enthalten: 45 

Ja 

CDU/CSU 

Adam, Ulrich 
Dr. Ackermann, Else 
Dr. Altherr, Walter 
Augustin, Anneliese 
Augustinowitz, Jürgen 
Austermann, Die trich 
Bargfrede, Heinz-Günther 
Dr. Bauer, Wolf 
Baumeister, B rigitte 
Bayha, Richard 
Belle, Meinrad 
Dr. Bergmann-Pohl, Sabine 
Dr. Blank, Joseph-Theodor 
Blank, Renate 
Dr. Blens, Heribert 
Bleser, Peter 
Böhm (Melsungen), Wilfried 
Börnsen (Bönstrup), Wolfgang 
Dr. Bötsch, Wolfgang 
Bohl, Friedrich 
Bohlsen, Wilfried 
Borchert, Jochen 
Breuer, Paul 
Brudlewsky, Monika 
Brunnhuber, Georg 
Bühler (Bruchsal), Klaus 
Büttner (Schönebeck), 
Hartmut 

Buwitt, Dankward 
Carstens (Emstek), Manfred 
Carstensen (Nordstrand), 
Peter Harry 

Deres, Karl 
Deß, Albert 
Diemers, Renate 
Dörflinger, Werner 
Ehlers, Wolfgang 
Ehrbar, Udo 
Eichhorn, Maria 
Eppelmann, Rainer 
Eylmann, Horst 
Eymer, Anke 
Falk, Ilse 
Dr. Faltlhauser, Kurt 
Dr. Fell, Karl 
Fischer (Hamburg), Dirk 
Fischer (Unna), Leni 
Fockenberg, Winfried 
Francke (Hamburg), Klaus 
Frankenhauser, Herbert 
Dr. Friedrich, Gerhard 
Fritz, Erich G. 
Fuchtel, Hans-Joachim 
Ganz (St. Wendel), Johannes 
Geiger, Michaela 

Geis, Norbert  
Dr. Geißler, Heiner 
Dr. von Geldern, Wolfgang 
Gerster (Mainz), Johannes 
Glos, Michael 
Dr. Göhner, Reinhard 
Göttsching, Martin 
Götz, Peter 
Dr. Götzer, Wolfgang 
Grochtmann, Elisabeth 
Grotz, Claus-Peter 
Frhr. von Hammerstein, 
Carl-Detlev 

Harries, Klaus 
Haschke (Jena-Ost), Udo 
Hasselfeldt, Gerda 
Haungs, Rainer 
Hauser (Esslingen), Otto 
Hauser (Rednitzhembach), 
Hansgeorg 

Hedrich, Klaus-Jürgen 
Heise, Manfred 
Dr. Hellwig, Renate 
Dr. h. c. Herkenrath, Adolf 
Hinsken, Ernst 
Hintze, Peter 
Hörsken, Heinz-Adolf 
Hörster, Joachim 
Dr. Hoffacker, Paul 
Hollerith, Josef 
Dr. Hornhues, Karl-Heinz 
Hornung, Siegfried 
Hüppe, Hubert 
Jäger, Claus 
Dr. Jahn (Münster), 

Friedrich-Adolf 
Jeltsch, Karin 
Dr. Jüttner, Egon 
Dr. Kahl, Harald 
Kalb, Bartholomäus 
Kampeter, Steffen 
Dr.-Ing. Kansy, Dietmar 
Dr. Kappes, Franz-Hermann 
Karwatzki, Irmgard 
Kauder, Volker 
Kiechle, Ignaz 
Kittelmann, Peter 
Klein (Bremen), Günter 
Klein (München), Hans 
Köhler (Hainspitz), 
Hans-Ulrich 

Dr. Köhler (Wolfsburg), 
Volkmar 

Kors, Eva-Maria 
Koschyk, Hartmut 
Kossendey, Thomas 
Dr. Krause (Börgerende), 
Günther 

Krause (Dessau), Wolfgang 
Krey, Franz Heinrich 
Kriedner, Arnulf 
Dr.-Ing. Krüger, Paul 
Krziskewitz, Reiner Eberhard 
Lamers, Karl 
Lamp, Helmut Johannes 
Lattmann, Herbert 
Dr. Laufs, Paul 
Laumann, Karl-Josef 
Lehne, Klaus-Heiner 
Dr. Lehr, Ursula-Maria 

Lenzer, Christian 
Dr. Lieberoth, Immo 
Limbach, Editha 
Link (Diepholz), Walter 
Lintner, Eduard 
Dr. Lippold (Offenbach), 
Klaus W. 

Dr. sc. Lischewski, Manfred 
Löwisch, Sigrun 
Lohmann (Lüdenscheid), 
Wolfgang 

Lummer, Heinrich 
Maaß (Wilhelmshaven), Erich 
Männle, Ursula 
Magin, Theo 
Marienfeld, Claire 
Dr. Mayer (Siegertsbrunn), 
Martin 

Meckelburg, Wolfgang 
Dr. Merkel, Angela 
Dr. Meseke, Hedda 
Michels, Meinolf 
Dr. Möller, Franz 
Müller (Wesseling), Alfons 
Nelle, Engelbert 
Neumann (Bremen), Bernd 
Nolte, Claudia 
Ost, Friedhelm 
Oswald, Eduard 
Otto (Erfurt), Norbe rt 

 Dr. Päselt, Gerhard 
Dr. Paziorek, Peter Paul 
Pesch, Hans-Wilhelm 
Pfeffermann, Gerhard O. 
Pfeifer, Anton 
Dr. Pflüger, Friedbert 
Dr. Pinger, Winfried 
Pofalla, Ronald 
Dr. Probst, Albert 
Dr. Protzner, Bernd 
Raidel, Hans 
Dr. Ramsauer, Peter 
Rauen, Peter Harald 
Rawe, Wilhelm 
Reddemann, Gerhard 
Dr. Reinartz, Berthold 
Reinhardt, Erika 
Repnik, Hans-Peter 
Dr. Rieder, Norbert 
Riegert, Klaus 
Dr. Riesenhuber, Heinz 
Ringkamp, Werner 
Rode (Wietzen), Helmut 
Rönsch (Wiesbaden), 
Hannelore 

Roitzsch (Quickborn), Ing rid 
Romer, Franz-Xaver 
Dr. Rose, Klaus 
Rossmanith, Kurt J. 
Roth (Gießen), Adolf 
Rother, Heinz 
Dr. Ruck, Christian 

 Rühe, Volker 
Dr. Rüttgers, Jürgen 
Sauer (Salzgitter), Helmut 
Schätzle, Ortrun 
Dr. Schäuble, Wolfgang 
Schemken, Heinz 
Scheu, Gerhard 
Schmalz, Ulrich 
Schmidbauer, Bernd 
Schmidt (Fürth), Christian 
Schmidt (Spiesen), Trudi 
Schmitz (Baesweiler), 
Hans Peter 

Dr. Schockenhoff, Andreas 
Dr. Scholz, Rupert 
Dr. Schreiber, Harald 
Schulhoff, Wolfgang 
Dr. Schulte (Schwäbisch 
Gmünd), Dieter 

Schwalbe, Clemens 

Dr. Schwörer, Hermann 
Seehofer, Horst 
Seesing, Heinrich 
Seibel, Winfried 
Seiters, Rudolf 
Sikora, Jürgen 
Skowron, Werner 
Dr. Sopart, Hans-Joachim 
Sothmann, Bärbel 
Spilker, Karl-Heinz 
Dr. Sprung, Rudolf 
Dr. Stercken, Hans 
Dr. Frhr. von Stetten, 
Wolfgang 

Dr. Stoltenberg, Gerhard 
Strube, Hans-Gerd 
Stübgen, Michael 
Dr. Süssmuth, Rita 
Susset, Egon 
Dr. Töpfer, Klaus 
Dr. Uelhoff, Klaus-Dieter 
Uldall, Gunnar 
Verhülsdonk, Roswitha 
Vogt (Düren), Wolfgang 
Dr. Voigt (Northeim), 
Hans-Peter 

Dr. Waffenschmidt, Horst 
Graf von Waldburg-Zeil, Alois 
Dr. Warrikoff, Alex ander 
Werner (Ulm), Herbert 
Wetzel, Kersten 
Wiechatzek, Gabriele 
Dr. Wieczorek (Auerbach), 
Bertram 

Dr. Wilms, Dorothee 
Wilz, Bernd 
Wimmer (Neuss), Willy 
Dr. Wisniewski, Roswitha 
Wissmann, Matthias 
Wittmann (Tännesberg), 
Simon 

Wülfing, Elke 
Yzer, Cornelia 
Zeitlmann, Wolfgang 
Zierer, Benno 
Zöller, Wolfgang 

SPD 

Andres, Gerd 
Antretter, Robert 
Bachmaier, Hermann 
Becker (Nienberge), Helmuth 
Becker-Inglau, Ing rid 
Bernrath, H ans Gottfried 
Beucher, Friedhelm Julius 
Bindig, Rudolf 
Bock, Thea 
Dr. Böhme (Unna), Ulrich 
Brandt-Elsweier, Anni 
Dr. von Bülow, Andreas 
Caspers-Merk, Marion 
Dr. Däubler-Gmelin, Herta 
Dr. Diederich (Berlin), Nils 
Diller, Karl 
Dr. Dobberthien, Marliese 
Dreßler, Rudolf 
Duve, Freimut 
Dr. Ehmke (Bonn), Horst 
Esters, Helmut 
Ewen, Carl 
Ferner, Elke 
Fuchs (Köln), Anke 
Fuhrmann, Arne 
Ganseforth, Monika 
Gilges, Konrad 
Gleicke, Iris 
Großmann, Achim 
Habermann, Frank-Michael 
Hämmerle, Gerlinde 
Dr. Hartenstein, Liesel 
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Hasenfratz, Klaus 
Hilsberg, Stephan 
Dr. Holtz, Uwe 
Janz, Ilse 
Jaunich, Horst 
Jung (Düsseldorf), Volker 
Jungmann (Wittmoldt), Horst 
Kastner, Susanne 
Kirschner, Klaus 
Klappert, Marianne 
Klose, Hans-Ulrich 
Kolbow, Walter 
Koltzsch, Rolf 
Koschnick, Hans 
Dr. Küster, Uwe 
von Larcher, Detlev 
Lennartz, Klaus 
Mascher, Ulrike 
Matthäus-Maier, Ing rid 
Meckel, Markus 
Meißner, Herbert 
Dr. Meyer (Ulm), Jürgen 
Mosdorf, Siegmar 
Müller (Völklingen), Jutta 
Müntefering, Franz 
Neumann (Bramsche), Volker 
Dr. Niehuis, Edith 
Dr. Niese, Rolf 
Odendahl, Doris 
Oesinghaus, Günter 
Paterna, Peter 
Dr. Penner, Willfried 
Purps, Rudolf 
Reimann, Manfred 
von Renesse, Margot 
Rennebach, Renate 
Rixe, Günter 
Schloten, Dieter 
Schmidt (Aachen), Ursula 
Schmidt (Salzgitter), Wilhelm 
Schmidt-Zadel, Regina 
Dr. Schmude, Jürgen 
Dr. Schnell, Emil 
Schreiner, Ottmar 
Schulte (Hameln), Brigitte 
Schwanhold, Ernst 
Seidenthal, Bodo 
Seuster, Lisa 
Dr. Soell, Hartmut 
Dr. Sonntag-Wolgast, Cornelie 
Steen, Antje-Marie 
Dr. Struck, Peter 
Titze, Uta 
Urbaniak, Hans-Eberhard 
Vergin, Siegfried 
Verheugen, Günter 
Wagner, Hans Georg 
Wallow, Hans 
Dr. Wegner, Konstanze 
Weisskirchen (Wiesloch), Ge rt 

 Welt, Hans-Joachim 
Dr. Wernitz, Axel 
Wester, Hildegard 
Westrich, Lydia 
Weyel, Gudrun 
Wieczorek (Duisburg), Helmut 
Wiefelspütz, Dieter 
Wimmer (Neuötting), 
Hermann 

Wohlleben, Verena Ingeburg 
Wolf, Hanna 
Zapf, Uta 
Dr. Zöpel, Christoph 

F.D.P. 

Albowitz, Ina 
Baum, Gerhart Rudolf 
Beckmann, Klaus 
Bredehorn, Günther 
Cronenberg (Arnsberg), 
Dieter-Julius 

Engelhard, Hans A. 
van  Essen, Jörg 
Dr. Feldmann, Olaf 
Friedrich, Horst 
Dr. Funke-Schmitt-Rink, 
Margret 

Gallus, Georg 
Grünbeck, Josef 
Hansen, Dirk 
Heinrich, Ulrich 
Dr. Hirsch, Burkhard 
Dr. Hitschler, Walter 
Dr. Hoyer, Werner 
Kleinert (Hannover), Detlef 
Dr.-Ing. Laermann, Karl-H ans 
Dr. Graf Lambsdorff, Otto 
Lüder, Wolfgang 
Dr. Menzel, Bruno 
Nolting, Günther Friedrich 
Dr. Ortleb, Rainer 
Paintner, Johann 
Peters, Lisa 
Richter (Bremerhaven), 
Manfred 

Rind, Hermann 
Dr. Schnittler, Christoph 
Schüßler, Gerhard 
Sehn, Marita 
Dr. Solms, Hermann Otto 
Dr. Starnick, Jürgen 
Dr. Thomae, Dieter 
Timm, Jürgen 
Dr. Weng (Gerlingen), 
Wolfgang 

Wolfgramm (Göttingen), 
Torsten 

Würfel, Uta 
Zurheide, Burkhard 
Zywietz, Werner 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

Dr. Ullmann, Wolfgang 

Nein 

CDU/CSU 

Bierling, Hans-Dirk 
Clemens, Joachim 
Dehnel, Wolfgang 
Engelmann, Wolfgang 
Gres, Joachim 
Jagoda, Bernhard 
Janovsky, Georg 
Dr.-Ing. Jork, Reiner 
Klinkert, Ulrich 
Kolbe, Manfred 
Dr. Krause (Bonese), 
Rudolf Karl 

Dr. Luther, Michael 
Meinl, Rudolf Horst 
Michalk, Maria 
Molnar, Thomas 
Nitsch, Johannes 
Pfeiffer, Angelika 
Dr. Pohler, Hermann 
Rau, Rolf 
Dr. Schmidt (Halsbrücke), 
Joachim 

Schulz (Leipzig), Gerhard 
Stockhausen, Karl 

SPD 

Barbe, Angelika 
Ebert, Eike 
Dr. Eckardt, Peter 
Hacker, Hans-Joachim 

Heyenn, Günther 
Horn, Erwin 
Dr. Janzen, Ulrich 
Dr. sc. Knaape, Hans-Hinrich 
Kolbe, Regina 
Dr. Kübler, Klaus 
Kuessner, Hinrich 
Lange, Brigitte 
Dr. Lucyga, Christine 
Maaß (Herne), Dieter 
Marx, Dorle 
Matschie, Christoph 
Dr. Matterne, Dietmar 
Müller (Zittau), Ch ristian 

 Dr. Otto, Helga 
Peter (Kassel), Horst 
Reuter, Bernd 
Schröter, Karl-Heinz 
Dr. Schuster, Werner 
Dr. Sperling, Dietrich 
Tappe, Joachim 
Dr. Thalheim, Gerald 
Thierse, Wolfgang 
Voigt (Frankfurt), Karsten D. 
Weiermann, Wolfgang 
Weiler, Barbara 
Weis (Stendal), Reinhard 
Weißgerber, Gunter 
Dr. Wieczorek, Norbert 
Wieczorek-Zeul, Heidemarie 

F.D.P. 

Dr. Babel, Gisela 
Eimer (Fürth), Norbert 
Funke, Rainer 
Ganschow, Jörg 
Grüner, Martin 
Dr. Guttmacher, Karlheinz 
Homburger, Birgit 
Dr. Hoth, Sigrid 
Irmer, Ulrich 
Dr. Kolb, Heinrich L. 
Koppelin, Jürgen 
Kubicki, Wolfgang 
Otto (Frankfurt), 
Hans-Joachim 

Schmidt (Dresden), Arno 
Dr. von Teichman, Cornelia 
Türk, Jürgen 

PDS/Linke Liste 

Bläss, Petra 
Dr. Enkelmann, Dagmar 
Dr. Fuchs, Ruth 
Dr. Gysi, Gregor 
Dr. Heuer, Uwe-Jens 
Dr. Höll, Barbara 
Jelpke, Ulla 
Dr. Keller, Dietmar 
Lederer, Andrea 
Dr. Modrow, Hans 
Philipp, Ingeborg 
Dr. Schumann (Kroppenstedt), 
Fritz 

Dr. Seife rt , Ilja 
Stachowa, Angela 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

Dr. Feige, Klaus-Dieter 
Poppe, Gerd 

Schulz (Berlin), Werner 
Weiß (Berlin), Konrad 

Fraktionslos 

Dr. Briefs, Ulrich 
Henn, Bernd 
Lowack, Ortwin 

Enthalten 
CDU/CSU 

Feilcke, Jochen 
Gibtner, Horst 
Günther (Duisburg), Horst 
Haschke (Großhennersdorf), 
Gottfried 

Junghanns, Ulrich 
Dr. Mahlo, Dietrich 
Dr. Mildner, Klaus Gerhard 
Petzold, Ulrich 
Priebus, Rosemarie 
Scharrenbroich, Heribert 
Schwarz, Stefan 

SPD 

Bartsch, Holger 
Dr. Brecht, Eberhard 
Büttner (Ingolstadt), Hans 
Bulmahn, Edelgard 
Bury, Hans Martin 
Catenhusen, Wolf-Michael 
Dr. Elmer, Konrad 
Fischer (Gräfenhainichen), 
Evelin 

Hampel, Manfred Eugen 
Ibrügger, Lothar 
Jäger, Renate 
Kastning, Ernst 
Klemmer, Siegrun 
Lambinus, Uwe 
Scheffler, Siegfried Willy 
Schily, Otto 
Schröter, Gisela 
Schwanitz, Rolf 
Sorge, Wieland 
Toetemeyer, Hans-Günther 
Waltemathe, Ernst 
Wartenberg (Berlin), Gerd 
Dr. de With, Hans 

F.D.P. 

Friedhoff, Paul 
Hackel, Heinz-Dieter 
Leutheusser-Schnarrenberger, 
Sabine 

Lühr, Uwe 
Dr. Röhl, Klaus 
Schmalz-Jacobsen, Cornelia 
Dr. Schmieder, Jürgen 
Schuster, Hans 
Dr. Semper, Sigrid 

PDS/Linke Liste 

Dr. Fischer, Ursula 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

Schenk, Christina 

Die Beschlußempfehlung ist angenommen. 

Wir kommen zur namentlichen Abstimmung über 
den Entschließungsantrag der Abgeordneten Joachim 
Schmidt und anderer. Ich rufe denjenigen Kollegen, 
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die erst später dazugestoßen sind, ins Gedächtnis: Es 
handelt sich darum, daß der Bundesgerichtshof ein-
schließlich des Generalbundesanwalts nach Leipzig 
zurückverlagert werden soll. Ich eröffne die Abstim-
mung. — 

Ist noch ein Mitglied des Hauses anwesend, das 
seine Stimme nicht abgegeben hat? — Dann kann ich 
die Abstimmung schließen. 

(Zurufe) 

— Nein, noch nicht; es kommt noch jemand. — 

Hat jemand seine Stimme noch nicht abgegeben? — 
Ich schließe die Abstimmung. 

Meine Damen und Herren, wir werden jetzt noch 
eine kurze offene Abstimmung durchführen. Ich 
schlage vor, daß wir gleich im Anschluß daran und vor 
der Bekanntgabe des Ergebnisses der soeben durch-
geführten Abstimmung die PKK-Abstimmung durch-
führen. Ich bitte also, die Urnen auszutauschen. 

Meine Damen und Herren, wir stimmen ab über den 
Entschließungsantrag der Gruppe PDS/Linke Liste 
auf Drucksache 12/2940. Wer stimmt für diesen Ent-
schließungsantrag? — Gegenprobe! — Enthaltungen? 
— Der Entschließungsantrag ist abgelehnt. 

Damit kommen wir zum Zusatzpunkt 2. 

(Dr. Jürgen Rüttgers [CDU/CSU]: Bitte zuerst 
das Binnenmarktgesetz!) 

— Mein Straffungsvorschlag ist aus gutem Grunde 
gescheitert. 

Ich darf zunächst das von den Schriftführern und 
Schriftführerinnen ermittelte Ergebnis der namentli-
chen Abstimmung über den Änderungsantrag der 
Fraktion der SPD auf Drucksache 12/2908 bekannt-
geben. Abgegebene Stimmen: 543, ungültige Stim-
men: keine. Mit Ja haben gestimmt: 219, mit Nein: 
320, 4 Enthaltungen. 

Endgültiges Ergebnis 

Abgegebene Stimmen: 539; 
davon 

ja: 	218 

nein: 	317 

enthalten: 	4 

Ja 

CDU/CSU 

Dr. Luther, Michael 
Pfeiffer, Angelika 
Dr. Pohler, Hermann 
Schulz (Leipzig), Gerhard 

SPD 

Andres, Gerd 
Antretter, Robe rt 

 Bachmaier, Hermann 
Barbe, Angelika 
Bartsch, Holger 

Becker (Nienberge), Helmuth 
Becker-Inglau, Ingrid 
Bernrath, Hans Gottfried 
Beucher, Friedhelm Julius 
Bindig, Rudolf 
Bock, Thea 
Dr. Böhme (Unna), Ulrich 
Börnsen (Ritterhude), Arne 
Brandt-Elsweier, Anni 
Dr. Brecht, Eberhard 
Büchler (Hof), Hans 
Dr. von Bülow, Andreas 
Büttner (Ingolstadt), Hans 
Bulmahn, Edelgard 
Bury, Hans Martin 
Caspers-Merk, Marion 
Catenhusen, Wolf-Michael 
Conradi, Peter 
Dr. Däubler-Gmelin, Herta 
Daubertshäuser, Klaus 
Dr. Diederich (Berlin), Nils 
Diller, Karl 
Dr. Dobberthien, Marliese 
Dreßler, Rudolf 
Duve, Freimut 
Ebert, Eike 
Dr. Eckardt, Peter 

Dr. Ehmke (Bonn), Horst 
Eich, Ludwig 
Dr. Elmer, Konrad 
Erler, Gernot 
Esters, Helmut 
Ewen, Carl 
Ferner, Elke 
Fischer (Gräfenhainichen), 
Evelin 

Formanski, Norbert 
Fuchs (Köln), Anke 
Fuchs (Verl), Katrin 
Fuhrmann, Arne 
Ganseforth, Monika 
Gilges, Konrad 
Graf, Günter 
Großmann, Achim 
Haack (Extertal), 
Karl-Hermann 

Habermann, Frank-Michael 
Hacker, Hans-Joachim 
Hämmerle, Gerlinde 
Hampel, Manfred Eugen 
Hanewinckel, Christel 
Dr. Hartenstein, Liesel 
Hasenfratz, Klaus 
Dr. Hauchler, Ingomar 
Heistermann, Dieter 
Hiller (Lübeck), Reinhold 
Dr. Holtz, Uwe 
Ibrügger, Lothar 
Iwersen, Gabriele 
Jäger, Renate 
Janz, Ilse 
Dr. Janzen, Ulrich 
Jaunich, Horst 
Jung (Düsseldorf), Volker 
Jungmann (Wittmoldt), Horst 
Kastner, Susanne 
Kastning, Ernst 
Kirschner, Klaus 
Klappert, Marianne 
Klemmer, Siegrun 
Klose, Hans-Ulrich 
Dr. sc. Knaape, Hans-Hinrich 
Körper, Fritz Rudolf 
Kolbe, Regina 
Kolbow, Walter 
Koltzsch, Rolf 
Koschnick, Hans 
Dr. Kübler, Klaus 
Kuessner, Hinrich 
Dr. Küster, Uwe 
Kuhlwein, Eckart 
Lambinus, Uwe 
Lange, Brigitte 
von Larcher, Detlev 
Lennartz, Klaus 
Dr. Leonhard-Schmid, Elke 
Lohmann (Witten), Klaus 
Dr. Lucyga, Christine 
Maaß (Herne), Dieter 
Marx, Dorle 
Mascher, Ulrike 
Matschie, Christoph 
Dr. Matterne, Dietmar 
Matthäus-Maier, Ingrid 
Meckel, Markus 
Mehl, Ulrike 
Meißner, Herbert 
Dr. Meyer (Ulm), Jürgen 
Mosdorf, Siegmar 
Müller (Düsseldorf), Michael 
Müller (Pleisweiler), Albrecht 
Müller (Völklingen), Jutta 
Müller (Zittau), Christi an 

 Müntefering, Franz 
Neumann (Bramsche), Volker 
Neumann (Gotha), Gerhard 
Dr. Niehuis, Edith 
Dr. Niese, Rolf 
Niggemeier, Horst 

Odendahl, Doris 
Oesinghaus, Günter 
Oostergetelo, J an 

 Opel, Manfred 
Ostertag, Adolf 
Dr. Otto, Helga 
Paterna, Peter 
Dr. Penner, Willfried 
Peter (Kassel), Horst 
Dr. Pick, Eckhart  
Poß, Joachim 
Purps, Rudolf 
Reimann, Manfred 
von Renesse, Margot 
Rennebach, Renate 
Reschke, Otto 
Reuschenbach, Peter W. 
Reuter, Bernd 
Rixe, Günter 
Schanz, Dieter 
Dr. Scheer, Hermann 
Scheffler, Siegfried Willy 
Schily, Otto 
Schloten, Dieter 
Schluckebier, Günter 
Schmidbauer (Nürnberg), 
Bernd 

Schmidt (Aachen), Ursula 
Schmidt-Zadel, Regina 
Dr. Schmude, Jürgen 
Dr. Schnell, Emil 
Schreiner, Ottmar 
Schröter, Gisela 
Schröter, Karl-Heinz 
Schulte (Hameln), B rigitte 
Dr. Schuster, Werner 
Schwanhold, Ernst 
Schwanitz, Rolf 
Seidenthal, Bodo 
Seuster, Lisa 
Sielaff, Horst 
Singer, Johannes 
Dr. Soell, Hartmut 
Sorge, Wieland 
Dr. Sperling, Dietrich 
Steen, Antje-Marie 
Steiner, Heinz-Alfred 
Dr. Struck, Peter 
Tappe, Joachim 
Dr. Thalheim, Gerald 
Thierse, Wolfgang 
Toetemeyer, Hans-Günther 
Urbaniak, Hans-Eberhard 
Vergin, Siegfried 
Voigt (Frankfurt), Karsten D. 
Wagner, Hans Georg 
Wallow, Hans 
Waltemathe, Ernst 
Walter (Cochem), Ralf 
Wartenberg (Berlin), Gerd 
Dr. Wegner, Konstanze 
Weiermann, Wolfgang 
Weiler, Barbara 
Weis (Stendal), Reinhard 
Weißgerber, Gunter 
Weisskirchen (Wiesloch), Gert 
Dr. Wernitz, Axel 
Wester, Hildegard 
Westrich, Lydia 
Wettig-Danielmeier, Inge 
Weyel, Gudrun 
Dr. Wieczorek, Norbert 
Wieczorek (Duisburg), Helmut 
Wieczorek-Zeul, Heidemarie 
Wiefelspütz, Dieter 
Wimmer (Neuötting), 
Hermann 

Dr. de With, Hans 
Wittich, Berthold 
Wohlleben, Verena Ingeburg 
Wolf, Hanna 
Zapf, Uta 
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PDS/Linke Liste 

Bläss, Petra 
Dr. Enkelmann, Dagmar 
Dr. Fischer, Ursula 
Dr. Fuchs, Ruth 
Dr. Gysi, Gregor 
Dr. Heuer, Uwe-Jens 
Dr. Höll, Barbara 
Jelpke, Ulla 
Dr. Keller, Dietmar 
Lederer, Andrea 
Dr. Modrow, Hans 
Philipp, Ingeborg 
Dr. Schumann (Kroppenstedt), 
Fritz 

Dr. Seifert , Ilja 
Stachowa, Angela 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

Dr. Feige, Klaus-Dieter 
Poppe, Gerd 
Schenk, Christina 
Dr. Ullmann, Wolfgang 

Fraktionslos 

Dr. Briefs, Ulrich 
Henn, Bernd 
Lowack, Ortwin 

Nein 

CDU/CSU 

Adam, Ulrich 
Dr. Ackermann, Else 
Dr. Altherr, Walter 
Augustin, Anneliese 
Augustinowitz, Jürgen 
Austermann, Dietrich 
Bargfrede, Heinz-Günther 
Dr. Bauer, Wolf 
Baumeister, Brigitte 
Bayha, Richard 
Belle, Meinrad 
Dr. Bergmann-Pohl, Sabine 
Bierling, Hans-Dirk 
Dr. Blank, Joseph-Theodor 
Blank, Renate 
Dr. Blens, Heribert 
Bleser, Peter 
Dr. Blüm, Norbert 
Böhm (Melsungen), Wilfried 
Dr. Böhmer, Maria 
Börnsen (Bönstrup), Wolfgang 
Dr. Bötsch, Wolfgang 
Bohl, Friedrich 
Bohlsen, Wilfried 
Borchert, Jochen 
Brähmig, Klaus 
Breuer, Paul 
Brudlewsky, Monika 
Brunnhuber, Georg 
Bühler (Bruchsal), Klaus 
Büttner (Schönebeck), 
Hartmut 

Buwitt, Dankward 
Carstensen (Nordstrand), 
Peter Harry 

Clemens, Joachim 
Deres, Karl 
Deß, Albert 
Diemers, Renate 
Dörflinger, Werner 
Echternach, Jürgen 

Ehlers, Wolfgang 
Eichhorn, Maria 
Engelmann, Wolfgang 
Eppelmann, Rainer 
Eylmann, Horst 
Falk, Ilse 
Dr. Faltlhauser, Ku rt  
Feilcke, Jochen 
Dr. Fell, Karl 
Fischer (Hamburg), Dirk E rik 
Fischer (Unna), Leni 
Francke (Hamburg), Klaus 
Frankenhauser, Herbert  
Dr. Friedrich, Gerhard 
Fritz, Erich G. 
Fuchtel, Hans-Joachim 
Geiger, Michaela 
Geis, Norbert 
Dr. Geißler, Heiner 
Dr. von Geldern, Wolfgang 
Gerster (Mainz), Johannes 
Gibtner, Horst 
Glos, Michael 
Dr. Göhner, Reinhard 
Göttsching, Martin 
Götz, Peter 
Dr. Götzer, Wolfgang 
Gres, Joachim 
Grochtmann, Elisabeth 
Gröbl, Wolfgang 
Grotz, Claus-Peter 
Dr. Grünewald, Joachim 
Günther (Duisburg), Horst 
Frhr. von Hammerstein, 
Carl-Detlev 

Harries, Klaus 
Haschke (Großhennersdorf), 
Gottfried 

Haschke (Jena-Ost), Udo 
Hasselfeldt, Gerda 
Haungs, Rainer 
Hauser (Esslingen), Otto 
Hauser (Rednitzhembach), 
Hansgeorg 

Hedrich, Klaus-Jürgen 
Heise, Manfred 
Hinsken, Ernst 
Hintze, Peter 
Hörsken, Heinz-Adolf 
Dr. Hoffacker, Paul 
Hollerith, Josef 
Dr. Hornhues, Karl-Heinz 
Hornung, Siegfried 
Hüppe, Hubert 
Jagoda, Bernhard 
Dr. Jahn (Münster), 
Friedrich-Adolf 

Janovsky, Georg 
Jeltsch, Karin 
Dr. Jobst, Dionys 
Dr. Jüttner, Egon 
Junghanns, Ulrich 
Dr. Kahl, Harald 
Kalb, Bartholomäus 
Kampeter, Steffen 
Dr.-Ing. Kansy, Dietmar 
Dr. Kappes, Franz-Hermann 
Karwatzki, Irmgard 
Kauder, Volker 
Keller, Peter 
Kiechle, Ignaz 
Kittelmann, Peter 
Klein (Bremen), Günter 
Klein (München), Hans 
Klinkert, Ulrich 
Köhler (Hainspitz), 
Hans-Ulrich 

Kolbe, Manfred 
Kors, Eva-Maria 
Koschyk, Hartmut 
Kossendey, Thomas 
Kraus, Rudolf 

Dr. Krause (Börgerende), 
Günther 

Dr. Krause (Bonese), 
Rudolf Karl 

Krause (Dessau), Wolfgang 
Krey, Franz Heinrich 
Kriedner, Arnulf 
Kronberg, Heinz-Jürgen 
Dr.-Ing. Krüger, Paul 
Krziskewitz, Reiner Eberhard 
Dr. Lammert, Norbert 
Lamp, Helmut Johannes 
Dr. Laufs, Paul 
Lehne, Klaus-Heiner 
Dr. Lehr, Ursula-Maria 
Lenzer, Christian 

 Limbach, Editha 
Link (Diepholz), Walter 
Dr. Lippold (Offenbach), 
Klaus W. 

Dr. sc. Lischewski, Manfred 
Löwisch, Sigrun 
Lohmann (Lüdenscheid), 
Wolfgang 

Louven, Julius 
Lummer, Heinrich 
Maaß (Wilhelmshaven), Erich 
Männle, Ursula 
Magin, Theo 
Dr. Mahlo, Dietrich 
Marienfeld, Claire 
Dr. Mayer (Siegertsbrunn), 
Martin 

Meckelburg, Wolfgang 
Meinl, Rudolf Horst 
Dr. Meseke, Hedda 
Dr. Meyer zu Bentrup, 
Reinhard 

Michalk, Maria 
Michels, Meinolf 
Dr. Mildner, Klaus Gerhard 
Dr. Möller, Franz 
Nelle, Engelbert 
Neumann (Bremen), Bernd 
Nitsch, Johannes 
Nolte, Claudia 
Ost, Friedhelm 
Oswald, Eduard 
Otto (Erfurt), Norbert 
Dr. Päselt, Gerhard 
Dr. Paziorek, Peter Paul 
Pesch, Hans-Wilhelm 
Petzold, Ulrich 
Pfeffermann, Gerhard O. 
Pfeifer, Anton 
Dr. Pflüger, Friedbert 
Pofalla, Ronald 
Priebus, Rosemarie 
Dr. Probst, Albert 
Dr. Protzner, Bernd 
Rahardt-Vahldieck, Susanne 
Raidel, Hans 
Dr. Ramsauer, Peter 
Rauen, Peter Harald 
Rawe, Wilhelm 
Reinhardt, Erika 
Repnik, Hans-Peter 
Dr. Rieder, Norbert 
Dr. Riedl (München), Erich 
Riegert, Klaus 
Dr. Riesenhuber, Heinz 
Ringkamp, Werner 
Rode (Wietzen), Helmut 
Rönsch (Wiesbaden), 
Hannelore 

Roitzsch (Quickborn), Ing rid 
Romer, Franz-Xaver 
Dr. Rose, Klaus 
Rossmanith, Kurt J. 
Rother, Heinz 
Dr. Ruck, Christian 
Dr. Rüttgers, Jürgen 

Scharrenbroich, Heribert 
Schätzle, Ortrun 
Dr. Schäuble, Wolfgang 
Schemken, Heinz 
Scheu, Gerhard 
Schmalz, Ulrich 
Schmidbauer, Bernd 
Schmidt (Fürth), Christian  
Dr. Schmidt (Halsbrücke), 
Joachim 

Schmidt (Spiesen), Trudi 
Schmitz (Baesweiler), 
Hans Peter 

Dr. Schockenhoff, Andreas 
Dr. Scholz, Rupert  
Dr. Schreiber, Harald 
Schulhoff, Wolfgang 
Dr. Schulte (Schwäbisch 
Gmünd), Dieter 

Schwalbe, Clemens 
Schwarz, Stefan 

 Seehofer, Horst 
Seesing, Heinrich 
Seibel, Winfried 
Seiters, Rudolf 
Sikora, Jürgen 
Skowron, Werner 
Dr. Sopart, Hans-Joachim 
Sothmann, Bärbel 
Spilker, Karl-Heinz 
Spranger, Carl-Dieter 
Dr. Sprung, Rudolf 
Dr. Stercken, Hans 
Dr. Frhr. von Stetten, 
Wolfgang 

Stockhausen, Karl 
Dr. Stoltenberg, Gerhard 
Strube, Hans-Gerd 
Stübgen, Michael 
Dr. Süssmuth, Rita 
Susset, Egon 
Dr. Töpfer, Klaus 
Dr. Uelhoff, Klaus-Dieter 
Uldall, Gunnar 
Verhülsdonk, Roswitha 
Vogel (Ennepetal), F riedrich 
Vogt (Düren), Wolfgang 
Dr. Waffenschmidt, Horst 
Graf von Waldburg-Zeil, Alois 
Dr. Warnke, Jürgen 
Dr. Warrikoff, Alexander 
Werner (Ulm), Herbert 
Wiechatzek, Gabriele 
Dr. Wieczorek (Auerbach), 
Bertram 

Dr. Wilms, Dorothee 
Wilz, Bernd 
Wimmer (Neuss), Willy 
Dr. Wisniewski, Roswitha 
Wissmann, Matthias 
Dr. Wittmann, Fritz 
Wittmann (Tännesberg), 
Simon 

Wonneberger, Michael 
Wülfing, Elke 
Yzer, Cornelia 
Zeitlmann, Wolfgang 
Zöller, Wolfgang 

F.D.P. 

Albowitz, Ina 
Dr. Babel, Gisela 
Baum, Gerhart Rudolf 
Beckmann, Klaus 
Bredehorn, Günther 
Cronenberg (Arnsberg), 
Dieter-Julius 

Eimer (Fürth), Norbert 
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Engelhard, Hans A. 
van Essen, Jörg 
Dr. Feldmann, Olaf 
Friedhoff, Paul 
Friedrich, Horst 
Dr. Funke-Schmitt-Rink, 
Margret 

Gallus, Georg 
Grünbeck, Josef 
Dr. Guttmacher, Karlheinz 
Hackel, Heinz-Dieter 
Hansen, Dirk 
Heinrich, Ulrich 
Dr. Hirsch, Burkhard 
Homburger, Birgit 
Dr. Hoth, Sigrid 
Dr. Hoyer, Werner 
Irmer, Ulrich 
Kleinert (Hannover), Detlef 
Dr. Kolb, Heinrich Leonhard 
Koppelin, Jürgen 
Kubicki, Wolfgang 
Dr.-Ing. Laermann, Karl-H ans 
Dr. Graf Lambsdorff, Otto 
Leutheusser-Schnarrenberger, 
Sabine 

Lüder, Wolfgang 
Lühr, Uwe 
Dr. Menzel, Bruno 
Mischnick, Wolfgang 
Dr. Ortleb, Rainer 
Otto (Frankfurt), 
Hans-Joachim 

Paintner, Johann 
Peters, Lisa 
Dr. Pohl, Eva 
Richter (Bremerhaven), 
Manfred 

Rind, Hermann 
Dr. Röhl, Klaus 
Schmalz-Jacobsen, Cornelia 
Schmidt (Dresden), Arno 
Dr. Schmieder, Jürgen 
Dr. Schnittler, Christoph 
Schüßler, Gerhard 
Schuster, Hans 
Dr. Schwaetzer, Irmgard 
Sehn, Marita 
Dr. Semper, Sigrid 
Dr. Solms, Hermann Otto 
Dr. Starnick, Jürgen 
Dr. von Teichman, Cornelia 
Thiele, Carl-Ludwig 
Dr. Thomae, Dieter 
Timm, Jürgen 
Türk, Jürgen 
Dr. Weng (Gerlingen), 
Wolfgang 

Wolfgramm (Göttingen), 
Torsten 

Würfel, Uta 
Zurheide, Burkhard 
Zywietz, Werner 

Enthalten 

CDU/CSU 

Dehnel, Wolfgang 
Dr. Lieberoth, Immo 
Rau, Rolf 
Dr. Schwörer, Hermann 

Der Antrag ist abgelehnt. 

Wir stimmen jetzt über den Entwurf eines Umsatz-
steuer-Binnenmarktgesetzes in der Ausschußfassung 
ab. Wer stimmt dafür? — Gegenprobe! — Enthaltun-
gen? — Damit ist der Gesetzentwurf in zweiter Bera-
tung angenommen. 

Wir treten sofort in die 

dritte Beratung 
ein und kommen zur Schlußabstimmung. Ich bitte 
diejenigen, die dem Gesetzentwurf zustimmen wol-
len, sich zu erheben. — Wer stimmt dagegen? — Wer 
enthält sich der Stimme? — Der Gesetzentwurf ist 
angenommen. 

Ich rufe jetzt Zusatztagesordnungspunkt 2 auf: 

Nachwahl eines Mitglieds der Parlamentari-
schen Kontrollkommission 
Wahlvorschlag der Fraktion der CDU/CSU 

— Drucksache 12/2873 — 
Die  Fraktion der CDU/CSU schlägt auf Drucksache 

12/2873 den Abgeordneten Wolfgang Zeitlmann als 
Nachfolger für den ausgeschiedenen Kollegen Rudolf 
Kraus vor. 

(Unruhe) 

— Meine Damen und Herren, haben Sie doch noch 
eine Minute Geduld, bis Sie überhaupt wissen — — 

(Zuruf von der SPD: Für wen wir stimmen 
sollen!) 

— Nein, Sie wissen natürlich, wer vorgeschlagen ist. 
Das steht ja auf dem Zettel. Gedulden Sie sich aber 

bitte, bis Sie von mir über das Verfahren unterrichtet 
worden sind. 

Bevor wir zur Wahl kommen, bitte ich um Ihre 
Aufmerksamkeit für einige Hinweise: Die erforderli-
chen Stimmkarten sind ausgeteilt. Kollegen, die spä-
ter gekommen sind und die Stimmkarte vielleicht 
noch nicht haben, können sich diese noch geben 
lassen. Für die Wahl benötigen Sie außerdem Ihren 
gelben Wahlausweis, der in den Schließfächern in der 
Eingangshalle liegt. 

Gewählt ist, wer die Stimmen der Mehrheit der 
Mitglieder des Bundestags auf sich vereinigt, d. h. 
mindestens 332 Stimmen erhält. 

Stimmkarten, die mehr als ein Kreuz, andere 
Namen oder Zusätze enthalten, sind ungültig. 

Die Wahl ist nicht geheim. Sie können die Stimm-
karte deshalb auch an Ihren Plätzen ankreuzen, wenn 
Sie das noch nicht get an  haben. 

Wenn Sie die Stimmkarte in eine der aufgestellten 
Wahlurnen werfen, geben Sie bitte dem Schriftführer 
Ihren Wahlausweis. Die Abgabe des Wahlausweises 
gilt als Nachweis für die Teilnahme an  der Wahl. 

Ich bitte jetzt die Schriftführer, die vorgesehenen 
Plätze einzunehmen. Ich eröffne die Wahl. 

Meine Damen und Herren, ich gebe Ihnen das von 
den Schriftführern ermittelte Ergebnis der namentli-
chen Abstimmung über den Entschließungsantrag 
des Abgeordneten Joachim Schmidt und anderer auf 
Drucksache 12/2933 bekannt. Abgegebene Stimmen: 
500. Davon ungültig: keine. Mit Ja haben gestimmt: 
188, mit Nein: 285. Enthaltungen: 27. 

Endgültiges Ergebnis 

Abgegebene Stimmen: 501; 
davon 

ja: 	188 
nein: 	286 

enthalten: 27 

Ja 

CDU/CSU 

Adam, Ulrich 
Dr. Ackermann, Else 
Dr. Altherr, Walter 
Augustinowitz, Jürgen 
Austermann, Dietrich 
Dr. Bergmann-Pohl, Sabine 
Bierling, Hans-Dirk 
Böhm (Melsungen), Wilfried 
Bohlsen, Wilfried 
Büttner (Schönebeck), 
Hartmut 

Clemens, Joachim 
Dehnel, Wolfgang 
Ehlers, Wolfgang 
Engelmann, Wolfgang 
Eppelmann, Rainer 
Eylmann, Horst 
Feilcke, Jochen 
Dr. Fell, Karl 
Fischer (Unna), Leni 
Dr. Friedrich, Gerhard 
Fritz, Erich G. 
Dr. von Geldern, Wolfgang 

Gibtner, Horst 
Grochtmann, Elisabeth 
Harries, Klaus 
Haschke (Großhennersdorf), 
Gottfried 

Janovsky, Georg 
Dr.-Ing. Jork, Reiner 
Junghanns, Ulrich 
Kampeter, Steffen 
Karwatzki, Irmgard 
Klein (München), Hans 
Klinkert, Ulrich 
Kolbe, Manfred 
Dr. Krause (Bonese), 
Rudolf Karl 

Krause (Dessau), Wolfgang 
Krziskewitz, Reiner Eberhard 
Lamp, Helmut Johannes 
Lehne, Klaus-Heiner 
Dr. Lieberoth, Immo 
Lintner, Eduard 
Dr. sc. Lischewski, Manfred 
Lohmann (Lüdenscheid), 
Wolfgang 

Dr. Luther, Michael 
Dr. Mahlo, Dietrich 
Marienfeld, Claire 
Meinl, Rudolf Horst 
Michalk, Maria 
Dr. Mildner, Klaus Gerhard 
Molnar, Thomas 
Nitsch, Johannes 
Ost, Friedhelm 
Dr. Päselt, Gerhard 
Petzold, Ulrich 
Pfeiffer, Angelika 
Dr. Polder, Hermann 
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Priebus, Rosemarie 
Rau, Rolf 
Reddemann, Gerhard 
Rother, Heinz 
Dr. Schmidt (Halsbrücke), 
Joachim 

Schmidt (Spiesen), Trudi 
Schulz (Leipzig), Gerhard 
Schwarz, Stef an  
Seibel, Winfried 
Skowron, Werner 
Dr. Sopart, Hans-Joachim 
Stockhausen, Karl 
Stübgen, Michael 
Vogt (Düren), Wolfgang 
Wetzel, Kersten 
Dr. Wieczorek (Auerbach), 
Bertram 

Wimmer (Neuss), Willy 
Wülfing, Elke 
Yzer, Cornelia 
Zierer, Benno 

SPD 

Barbe, Angelika 
Bartsch, Holger 
Beucher, Friedhelm Julius 
Dr. Brecht, Eberhard 
Dr. Diederich (Berlin), Nils 
Diller, Karl 
Dr. Eckardt, Peter 
Dr. Elmer, Konrad 
Fischer (Gräfenhainichen), 
Evelin 

Gilges, Konrad 
Gleicke, Iris 
Haack (Extertal), 
Karl-Hermann 

Hacker, Hans-Joachim 
Hilsberg, Stephan 
Horn, Erwin 
Jäger, Renate 
Janz, Ilse 
Dr. Janzen, Ulrich 
Jung (Düsseldorf), Volker 
Jungmann (Wittmoldt), Horst 
Klemmer, Siegrun 
Dr. sc. Knaape, H ans-Hinrich 
Kolbe, Regina 
Koltzsch, Rolf 
Koschnick, Hans 
Dr. Kübler, Klaus 
Kuessner, Hinrich 
von Larcher, Detlev 
Lennartz, Klaus 
Dr. Lucyga, Christine 
Marx, Dorle 
Matschie, Christoph 
Dr. Matterne, Dietmar 
Meckel, Markus 
Meißner, Herbert 
Müller (Zittau), Christian  
Dr. Otto, Helga 
Paterna, Peter 
Peter (Kassel), Horst 
von Renesse, Margot 
Rennebach, Renate 
Reuter, Bernd 
Scheffler, Siegfried Willy 
Dr. Schnell , Emil 
Schreiner, Ottmar 
Schröter, Gisela 
Schröter, Karl-Heinz 
Dr. Schuster, Werner 
Dr. Sonntag-Wolgast, Cornelie 
Sorge, Wieland 
Dr. Sperling, Dietrich 
Steen, Antje-Marie 
Tappe, Joachim 
Dr. Thalheim, Gerald 

Thierse, Wolfgang 
Verheugen, Günter 
Voigt (Frankfurt), Karsten D. 
Wallow, Hans 
Waltemathe, Ernst 
Weiler, Barbara 
Weis (Stendal), Reinhard 
Weißgerber, Gunter 
Dr. Zöpel, Christoph 

F.D.P. 

Dr. Babel, Gisela 
Baum, Gerhart Rudolf 
Beckmann, Klaus 
Eimer (Fürth), Norbert 
Friedhoff, Paul 
Dr. Funke-Schmitt-Rink, 
Margret 

Ganschow, Jörg 
Grünbeck, Josef 
Dr. Guttmacher, Karlheinz 
Hackel, Heinz-Dieter 
Dr. Hirsch, Burkhard 
Dr. Hitschler, Walter 
Dr. Hoth, Sigrid 
Irmer, Ulrich 
Kleinert (Hannover), Detlef 
Koppelin, Jürgen 
Kubicki, Wolfgang 
Lüder, Wolfgang 
Lühr, Uwe 
Dr. Menzel, Bruno 
Nolting, Günther Friedrich 
Dr. Ortleb, Rainer 
Peters, Lisa 
Dr. Röhl, Klaus 
Schmidt (Dresden), Arno 
Dr. Schmieder, Jürgen 
Dr. Schnittler, Christoph 
Schuster, Hans 
Dr. Schwaetzer, Irmgard 
Dr. Semper, Sigrid 
Dr. Sohns, Hermann Otto 
Dr. Starnick, Jürgen 
Türk, Jürgen 
Wolfgramm (Göttingen), 
Torsten 

PDS/Linke Liste 

Dr. Enkelmann, Dagmar 
Dr. Gysi, Gregor 
Dr. Heuer, Uwe-Jens 
Lederer, Andrea 
Philipp, Ingeborg 
Dr. Schumann (Kroppenstedt), 

Fritz 
Dr. Seife rt , Ilja 
Stachowa, Angela 
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Poppe, Gerd 
Schenk, Christina 
Schulz (Berlin), Werner 
Dr. Ullmann, Wolfgang 
Weiß (Berlin), Konrad 

Fraktionslos 

Dr. Briefs, Ulrich 
Lowack, Ortwin 

Nein 

CDU/CSU 

Augustin, Anneliese 
Bargfrede, Heinz-Günther 
Dr. Bauer, Wolf 
Baumeister, B rigitte 
Bayha, Richard 
Belle, Meinrad 
Belle, Meinrad 
Dr. Blank, Joseph-Theodor 
Blank, Renate 
Dr. Blens, Heribert 
Bleser, Peter 
Börnsen (Bönstrup), Wolfgang 
Dr. Bötsch, Wolfgang 
Bohl, Friedrich 
Borchert, Jochen 
Brudlewsky, Monika 
Brunnhuber, Georg 
Bühler (Bruchsal), Klaus 
Buwitt, Dankward 
Carstens (Emstek), M anfred 
Carstensen (Nordstrand), 
Peter Harry 

Deres, Karl 
Deß, Albert 
Diemers, Renate 
Dörflinger, Werner 
Ehrbar, Udo 
Eichhorn, Maria 
Eymer, Anke 
Falk, Ilse 
Dr. Faltlhauser, Kurt 
Fischer (Hamburg), Dirk 
Fockenberg, Winfried 
Frankenhauser, Herbert 
Fuchtel, Hans-Joachim 
Ganz (St. Wendel), Johannes 
Geiger, Michaela 
Geis, Norbert 
Dr. Geißler, Heiner 
Gerster (Mainz), Johannes 
Glos, Michael 
Dr. Göhner, Reinhard 
Göttsching, Martin 
Götz, Peter 
Dr. Götzer, Wolfgang 
Gres, Joachim 
Grotz, Claus-Peter 
Günther (Duisburg), Horst 
Haschke (Jena-Ost), Udo 
Hasselfeldt, Gerda 
Haungs, Rainer 
Hauser (Esslingen), Otto 
Hauser (Rednitzhembach), 
Hansgeorg 

Hedrich, Klaus-Jürgen 
Heise, Manfred 
Dr. Hellwig, Renate 
Dr. h. c. Herkenrath, Adolf 
Hinsken, Ernst 
Hintze, Peter 
Hörsken, Heinz-Adolf 
Hörster, Joachim 
Dr. Hoffacker, Paul 
Hollerith, Josef 
Dr. Hornhues, Karl-Heinz 
Hornung, Siegfried 
Hüppe, Hubert 
Jäger, Claus 
Jagoda, Bernhard 
Dr. Jahn (Münster), 
Friedrich-Adolf 

Jeltsch, Karin 
Dr. Jüttner, Egon 
Kalb, Bartholomäus 
Dr.-Ing. Kansy, Dietmar 
Kauder, Volker 
Kiechle, Ignaz 

Klein (Bremen), Günter 
Köhler (Hainspitz), 
Hans-Ulrich 

Dr. Köhler (Wolfsburg), 
Volkmar 

Kors, Eva-Maria 
Koschyk, Hartmut 
Kossendey, Thomas 
Krey, Franz Heinrich 
Lamers, Karl 
Lattmann, Herbert 
Dr. Laufs, Paul 
Laumann, Karl-Josef 
Dr. Lehr, Ursula-Maria 
Lenzer, Christian 

 Limbach, Editha 
Link (Diepholz), Walter 
Dr. Lippold (Offenbach), 
Klaus W. 

Löwisch, Sigrun 
Maaß (Wilhelmshaven), Erich 
Männle, Ursula 
Magin, Theo 
Dr. Mayer (Siegertsbrunn), 
Martin 

Meckelburg, Wolfgang 
Dr. Merkel, Angela 
Dr. Meseke, Hedda 
Dr. Möller, Franz 
Müller (Wesseling), Alfons 
Nelle, Engelbert 
Neumann (Bremen), Bernd 
Oswald, Eduard 
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Pesch, Hans-Wilhelm 
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Dr. Pinger, Winfried 
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 Dr. Protzner, Bernd 
Raidel, Hans 
Dr. Ramsauer, Peter 
Rauen, Peter Harald 
Rawe, Wilhelm 
Dr. Reinartz, Berthold 
Reinhardt, Erika 
Repnik, Hans-Peter 
Dr. Rieder, Norbert 
Riegert, Klaus 
Dr. Riesenhuber, Heinz 
Ringkamp, Werner 
Rönsch (Wiesbaden), 
Hannelore 

Roitzsch (Quickborn), Ingrid 
Romer, Franz-Xaver 
Dr. Rose, Klaus 
Rossmanith, Kurt  J. 
Roth (Gießen), Adolf 
Dr. Ruck, Christian 

 Rühe, Volker 
Dr. Rüttgers, Jürgen 
Sauer (Salzgitter), Helmut 
Scharrenbroich, Heribert 
Schätzle, Ortrun 
Dr. Schäuble, Wolfgang 
Schemken, Heinz 
Schmalz, Ulrich 
Schmidbauer, Bernd 
Schmitz (Baesweiler), 
Hans Peter 

Dr. Schockenhoff, Andreas 
Dr. Schreiber, Harald 
Schulhoff, Wolfgang 
Dr. Schulte (Schwäbisch 
Gmünd), Dieter 

Schwalbe, Clemens 
Dr. Schwörer, Hermann 
Seehofer, Horst 
Seesing, Heinrich 
Seiters, Rudolf 
Sikora, Jürgen 
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Spilker, Karl-Heinz 
Dr. Sprung, Rudolf 
Dr. Stercken, Hans 
Dr. Frhr. von Stetten, 
Wolfgang 

Dr. Stoltenberg, Gerhard 
Strube, Hans-Gerd 
Dr. Süssmuth, Rita 
Susset, Egon 
Dr. Uelhoff, Klaus-Dieter 
Uldall, Gunnar 
Verhülsdonk, Roswitha 
Dr. Waffenschmidt, Horst 
Graf von Waldburg-Zeil, Alois 
Dr. Warrikoff, Alexander 
Werner (Ulm), Herbe rt  
Dr. Wilms, Dorothee 
Dr. Wisniewski, Roswitha 
Wissmann, Matthias 
Dr. Wittmann, F ritz 
Zeitlmann, Wolfgang 
Zöller, Wolfgang 

SPD 

Andres, Gerd 
Antretter, Robe rt 

 Bachmaier, Hermann 
Becker (Nienberge), Helmuth 
Becker-Inglau, Ing rid 
Bernrath, Hans Gottfried 
Bindig, Rudolf 
Bock, Thea 
Dr. Böhme (Unna), Ulrich 
Brandt-Elsweier, Anni 
Dr. von Bülow, Andreas 
Büttner (Ingolstadt), Hans 
Bulmahn, Edelgard 
Bury, Hans Martin 
Caspers-Merk, Marion 
Catenhusen, Wolf-Michael 
Dr. Däubler-Gmelin, Herta 
Dreßler, Rudolf 
Duve, Freimut 
Ebert, Eike 
Dr. Ehmke (Bonn), Horst 
Esters, Helmut 
Ewen, Carl 
Ferner, Elke 
Fuchs (Köln), Anke 
Fuhrmann, Arne 
Ganseforth, Monika 
Großmann, Achim 
Habermann, Frank-Michael 
Hämmerle, Gerlinde 
Dr. Hartenstein, Liesel 
Hasenfratz, Klaus 
Dr. Holtz, Uwe 
Jaunich, Horst 
Kastner, Susanne 
Kastning, Ernst 
Klappert, Marianne 
Klose, Hans-Ulrich 
Dr. Küster, Uwe 
Lambinus, Uwe 
Maaß (Herne), Dieter 
Mascher, Ulrike 
Matthäus-Maier, Ing rid 
Müller (Völklingen), Jutta 
Müntefering, Franz 
Neumann (Bramsche), Volker 
Dr. Niese, Rolf 
Odendahl, Doris 
Oesinghaus, Günter 
Dr. Penner, Willfried 
Purps, Rudolf 
Reimann, Manfred 
Rixe, Günter 
Schily, Otto 

Schloten, Dieter 
Schmidt (Aachen), Ursula 
Schmidt (Salzgitter), Wilhelm 
Schmidt-Zadel, Regina 
Seuster, Lisa 
Dr. Soell, Hartmut 
Dr. Struck, Peter 
Titze, Uta 
Toetemeyer, Hans-Günther 
Urbaniak, Hans-Eberhard 
Wagner, Hans Georg 
Dr. Wegner, Konstanze 
Weiermann, Wolfgang 
Weisskirchen (Wiesloch), Gert 
Welt, Hans-Joachim 
Wester, Hildegard 
Westrich, Lydia 
Weyel, Gudrun 
Dr. Wieczorek, Norbert 
Wieczorek (Duisburg), Helmut 
Wieczorek-Zeul, Heidemarie 
Wimmer (Neuötting), 
Hermann 

Wohlleben, Verena Ingeburg 
Zapf, Uta 

F.D.P. 

Albowitz, Ina 
Bredehorn, Günther 
Cronenberg (Arnsberg), 
Dieter-Julius 

Engelhard, Hans A. 
van Essen, Jörg 
Dr. Feldmann, Olaf 
Friedrich, Horst 
Funke, Rainer 
Gallus, Georg 
Grüner, Martin 
Hansen, Dirk 
Heinrich, Ulrich 
Homburger, Birgit 
Dr. Hoyer, Werner 
Dr. Kolb, Heinrich 
Dr.-Ing. Laermann, Karl-H ans 
Dr. Graf Lambsdorff, Otto 
Leutheusser-Schnarrenberger, 
Sabine 

Paintner, Johann 
Richter (Bremerhaven), 
Manfred 

Rind, Hermann 
Schmalz-Jacobsen, Cornelia 
Schüßler, Gerhard 
Sehn, Marita 
Dr. Thomae, Dieter 
Timm, Jürgen 
Dr. Weng (Gerlingen), 
Wolfgang 

Würfel, Uta 
Zurheide, Burkhard 
Zywietz, Werner 

PDS/Linke Liste 

Bläss, Petra 
Dr. Fischer, Ursula 
Dr. Fuchs, Ruth 
Dr. Höll, Barbara 
Jelpke, Ulla 
Dr. Keller, Dietmar 
Dr. Modrow, Hans 

Fraktionslos 

Henn, Bernd 

Enthalten 

CDU/CSU 

Breuer, Paul 
Francke (Hamburg), Klaus 
Dr. Kahl, Harald 
Dr. Kappes, Franz-Hermann 
Kriedner, Arnulf 
Dr.-Ing. Krüger, Paul 
Lummer, Heinrich 
Otto (Erfurt), Norbert 
Dr. Pflüger, Friedbert 
Rode (Wietzen), Helmut 
Schmidt (Fürth), Christian 
Dr. Scholz, Rupert  
Dr. Töpfer, Klaus 
Wiechatzek, Gabriele 
Wilz, Bernd 

SPD 

Dr. Dobberthien, Marliese 
Hampel, Manfred Eugen 
Dr. Niehuis, Edith 
Dr. Schmude, Jürgen 
Schulte (Hameln), B rigitte 
Vergin, Siegfried 
Wartenberg (Berlin), Gerd 
Dr. Wernitz, Axel 
Dr. de With, Hans 

F.D.P. 

Dr. von Teichman, Cornelia 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

Dr. Feige, Klaus-Dieter 

Der Antrag ist damit abgelehnt. 

Ist noch ein Mitglied des Hauses anwesend, das bei 
der PKK-Abstimmung seine Stimme nicht abgegeben 
hat? — Das ist nicht der Fall. Ich schließe die Nachwahl 
und bitte die Schriftführer, mit der Auszählung der 
Stimmen zu beginnen. —*) 

Meine Damen und Herren, ich rufe jetzt Tagesord-
nungspunkt 16 auf: 

— Zweite und dritte Beratung eines Entwurfs 
eines Gesetzes zur Änderung des Vermögens-
gesetzes und anderer Vorschriften — Zweites 
Vermögensrechtsänderungsgesetz (2. Verm-
RÄndG) - 

- Drucksachen 12/2480, 12/2695 — 
(Erste Beratung 88. und 95. Sitzung) 

— Zweite und dritte Beratung des von der Frak-
tion der SPD eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes zur Sicherung redlich erworbener 
Eigentums- und Nutzungsrechte an Gebäuden 
und Grundstücken in dem in Artikel 3 des 
Einigungsvertrages genannten Gebiet 

— Drucksache 12/2358 — 
(Erste Beratung 88. Sitzung) 

— Zweite und dritte Beratung des von den Abge-
ordneten Dr. Dagmar Enkelmann, Dr. Uwe

-

Jens Heuer, Dr. Gregor Gysi und der Gruppe 
der PDS/Linke Liste eingebrachten Entwurfs 
eines Gesetzes zur Änderung des Vermögens-
gesetzes 

— Drucksache 12/2228 — 
(Erste Beratung 88. Sitzung) 

— Zweite und dritte Beratung des von den Abge-
ordneten Dr. Wolfgang Ullmann, Christina 
Schenk und der Gruppe BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN eingebrachten Entwurfs eines Ersten 
Gesetzes zur Herstellung des Rechtsfriedens 
im Bereich des Wohneigentums in den neuen 
Bundesländern 

— Drucksache 12/2073 — 
(Erste Beratung 83. Sitzung) 

a) Beschlußempfehlung und Bericht des 
Rechtsausschusses (6. Ausschuß) 
— Drucksache 12/2944 — 

*) Ergebnis Seite 8530A 
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Berichterstattung: 
Abgeordnete Dr. Herta Däubler-Gmelin 
Norbert Geis 
Joachim Gres 
Hans-Joachim Hacker 
Dr. Michael Luther 
Dr. Eckhart Pick 
Dr. Wolfgang Freiherr von Stetten 

b) Bericht des Haushaltsausschusses (8. Aus-
schuß) gemäß § 96 der Geschäftsordnung 
— Drucksache 12/2945, 12/2946 — 
Berichterstattung: 
Abgeordnete Hinrich Kuessner 
Michael von Schmude 
Dr. Wolfgang Weng (Gerlingen) 

Zum Vermögensrechtsänderungsgesetz liegt je ein 
Entschließungsantrag der Fraktionen der CDU/CSU 
und der F.D.P. sowie der Fraktion der SPD vor. 
Nach einer interfraktionellen Vereinbarung sind für 

die Aussprache eineinhalb Stunden vorgesehen. — 
Dagegen erhebt sich kein Widerspruch; dann ist es so 
beschlossen. 
Ich eröffne die Aussprache und erteile als erstem 

Redner dem Kollegen Hans-Joachim Hacker das 
Wort. 

Hans-Joachim Hacker (SPD): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Noch kurz vor der Som-
merpause findet erneut eine Notoperation am Vermö-
gensrecht statt, die heute mit der zweiten und dritten 
Lesung im Bundestag ihren Abschluß finden wird. Sie 
wurde begleitet von einem überflüssigen Theaterdon-
ner des Parlamentarischen Geschäftsführers der 
CDU/CSU-Fraktion, des Kollegen Dr. Rüttgers. Er 
wollte der Öffentlichkeit weismachen, die SPD-Bun-
destagsfraktion würde Beschleunigungsregelungen 
im investiven Bereich für die neuen Bundesländer 
verhindern. 

(Norbert Geis [CDU/CSU]: Wir machen nie-
mandem etwas weis!) 

— Das Gegenteil ist der Fall, Herr Geis. Wir Sozialde-
mokraten haben immer auf Beschleunigung gedrun-
gen und eine radikale Beseitigung von Hemmnissen 
im Eigentumsbereich gefordert. Wir haben auch ent-
sprechende parlamentarische Initiativen gestartet. 
Das ist die Wahrheit. 
Als wir am 15. März 1991 das Hemmnissebeseiti-

gungsgesetz beraten und verabschiedet haben, wur-
den von der Bundesregierung und den sie tragenden 
Koalitionsfraktionen große Beschleunigungseffekte 
versprochen und verkündet. Frau Leutheusser-
Schnarrenberger, die heutige Bundesjustizministerin, 
sprach davon, daß von der Neuentstehung mittelstän-
discher Betriebe ganz wesentlich die wirtschaftliche 
Entwicklung in den neuen Bundesländern abhängt. 
Darin war ihr und ist Ihnen, Frau Bundesministerin, 
voll zuzustimmen. Doch die von der damaligen Repa-
raturgesetzgebung ausgehenden Wirkungen hatten 
wegen der ihnen innewohnenden Inkonsequenzen 
eben keinen Erfolg. Das war nach unserer Auffassung 
bereits damals zu erkennen. 
Der sich damals auf dem Weg zur Leipziger Messe 

befindende Bundeswirtschaftsminister, Herr Jürgen 
W. Möllemann, appellierte an  Deutschland und die 
Welt, als er sagte: 

Kommen Sie in die neuen Länder der Bundesre-
publik Deutschland und investieren Sie! Exzel-
lente Förderbedingungen, hochmotivierte Ar-
beitnehmer, die Brückenposition zwischen Ost 
und West — es lohnt sich, dort jetzt Investitionen 
zu tätigen, neue Unternehmen aufzubauen oder 
in bestehende einzusteigen. 

Diese Perspektiven haben sich als Illusion erwiesen. 
Fragen Sie, meine Damen und Herren, die Kommu-
nalpolitiker und die zitierten motivierten Arbeitneh-
mer, aber auch die Vertreter der Wirtschaft, wie die 
Gesetzgebung der Bundestagsmehrheit bewe rtet 
wird. Sicher, es gibt einzelne größere Investitionen. 
Aber nicht das Einzelbeispiel zählt, sondern die 
Gesamttendenz, und die sieht eben anders aus. Der 
Ruf von Herrn Möllemann ist so verhallt wie die 
Prophezeiung des Bundeskanzlers vor Einführung der 
D-Mark in der Noch-DDR, daß seinerzeit Hunderte, ja 
Tausende investitionsbereite Unternehmen in den 
Startlöchern stünden, die in die neuen Ländern kom-
men würden. 

Nun stellt sich die Frage, wie wir den Patienten, 
der an den vermögensrechtlichen Hemmnissen 
krankt, zum Laufen, ja zum Rennen bringen. Ich 
meine, der Sprint wird auch nach der Verabschiedung 
des Zweiten Vermögensrechtsänderungsgesetzes 
nicht möglich sein. Er wird weiter am Stock ge-
hen. Zu unüberschaubar und kompliziert sind die 
Regelungssysteme, zu groß der Berg der vorliegen-
den Anträge in den Vermögensämtern und zu groß 
das Defizit an Verwaltungskraft in den Ländern, in 
den Vermögensämtern und auch in den Oberfinanz-
direktionen. 

Eine sachgerechte Bewertung, meine Damen und 
Herren, gebietet auch, die zweifelsfrei vorhandenen 
Beschleunigungseffekte für Investitionen und die 
Verbesserung einer bisher unsicheren Rechtssitua-
tion für die Bürger zu würdigen. Die Verbesserungen 
wurden zu einem großen Teil von meiner Fraktion seit 
Monaten eingefordert und in den Beratungen der 
Berichterstatter und im Rechtsausschuß mit Nach-
druck vertreten. Hierzu zähle ich insbesondere die 
Verbesserung des Rechtsschutzes redlicher Erwerber 
von Grundstücken und Gebäuden. Die Ihnen vorlie-
gende Beschlußempfehlung des Rechtsausschusses 
bleibt allerdings insofern inkonsequent, als der Stich-
tag 18. Oktober 1989 erhalten bleiben so ll . Wir stre-
ben eine Nachbesserung an. Ich bitte Sie: Unterstüt-
zen Sie den SPD-Änderungsantrag auf der Drucksa-
che 12/2951. 

Für die Berechtigten der Bodenreform will ich 
feststellen: Sie genießen den Rechtsschutz des § 4 
Abs. 2 des Vermögensgesetzes auch nach dem bereits 
geltenden Recht, wenn das Vermögen nicht nach 
DDR-Recht endgültig in den sogenannten Volkseige-
nen Bodenfonds gefallen ist. Dies ist in den Beratun-
gen im Rechtsausschuß eindeutig festgestellt worden. 
Der Rechtsschutz gilt auch dann, wenn in den gesetz-
lich geregelten Ausnahmefällen des § 1 Abs. 6 des 
Vermögensgesetzes Rückübertragungsansprüche 
dem Grunde nach berechtigt sind. Die Bodenreform

-

Landbesitzer in Lassahn am Schaalsee im Kreis Hage

-

now und anderswo müssen also nicht um  ihren Besitz 
fürchten. 
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Endlich ist wenigstens in entscheidenden Ansätzen 

den Forderungen meiner Fraktion gefolgt worden, die 
seit Monaten erhoben worden sind, nämlich für die 
Eigentümer von Gebäuden bzw. für die Inhaber von 
Überlassungsverträgen, die nicht Eigentümer des 
Grundstücks sind bzw. keine dinglichen Nutzungs-
rechte besitzen, den Rechtsschutz bis zu einer 
abschließenden Sach- und Rechtsbereinigung zu 
gewährleisten. Das Moratorium, das das Recht des 
Besitzers des nichteigenen Grundstücks sichert, soll 
nach unserer Auffassung nicht bef ristet werden, wie in 
der Beschlußempfehlung des Rechtsausschusses for-
muliert, sondern soll bis zu einer Bereinigung der 
gesamten Rechtsverhältnisse durch besonderes Ge-
setz gelten, wie es unserem Änderungsantrag Druck-
sache 12/2954 zu entnehmen ist. Allein eine solche 
Regelung nimmt den Betroffenen in den neuen Län-
dern die Angst vor Verlust des Heimes und der 
gewohnten Lebensumwelt. Ich bitte Sie auch da um 
Ihre Unterstützung. 

Die Kommunen und die Vermögensämter werden 
wegen der nun vorgesehenen Bef ristung des Antrags-
rechts auf Rückübertragung von Immobilienvermö-
gen gemäß § 30a des Vermögensgesetzes auf den 
31. Dezember 1992 aufatmen. Daß erst jetzt eine 
Antragsschlußfrist eingeführt wird, ist ein schwerer 
Fehler der Bundesregierung. Durch den falschen 
Grundsatz „Rückgabe vor Entschädigung" und die 
inkonsequente Position beim Hemmnissebeseiti-
gungsgesetz hat die Bundesregierung von den Alt-
eigentümern längst abgeschriebene Ansprüche auf 
Besitz und Eigentum neu geweckt und diese nicht auf 
ein Anmeldedatum beschränkt. Die SPD-Bundestags-
fraktion fordert die Bundesregierung auf, endlich 
klarzulegen, wie denn die Entschädigung aussehen 
soll. Das seit Monaten überfällige Entschädigungsge-
setz muß dem Deutschen Bundestag vorgelegt wer-
den, so wie es der Entschließungsantrag der SPD-
Fraktion auf der Drucksache 12/2955 vorsieht. 

Meine Damen und Herren, das Investitionsvor-
ranggesetz als Superbeschleunigungsgesetz wird 
nach einem Jahr an den tatsächlichen Beschleuni-
gungseffekten zu messen sein. Die Erweiterung der 
besonderen Investitionszwecke in § 3 des Investitions-
vorranggesetzes und besondere Maßnahmen in 
§ 27a, b und c werden von der SPD-Bundestagsfrak-
tion mit getragen. Wir wollen auch hier weitere 
Beschleunigung erwirken, wie Sie das — das sage ich 
der Verkürzung wegen — auf den Ihnen vorliegenden 
Drucksachen 12/2950, 12/2952 und 12/2953 wieder-
finden. Es geht insbesondere um Vorhaben in Sanie-
rungs- und städtebaulichen Entwicklungsbereichen 
und um die Werterhaltung von dem Verfall preisge-
gebenen oder vom Verfall bedrohten Wohnraum. Ich 
bitte Sie auch da um Ihre Unterstützung, meine 
Damen und Herren. 

Ein wahres Trauerspiel beim Umgang mit Immobi-
lien war das Katz-und-Maus-Spiel bei der Zuordnung 
von Ferienobjekten an der Ostseeküste von Mecklen-
burg-Vorpommern und in anderen Erholungsgebie-
ten der neuen Länder. Ich fordere die Bundesregie-
rung und die zuständigen Behörden auf, die entspre-
chenden Forderungen, die auf Initiative der SPD-
Fraktion in den Entschließungsantrag des Bundesta-
ges eingegangen sind, ernst zu nehmen und Unklar-

heiten zu beseitigen, Frau Ministerin, damit die 
genannten Immobilien bis Ende 1992 zur Verfügung 
stehen. In diesem Sinne muß die Bundesregierung 
auch die vorgeschlagene Entschließung umsetzen, 
den Prozeß der Zuordnung von Wohnungsvermögen 
auf die Gemeinden zu beschleunigen und Ausle-
gungsfragen kommunalfreundlich zu gestalten. 

Meine Damen und Herren, ich habe bereits auf die 
ausstehende Entschädigungsregelung verwiesen. In 
den Beratungen der Berichterstatter und auch in den 
Beratungen des Rechtsausschusses habe ich ebenso 
nachdrücklich darauf verwiesen, daß eine Einbezie-
hung des Rechts der Zwangsausgesiedelten in die 
Regelung des Zweiten Vermögensrechtsänderungs-
gesetzes notwendig ist, das Recht, einen Anspruch auf 
Rückgabe des ihnen widerrechtlich entzogenen Ver-
mögens zu stellen. Eine Mehrheit war im Ausschuß für 
diese Initiative nicht zu finden. Im Raum steht die 
Verpflichtung der Bundesregierung, eine entspre-
chende Gesetzesvorlage dem Deutschen Bundestag 
in Kürze zuzuleiten. Die SPD-Bundestagsfraktion, 
meine Damen und Herren, wird die Bundesregierung 
beim Wort nehmen, den Gesetzgebungsprozeß durch 
Vorlage eines entsprechenden Gesetzentwurfes nun 
unverzüglich in die Wege zu leiten. 

Vielen Dank. 
(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Hans Klein: Herr Kollege Norbert 
Geis, ich erteile Ihnen das Wort. 

Norbert  Geis (CDU/CSU): Sehr geehrter Herr Präsi-
dent! Meine sehr verehrten Damen und Herren! Wir 
wissen nicht, ob der Weg zur Gesundung in den neuen 
Bundesländern schnell genug geht. Eine hochzivili-
sierte Gesellschaft wie die unsere kann es sich aber 
nicht leisten, daß allzu l ange ein solches soziales 
Gefälle besteht wie derzeit noch zwischen den west-
lichen und den östlichen Bundesländern. Radikale 
Parteien hätten dann ein sehr leichtes Spiel. 

Sicher ist die Geduld die wichtigste Tugend beim 
Aufbau der neuen Bundesländer. Die Mahnung zu 
Geduld hat aber keine Chance, wenn nicht der Beginn 
des wirtschaftlichen Aufschwungs für jeden deutlich 
spürbar wird. 140 Milliarden DM strömen jährlich aus 
den öffentlichen Haushalten vom Westen in den 
Osten. Dies ist eine ungeheure Summe, und sie müßte 
eigentlich ausreichen, um die Wirtschaft drüben in 
Gang zu bringen. 

Dennoch gab vor kurzem ein japanischer Wirt-
schaftsexperte nach einem Besuch der neuen Bundes-
länder eine düstere Prognose ab. Er mahnte nicht so 
sehr die angeblich verworrenen Vermögensverhält-
nisse „drüben" an als vielmehr die Tatsache, daß in 
Ostdeutschland fast so hohe Löhne wie im Westen 
gezahlt werden, obwohl das Bruttosozialprodukt dort 
derzeit dem portugiesischen entspricht. Dies 
schrecke, so der japanische Experte, jeden Investor 
zunächst einmal ab. 

Es gibt allerdings auch sehr hoffnungsvolle Zei-
chen. Alle Experten rechnen für dieses Jahr mit einem 
realen Wachstum von 10 % für die neuen Bundeslän- 
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der. Der Aufschwung Ost hat begonnen. Er darf nur 
nicht schlechtgeredet werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Einen wichtigen Beitrag dazu leistet die Treuhand. 
Sie teilt die unbeweglichen Kolossalbetriebe der vor-
maligen DDR auf und dezentralisiert sie. 25 Betriebe 
werden täglich verkauft. Das ist eine Spitzenleistung. 
Diese Spitzenleistung wird zweifellos ihre Wirkung 
auf die Wirtschaft der neuen Bundesländer haben. 

(Eduard Oswald [CDU/CSU]: Sehr gut!) 

Eine wichtige Voraussetzung für das Florieren der 
Wirtschaft in den neuen Bundesländern ist auch die 
Ordnung der Vermögensverhältnisse. Wir verab-
schieden heute das zweite Gesetz zur Verbesserung 
des Vermögensgesetzes. Das Ziel des Gesetzes ist es, 
auf der einen Seite die Rückübertragung des Eigen-
tums auf die Alteigentümer zu beschleunigen und auf 
der anderen Seite alles zu unternehmen, daß Grund-
stücke für Investitionen bereitgestellt werden. Dies 
genau ist der Konflikt, den dieses Gesetz zu bewälti-
gen hat. 

Auf der einen Seite müssen wir berücksichtigen, 
daß es eines der wichtigsten Ziele der Revolution 
gewesen ist, auch das Unrecht an den Alteigentü-
mern, die völlig zu Unrecht von Haus und Hof gejagt 
worden sind, zu bereinigen. Auf der anderen Seite 
müssen wir alles tun, um die neuen Bundesländer 
aufzubauen. Das geht nur über Investitionen, über 
Investitionen von privater Hand. Deswegen müssen 
wir alles tun, um diese Investitionen in Gang zu 
bringen. 

Hier kommen wir in Konflikt mit den Interessen des 
Alteigentümers. Der Alteigentümer will sich naturge-
mäß nicht sagen lassen, was er mit seinem Grund-
stück, das er nun endlich wieder zurückerhalten kann, 
anfangen darf, sondern er will frei darüber verfügen 
können wie jeder andere Eigentümer nach dem 
gesetzlichen Rahmen im Westen. Meistens ist der 
Alteigentümer gar nicht in der Lage, den Forderungen 
nach Investitionen gerecht zu werden, weil er oft das 
Kapital dazu nicht hat. Diesen Konflikt müssen wir 
nun regeln. Es ist ein Konflikt, der nicht einfach zu 
regeln ist. 

Die Erfahrungen des letzten Jahres haben gelehrt, 
daß die Verbesserungen am Vermögensgesetz, die 
wir vor einem Jahr vorgenommen haben, noch nicht 
ausreichen, um die Vermögensverhältnisse schnell zu 
ordnen und die bestehenden Investitionshemmnisse 
zu beseitigen. Schon bei der Verabschiedung des 
ersten Gesetzes hatten wir Skepsis. Wir hatten uns vor 
mehr als einem Jahr vorgenommen, sofort eine Ver-
besserung einzuleiten, neue Instrumente zu schaffen, 
wenn wir feststellen sollten, daß die Instrumente, die 
wir geschaffen haben, um Investitionen zu ermögli-
chen, nicht greifen. 

Mit dem jetzt vorgelegten Gesetz hat die Regierung 
die Erfahrungen aus der Vergangenheit ausgewertet. 
Dieses Gesetz gibt den Investitionen den eindeutigen 
Vorrang vor den Interessen des Alteigentümers. Der 
Alteigentümer muß sich dem überragenden Ziel des 
Wiederaufbaus unterordnen. Wir meinen, daß dieser 
Vorrang zu rechtfertigen ist. Wir meinen, daß das 

überragende Ziel der Wiederaufbau sein muß. Nur so 
wird das Gemeinwohl insgesamt gefördert. Alle 
haben dann den gleichen Nutzen, Alteigentümer 
gleichermaßen wie alle anderen Bürgerinnen und 
Burger.  

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Unter diesem Blickwinkel haben wir uns die Frage 
gestellt, ob wir wirklich genug getan haben oder ob 
wir nicht noch viel radikaler dem Erfordernis von 
Investitionen den Vorrang hätten einräumen müssen. 
Wir haben uns in vielen Gesprächen und Diskussio-
nen gefragt, ob wir also das Prinzip „Rückgabe vor 
Entschädigung" nicht noch stärker durchbrechen 
müßten oder ob wir es nicht gar umdrehen sollten. Im 
Vorlauf zu diesem Gesetz wurde dieser Gedanke bis 
in die Beratungen des Ausschusses hinein immer 
wieder erwogen. 

Es ist nicht so, daß sich nur die SPD allein darüber 
Gedanken gemacht hätte, ob man das Prinzip „Rück-
gabe vor Entschädigung" nicht längst hätte abschaf-
fen müssen. Auch wir haben natürlich den Appell der 
sechs Oberbürgermeister aus den ostdeutschen Städ-
ten in ihrer sogenannten Magdeburger Erklärung 
registriert, und auch wir wissen, was die katholische 
Bischofskonferenz dazu gesagt hat, die offensichtlich 
nicht ganz so menschenfern lebt und arbeitet, wie das 
gestern manchmal — ich meine, zu Unrecht — festge-
stellt worden ist. 

Wir haben uns allerdings auch die Frage gestellt, ob 
hinter solchen Forderungen nicht eine falsche Beur-
teilung der Gesamtsituation stehen kann. Natürlich ist 
es zunächst einmal populär, dem einen etwas wegzu-
nehmen, um es dem anderen mit der Beteuerung zu 
geben, das alles geschehe im Interesse des Gemein-
wohls. Immerhin aber wurde der Grundsatz der Rück-
gabe in der Gemeinsamen Erklärung der beiden 
deutschen Staaten vom 15. Juni 1990 festgelegt. Als 
Art. 41 ist dieser Grundsatz in den Einigungsvertrag 
eingegangen. Damit darf die Bundesrepublik 
Deutschland keine Rechtsvorschriften erlassen, die im 
Widerspruch zu dem Grundsatz „Rückgabe vor Ent-
schädigung " stehen. Dieser Art. 41 des Einigungsver-
trages erhielt die Zustimmung der meisten Mitglieder 
des Parlaments, wurde also auch mit den Stimmen der 
SPD verabschiedet, sowohl im Bundestag als auch im 
Bundesrat und in der Volkskammer. Damals haben 
auch Sie von der SPD diesem Grundsatz zuge-
stimmt. 

(Dr. Uwe Küster [SPD]: Aber nur, um das 
Gesamtpaket nicht zu gefährden!) 

Die Achtung vor dem Willen der Menschen, welche 
die Revolution im November 1 989 durchgeführt 
haben, hat dies auch geboten. Dies hat Otto Schlecht, 
der frühere Staatssekretär im Wirtschaftsministe rium, 
der selbst an den Einigungsverhandlungen beteiligt 
war, in seinem Buch „Grundlage und Perspektiven 
der Sozialen Marktwirtschaft" in eindrucksvoller 
Weise ausgeführt. 

Wilhelm Röpke, der Vordenker der Sozialen Markt-
wirtschaft, hat bereits vor mehr als einem halben 
Jahrhundert Rezepte entwickelt, wie das sozialisti-
sche Proletariat überwunden werden kann. Er hat 
gefordert, daß Riesenbetriebe und Eigentumslosigkeit 
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beseitigt werden müßten, weil dies die Menschen 
wurzellos macht und entpersönlicht. 

Genau dies hatten die Vordenker der Revolution 
1989 gewollt. Sie sahen es als einen der wichtigsten 
strategischen Punkte der Revolution an, die Betriebe 
zu dezentralisieren und das Eigentum der breiten 
Volksschichten wiederherzustellen. Damit wollten 
sie den wesentlichen Grund für die Proletarisierung 
beseitigen. Deshalb haben sich der Bundestag, die 
Volkskammer und der Bundesrat — ich wiederhole 
es —, auch mit den Stimmen der SPD, mit überwälti-
gender Mehrheit auf den Grundsatz „Rückgabe vor 
Entschädigung" festgelegt. 

Wir können uns jetzt nicht lautlos aus diesen Ver-
pflichtungen davonstehlen. Wir haben diese Revolu-
tion abzuwickeln und müssen deshalb einen vernünf-
tigen Ausgleich — ich wiederhole es — zwischen den 
Interessen des Alteigentümers und dem Erfordernis 
der Investitionen finden. 

Wir haben keine einfachen Gesetze, Gesetze, die 
wir bei der Einigung auf die vormalige DDR übertra-
gen haben. Dies war auch Wille und Wunsch der 
Bürgerinnen und Bürger der vormaligen DDR. 

(Eduard Oswald [CDU/CSU]: Sehr wahr!) 

Da wir aber keine einfachen Lösungen haben können, 
und zwar deshalb nicht, weil wir eine komplexe 
Gesellschaft sind, müssen wir dieses Gesetz so seiten-
stark vorlegen, deshalb enthält es oft komplizierte 
Regelungen, mit denen wir uns viele Stunden mitein-
ander herumschlagen mußten. 

Ich meine — auch das darf ich einmal feststellen, 
und ich hoffe, daß das auch ein paar Häuser weiter 
registriert wird —, hier gab es eine gute Zusammen-
arbeit unter den Parteien. Auch wenn wir im Ergebnis 
in vielem nicht übereinstimmen, haben wir doch gut 
zusammengearbeitet und versucht, eine vernünftige 
Lösung zu finden. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD  — 
Eduard  Oswald [CDU/CSU]: Das gibt es 

öfter, als draußen gedacht wird!) 

Nun könnte jemand entgegenhalten, daß auch 
dann, wenn die jeweils Verfügungsberechtigten frei 
verfügen können, zwar nicht beim Alteigentümer, 
wohl aber beim jeweiligen Käufer Eigentum ent-
stünde. Hier muß man jedoch, wie ich meine, folgen-
den Gedanken berücksichtigen: Die Politik der Wie-
derherstellung des Eigentums hat als wichtigste Vor-
aussetzung, daß die Menschen wirklich Eigentum 
haben wollen. Im Unterschied zum Einkommen, das 
jeder wünscht, bedarf das Eigentum einer bestimmten 
Willensanstrengung und einer ganz bestimmten 
Lebenseinstellung, die alles andere als selbstver-
ständlich ist. Zur richtigen Verwaltung des eigenen 
Besitzes gehören Sparsamkeit, eine Abwägung von 
Gegenwart und Zukunft, der Sinn für Kontinuität und 
Bewahrung, der Wille zur Unabhängigkeit und ein 
ausgeprägtes Familiengefühl. Das sind alles Tugen-
den, die für die Soziale Marktwirtschaft unentbehrlich 
sind. 

Jetzt stellt sich für uns die Frage: Zerschlagen wir 
nicht gerade diese Tugenden, wenn wir die Verfü-
gungsberechtigung allein in die Hand der Verfü-

gungsberechtigten geben, sie also frei verfügen las-
sen, ohne dabei die Interessen der Alteigentümer mit 
zu berücksichtigen? Wer würde uns dann garantieren, 
daß der Verfügungsberechtigte bei freier Verfü-
gungsgewalt nicht willkürlich handelt? 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Würde das nicht noch zu viel mehr Streitigkeiten 
führen? Wird dann nicht der, der den dicksten Geld-
beutel hat, das Rennen machen? Wäre das — so die 
Frage an die SPD — wirklich sozial und gerecht? Wer 
garantiert uns, daß der Verfügungsberechtigte dann 
auch wirklich verfügt? Wird er nicht versuchen, 
Grundstücke zu horten, um sie dann zu einem viel 
späteren Zeitpunkt an den meistbietenden Käufer zu 
verkaufen, zu einem Zeitpunkt, in dem eigentlich 
Investitionen gefordert wären? 

Deshalb meine ich, daß der Weg, den wir mit diesem 
Gesetz einschlagen, bei allen Beschwernissen der 
überzeugende Weg ist. Der Verfügungsberechtigte 
hat nicht freie Verfügungsbefugnis. Er darf aber die 
Interessen des Alteigentümers dann hintanstellen, 
wenn die Möglichkeit zur Investition besteht und der 
Alteigentümer nicht mithalten kann. 

Durch die Neuschaffung der vormaligen §§ 27a, 
27b und 27c des Entwurfes, jetzt §§ 18 ff. des Investi-
tionsvorranggesetzes, haben die Kommunen die Mög-
lichkeit, ganze Stadtteile dem Investitionsvorrang 
unterzuordnen und die Interessen der Alteigentümer 
auszuschließen. Diese vom Land Brandenburg kom-
mende Regelung eröffnet in solchen Fällen den tota-
len Vorrang für Investitionen. 

(Zuruf von der SPD: Unter dem Druck der 
Ereignisse!) 

Diese Vorrangregelungen sind leicht zu handhaben. 
— Herr Kollege, ich habe Ihnen vorhin schon gesagt: 
Wir haben gut zusammengearbeitet. Wir haben Anre-
gungen von Ihrer Seite und vom Bundesrat aufgenom-
men und dort umgesetzt, wo wir meinten, es sei 
richtig. Wir haben aber auch den Versuch unternom-
men — vielleicht im Gegensatz zu Ihnen —, dennoch 
die Interessen der Alteigentümer, denen großes 
Unrecht geschehen ist, mit zu berücksichtigen und 
gleichzeitig alle Voraussetzungen zu schaffen, um 
Investitionen in den neuen Bundesländern zu ermög-
lichen. 

Dies geht z. B. aus der Regelung des Stichtags 
18. Oktober 1989 hervor. Das ist im Grunde eine 
Regelung zugunsten des Alteigentümers. 

(Zuruf von der SPD: Eben!) 

Auch hier haben wir, wo wir es für notwendig erach-
tet haben, auch auf Anregung des Bundesrates und 
der neuen Länder, des Landes Br andenburg und 
des Landes Sachsen-Anhalt, den Neueigentümern 
— wenn man sie so bezeichnen kann —, denen, die 
ein Nutzungsrecht hatten, denen, die mit ihrem 
Grundstück in stärkerer Weise verbunden waren, weil 
sie beispielsweise dort Investitionen getätigt haben, 
die Möglichkeit gegeben, Eigentum zu erwerben. 

Wir brauchen die Entschädigungsregelung, und wir 
werden sie bekommen. Aber niemand soll glauben, 
sie würde uns in dieser Frage sehr viel weiterhelfen; 
denn die Entschädigung wird nicht allzu groß sein. 
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Was wir vor allem brauchen, ist der Mut der neuen 
Bundesländer, dieses Gesetz anzuwenden. So werden 
wir, wenn auch mit Beschwernissen, hoffentlich bald 
zu einer vernünftigen und am Gemeinwohl orientier-
ten Ordnung der Vermögensverhältnisse im Osten 
Deutschlands kommen. 
Danke schön. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Hans Klein: Herr Kollege Schmieder, 
bevor ich Ihnen das Wort gebe, will ich das Ergebnis 
der Nachwahl eines Mitglieds der Parlamentarischen 
Kontrollkommission bekanntgeben. Abgegebene 
Stimmen: 499, ungültige Stimmen: keine. Für den 
Wahlvorschlag der CDU/CSU haben 447 Abgeord-
nete gestimmt, mit Nein 39 Abgeordnete, enthalten 
haben sich 13 Abgeordnete. *) 
Der Abgeordnete Wolfgang Zeitlmann hat damit 

die erforderliche Mehrheit der Stimmen erreicht. Er ist 
als Mitglied der Parlamentarischen Kontrollkommis-
sion gewählt. Ich gratuliere ihm im Namen des Hau-
ses. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Eduard Oswald 
[CDU/CSU]: Phantastisches Ergebnis!) 

Ich möchte aber gleichzeitig dem aus der Parlamen-
tarischen Kontrollkommission ausgeschiedenen Mit-
glied Rudolf Kraus für seine Mitarbeit danken und 
wünsche ihm für seine neue Aufgabe viel Erfolg. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. 
sowie der Abg. Ingrid Matthäus-Maier 

[SPD]) 
Das Wort hat der Kollege Jürgen Schmieder. 

Dr. Jürgen Schmieder (F.D.P.): Ich darf zunächst die 
geringe Präsenz der F.D.P. erklären. Im Moment 
findet eine außerordentliche Fraktionssitzung statt. 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Wir 

stehen in den neuen Ländern vor folgenden Proble-
men: Die Rückgabe zwangsverwalteter und in Volks-
eigentum überführter Vermögenswerte einerseits und 
die vorgesehenen Investitionen in solche Vermögens-
werte andererseits haben durch das Hemmnisbeseiti-
gungsgesetz deutliche Verbesserungen erfahren. 
Trotzdem bleibt festzustellen, daß die Rückgabe ent-
eigneter Vermögenswerte weiterer Beschleunigung 
und die in solche Vermögenswerte geplanten Investi-
tionen weiterer Förderung bedürfen. 
Die praktische Erfahrung hat gezeigt, daß — neben 

der Beseitigung tatsächlicher Schwierigkeiten vielfäl-
tigster Art, die insbesondere darauf beruhen, daß sich 
die zuständigen Behörden noch im Aufbau befinden 
und von den dort tätigen Personen neues Recht 
anzuwenden ist — die vielfach vorhandene Unterstüt-
zung durch Leihbeamte aus dem Westen hierbei 
unzureichend ist, daß die Damen und Herren vor Ort 
Anpassungsprobleme haben und auch gesetzlicher 
Regelungsbedarf besteht. 
Die Schwierigkeiten belegt ein Beispiel aus Chem-

nitz: Von mehreren tausend Anträgen im Vermögens-
amt wurden erst einige zig Anträge erledigt. Die 

*) Liste der Teilnehmer an der Nachwahl Anlage 3 

Rückübertragungsregelungen und die Investitions-
vorfahrtsregelungen können und müssen noch opti-
miert werden. Insbesondere müssen die Regelungen 
wesentlich anwenderfreundlicher gemacht und die 
Verfahren gestrafft werden. Diesem Anliegen trägt 
der vorliegende Entwurf Rechnung. 

Im Bereich der Rückgabe enteigneter Vermögens-
werte wird vor allem die staatliche Verwaltung durch 
Gesetz aufgehoben. Die bisher vorgesehene Wieder-
begründung der früheren Grundstücksbelastungen 
bei der Rückgabe enteigneter Grundstücke, die sich 
als aufwendig und zeitraubend erwiesen hat, muß 
durch ein einfach zu handhabendes Ablöseverfahren 
ersetzt werden. 

Im übrigen werden Lücken in den Regelungen 
beschlossen und Zweifelsfragen geklärt. Auf Grund 
der Gesetzesänderungen bei der kleinen Bereinigung 
des Sachenrechts werden im Interesse der Rechtssi-
cherheit die Formwirksamkeit vor Westnotaren beur-
kundeter Grundstückskaufverträge über Ostimmobi-
lien hergestellt und die ordnungsgemäße Zuteilung 
von Bodenreformgrundstücken nachgeholt. 

Um die Bodeneigentumsverhältnisse sachgerecht 
ordnen zu können, soll mit einem Morato rium der 
bisherige Zustand zunächst festgeschrieben werden. 
Zusätzlich wird das nutzungsrechtslose Gebäudeei-
gentum als provisorische Beleihungsgrundlage im 
Bereich des Wohnungsbaus geschaffen und im 
Bereich der Landwirtschaft genutzt, bis die Bereini-
gung der Rechte an Grund und Boden durchgeführt 
ist. 

Die eigentliche große Sachenrechtsbereinigung 
bleibt einem weiteren Gesetzgebungsverfahren vor-
behalten und muß in absehbarer Zeit dringend erle-
digt werden. Sie gilt als vorrangig zu erfüllende Pflicht 
für das Hohe Haus. 

(Sabine Leutheusser-Schnarrenberger 
[F.D.P.]: Genau! Das machen wir! Im 

Herbst!) 

Im einzelnen ist folgendes geregelt — zunächst im 
Bereich der Verbesserung der Vorfahrtsregelungen 
für Investitionen —: 

Erstens. Einheitliches Investitionsvorranggesetz 
bis 1995: Die bisher in verschiedenen Gesetzen — 
dem Vermögensgesetz und dem Investitionsgesetz — 
angesiedelten Vorfahrtsregelungen für Immobilien 
und Unternehmen werden in einem einheitlichen 
Investitionsvorranggesetz zusammengefaßt. Durch 
die Neuregelung werden im Interesse des Auf-
schwungs in den neuen Ländern die nach dem bishe-
rigen Recht Ende 1992 bzw. Ende 1993 auslaufenden 
Investitionsvorfahrtsregelungen bis zum 31. Dezem-
ber 1995 verlängert. 

Zweitens. Erweiterung der Wohnungsbauförde-
rung: Bisher gelten die Vorfahrtsregelungen für Inve-
stitionen im Wohnungsbausektor nur eingeschränkt. 
Die Immobilie muß entweder komplett veräußert oder 
im Wege der Eigeninvestition wieder bewohnbar 
gemacht werden. 

Künftig sollen die Vorfahrtsregelungen auch für den 
Verkauf und die Eigeninvestition zur Wiederherstel-
lung einzelner Wohnungen innerhalb eines vorhan- 
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denen Gebäudekomplexes gelten. Als Vorteil ergibt 
sich hier, daß die Wiederherstellung der vielen unbe-
wohnbar gewordenen Wohnungen in den Altbauten 
der Innenstädte der neuen Bundesländer so effizienter 
vorangetrieben werden kann und damit der Woh-
nungsnot dort in großem Maße entgegengewirkt 
wird. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Drittens. Straffung des Verfahrens bei der Anhö-
rung. 

Viertens. Bevorzugte Investitionsmöglichkeit für 
Alteigentümer. 

Fünftens. Bestandschutz für Grundstücksinvestitio-
nen bei späterer Aufhebung der Investitionsentschei-
dung. Bisher können Investitionsvorhaben gefährdet 
sein, wenn z. B. der Alteigentümer die Entscheidung 
„Vorfahrt für Investitionen" vor dem Verwaltungsge-
richt anficht. Künftig sollen die Investitionsverträge 
Bestandschutz auch für den Fall erhalten, daß die 
Investitionsentscheidung inhaltlich unrichtig war und 
später gerichtlich aufgehoben wird. 

Voraussetzung: Der Investor hat mit der Ausfüh-
rung der Investition bereits nachhaltig begonnen, und 
der Alteigentümer hat entweder nicht innerhalb von 
zwei Wochen einstweiligen Rechtsschutz gegen die 
Vorfahrtsregelung bei Gericht beantragt oder mit 
diesem Antrag keinen Erfolg gehabt. Dadurch ergibt 
sich: Der Investor erhält die nötige Investitionssicher-
heit. Sein Risiko wird vermindert; Investitionshinder-
nisse werden damit abgebaut. 

Im Bereich der Maßnahmen zur Beschleunigung 
der Rückgabe von enteignetem oder zwangsverwal-
tetem Grundbesitz gilt folgendes: 

Erstens. Aufhebung der staatlichen Zwangsverwal-
tung. 

Zweitens. Erleichterungen bei der Rückübertra-
gung von Grundstücken mit Althypotheken und 
anderen Grundstücksrechten. Bisher verzögert sich 
die Rückgabe von enteigneten Immobilien oft allein 
deshalb, weil nur mit großem Verwaltungsaufwand zu 
klären ist, in welchem Umfang eine vor der Enteig-
nung eingetragene Hypothek durch Zahlung getilgt 
ist. 

Künftig sollen derartige Grundpfandrechte nicht 
mehr wiederbegründet werden. Statt dessen wird vom 
Vermögensamt eine pauschale Ablösesumme festge-
setzt, die in bar oder in Form einer Sicherheit zu 
erbringen ist. Damit werden die Grundbuchämter 
ganz erheblich entlastet. Über den Wert der alten 
Grundpfandrechte kann eine gesonderte Auseinan-
dersetzung stattfinden. 

Drittens. Präzisierung von Rückgabeanträgen. Bis-
her können Anträge von Alteigentümern auf Rück-
gabe ihres enteigneten Grundbesitzes in sehr vager 
Form, z. B. „Haus am Markt" oder dergleichen, 
gestellt werden. Die Vermögensämter stehen daher 
vor einem Bodensatz unpräziser Anmeldungen, die 
nicht einem konkreten Grundstück zugeordnet wer-
den können. Die Folge ist: Der Immobilienverkehr in 
den neuen Ländern ist stark beeinträchtigt; die Ämter 
sind hilflos. 

Künftig müssen die Alteigentümer ihre Anträge auf 
Rückgabe innerhalb einer von der Behörde festgeset-
zen Frist präzisieren; sonst kann über das Grundstück 
frei verfügt werden. Der Alteigentümer erhält dann 
den Verkaufserlös. 

Viertens. Endgültige Ausschlußfrist für die An-
spruchsanmeldung. Künftig können Rückübertra-
gungs- und Entschädigungsansprüche nach dem Ver-
mögensgesetz nur noch bis zum 31. Dezember 1992 
neu angemeldet werden. Daraus ergibt sich ein ganz 
wesentlicher Vorteil: Für Investoren, Gebietskörper-
schaften und sonstige Verfügungsberechtigte besteht 
mit Ablauf dieses Datums in den meisten Fällen 
Gewißheit, daß sich kein Berechtigter mehr meldet. 

Zum Bereich der Maßnahmen zum Schutz von 
Eigenheimbesitzern: Erstens. Regelung zugunsten 
der durch Stichtag 18. Oktober 1989 betroffenen 
Erwerber. Bisher sieht das Vermögensgesetz vor, daß 
es bei den Erwerbsvorgängen nach dem 18. Oktober 
1989 nicht mehr auf die Redlichkeit des Erwerbers 
ankommt. Diese Regelung trifft eine Reihe von Eigen-
heimkäufern unverhältnismäßig hart. 

Künftig gilt: Wer sich vor dem 19. Oktober 1989 
schriftlich oder sonst aktenkundig um den Kauf eines 
Eigenheims bemüht hat, wird von der Stichtagsrege-
lung nicht betroffen, mag auch der eigentliche Erwerb 
später erfolgt sein. Der redliche Erwerber kann sein 
Eigenheim behalten. 

Zweitens. Besserer Schutz — Moratorium — für 
ungesicherte Eigenheimbesitzer und andere Grund-
stücksnutzer. In den neuen Bundesländern haben im 
Vertrauen auf die Zusagen der ehemaligen DDR-
Behörden viele Eigenheimbauer und andere Nutzer 
ohne ausreichende Rechtsgrundlage vor allem Eigen-
heime auf fremdem Grund und Boden errichtet. 

(V o r s i t z: Vizepräsident Dieter-Julius Cro

-

nenberg) 

Dies sind insbesondere Eigenheimbauer ohne die in 
der ehemaligen DDR seinerzeit übliche blaue oder 
grüne Nutzungsurkunde oder ohne LPG-Zuwei-
sungsurkunde, Eigenheimnutzer auf der Basis von 
Überlassungsverträgen, kommunale Wohnungswirt-
schaftsbetriebe, Wohnungsbaugenossenschaften, 
LPGen. 

Künftig sollen zur sofortigen Absicherung diese 
Nutzer zur weiteren Nutzung im bisherigen Umfang 
gesetzlich ermächtigt werden. Sie sind damit vor 
Räumungsklagen der Grundeigentümer geschützt. 
Diese Übergangsregelung soll zunächst bis zum 
31. Dezember 1994 befristet sein. Bis dahin ist mit 
einer endgültigen Bereinigung der Verhältnisse zu 
rechnen. 

Drittens. Bereinigung „steckengebliebener Boden-
reform-Alterbfälle". 

Viertens. Heilung von Notarverträgen über Ostim-
mobilien vor Westnotaren. Viele Notarverträge über 
DDR-Immobilien sind in der Zeit von der Währungs-
union bis zur Wiedervereinigung von Notaren der 
alten Bundesrepublik abgeschlossen worden. Darun-
ter sind auch viele Verträge über Investitionen. Nach 
einer gerichtlichen Entscheidung sind solche Ver-
träge formnichtig, weil Westnotare über Ostimmobi- 
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lien keine wirksamen Beurkundungen hätten vorneh-
men können. 
An dieser Stelle darf ich dem Justizministerium für 

die geleistete Arbeit danken. Ich darf auch hier auf die 
geschlossene Linie verweisen; denn der Entwurf des 
Gesetzes geht auf eine Initiative von Herrn Minister 
Kinkel zurück. Die neue Ministerin hat den Faden 
aufgenommen und sich vom Tag der Amtsübernahme 
an voll für dieses Gesetz engagiert. In Frau Leutheus-
ser-Schnarrenberger haben wir Abgeordnete aus dem 
Osten eine starke Partnerin. 
Mein Dank gilt gleichfalls der SPD, die sich vor 

allem im Rechtsausschuß sehr konstruktiv und kom-
promißbereit gezeigt hat und dem Gesetz in vielen 
Passagen zustimmt. 
Mit diesem Gesetzentwurf konnten freilich nicht 

alle Probleme und Schwierigkeiten ausgeräumt wer-
den. Das Entschädigungsgesetz und ein Sachen-
rechtsbereinigungsgesetz müssen dringend nachge-
schoben werden. Die Abgeordneten im Rechtsaus-
schuß waren sich hier einig: Der Termindruck ist groß; 
wir sind in der Pflicht. Frau Ministerin, wir zählen auf 
Sie. 

(Beifall der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Das Wort 
hat der Abgeordnete Professor Heuer. 

Dr. Uwe-Jens Heuer (PDS/Linke Liste): Herr Präsi-
dent! Meine Damen und Herren! Wir stellen mit 
Genugtuung fest, daß der heute vorliegende Gesetz-
entwurf zum Vermögensgesetz eine Reihe nicht 
unbedeutender Verbesserungen gegenüber der Vor-
lage erfahren hat. Die Anhörung hat gewisse Wirkung 
gezeigt. 
Unser spezieller Dank gilt gerade auch der Landes-

regierung von Brandenburg in ihrem Engagement für 
die Beseitigung bzw. Abschwächung einiger ur-
sprünglicher Festlegungen. Die Stichtagsregelung 
wurde abgemildert; bis Ende des Jahres soll über die 
Zukunft der Ferienheime entschieden werden — das 
hängt allerdings von Entschließungen ab, über die 
heute noch abzustimmen ist; die Zugriffsrechte der 
Kommunen auf das von der Treuhandanstalt verwal-
tete Land werden erheblich gestärkt und anderes. 

Dennoch sehen wir uns nicht in der Lage, dem 
Gesetzentwurf zuzustimmen, weil die Verbesserung 
noch längst nicht konsequent genug erfolgt ist. Die 
Situation Ostdeutschlands wurde ganz deutlich in der 
Anhörung des Rechtsausschusses in Potsdam am 
21. Mai 1992. Der Mieterbund des Landes Branden-
burg charakterisierte die Situation mit den Worten: 

Den Verfassern des Entwurfs muß völlige 
Unkenntnis der Verwaltungspraxis in der DDR 
entgegengehalten werden. 

Wie ein roter Faden zog sich die Ablehnung der 
Stichtagsregelung durch die Anhörungsprotokolle. 
Ich zitiere noch einmal den brandenburgischen Mie-
terbund: 

Die Prüfung der Redlichkeit des Erwerbs nach 
dem 18. Oktober 1989 nach dem Einzelfall ist der 
einzig gangbare Weg. 

Es kann ganz einfach nicht sein, daß das Datum des 
Rücktritts Erich Honeckers dafür herhalten muß. Das 
ist offenbar kein historisch begründetes Argument für 
diesen Stichtag. Es habe sich nicht bestätigt, wurde 
dort von Professor Dr. Richard Schröder gesagt, daß 
sich nach dem 18. Oktober vor allem die alten Garde 
bedient habe, 

Das Gesetz vom 7. März 1990, beschlossen von der 
Volkskammer zur Zeit der Modrow-Regierung, wurde 
am 17. Juli 1990 von der de Maizière-Regierung 
bestätigt. Das heißt, es war einheitliche Auffassung 
beider Regierungen, auch der de Maizière-Regie-
rung, daß diese Regelung zweckmäßig und sinnvoll 
sei. Es ging darum, daß Nutzer, die jahrelang Häuser 
sanierten oder modernisierten, auf Boden, der ihnen 
nicht gehörte, bauten, ihre Ansprüche sichern kön-
nen, daß die Aufwendung von Arbeitskraft und das 
Anlegen eines Spargroschens nicht eines Tages 
umsonst waren. 

Ich muß gestehen, Herr Geis, 

(Norbert Geis [CDU/CSU]: Ich bin hier!) 

daß es mich etwas amüsiert, Sie in der Verkleidung 
des Revolutionärs zu erleben. 

(Norbert Geis [CDU/CSU]: Das steht mir 
doch gut!) 

Sie haben hier davon gesprochen, daß Sie das Eigen-
tum der breiten Volksschichten schützen wollen. 

(Zuruf von der SPD: Herr Geis ist ein Konter

-

revolutionär!) 

— Er muß sich selber einschätzen. 

(Norbert Geis [CDU/CSU]: Sie haben doch 
die Revolution gemacht, oder nicht?) 

— Ich nicht. — Sie haben vom Eigentum breiter 
Volksschichten gesprochen. Ich meine, das Eigentum, 
dessen Besitzer jetzt enteignet werden, ist Eigentum 
breiter Volksschichten. 

(Norbert Geis [CDU/CSU]: Wenn Sie keine 
Revolution gemacht hätten, würden Sie ja 

nicht hier stehen!) 

Herr Geis, Ihre Bemerkung, daß es um Neueigentum 
gehe, ist interessant. Sie akzeptieren im Grunde, daß 
der Nutzer in dieser DDR faktisch weitgehend Eigen-
tümer war. 

(Zuruf des Abg. Norbert Geis [CDU/CSU]) 

— Nein, er war es. — Ihn gilt es jetzt neu zu 
schützen. 

(Beifall bei der PDS/Linke Liste — Norbert 
Geis [CDU/CSU]: Dann kennen Sie das 
Eigentumsrecht der Bundesrepublik 
Deutschland nicht! Das ist etwas anderes als 

Mieten!) 

Es ist meiner Ansicht nach offensichtlich — das 
führte auch der Landrat Hartmut Pelz aus Potsdam 
aus —, daß die gesetzliche Aufhebung der staatlichen 
Verwaltung sozialen Sprengstoff liefert. Die tatsächli-
che Folgerung wäre, daß sich Nutzer und Alteigentü-
mer vor den ordentlichen Gerichten streiten müßten. 
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Es fände eine Verlagerung des Verwaltungsaufwands 
statt. 

(Dr. Dagmar Enkelmann [PDS/Linke Liste]: 
Ein Skandal!) 

Wir sind gegen eine solche Entscheidung. 

Warum ist zwischen Alteigentümern und Nutzern 
meist kein Konsens möglich? Das liegt meines Erach-
tens daran, daß der erste in seinem Häuschen nur 
wohnen will, während der zweite dieses Grundstück 
überwiegend — ich glaube nicht, daß Sie das bestrei-
ten können — als Kapitalanlage ansieht, daß er selber 
meist nicht im entferntesten daran denkt, es nach 
erfolgter Rückgabe zu bewohnen, daß er nur auf den 
Verkaufserlös spekuliert und nicht versteht, daß er 
den Nutzer damit seiner Existenz beraubt. Das ist das 
eigentliche Kernproblem für uns. 

Was mich in der gesamten Debatte über das Ver-
mögensgesetz so eigenartig berührt hat, waren das 
Maß an Unverständnis hinsichtlich des gesellschaftli-
chen Lebens in der DDR und auch die Überheblich-
keit, mit der einige aus den Westländern stammende 
Politiker argumentieren. 

(Beifall bei Abgeordneten der PDS/Linke 
Liste — Norbert Geis [CDU/CSU]: Das 
gesellschaftliche Leben der DDR wollten die 

Leute doch damals gar nicht!) 

Sie meinen zum einen, in den DDR-Bürgern eigentlich 
verkappte Bundesbürger ausmachen zu können, die 
nach der bundesdeutschen Prämisse „Das wichtigste 
Buch ist das Grundbuch" dachten und vom 18. Okto-
ber an so plötzlich massenhaft spekulieren wollten. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Ich bin froh, daß 
ich im Grundbuch stehe!) 

Offensichtlich ist es kein böser Wille; die Westpoli-
tiker vermögen eben oft nicht zu begreifen, daß die 
Erwerber von Land in der Endphase der DDR einfach 
das von ihnen seit langem ohne Probleme genutzte 
Land auch künftig behalten wollen, und zwar unter 
den Bedingungen einer sich abzeichnenden neuen 
Eigentums- und Rechtsordnung, die ansonsten ihre 
Besitzerrechte bedrohte. 

Bei der überwältigenden Masse war das Motiv nicht 
Spekulation, sondern die nackte Existenzangst bzw. 
die nun endlich gegegebene Chance zum Eigentums-
erwerb. 

Die Menschen im Osten kämpfen darum, wohnen 
zu können. Sie wollen ihre Datschen behalten; sie 
wollen das Recht auf Wohnen gegen Kapitalspekula-
tionen schützen. 

Nun kam in den Diskussionen immer wieder das 
Argument, der Erwerb von Grund und Boden sei nicht 
zu marktüblichen Konditionen erfolgt; der Erwerb von 
Boden in der DDR sei deshalb generell etwas Anoma-
les gewesen. Sie können einfach nicht begreifen, daß 
es in dem fremden Land DDR 40 Jahre lang ein 
anderes Gesellschaftssystem mit einem anderen, in 
den Augen vieler durchaus bürgerfreundlichen 
Bodenrecht gab. 

(Norbert Geis [CDU/CSU]: Ein tyrannisti-
sches Gesellschaftssystem, ein menschenun-

würdiges Gesellschaftssystem!) 

Schließlich verfahren einige nach der Methode 
„Man schlägt den Sack und meint den Esel". Da wird 
immer wieder der ominöse Stasi-General bemüht, der 
Land erworben habe. Weil dies aber auf jeden Fall 
ausgeschlossen werden müsse, könne es nach dem 
18. Oktober überhaupt keinen redlichen Erwerb 
gegeben haben. 
Bei mir regt sich der Verdacht, daß hier mehr oder 

weniger bewußt Feindbilder aufgebaut werden, ein-
fach um die Landnahme der Alteigentümer aus West-
deutschland im Osten ideologisch zu flankieren. Ost-
spekulanten sind demnach allesamt zutiefst unmora-
lisch oder zumindest verdächtig, unmoralisch zu sein. 
Zur Spekulation legitimiert sind allein die Westdeut-
schen. 
Unsere Vorschläge laufen auf die Umkehr des 

Grundsatzes „Rückgabe vor Entschädigung", auf die 
dauerhafte Sicherung der Nutzungsrechte, auf die 
Streichung der Stichtagsregelung hinaus und wen-
den sich gegen die Aufhebung der staatlichen Ver-
waltung. Wir schlagen die Begründung eines Erbbau-
rechts vor, wobei wir auch für andere Lösungen z. B. 
volles Eigentum oder lebenslanges Wohnrecht, offen 
sind. 
Für mich ist eine zentrale Frage: Welchen Rang hat 

in dieser Bundesrepublik Deutschland das Recht auf 
Wohnraum? Wie wird die Relation des Rechts auf 
Wohnen zur Allmacht des Privateigentums sein? Das 
ist eine Frage, die wir auch in der Verfassungskom-
mission hart und kontrovers diskutiert haben. Es gibt 
nach meiner Ansicht in Ostdeutschland und in West-
deutschland einen wirklichen Konflikt zwischen der 
sozialstaatlichen Verpflichtung von Staat und Gesell-
schaft, für die Verwirklichung des Rechts auf eine 
angemessene Wohnung zu sorgen, und der Allmacht 
eines nicht gebändigten Privateigentümers. Ich 
meine, daß das eine der zentralen Fragen für uns sein 
wird. 
Als ich heute früh hierher ging, traf ich vor dem 

Bundeskanzleramt Vertreter des Mieterbundes. Eine 
der Vertreterinnen sagte zu mir: Wir wollen ruhig arm 
sein; wir wollen nur unsere Häuser, unsere Datschen 
behalten. Die Jagd nach Reichtum, sagte sie, sei eine 
Dämonisierung und treibe die Menschheit in das 
Elend. 
Ich meine, wir sollten auch diese Vorstellung 

berücksichtigen. Nach meiner Ansicht haben Ost- 
und Westdeutschland gemeinsam die Frage des 
Rechts auf Wohnen gleichberechtigt mit der Rolle des 
Privateigentums zu sehen. Das Privateigentum inso-
fern sozial zu bändigen ist nach meiner Ansicht ein 
Gebot der Sozialstaatlichkeit. 
Ich danke für die Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der PDS/Linke Liste) 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Nun hat 
der Abgeordnete Joachim Gres das Wort. 

Joachim Gres (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Mit der heutigen Schlußberatung 
des Zweiten Vermögensrechtsänderungsgesetzes 
verabschieden wir ein umfangreiches, höchst kompli-
ziertes Gesetzespaket, das erst in den konzentrierten 
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Beratungen der letzten Wochen und Tage seine end-
gültige Form gefunden hat. 

Ich möchte an dieser Stelle einen herzlichen Dank 
an die Mitarbeiter des Bundesjustizministeriums rich-
ten, die in wirklich aufopferungsvoller Art und Weise 
rund um die Uhr in den letzten Tagen ganz vorzügli-
che Arbeit geleistet haben. Ich glaube, ohne diese 
Arbeit wäre es uns nicht gelungen, dieses Gesetz 
heute vor der Sommerpause zu verabschieden. Ich 
danke ihnen dafür, glaube ich, im Namen des gesam-
ten Hauses. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, die grundsätzliche 
Schwierigkeit bei der Erarbeitung dieses Gesetzes lag 
darin, daß einerseits Lebenssachverhalte, die unter 
zwei unterschiedlichen Rechtssystemen entstanden 
sind, einer einheitlichen Regelung zugeführt werden 
mußten, die in rechtsstaatlicher und fairer Art und 
Weise die unterschiedlichsten Interessen ausgleicht 
und Investitionen in den neuen Bundesländern da 
noch weiter erleichtert, wo dies durch gesetzliche 
Regelungen überhaupt möglich ist, und daß anderer-
seits die Rechte der ehemals aus ihrem Eigentum 
vertriebenen Personen und Gruppen zu schützen 
waren, bei aller Anerkennung der Notwendigkeit der 
Förderung von Investitionen. 

Herr Hacker, Sie haben vorhin bei diesem Gesetz-
gebungsvorhaben von einem „Sprint" gesprochen. 
Das ist wohl richtig. Nur, auch im Sport gelten Regeln. 
Man kann nicht mitten im Sprint die Aschenbahn 
plötzlich um 50 m verkürzen. Dann ist das Ergebnis für 
die Beteiligten nicht sehr fair. 

(Joachim Hörster [CDU/CSU]: Das ist 
wahr!) 

Eine zusätzliche Komplizierung hat sich besonders 
daraus ergeben, daß in der ehemaligen DDR das 
formale Recht oft nur eine leere Hülse war und 
faktisch ohne Rücksicht auf diese formale Rechtsord-
nung der DDR gehandelt wurde, so daß rein rechts-
tatsächlich zunächst bestimmte teilweise chaotische 
Verhältnisse systematisiert werden mußten, um sie 
dann auf dieser Basis einer endgültigen abstrakten 
Regelung in Gesetzesform überhaupt zuführen zu 
können. Das waren die Schwierigkeiten, vor denen 
wir standen. 

Ich erinnere daran, daß wir vor eineinviertel Jahren, 
als wir das Hemmnisbeseitigungsgesetz hier verab-
schiedeten, deswegen schon genau wußten, daß die-
ses Hemmnisbeseitigungsgesetz nur der erste Schritt 
auf dem Weg zur Erleichterung der Investitionen sein 
werde. 

Ich will zum zweiten eingangs grundsätzlich sagen, 
daß das Paket der gesetzlichen Maßnahmen im Rah-
men des Zweiten Vermögensrechtsänderungsgeset-
zes das Maximum dessen darstellt, was im Rahmen 
unserer Verfassung und des Einigungsvertrages 
erreichbar und zulässig ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Das Zweite Vermögensrechtsänderungsgesetz 
trägt an vielen Stellen die unübersehbaren Merkmale 
eines Kompromisses, die auch auf Grund der Vorfeld-
gespräche mit den Vertretern der neuen Bundeslän-

der und auch mit der Opposition im Rechtsausschuß 
und den anderen mitberatenden Ausschüssen erörtert 
wurden. 

Ziel war es, das Gesetz mit seinen zahlreichen sehr 
hilfreichen Änderungen der jetzigen Rechtslage 
rasch, und zwar noch vor der Sommerpause, zu 
verabschieden, weil in der Situation der neuen Bun-
desländer erst recht der alte Grundsatz gilt, daß der 
doppelt hilft, der rasch hilft. Das ist uns, glaube ich, in 
der konzentrierten Beratung, in den letzten Tagen, für 
die ich allen danke, gelungen. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Dr. Uwe Küster 
[SPD]: Wer langsam hilft, zahlt doppelt!) 

Aus der Vielzahl positiver Neuregelungen, die das 
Zweite Vermögensrechtsänderungsgesetz bringt, 
kann ich hier aus Zeitgründen nur einige Beispiele 
nennen: 

Ich begrüße zunächst vor allem die Einführung 
eines einheitlichen Investitionsvorranggesetzes, das 
alle bisherigen und neuen Vorfahrtsregelungen bei 
Immobilien- und Unternehmensinvestitionen in einer 
schlanken und leicht verständlichen Form zusammen-
faßt und bündelt. 

Ich merke allerdings in diesem Zusammenhang 
kritisch an, daß die jetzt vorgesehene Möglichkeit der 
Vorhaben- und Erschließungsplanung der Gemeinde 
mittels einer ungenehmigten Satzung und unter Ver-
drängung der Restitutionsansprüche der be troffenen 
Alteigentümer erhebliche Ansprüche an die Verant-
wortung der Kommunalparlamente und der Stadtver-
waltungen stellen wird. Es darf auf keinen Fall sein, 
daß im Rahmen von maßgeschneiderten Investoren-
planungen mittels derartiger städtischer Satzungen 
wichtige und tragende städtebauliche Grundsätze 
außer Kraft gesetzt werden oder daß gar die Entschei-
dung über Restitutionsansprüche von Alteigentümern 
von den Ämtern bewußt auf die lange Bank gescho-
ben wird, um möglichst lange einen Schwebezustand 
beizubehalten, der den Erlaß einer derartigen Vorha-
benssatzung ermöglicht. Wir werden sehen, wie die 
Städte und Gemeinden in den neuen Bundesländern 
mit diesem Instrumentarium zurechtkommen und 
umgehen. 

In diesem Zusammenhang kündige ich an, daß wir 
die SPD-Änderungsanträge auf den Drucksachen 
12/2952, 12/2953 und 12/2950 ablehnen werden, weil 
wir die von der SPD geforderten Möglichkeiten der 
Kommunen, durch solche Vorhabensatzungen auch 
durch Städtebausanierungsmaßnahmen den Altei-
gentümer zu verdrängen, nicht für richtig halten. Die 
Gründe dafür haben wir in der Fachberatung darge-
stellt. 

Ich begrüße neben vielen anderem, etwa der Auf-
hebung der staatlichen Verwaltung, auch — ich 
glaube, das sollte man hier auch noch einmal sagen — 
die  Sicherung der Restitutionsansprüche der jüdi-
schen  ehemals Verfolgten und ihrer Rechtsnachfol-
ger. Das ist mir persönlich, der ich aus Frankfurt 
komme, ein Anliegen. Daß uns das gelungen ist, finde 
ich außerordentlich anerkennenswert. Es war der 
Sache angemessen. 
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Ich begrüße, daß wir eine Moratoriumsregelung 
gefunden haben, die bis zu dem abschließenden 
Sachenrechtsbereinigungsgesetz den Bürgern, die 
z. B. auf fremdem Grund und Boden Bauten errichtet 
haben, Sicherheit gibt. Wir glauben nicht, daß es Sinn 
hat, im Sinn des SPD-Änderungsantrages für dieses 
Moratorium keine Frist vorzusehen. Zum einen setzt 
uns die Frist, die wir uns selber setzen, unter Hand-
lungszwang. Zum anderen arbeiten wir mittlerweile 
schon intensiv an dem Sachenrechtsbereinigungsge-
setz und es ist sichergestellt, daß bis zum Ablauf dieser 
Frist die endgültige Sachenrechtsbereinigung ge-
schafft und vom gesamten Hause verabschiedet sein 
wird, so daß es des Änderungsantrages der SPD nicht 
bedarf. 
Kritisch ist aus meiner Sicht aber die jetzt vorgese-

hene Regelung der Stichtagsproblematik zu bewer-
ten. Die völlige Aufhebung der Stichtagsregelung, 
wie es die SPD fordert, kam und kommt für uns aus den 
bekannten Gründen nicht in Be tracht. Sie alle kennen 
unsere Gründe. Es bestehen hierbei erhebliche ver-
fassungsrechtliche Bedenken. Es sind auch erhebliche 
Gerechtigkeitsbedenken zu berücksichtigen, weil am 
Ende natürlich, ohne das die SPD es will, eine Reihe 
von SED-nahen Erwerbern von Liegenschaften, die 
sie in der Umbruchzeit zu unverhältnismäßig günsti-
gen Preisen gekauft haben, von der Aufhebung des 
Stichtags erheblich profitieren würde. 
Es gilt um so mehr, daß wir diese Stichtagsregelung 

nicht vollständig aufheben können, weil sie in der 
Praxis ohnehin nur auf einen begrenzten Kreis von 
Erwerbsvorgängen Anwendung finden wird. 

(Abg. Norbert Otto [Erfurt) [CDU/CSU] mel-
det sich zu einer Zwischenfrage) 

— Lassen Sie mich erst diesen Gedanken zu Ende 
führen. 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Aber prin-
zipiell sind sie bereit, eine Zwischenfrage zuzulas-
sen? 

Joachim Gres (CDU/CSU): Gerne. 
Insbesondere die sogenannten Komplettierungs-

fälle waren von der Stichtagsregelung von vornherein 
nicht erfaßt. Jetzt sollen auch diejenigen Fälle nicht 
unter die Stichtagsregelung fallen, in denen sich 
Personen aus der ehemaligen DDR schon vor dem 
Stichtag aktenkundig um den Erwerb von Liegen-
schaften bemüht haben. Das begrüße ich. Schließlich 
sollen auch jetzt diejenigen nicht darunter fallen, die 
z. B. als Handwerker nach dem Gesetz vom 17. März 
1990 eine Liegenschaft für ihren Be trieb erworben 
haben. Auch das ist richtig. 
Schließlich sollen jetzt aber auch werterhöhende 

Investitionen des Erwerbers der Liegenschaft vor 
dem Stichtag einen Restitutionsanspruch des Altei-
gentümers ausschließen. Ob diese Regelung ange-
sichts der dadurch hervorgerufenen praktischen 
Bewertungsprobleme — denn wer weiß, was im kon-
kreten Fall eine werterhöhende Investition tatsächlich 
ist —, angesichts der verbleibenden verfassungs-
rechtlichen Rückwirkungsprobleme und angesichts 
der selbst mit dieser neuen Regelung verbunde-

nen Zufallsungerechtigkeit letztlich tragfähig ist, 
halte ich für fraglich. Ich stimme ihr nur im Interesse 
des Gesamtpaketes zu. 
Herzlichen Dank, Herr Otto, daß Sie so lange 

gewartet haben. 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Gestatten 
Sie eine Zwischenfrage des Kollegen Norbert Otto? 

Joachim Gres (CDU/CSU): Ja. 

Norbert Otto (Erfurt) (CDU/CSU): Herr Kollege 
Gres, ist Ihnen bekannt, daß die neuen demokratisch 
gewählten Kommunen, Verwaltungen, Bürgermeister 
usw., nachdem sie festgestellt haben, daß Grund und 
Boden noch nicht restitutionsbeansprucht sind — 
bedauerlicherweise ist diese Antragstellung nur bis 
Ende des Jahres möglich —, diesen Grund und Boden 
in Treu und Glauben verkauft haben und wir mit der 
Infragestellung dieses Rechtsakts unsere demokra-
tisch gewählten Kommunen in diesem Bereich ent-
mündigen, weil sich der Käufer als die Ausnahme, die 
im Gesetz definiert ist, darstellen muß. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Joachim Gres (CDU/CSU): Herr Kollege Otto, Sie 
wissen, daß wir von der Stichtagsregelung jetzt sub-
stantielle Ausnahmen machen. Ich kann bis auf einige 
Fälle kaum erkennen, wo diese Stichtagsregelung 
noch greift. Ferner gibt es, das muß ich Ihnen offen 
sagen, zwei Probleme, über die wir alle nicht hinweg-
kommen. Das eine ist der rückwirkende Eingriff in 
bestehende Restitutionsansprüche der Alteigentü-
mer. Wir nehmen ihnen im nachhinein den Anspruch 
weg, indem wir ihnen zusätzliche Barrieren in den 
Weg legen. Das ist nach der Rechtsprechung des 
Bundesverfassungsgerichts nur möglich, wenn wirk-
lich überragende Gründe des Gemeinwohls dafür 
sprechen, die in anderer Art und Weise nicht befrie-
digt werden können. Es ist höchst fraglich, ob ein 
solcher Nachweis gelingen kann. 
Das zweite ist, daß natürlich auch bei dieser Rege-

lung des Stichtags, die wir jetzt vorschlagen, letztlich 
immer noch Ungerechtigkeiten bleiben. Sicher wer-
den auf der einen Seite einige Bürger, die Liegen-
schaften in gutem Glauben erworben haben, unge-
recht behandelt. Aber auf der anderen Seite würde bei 
einer Streichung des Stichtages eine Reihe von Perso-
nen davon profitieren, daß sie in den Umbruchzeiten 
gute Beziehungen zu SED-nahen Institutionen hatten. 
Und genau das wollen wir verhindern. 
Mit dem Zweiten Vermögensrechtsänderungsge-

setz hat der Bundesgesetzgeber einen weiteren wich-
tigen Schritt der Hilfe für die neuen Bundesländer 
unternommen. Ich hoffe sehr, daß der leidige Streit um 
den Grundsatz „Rückgabe vor Entschädigung" jetzt 
endlich beendet ist. Der Prinzipienstreit war durch 
den Einigungsvertrag längst entschieden. Alles 
andere sind populistische Nachhutgefechte und brin-
gen uns konkret überhaupt keinen Schritt weiter, 
zumal da der Einigungsvertrag ja doch wohl auch mit 
den Stimmen der SPD verabschiedet worden ist. 
Ich bedaure es daher ein wenig, daß wir heute trotz 

des Bemühens um Gemeinsamkeit wohl nicht damit 
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rechnen können, daß die SPD dem Gesetz zustimmt, 
sondern sich der Stimme enthalten wird. Ich vertraue 
allerdings darauf, daß im Sinn der Gespräche im 
Vorfeld des heutigen Tages die Mehrheit im Bundes-
rat sichergestellt ist. Das ist sozusagen die Conditio 
sine qua non für unsere gesamten Beratungen gewe-
sen. 
Ich muß mich kurz fassen. Sie alle wissen, daß neben 

der Schaffung eines bundesgesetzlichen Rahmens für 
Investitionen in den neuen Bundesländern andere 
Dinge möglicherweise viel wichtiger sind. Das ist vor 
allem die Personalhilfe von Bund und Ländern für die 
neuen Bundesländer. Ich will hier auch noch einmal 
an  die Altbundesländer appellieren, hier mehr zu 
tun. 
Der Bund tut eine ganze Menge. Von den 25 000 

westdeutschen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern 
der öffentlichen Verwaltung, die zur Zeit auf Grund 
von Abordnungen oder Versetzungen in den neuen 
Bundesländern tätig sind, sind fast zwei Drittel Mitar-
beiter des Bundes. Die alten Bundesländer tragen 
bislang nur mit 8 375 Beschäftigten zu der Aufbauhilfe 
bei. Das Problem ist, daß der Bund in den neuralgi-
schen Bereichen, z. B. bei den Grundbuchämtern, 
keine eigenen Bundesrechtspfleger hat. Der Bund hat 
auch keine Bundesbeamten für die Katasterämter. Er 
hat auch keine erfahrenen Kommunalbeamten, die in 
die neuen Bundesländer abgeordnet werden könnten. 
Daher noch einmal mein Appell an die Altbundeslän-
der, diesen Flaschenhals zu beseitigen. 
Das bundesgesetzliche Instrumentarium für den 

Aufschwung in den neuen Bundesländern hatten wir 
vor eineinviertel Jahren zunächst mit dem Hemmnis-
beseitigungsgesetz auf den Weg gebracht. Auf Grund 
der inzwischen gemachten Erfahrungen wird dieses 
Instrumentarium durch das Zweite Vermögensrechts-
änderungsgesetz heute noch einmal entscheidend 
verbessert. Es liegt jetzt an allen Beteiligten, auf der 
Basis der sich fortsetzenden massiven finanziellen 
Hilfe des Bundes, der personellen Hilfe des Bundes 
und der Länder und der Möglichkeiten, die vor allem 
das Zweite Vermögensrechtsänderungsgesetz bietet, 
mutig die Dinge anzupacken und zu einem Erfolg zu 
führen. Ich bin optimistisch, daß es gelingt. 
Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Das Wort 
hat nun die Abgeordnete Frau Däubler-Gmelin. 

Dr. Herta Däubler-Gmelin (SPD): Herr Präsident! 
Liebe Kollegen und Kolleginnen, die Sie noch ausge-
harrt haben! Ich glaube, es ist in der Tat nützlich, daß 
wir heute nicht nur über die Buchstaben und die 
Paragraphen des Zweiten Vermögensrechtsände-
rungsgesetzes reden, sondern daß wir uns noch einen 
Moment, wie Sie es getan haben, Herr Kollege Geis, 
mit der Grundlage und dem Hintergrund dieses 
Gesetzes beschäftigen und uns auch noch einmal vor 
Augen führen, um welche Probleme es denn eigent-
lich geht. Ich halte das deswegen für nützlich, weil in 
der Tat vorauszusehen ist, daß wir uns heute nicht das 
letzte Mal über diese Fragen unterhalten und uns mit 
ihnen beschäftigen müssen. 

Es geht zum ersten darum — darin stimme ich 
Ihnen, Herr Kollege Geis, wie Sie wissen, ausdrück-
lich zu —, daß in den 40 Jahren DDR eine ganze 
Menge Unrecht geschehen ist. Da sind unschuldige 
Menschen ins Gefängnis gesperrt worden, da sind 
Menschen aus ihrer Berufslaufbahn gedrängt worden, 
sie sind. durch Berufsverbote benachteiligt worden, 
und da ist auf verschiedenste Art und Weise zu 
Unrecht Eigentum entzogen worden. Ob die Men-
schen nun gehen mußten oder ob sie von selbst 
gegangen sind, spielt dabei keine Rolle. Wichtig ist 
nur: Es ist Unrecht geschehen. 

Es ist richtig und wird auch von niemandem bestrit-
ten, Herr Kollege Luther, daß dieses Unrecht in einem 
Rechtsstaat wie dem unseren wiedergutgemacht wer-
den muß. 

(Beifall bei der SPD) 

Nur, die Frage ist — da hätte ich mir halt ein bißchen 
mehr Auseinandersetzung gewünscht —: Auf wel-
chem Weg tun wir das denn? Es ist ja nicht so, daß wir 
nicht mehrere Möglichkeiten hätten. Das wird deut-
lich und klar, wenn wir uns anschauen, wie wir das 
Unrecht wiedergutzumachen versuchen, das z. B. 
gegenüber den unschuldigen Opfern der DDR-Justiz 
oder im Fall von Berufsverboten oder sonstigen 
Benachteiligungen begangen wurde. 

Wir versuchen, in diesen Fällen generell den Weg 
der Entschädigung zu gehen. Sie ist viel zu gering. Sie 
wissen, daß das mein Standpunkt ist. Natürlich kön-
nen wir verlorene Zeit, Schäden an der Gesundheit 
oder die entgangenen Lebenschancen auf andere 
Weise gar nicht wiedergutmachen. Aber wir haben 
bei der Entziehung von Eigentum beide Möglichkei-
ten, Herr Kollege Gres. Wir haben die Möglichkeit der 
Rückgabe im Einzelfall, und wir haben die der Ent-
schädigung. Deswegen mußte man sich vor zwei 
Jahren Gedanken darüber machen: Was bringt uns 
am ehesten weiter? 

Wenn es zutrifft, daß wir zwar auf der einen Seite 
Unrecht wieder gutmachen müssen, aber auf der 
anderen Seite dafür sorgen müssen — die Gründe 
dafür hat Herr Geis dargelegt; auch Sie, Herr Kollege 
Gres —, daß Investitionen wirksam werden können, 
damit die Steuerzahler nicht überbelastet werden, 
wenn wir ganz genau wissen, daß die vielen Men-
schen, die heute in den Häusern und Wohnungen 
wohnen, weil sie sie zugewiesen bekommen haben, 
weil sie sie kaufen konnten, weil sie sie übernommen 
haben, auch schutzwürdige Interessen haben, wenn 
wir ganz genau wissen, Herr Kollege Gres, daß wir die 
psychologischen und die wirtschaftlichen Erwägun-
gen unter einen Hut bekommen müssen, dann müßten 
wir verrückt sein, wenn wir nicht abwägen würden. 

Sie haben recht: Wir haben dem Einigungsvertrag 
zugestimmt. Ich habe damals hier gesagt, warum wir 
das tun. Das haben wir deshalb getan, weil wir die 
Einheit wollten und weil wir gesehen haben, daß mit 
Ihnen, und zwar nicht mit den Kollegen aus dem 
Osten, sondern mit der Union, eine ganze Menge 
Einzelentscheidungen nicht besser und nicht vernünf-
tiger geregelt werden konnten. 

Ich darf Sie daran erinnern: Was haben Sie für einen 
Unfug mit den Gemeinden und der Energieversor- 
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gung gemacht! Auch das wird hoffentlich korrigiert. 
Ich darf Sie daran erinnern: Was machen Sie bei der 
Frage der Beschränkung der Sonderkündigungsmög-
lichkeiten auf den 2. Oktober 1990? Ich sage dazu: Da 
haben wir mitgemacht. Da sind Sie jetzt ohne Pro-
bleme dabei, zu korrigieren. Dort bin ich übrigens 
nicht der Meinung, daß das inhaltlich richtig ist. 
Zu den Eigentumsfragen sagen wir: Sie müssen 

heute endlich auch feststellen — auch wenn Sie es 
damals im Gegensatz zu uns nicht gesagt haben —, 
daß die Abwägung der Interessen der Alteigentümer 
mit den Interessen der Menschen, die heute dort 
wohnen, und dem Interesse, dort Arbeitsplätze zu 
schaffen, Betriebe anzusiedeln, dem Steuerzahler zu 
helfen, daß nicht immer neue Milliardenlöcher auftre-
ten, gebietet, daß Sie heute vorurteilslos und scheu-
klappenlos an Korrekturmöglichkeiten herangehen. 

(Beifall bei der SPD) 
Meine Damen und Herren, glauben Sie ja nicht, daß 

unsere Verfassung gebiete, daß man so verfährt, wie 
Sie das auf Dauer wollen. Ich sage Ihnen voraus, Sie 
werden das noch ändern, einfach deswegen, weil uns 
die Verhältnisse dazu zwingen. 

(Abg. Norbert Geis [CDU/CSU] meldet sich 
zu einer Zwischenfrage) 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Frau Ab-
geordnete, sind Sie bereit, eine Zwischenfrage zuzu-
lassen? 

Dr. Herta Däubler-Gmelin (SPD): Aber gern. — Sie 
rechnen mir die Frage und meine Antwort nicht auf 
die Redezeit an? 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Selbstver-
ständlich nicht. Nie habe ich das anders gehand-
habt. 

Norbert Geis (CDU/CSU): Frau Kollegin, sind Sie 
bereit, anzuerkennen, daß wir in dem Zweiten Ver-
mögensrechtsänderungsgesetz genau den Forderun-
gen, die Sie eben angeführt haben — in bezug auf die, 
die auf ihrem Grundstück, in ihrem Häuschen woh-
nen —, nachkommen und dennoch den Versuch 
unternehmen — allerdings im Gegensatz zu Ihnen —, 
in einer ausgewogenen Weise auch noch die Interes-
sen des Alteigentümers zu berücksichtigen? Sind Sie 
nicht der Meinung, daß wir die Forderungen, die Sie 
aufstellen, in diesem Gesetz zu erfüllen versuchen? 

Dr. Herta Däubler-Gmelin (SPD): Lieber Kollege 
Geis, ich bewundere Ihre Fähigkeit, falsche Behaup-
tungen in eine Frageform zu kleiden. 

(Johannes Gerster [Mainz] [CDU/CSU]: Na, 
na! Das muß ja nicht sein!) 

— Herr Gerster, Sie sind eben erst hereingekommen. 
Ich habe soeben lange ausgeführt, daß der Schutz der 
Alteigentümer von uns natürlich beachtet wird. Es ist 
nur die Frage, ob man es wie Sie auf eine falsche Art 
und Weise macht oder auf eine richtige. Kollege Geis, 
haben Sie noch einen kleinen Moment Geduld: Ich 
werde darauf kommen, was das Zweite Vermögens-
rechtsänderungsgesetz tatsächlich bringt, aber eben 
auch — das ist das, was ich bedaure — die Grenzen, 

die Sie bei aller guten Zusammenarbeit und bei all 
dein, was Sie von uns oder von Brandenburg über-
nommen haben, leider Gottes fälschlich, wie ich finde, 
nicht durchstoßen haben. Ich bedaure das sehr. Ich 
sage Ihnen: Wir werden das im nächsten Jahr — ich 
hoffe: gemeinsam — tun. 
Schon im letzten Jahr haben Sie bemerkt, daß die 

Abwägung der verschiedenen Werte und Güter nicht 
klappte. Deshalb haben Sie uns vor eineinviertel 
Jahren ein erstes Korrekturgesetz vorgeschlagen, das 
sogenannte Enthemmungsgesetz, wie es genannt 
wurde. Damals haben Sie uns gesagt: Jetzt werden wir 
wenigstens erreichen, daß das Prinzip „Rückgabe vor 
Entschädigung bei Vorrang besonders bevorrechtig-
ter Investitionen nach Prüfung im Einzelfall" rei-
bungslos durchgeführt werden kann. Sie haben 
damals gesagt: Die Sicherheit für die Menschen und 
die Möglichkeit zu Investitionen werden besser, 

(Norbert Geis [CDU/CSU]: Sie müssen zuge

-

ben, daß schon viel passiert ist! Es ist doch 
viel passiert!) 

und die Verwaltung wird nicht überlastet. 
Heute ist die Situation so — das sagt ein Be richt der 

Bundesregierung, gegen den Sie besser nicht 
ankämpfen sollten —, daß bereits 1,1 Millionen 
Anträge auf Rückgabe auf dem Tisch liegen. Sie 
betreffen etwa 2,2 Millionen Objekte: Grundstücke, 
Betriebe und Häuser. Diese Zahl — da hat der Kollege 
Heuer recht — wird sich bis Ende des Jahres noch 
erhöhen. Davon wurden ganze 3 % bearbeitet und 
entschieden. 

(Norbert Geis [CDU/CSU]: In manchen Bun

-

desländern mehr, z. B. in Sachsen-Anhalt 
8%!) 

—Das ist der Bericht der Bundesregierung vom März; 
rechten Sie mit ihr. 

(Norbert Geis [CDU/CSU]: Der ist schon 
alt!)  

Die Angst der Menschen ist vorhanden, und dage-
gen muß man etwas tun. Die Angst artikuliert sich 
beispielsweise in diesem Flugblatt — —

(Norbert Geis [CDU/CSU]: Das haben Sie 
von der PDS bekommen, Frau Kollegin!) 

— Nein, das ist vom Deutschen Mieterbund. Ich 
glaube, Sie sollten mit Ihrer Qualifizierung ein biß-
chen vorsichtig sein. 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Frau Ab-
geordnete, nicht rechten, sondern fragen wollte der 
Kollege Hitschler. 

Dr. Herta Däubler-Gmelin (SPD): Ich weiß, Herr 
Präsident. Wenn sich der Kollege noch ein bißchen 
geduldet, dann gern. Bitte noch einen Moment, Herr 
Kollege. 
Sie wissen ganz genau, daß bei Ihrem Korrekturver-

such im letzten Jahr unter falschen Versprechungen 
nicht das herausgekommen ist, was Sie wollten. Ich 
führe das hier nicht nur deshalb an, weil wir damals 
nicht mitgemacht haben. Wir haben es damals 
genauso gemacht wie jetzt. Wir haben gesagt: Gehen 
Sie ein Stück weiter, wir tragen alles mit, wir helfen 
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Ihnen, wir bringen auch unsere Ideen ein, aber wir 
halten die Grundentscheidung für falsch. 
Ich führe das hier an, weil ich Ihnen sagen will: Es 

wird Ihnen mit dem Zweiten Vermögensrechtsände-
rungsgesetz genauso ergehen. Ich halte es bei all dem 
Widerspruch, den Sie hier anbringen, für untragbar, 
daß zwei Jahre nach der deutschen Einheit Ferien-
heime, die benutzbar wären und die in Urlaubsgebie-
ten liegen, in denen Urlaubsplätze nachgefragt wer-
den und große Arbeitslosigkeit herrscht, leerstehen, 
und zwar deshalb, weil über die Eigentums- und 
Vermögensfragen keine Klarheit besteht, weil sich 
der Bundesfinanzminister als Dienstherr der Treu-
handanstalt nicht mit dem Bundesfinanzminister als 
Dienstherr der Bundesvermögensämter einig ist, wer 
es abwickelt. Das ist ein Skandal, meine Damen und 
Herren. 

(Beifall bei der SPD — Norbert Geis [CDU/ 
CSU]: Frau Kollegin, das hat doch mit dem 

Vermögensgesetz gar nichts zu tun!) 
— Sie rufen dazwischen, weil Sie ein schlechtes 
Gewissen haben, Herr Geis. Am 27. Mai im Kanzler-
amt waren wir uns alle einig, daß das und anderes 
nicht geht. Es wäre wirklich viel besser, Sie wären 
etwas zurückhaltender und würden mit uns darüber 
nachdenken, wie wir die Probleme bewältigen kön-
nen. 

(Norbert Geis [CDU/CSU]: Sie sind zunächst 
nicht zu dem Gespräch gekommen, Frau 

Kollegin!) 
Bitte schön, Herr Kollege. 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Herr Ab-
geordneter Hitschler, bitte. 

Dr. Walter Hitschler (F.D.P.): Frau Kollegin Däubler-
Gmelin, wie erklären Sie sich eigentlich die unter-
schiedliche Handhabung dieses Prinzips „Rückgabe 
vor Entschädigung" in den einzelnen Bundesländern? 
In Sachsen beispielsweise be trägt die Rückgabequote 
über 10 %, in Brandenburg aber nur 1,9 %. Erklären 
Sie sich diese Unterschiede aus dem Prinzip selbst 
heraus oder aus der Handhabung der Verwaltung, 
unter Umständen aus der Tatsache heraus, daß 
bestimmte Verwaltungen die Rückgabe gar nicht 
wollen? 

Dr. Herta Däubler-Gmelin (SPD): Lieber Kollege 
Hitschler, Sie sollten die Verwaltungen in den östli-
chen Ländern nicht kritisieren. 

(Norbert Geis [CDU/CSU]: Sie kritisieren uns 
doch auch!) 

Wenn Sie einmal nicht polemisch sein wollen, sondern 
wenn Sie sich ernsthaft mit den Problemen befassen, 
wird ihnen sofort einleuchten, daß die Rückgabe von 
Grundstücken, die nicht mit Investitionen belastet 
sind, über die es keinen Streit gibt, natürlich schneller 
gehen kann. Es mag durchaus sein, daß es in Sachsen 
einige Gebiete gibt, die nicht so umstritten sind. Es 
kann auch sein, daß der Grad des vollzogenen Auf-
baus bei den Verwaltungen unterschiedlich ist. Wel-
che Folgerungen ziehen wir aber daraus? Wollen wir 
daraus die Folgerung ziehen, die schon im letzten Jahr 

gezogen wurde, daß wir sagen, die "Ossis" sind selber 
schuld? 

(Norbert Geis [CDU/CSU]: Sie müssen die 
Verwaltung auswechseln! — Dr. Uwe Küster 
[SPD]: Erst einmal alle entlassen, das ist der 

Grundsatz!) 

Oder wollen wir nicht gemeinsam sagen: Es ist als 
Deutscher Bundestag unsere Verpflichtung, Gesetze 
zu machen, die von diesen Verwaltungen vollzogen 
werden können? Ich werbe auch bei Ihnen, Herr 
Kollege Hitschler, dafür: Wir brauchen gerade des-
halb einfachere, tragfähige und außerdem ein biß-
chen gerechtere Gesetze. 
Jetzt komme ich zum Zweiten Vermögensrechtsän-

derungsgesetz selbst. 

(Norbert Geis [CDU/CSU]: Aber spät, Frau 
Kollegin!) 

— Wir haben unsere Einwände schon ab März vorge-
bracht. Wissen Sie, Herr Kollege Geis, mir ist da gar 
nicht zum Lachen. Sie wissen ganz genau, was die 
Oberbürgermeister und die Gemeinderäte sagen 
— das tun sie nicht nur uns gegenüber —, und Sie 
wissen ganz genau, wie die Stimmung in den neuen 
Ländern ist. Ich sagen Ihnen: Ihre Kollegen aus den 
neuen Ländern wissen das auch. Wir haben unsere 
Vorschläge, die wir eingebracht haben, keineswegs 
allein erdacht. 

(Norbert Geis [CDU/CSU]: Wir reden nicht 
soviel schlecht darüber!) 

Wir haben vielmehr im Januar, im März und im April 
uns alle Fachleute nach Bonn geholt und haben uns 
von ihnen sagen lassen, wo es bei ihnen klemmt, 
welche Vorschläge sie machen. 

(Norbert Geis [CDU/CSU]: Das haben wir 
seit September letzten Jahres gemacht, Frau 

Kollegin!) 

Wir verlangen von Ihnen, daß Sie diese Vorschläge 
anhören und nicht immer meinen, Sie wüßten alles 
besser. Wir verlangen, daß die Vorschläge Berück-
sichtigung finden. 

(Beifall bei der SPD — Norbert Geis [CDU/ 
CSU]: Wir haben es nur viel früher 

gemacht!) 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Herr Kol-
lege Geis, bei allem Respekt: Sie verwechseln den 
Zwischenruf mit Kurzinterventionen. Diese müssen 
vorher angemeldet werden. 

Ich wäre Ihnen, Frau Abgeordnete, nun dankbar, 
wenn Sie fortführen. 

Dr. Herta Däubler-Gmelin (SPD): Natürlich. 
Ich keime Herrn Kollegen Geis. Ihn ärgert das; das 

weiß ich schon. 

(Norbert Geis [CDU/CSU]: Nein! Mir macht 
das Spaß!) 

Dabei komme ich jetzt zu einer Passage, wo ich ihn 
ganz gerne loben will, und zwar einfach deshalb: 
Nachdem abgeklärt war, daß er keine Handlungsvoll-
macht hatte, die Grenzen des falschen Prinzips und 
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die falsche Grundentscheidung anzugehen, und wir 
gesagt hatten: Wir helfen in den Bereichen selbstver-
ständlich auch mit unserer Kreativität, da haben wir in 
der Tat sehr gut zusammengearbeitet. 

Ich will  das von meiner Seite ausdrücklich anerken-
nen. Nur, meine Damen und Herren, das Traurige ist, 
daß das den Menschen in den neuen Ländern nur 
begrenzt etwas nützt. 

Herr Gres, ich habe Ihnen gesagt: Wenn Sie mit 
Ihrer Prognose, daß bis Ende 1993 die Schwierigkei-
ten vorbei sind, recht haben, dann flechte ich Ihnen 
Kränze ins Haar. — Das habe ich Ihnen deutlich 
gesagt, und das werde ich gerne tun. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Ich fürchte nur, daß die Gefahr, dieses tun zu müssen, 
nicht besonders groß ist. 

Jetzt will ich Ihnen, auch Ihnen, verehrter Herr 
Kollege Gerster, weil Sie in den Beratungen nicht 
dabei waren und dieses erfahren sollten, sagen: Wir 
waren sehr dankbar dafür, daß technische Verbesse-
rungen keineswegs nur aus dem Justizministerium 
kamen, wobei ich gerne anerkenne, daß sich Frau 
Leutheusser-Schnarrenberger, als sie das Amt über-
nahm, wirklich große Mühe gegeben hat und die 
Kolleginnen und Kollegen des Justizministeriums 
wirklich Tag und Nacht gearbeitet haben, nachdem 
sie den Auftrag bekommen hatten. 

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU und der 
F.D.P.) 

Wir sollten in unseren Dank und in unser Lob aber 
auch alle Bürgermeister und alle Sachverständigen 
einschließen, die auf dem Umweg über uns oder z. B. 
über das Land Brandenburg, dessen Vertreter Ball-
hausen hier ist, oder z. B. über Nordrhein-Westfalen 
gute Ideen eingebracht haben. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD, der CDU/ 
CSU und der F.D.P. — Norbert Geis [CDU/ 

CSU]: Das anerkennen wir!) 

Sie haben eine Menge von den Anregungen über-
nommen, die wir vorgebracht haben. Deswegen 
haben wir z. B. auch § 27 a des Investitionsvorangge-
setzes ausdrücklich zugestimmt. Das würden wir auch 
tun, wenn wir nachher eine Einzelabstimmung über 
den Paragraphen hätten. Das ist nicht der Fall; ich 
erkläre es deshalb an  dieser Stelle. 

Meine Damen und Herren, Sie haben auch viele 
unserer Vorschläge, die besser gewesen wären, abge-
lehnt. Ich will das an einem Beispiel klarmachen, das 
heute schon eine Rolle gespielt hat, an dem berühm-
ten Stichtag. Was ist damit? Den 18. Oktober — ich 
glaube, es war der Amtsantritt von Herrn Krenz; ich 
kenne mich da nicht so aus — hat man als willkürli-
ches Datum genommen, um zu sagen: Ab dann ist, 
selbst wenn es nachgewiesen wird, kein redlicher 
Erwerb mehr möglich. Das war eine willkürliche und, 
wie sich herausgestellt hat, eine falsche Annahme. 
Wir haben deswegen gesagt: Laßt uns den Stichtag 
streichen, weil das nur die Folge hätte, daß dann im 
Einzelfall redlicher Erwerb nachgewiesen werden 
kann. 

Ihnen war auch nicht wohl dabei; das wissen Sie 
ganz genau. Was aber haben Sie gemacht? Sie haben 
gesagt, weil Sie davon nicht abweichen wollten 
— Herr Geis hat das auch noch einmal betont —, 
blieben Sie aus prinzipiellen Gründen beim Datum 
18. Oktober. Sie machten aber drei Ausnahmen. 

Es kann sein, lieber Herr Geis, daß Sie ein vergleich-
bares Ergebnis erreichen wie wir. Nur, wissen Sie, was 
sie damit einkaufen? Sie kaufen damit eine unglaub-
liche Verstärkung der Bürokratie, eine Belastung der 
Gerichte und eine Fortdauer der Unsicherheiten ein. 
Auch das ist in Ihrem Gesetz enthalten — auch bei 
anderen Entscheidungen. 

Ich sagen Ihnen: Das ist nicht vernünftig. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Es wäre schon bei Verwaltungen im Westen nicht 
vernüftig. Es wäre schon dann nicht vernünftig, wenn 
es sich nur in einem einzigen Fall so darstellen würde. 
Es ist aber total unvernünftig bei den Zehntausenden, 
Hunderttausenden von Fällen, bei denen das eine 
Rolle spielt. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Ach was! „Hun

-

derttausende von Fällend" ist Unsinn!) 

Das ist ein Problem, das Sie einfach einmal realisie-
ren müssen. Deswegen, sage ich Ihnen, ist es sehr 
bedauerlich, daß Sie auch unsere übrigen Vorschläge 
immer dann abgelehnt haben, wenn Sie meinten, es 
würde mit Ihrem Prinzip nicht in Einklang stehen. 

Ich befürchte, daß das, was einige Kollegen einmal 
den „Wundstarrkrampf im Osten" genannt haben, mit 
diesen Regelungen, auch mit den vernünftigen Ver-
besserungen, nur zu einem Teil gelöst werden 
kann. 

Wissen Sie, Herr Geis, Was noch dabei herauskom-
men wird? Sie werden letztendlich auch die Alteigen-
tümer stark enttäuschen. Sie hatten denen nämlich 
versprochen: Ihr kriegt a lles zurück. — In Wirklichkeit 
höhlen Sie dieses Prinzip jetzt immer mehr aus. Hätten 
Sie ihnen mit uns vor zwei Jahren sofort eine Entschä-
digung gegeben, dann wären viele von denen, die 
doch gar nicht mehr erwartet hatten, ein Grundstück 
zurückzubekommen, zufrieden gewesen. 

Heute sind sie damit nicht mehr zufrieden. Warum 
nicht? Sie haben zwei Jahre lang hartnäckig den 
Rückgabeanspruch verfolgt, sie haben Anwälte ange-
stellt, die Kosten verursacht haben, lieber Herr Geis. 
Sie sind auch deswegen nicht mehr zufrieden, weil sie, 
obwohl das Entschädigungsgesetz noch gar nicht 
vorliegt, ganz genau wissen, daß sich der Entschädi-
gungsbetrag wahrscheinlich aus dem Einheitswert 
von 1935, multipliziert mit 1,3, berechnet; das stand ja 
in den Zeitungen. Das macht bei einem Einfamilien-
haus 15 000 bis 20 000 DM aus. Und wie heute die 
Grundstückspreise sind, wie der Verkehrswert ist, das 
wissen Sie auch. Das heißt, Sie werden letztlich nicht 
einmal eine Befriedung der Alteigentümer errei-
chen. 

Schauen Sie, jetzt will ich Sie noch einmal aus-
drücklich loben. Ich habe mir Ihren Entschließungs-
antrag durchgelesen und gesehen, daß einiges von 
dem, was wir an Anträgen eingebracht haben, da 
wiederzufinden ist. Mich freut besonders, daß wir 
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davon ausgehen — und das führe ich auch auf das 
Gespräch im Kanzleramt zurück —, daß die Investi-
tionshemmnisse und die gröbsten Schwierigkeiten bis 
Ende 1993 beseitigt sein sollen. Das halte ich für einen 
guten Beschluß. 
Deswegen haben wir in unserem Antrag noch einen 

zusätzlichen Vorschlag gemacht: Personalaufstok-
kung da, wo sie sein muß — wobei Sie wissen, daß ich 
sie nicht nur von der Bundesregierung erwarte, son-
dern daß ich selbstverständlich auch der Meinung bin, 
daß die Länder in ihrem Zuständigkeitsbereich helfen 
müssen. 
Wir erwarten, daß sie uns, wenn sie etwa sechs 

Monate Erfahrungen mit dem Zweiten Vermögens-
rechtsänderungsgesetz haben sammeln können, sa-
gen, wie viele Anträge bearbeitet werden, wie weit sie 
mit der Entscheidung im Zusammenhang mit dem 
Investitionsvorranggesetz kommen und ob das Ziel, 
das alles bis Ende 1993 zu bewältigen, tatsächlich 
erreicht werden kann. 
Wenn das nicht der Fall sein sollte — und ich sage: 

wahrscheinlich wird es so sein —, erwarten wir von 
Ihnen allerdings die Vorlage sehr viel weiterführen-
der Vorschläge, die auch die Korrektur dieser Ent-
scheidung für den letztlich falschen Weg einschließen. 
Ich glaube, das wäre sehr vernünftig in unser aller 
Interesse — auch in Ihrem. 
Meine Damen und Herren, vielleicht fällt es Ihnen 

leichter, das einzusehen, wenn ich meine Ausführun-
gen in einem Bild zusammenfasse. Die derzeitige 
wirtschaftliche Situation in den neuen Ländern erin-
nert an einen Mann, der mit der Nase nach unten auf 
dem Boden liegt. Durch Ihre Vorschläge, die wir ja 
unterstützt haben, richtet sich dieser Mann jetzt auf 
die Knie auf. Wir möchten aber, daß er aufsteht und 
läuft. Das müssen wir gemeinsam erreichen. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der PDS/Linke Liste) 

Vizepräsident Hans Klein: Nunmehr erteile ich der 
Bundesjustizministerin, Frau Leutheusser-Schnarren-
berger, das Wort. 

Sabine Leutheusser-Schnarrenberger, Bundesmi-
nisterin der Justiz: Herr Präsident! Sehr geehrte Kol-
leginnen und Kollegen! Ich möchte bei dem Bild 
bleiben, das Sie gerade gezeichnet haben. Mit dem, 
was wir hier vorhaben — wir alle wissen, daß wir 
Instrumente in den Gesetzentwurf aufgenommen 
haben, die unverzichtbar, die wesentlich sind —, 
werden wir denjenigen, die Entscheidungen zu tref-
fen haben, auf die Beine helfen. Es wird also nicht erst 
nur auf die Knie gegangen. 

(Norbert Geis [CDU/CSU]: Der Mann geht 
schon, er geht schon aufrecht, Frau Ministe-

rin!) 
Vielmehr bieten wir geradezu einen „Werkzeug-
kasten" an, um den Betroffenen die Möglichkeit zu 
geben, „aufrecht stehend" die richtigen Entscheidun-
gen zu treffen. 

(Norbert Geis [CDU/CSU]: Der geht aber 
schon! — Gegenruf von der SPD: Aber rück-

wärts! ) 

Vor allen Dingen können wir damit das, was unter 
Anliegen ist, verwirklichen, nämlich Rechtsunsicher-
heit beseitigen, Bürger über die noch offenen Vermö-
gens- und Eigentumsfragen aufklären, Hilfestellun-
gen geben für notwendige Investitionsentscheidun-
gen, und zwar nach dem Grundsatz: Rückgabe vor 
Entschädigung, aber Investitionen vor Rückgabe. 

Und genau das machen wir — ich möchte das ganz 
klar sagen — auf der Grundlage von Gesprächen, 
Diskussionen, die gerade unter großer Beteiligung der 
Vertreter aus den neuen Bundesländern stattgefun-
den haben. Wir haben eine sehr intensive Diskussion 
im Ministerium geführt, bei der wir all diese Vor-
schläge durchgegangen sind, bei der wir über die 
einzelnen strittigen Punkte diskutiert haben — sie 
sind ja alle auf die Tagesordnung gesetzt worden: 
Stichtag, Aufhebung der Zwangsverwaltung, Investi-
tionsvorrangsmöglichkeiten. Bei dieser Gelegenheit 
haben wir von Vertretern aus Berlin, Brandenburg, 
Thüringen, Sachsen, Sachsen-Anhalt und Mecklen-
burg-Vorpommern gehört, daß sie unser Vorhaben für 
den richtigen Weg und die von uns vorgesehenen 
Möglichkeiten für das richtige Instrumentarium hiel-
ten, daß es nämlich das sei, was gebraucht werde. Es 
wurde keine Alternative gesehen, keine Alternative, 
die in die Tat umgesetzt werden könnte. 

Ich glaube, dieses muß einfach einmal als 
Geschäftsgrundlage in die Beratungen eingebracht 
werden. Ich bin froh, daß wir uns auf diesem Wege 
befinden. Denn er ist in meinen Augen der richtige 
und weist in die Richtung, die wir alle wollen, indem er 
ermöglicht, so schnell wie möglich bessere wirtschaft-
liche Verhältnisse zu etablieren, so schnell wie mög-
lich Unsicherheiten bei den Menschen zu beseitigen 
und so schnell wie möglich dazuzukommen, daß die 
Ämter und Behörden arbeiten können — ganz so, wie 
wir es hier gewohnt sind — und nicht erst einen Berg 
von Anträgen abarbeiten müssen. Denn ein solcher 
Berg führt schon dazu, daß es nicht so schnell geht, wie 
wir es uns erhoffen. 

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne

-

ten der CDU/CSU) 

Ich habe es jetzt etwas anspruchsvoll formuliert. All 
das versuchen wir mit diesem Gesetz zu erreichen. 

Wir alle wissen — und deshalb liegt auch ein 
Entschließungsantrag der Koalitionsfraktionen vor —, 
daß das ein wichtiger Schritt ist, aber nicht der letzte 
Schritt sein kann. Wir brauchen neben Hilfen zur 
Lösung der offenen Vermögens- und Eigentumsfra-
gen Regelungen über die Entschädigung, und wir 
brauchen Vorschriften darüber, wie wir mit den Nut-
zungs- und Überlassungsrechten der Menschen in 
den neuen Bundesländern umgehen. Wir brauchen 
also eine große Sach- und Rechtsbereinigung. Wir 
freuen uns natürlich, wenn wir aufgefordert werden 
zu handeln. Es ist nicht so, daß wir diese Probleme 
nicht gesehen hätten, sondern wir beschäftigen uns 
damit seit Monaten. Ich hoffe, daß diese Fragen im 
Herbst auf der Tagesordnung der Beratung in den 
entsprechenden Gremien und Kreisen stehen wer-
den. 

Ich glaube, wir haben ein Gesamtpaket geschnürt, 
das das richtige Rüstzeug ist, um zu versuchen, die 
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anstehenden Fragen so schnell wie möglich in den 
Griff zu bekommen und zu lösen. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Wir sollten auch immer wieder deutlich machen, daß 
die rechtlichen Regelungen und Vorschriften eine 
Seite sind und daß die Umsetzung eine zweite Seite 
ist. Es ist wichtig, hier zu sagen, daß gerade wir vom 
Justizministerium aus alles daran setzen werden, das 
Gesetz, wenn es vor der Sommerpause verabschiedet 
wird, mit einer intensiven Informations - und Bera-
tungskampagne zu begleiten. Wir müssen das Gesetz 
— wir haben versucht, es in den Formulierungen 
einfacher, lesbarer, besser handhabbar zu machen — 
den  Menschen, die damit umgehen müssen, nahe-
bringen und es ihnen erklären. Ich habe in den 
Beratungen in den letzten Wochen gesehen, daß das 
sehr gut möglich ist. Wir konnten viele Unsicherheiten 
und Vorbehalte, die ursprünglich in allen Fraktionen 
bestanden, wenn es um komplizierte Regelungen 
ging, abbauen. Dabei müssen wir weiter fortfahren. 

Wir haben damit eine große Chance, den Menschen 
in den neuen Bundesländern mehr Optimismus zu 
bringen. Denn es nützt uns nichts, hier schwarzzuma-
len und die Situation schlechter darzustellen, als sie 
tatsächlich ist. 

(Norbert Geis [CDU/CSU]: Darum geht es! — 
Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Wir reden auch nicht schön, weil wir die Probleme 
hier deutlich genannt haben. Wir sind zu Überlegun-
gen und Vorschlägen gekommen, die auch aus der 
Opposition und aus den Kreisen des Bundesrates 
stammen. Wenn man schon sieht, daß es einen breiten 
Konsens gibt, dann sollte man das auch einmal 
deutlich sagen. Denn es geht hier nicht um ein Gesetz, 
das eine Konfrontation mit Ja oder Nein bedeutet, 
sondern es geht wirklich um einen richtigen, gangba-
ren Konsens, den wir alle tragen müssen. Denn wir 
müssen hinterher auch alle die Verantwortung tra-
gen. 

(Norbert Geis [CDU/CSU]: Die müssen wir 
allein tragen! Die SPD trägt das nicht mit! — 

Gegenrufe von der SPD) 

— Die Verantwortung liegt bei den zuständigen 
Stellen in den Landesverwaltungen. Brandenburg hat 
schon erklärt, daß es bereit ist, diesen Weg mitzuge-
hen und die Verantwortung mit zu übernehmen. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU — 
Norbert  Geis [CDU/CSU]: Das haben wir 
registriert und dafür danken wir auch! — 
Dr.  Herta Däubler-Gmelin [SPD]: Wir spre-
chen uns in einem Jahr wieder, Sie Rechtha-
ber! — Weitere Zurufe von der SPD — 

Gegenrufe von der CDU/CSU) 

Ich freue mich sehr, daß wir dort eine erste, gute 
Überzeugungsarbeit haben leisten können. 

Ich glaube, daß die Zeit jetzt vorbei ist — Sie alle 
haben das Enthemmungsgesetz vom März letzten 
Jahres erwähnt —, 

(Dr. Herta Däubler-Gmelin [SPD]: Nichts hat 
es gebracht!) 

sich über Prinzipien zu streiten, sich über Ideologien 
zu streiten, weil es keine Alternative zu dem jetzt 
eingeschlagenen Weg mehr gibt. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Eine Umkehr des Prinzips ist aus vielen Gründen 
nicht möglich; diese Gründe sind hier auch von Ihnen, 
Herr Geis und Herr Gres, deutlich dargelegt worden. 
Es wird ja immer so leicht gesagt, im Ministerium habe 
man immer nur die verfassungsrechtlichen Bedenken 
gleich auf den Lippen, wenn man etwas nicht 
möchte. 

(Dr. Herta Däubler-Gmelin [SPD]: Sie haben 
es nicht einmal geprüft!) 

Wir haben uns in den Beratungen sehr wohl mit vielen 
Vorschlägen auseinandergesetzt, die unter dem 
Begriff Befreiungsvorschlag, freie Verfügungsmög-
lichkeit aus Berlin und aus Brandenburg gekommen 
sind, und sind nach einer ausführlichen Diskussion 
und sorgfältigen Prüfung dazu gekommen, daß eben 
dieser Weg so aus verfassungsrechtlichen Gründen 
nicht beschreitbar ist. Wir haben bei der Prüfung auch 
gesehen, daß wir damit ja nicht die Schwierigkeiten 
beseitigen. Wir würden sie gerade bei unbestimmten 
Rechtsbegriffen in vielen Fällen dann auf die Ge richte 
verlagern, weil, wenn wir nicht mehr die Investitions-
vorrangsregelungen hätten, sondern eine freie Ver-
fügbarkeit normieren würden, die Ge richte klären 
müßten, wie denn jetzt im Einzelfall richtig zu ent-
scheiden ist. Wir wollen aber jetzt Regelungen treffen, 
an Hand derer entschieden werden kann. Damit das 
leichter geht, werden wir eine Checkliste, einen 
Leitfaden entwickeln, wo die meisten üblichen Fall-
gestaltungen aufgezeigt sind, damit die Behörden in 
den Fällen, die nicht extrem kompliziert gelagert sind, 
leichter und schneller entscheiden können. Das sind 
wir schuldig, das müssen wir tun. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Ich glaube, ich habe deutlich gemacht, daß es eine 
Alternative dazu nicht gibt. Selbstverständlich müs-
sen wir im nächsten Jahr sehen, wie das Instrumenta-
rium gegriffen hat. Wir werden uns auch nicht 
scheuen, dann Bilanz zu ziehen. Wir wissen aber alle, 
daß innerhalb eines Jahres, wenn im Sommer dieses 
Gesetz in Kraft tritt, natürlich keine Wunder erwartet 
werden können. Wir müssen einfach sehen, daß 
Verwaltungsabläufe und -entscheidungen nicht her-
beigezwungen werden können. Wir müssen also den 
Menschen natürlich noch etwas Zeit geben, mit die-
sem Gesetz zu arbeiten. Deshalb ist es richtig, wie es in 
dem Entschließungsantrag der CDU/CSU- und der 
F.D.P.-Fraktion steht, in einem Jahr hier wieder dar-
über zu reden und dann eine Prognose darüber 
abzugeben, wie es denn Ende 1993 aussehen wird. Ich 
muß sagen, ich bin, nachdem wir schon das alles 
berücksichtigt haben, was hier an Vorschlägen 
gekommen ist, weil es eben keine neuen und anderen 
Vorschläge sind, zuversichtlich, daß wir auf dem 
richtigen Weg weitergehen und auch zu Erfolgen 
kommen werden. Es ist natürlich immer eine Frage, 
wieweit man bereit ist, das dann auch objektiv zu 
bewerten. Ich hoffe, daß wir das in anderthalb Jahren 
so sachlich machen werden. Ich sehe, daß wir hier 
wirklich nicht zum Erfolg verdammt sind, sondern 
einen Erfolg haben werden. 
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Vielen Dank. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Nun er-
teile ich dem Abgeordneten Dr. Michael Luther das 
Wort. 

Dr. Michael Luther (CDU/CSU): Verehrter Herr 
Präsident! Meine Damen und Herren! Nach langen 
Beratungen und in sehr kurzer Beratungszeit können 
wir heute, wie angekündigt, eine zweite Änderung 
des Vermögensgesetzes verabschieden. Das war des-
wegen möglich, weil alle in diesem Hause in sehr 
vielen intensiven Beratungen zusammenarbeiten 
konnten. Aber besonders möchte ich im Namen der 
CDU/CSU-Bundestagsfraktion den Herren vom Ju-
stizministerium danken, die in sehr vielen Stunden 
eigentlich das alles mit ertragen haben, was wir im 
Bundestag wollten, und die uns eine gute Zuarbeit 
geliefert haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Am Beginn der Beratungen stand die Frage im 
Raum, ob eine so intensive Änderung des bestehen-
den Gesetzes nötig ist, wo doch erst seit einem Jahr in 
den betroffenen Ebenen Erfahrungen gesammelt wer-
den konnten. Nun, es gibt eben triftige Gründe, die 
genau mit diesen gemachten Erfahrungen zusam-
menhängen. 
In dem Gesetz geht es uns um eine Entlastung, aber 

auch um eine Vereinfachung und Präzisierung der 
Arbeit in den Vermögensämtern und um eine Förde-
rung von Investitionen. Eine wesentliche Entlastung 
der Vermögensämter ist die Aufhebung der staatli-
chen Verwaltung per Gesetz. Damit wird in vielen 
Fällen Klarheit geschaffen, wo heute unklar ist, wer 
denn staatlicher Verwalter ist. Die Eigentümer kön-
nen handeln, instandsetzen und modernisieren. Die 
Mieter wissen, an wen sie sich halten können. Wenn 
der Eigentümer nicht auffindbar ist, kann nach bür-
gerlichem Recht ein staatlicher Verwalter bestellt 
werden. Die Mietverträge werden vom Vermieter 
übernommen. Das ist letztlich alles im Interesse der 
jetzigen Mieter in solchen Häusern. 

Das Vermögensänderungsgesetz wird an vielen 
Stellen geändert und ergänzt und ist im Konsens 
beraten worden. Ein Punkt jedoch war strittig. Es 
handelt sich hierbei um den Stichtag, wie heute schon 
des öfteren erwähnt wurde. Die letzte Volkskammer 
der DDR hatte seinerzeit das Vermögensgesetz mit 
dem Stichtag auf Grund der Erkenntnis verabschie-
det, daß nach dem Sturz von Honecker etliche Vermö-
genswerte verschoben worden waren. Entsprechende 
Anweisungen des Ministerrates von November/ 
Dezember 1989 bestätigen das. 

In der Gesetzespraxis zeigte sich jedoch auch, daß 
Käufe realisiert wurden, die nicht unter den Verdacht 
einer Verschiebepraxis fallen. Das be trifft z. B. Leute, 
die sich mit dem Zustand, als Mieter in einem Haus zu 
wohnen, nie zufriedengeben konnten und deshalb 
schon vorher gekauft hatten, was bei Ein- und Zwei-
familienhäusern möglich war. Das betrifft aber auch 
Gewerbetreibende, die nach dem Gesetz vom 7. März 

1990 Gewerberaum gekauft haben, was sie vorher nie 
konnten. 

Wer aber vorher Mieter war und damit sehr wohl 
zufrieden war und nur die Zeichen der Zeit erkannte 
oder, um sein Geld zu sichern, das von ihm bewohnte 
Objekt kaufte, warum sollte der nicht auch weiterhin 
Mieter sein? Wie ist denn zwischen denen, die in 
dieser turbulenten Zeit den Kauf perfektionieren 
konnten, und denen, die die Möglichkeit nicht hatten, 
zu unterscheiden? 

(Norbert Geis [CDU/CSU]: Das sind die 
neuen Ungerechtigkeiten!) 

Das sind für mich Fragen ohne Antwort. 

Härtefälle wird es trotzdem geben. Dies wollen wir 
eindämmen. Die, die sich als Mieter wie Eigentümer 
verhalten haben, d. h. investiert und erst nach dem 
18. Oktober 1989 gekauft haben, sollen nicht von dem 
Stichtag be troffen sein. 

Diese drei Abweichungen von der bisher be-
stehenden Stichtagsregelung sind ein Interessen-
ausgleich zwischen Alteigentümer und Altmieter. 
Für mich nicht nachvollziehbar ist der Gedanke, 
jemandem Eigentumserwerbsberechtigung zuzuer-
kennen, wenn er seit einem Jahr in einem Haus 
gewohnt hat. Sicher wäre das so manchen wichtigen 
Leuten recht. Für mich ist das Unrecht 

(Norbert Geis [CDU/CSU]: Das haben wir 
auch nicht gemacht, Herr Kollege!) 

und würde zu einer garantierten Umschiffung des 
Stichtages und damit zu einer Negierung des Willens 
der letzten Volkskammer der DDR kommen. 

Das zweite wichtige Gesetz ist das Investitionsvor-
ranggesetz. Die bisherigen Möglichkeiten, Investi-
tionsvorrang einzuräumen, wurden in diesem Gesetz 
zusammengefaßt und verbessert. Es können sowohl 
Alteigentümer als auch potentielle Investoren gleich-
berechtigt Investitionskonzepte anmelden. Die Fri-
sten, auch die Einspruchsfristen, werden verkürzt. 

Wichtig für mich ist die verstärkte Möglichkeit der 
Alteigentümerinvestitionen. Denn was wollen wir? 
Wir wollen, daß die Häuser in unseren Städten in 
Ordnung kommen. Warum nicht durch den gewillten 
Alteigentümer? Deshalb ist nach Glaubhaftmachung 
der Berechtigung des Alteigentümers der Verfü-
gungsberechtigte, also z. B. die Kommune, verpflich-
tet, eine Investitionsvorrangsbescheinigung zu ertei-
len. 

Gut ist auch, daß dann, wenn einer z. B. 20 000 DM 
je Wohnung oder Geschäftsraum für Modernisierung 
oder Instandhaltung investieren will, ebenfalls ein 
investiver Zweck vorliegt. Kümmert sich der Alteigen-
tümer jedoch nicht um sein Objekt, kann in einem 
öffentlichen Bieterverfahren ein Investor gesucht wer-
den. Ich verspreche mir von dieser Kombination einen 
erheblichen Investitionsschub in den Städten. 

Der Verfügungsberechtigte hat mit dem Investi-
tionsvorranggesetz noch weitergreifende Möglichkei-
ten. Im Rahmen einer Satzung, eines Vorhabens und 
Erschließungsplanes oder bei Vorhaben über mehrere 
Grundstücke können die Kommunen zusammenhän-
gende Gebiete unter einen Investitionsvor- 
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rang stellen. Das ist im Sinne der neuen Länder. 
Manchem ist das aber nicht genug. Sie warnen vor den 
Rechtsmitteln. 
Für mich stellt sich die Frage, ob auch das disku-

tierte Sofortverfügungsmodell dies ausschließt. Ne-
ben verfassungsrechtlichen Bedenken glaube ich, daß 
es auch hier zu Verwaltungsgerichtsentscheidungen 
kommen würde. Wir leben nun einmal in einem 
Rechtsstaat. Ich habe ihn gewollt. Er ist oft unbequem; 
aber er ist sicher besser als das, was wir in der DDR 
hatten. 
Es gibt vieles, warum Investitionen nicht in dem 

Maße laufen, wie wir uns das wünschen. Hauptver-
antwortlich dafür ist das in dem Grundbuchbereich 
und in den Verwaltungen von der SED hinterlassene 
Chaos. Die Infrastruktur, der Zustand der Straßen, die 
Schulen, die Naherholungsgebiete, die Hotels, laden 
die denn den Investor wirklich ein, den Investor, der 
nicht nur eine Nummer ist, sondern auch eine Person 
und der dann dort leben soll? 

Haupthemmnis ist jedoch die Verwaltung; denn es 
muß alles gemacht werden, ob das Prinzip nun so oder 
anders lautet. Die Menschen in meiner Heimat bemü-
hen sich und haben schon vieles erreicht. Wir sind 
nicht am Ende, wir sind in den neuen Ländern am 
Anfang. Bei uns geht es nicht abwärts, Frau Däubler-
Gmelin, bei uns geht es entschieden aufwärts. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Bei einer Zwischenfrage wurde schon gesagt: In 
Sachsen — vielleicht liegt es bloß an  den Sachsen, 
weil es andere Menschen sind — 

(Zuruf von der CDU/CSU: Nein, an der 
besseren Regierung!) 

sind im April 1992 10,25 % und in meiner Heimatstadt 
Zwickau 12 % der Entscheidungen bei Rückübertra-
gungsansprüchen gefällt gewesen. 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Sie beant-
worten gern die Frage von Herrn Dr. Küster? 

Dr. Michael Luther (CDU/CSU): Ja. 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Bitte 
schön. 

Dr. Uwe Küster (SPD): Herr Luther, wollen Sie bitte 
zur Kenntnis nehmen, daß in Dresden der Erfüllungs-
stand bei 4,4 % liegt? 

Dr. Michael Luther (CDU/CSU): Ja. Ich kann es 
natürlich genau wie Sie machen und alle negativen 
Beispiele aufzählen. Aber da Sie das schon gemacht 
haben, habe ich den anderen Part übernommen und 
nur die positiven Beispiele aufgezählt. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. — 
Dr.  Herta Däubler-Gmelin [SPD]: Sie müssen 
sich anstrengen, Herr Luther! Es ist Ihre 
Verantwortung, die Situation zu verbessern, 

nicht gesundzubeten!) 

— Ich habe das einfach mal gemacht, auch wenn es 
Ihnen nicht gefällt. Ich habe das vor allem auch aus 
dem Grunde genannt 

(Dr. Uwe Küster [SPD]: Das soll noch mehr 
werden! — Abg. Dr. Herta Däubler-Gmelin 
[SPD] meldet sich zu einer Zwischenfrage) 

— bitte, lassen Sie mich den Satz zu Ende sagen —, 
(Dr. Herta Däubler-Gmelin [SPD]: Aber 

klar!) 
weil Sie mir vorgestern in der Ausschußsitzung in 
bezug auf ein anderes Gesetz entgegengehalten hat-
ten, daß in Sachsen die Verwaltung nicht funktioniere. 
Insgesamt sind in Sachsen 10 % zurückgegeben wor-
den. Ich glaube, das ist schon ein Zeichen dafür, daß 
irgendwo doch etwas passiert. 

(Abg. Dr. Herta Däubler-Gmelin [SPD] steht 
nach wie vor an einem Saalmikrophon) 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Bitte sehr. 
Ich nehme an — — 

Dr. Michael Luther (CDU/CSU): Aber nur, wenn ich 
dann noch zu Ende reden darf. 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Aber im 
Grunde genommen ist Ihre Redezeit jetzt schon abge-
laufen. 

Dr. Michael Luther (CDU/CSU): Aber ich habe 
schon eine Zwischenfrage beantwortet. 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Die habe 
ich nicht angerechnet, weder Frage noch Antwort. 
Aber trotzdem, jetzt beantworten Sie die Frage, und 
sehen Sie zu, daß Sie langsam zum Schluß kom-
men. 

Dr. Herta Däubler-Gmelin (SPD): Ich würde sie 
gerne erst stellen. 

(Heiterkeit) 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Das ist 
doch selbstverständlich. 

Dr. Herta Däubler-Gmelin (SPD): Ich würde Sie gern 
fragen — auch in der gewohnten Eingangsform —: 
Würden Sie die Güte haben, anzuerkennen, daß ich 
mich einfach ungeheuer darüber freue, wenn Sie 
positive Beispiele nennen, 

(Beifall bei der SPD) 
daß ich mich aber noch mehr darüber freuen würde, 
wenn Sie nicht dabei stehen blieben, sondern unsere 
gemeinsame Aufgabe darin sähen, auf der Basis eines 
realen Situationsbildes die Verbesserungen durchzu-
führen, die wir erreichen können? 

(Beifall bei der SPD) 

Dr. Michael Luther (CDU/CSU): Ich glaube, das 
reale Situationsbild, auch die Probleme, wurde heute 
oft genug angesprochen. Ich muß aber immer wieder 
eines sagen: Es ärgert mich, wenn wir in diesem Haus 
ständig alles nur schlechtreden. Deswegen habe ich 
meine Rede einfach positiv angelegt. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 
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Dr. Michael Luther 
Ich glaube, das ist auch wichtig. Das ist wichtig für die 
Moral der Menschen, die genau diese Aufgabe in den 
Ämtern bewältigen müssen. Wenn Sie denen ständig 
sagen, das Gesetz funktioniere nicht, das sei sowieso 
nicht zu erreichen, dann wird es auch nichts. 

(Dr. Herta Däubler-Gmelin [SPD]: Dann wird 
sich nie etwas verbessern!) 

Der Unterschied in Sachsen ist — wissen Sie, warum 
es dort besser läuft? —, daß es dort Menschen gibt, die 
den Leuten in der Verwaltung sagen: Leute, was ihr 
macht, ist gut. — Das geht einfach besser. Das ist der 
Unterschied. Vielleicht können Sie an dieser Stelle 
mal lernen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. — 
Johannes Gerster [Mainz] [CDU/CSU]: Die 

Sachsen sind auch clever!)  

Meine Damen und Herren, ich möchte die Rede 
beenden. Lassen Sie mich zusammenfassen: Ich habe 
gesagt, es gibt viele Dinge, warum Investitionen nicht 
laufen. In einem gebe ich Ihnen uneingeschränkt 
recht: Die Verwaltungen müssen personell besser 
ausgestattet werden. Ich bitte hier, bei all der Hilfe, die 
geleistet wurde, daß die alten Bundesländer auch 
weiterhin verstärkt Verwaltungshilfe leisten. 

Im Endeffekt müssen die Verwaltungen dieses 
Gesetz umsetzen. 

(Dr. Uwe Küster [SPD]: Die Armen!) 

Ich erwarte an dieser Stelle keinen Urknall; 

(Dr. Herta Däubler-Gmelin [SPD]: Das ist 
aber auch begründet, daß Sie den nicht 

erwarten!) 

denn Wunder — und daran grenzt das, was im Ostteil 
Deutschlands passieren muß — dauern bekanntlich 
etwas länger. Aber wir werden es schaffen. 

Vielleicht liegt es an meinem sächsischen Gemüt: 
Ich würde mir wünschen, daß ich dies auf die depres-
sive Stimmung in Ihrer Fraktion, meine Damen und 
Herren von der SPD, übertragen könnte. 

Danke. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Meine 
Damen und Herren! Der Abgeordnete Dr. Ullmann 
— ich nehme an, er ist jetzt unterwegs — bittet darum, 
seine Rede zu Protokoll geben zu dürfen. Angesichts 
der Tatsache, daß wir sowieso schon eineinviertel 
Stunden über die Zeit sind, bin ich davon ausgegan-
gen, daß das Haus damit einverstanden sein wird. *) 

(Dr. Jürgen Rüttgers [CDU/CSU]: Zur Nach-
ahmung empfohlen!) 

Der Abgeordnete von Stetten hat eine Erklärung 
nach § 31 schriftlich abgegeben. **) Ich gebe das Wort 
dem Abgeordneten Dr. Küster zu einer persönlichen 
Erklärung nach § 31. 

*) Anlage 4 
**) Anlage 5 

Dr. Uwe Küster (SPD): Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Ich möchte Ihnen 
erklären, warum ich gegen dieses Gesetz stimmen 
werde, abweichend vom Votum meiner Fraktion. 

(Helmut Sauer [Salzgitter] [CDU/CSU]: Wir 
lesen es gern nach!) 

— Ich habe es leider nicht so aufgeschrieben, daß Sie 
es nachlesen könnten. 

Die Regel „Rückgabe vor Entschädigung", die hier 
steht, ist in der Volkskammer und dann im Einigungs-
vertrag festgeschrieben worden. Ich halte die Bearbei-
tung der offenen Vermögensfragen für absolut dring-
lich. Wir können nicht das, was 1933 bis 1945, 1945 bis 
1949 und danach geschehen ist, ungeschehen 
machen. Es muß bearbeitet werden. 

Das Prinzip halte ich nach wie vor für falsch. Die 
Sozialdemokraten haben vor den Folgen gewarnt. Wir 
haben sie jetzt. Ich möchte sagen, daß mit dem 
Zweiten Vermögensrechtsänderungsgesetz sehr viele 
Verbesserungen in Zusammenarbeit aller Parteien 
erreicht worden sind. Ich bin der Ansicht, daß man 
jetzt mit dem Investitionsvorranggesetz sowohl kleine 
als auch große Vorhaben sehr gut durchsetzen 
kann. 

Ich habe das Gefühl, daß das Prinzip „Rückgabe vor 
Entschädigung" durchaus praktikabler und handhab-
barer im Sinne von „Investitionen vor Rückgabe" 
gestaltet wird. Ich habe aber kein Verständnis dafür, 
daß an einer Stelle, bei einem einfachen Gesetz, von 
dem Jahre 1990 bis jetzt nichts verändert wurde. Das 
ist das Vermögenszuordnungsgesetz. Hier spielen die 
öffentlichen Hände mit; ich möchte aufzählen: 
Gemeinden, Landkreise, Land, Bundesvermögens-
amt, Oberfinanzdirektionen und die Treuhand. Ich 
finde, es ist ein Skandal, daß wir einerseits die 
Privaten in ihrem Anspruch berechtigterweise zugun-
sten von Investitionen zurückdrängen, aber da, wo die 
öffentlichen Hände in der Verantwortung sind, dieses 
Prinzip nicht wahrnehmen. Ich erwarte, daß dem-
nächst eine Verfahrensvereinbarung durchgesetzt 
wird, damit die Zuweisung der Vermögenswerte an 
die Gebietskörperschaften wesentlich schneller als 
bisher erfolgt. 

(Bartholomäus Kalb [CDU/CSU]: Das ist 
keine Erklärung nach § 31!) 

Das wäre nach meiner Auffassung eine Vorausset-
zung für die Zustimmung gewesen. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Meine 
Damen und Herren, wir kommen nunmehr zur 
Abstimmung. Zunächst kommen wir zur Einzelbera-
tung über den Entwurf des Zweiten Vermögens-
rechtsänderungsgesetzes nach den Drucksachen 
12/2480, 12/2695 und 12/2944 in der Ausschußfas-
sung. Dazu liegen fünf Änderungsanträge der Frak-
tion der SPD vor, über die mit dem Einverständnis der 
Antragsteller vorab abgestimmt wird. Das klärt die 
Sache und vereinfacht das Verfahren. 

Ich komme zum Änderungsantrag 12/2950. Wer ist 
dafür? — Wer ist dagegen? — Damit ist dieser Ände-
rungsantrag mit den Koalitionsstimmen abgelehnt. 
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Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg 

Ich komme zu dem Änderungsantrag auf Drucksa-
che 12/2951. Wer ist dafür? — Wer ist dagegen? — 
Dann  ist dieser Änderungsantrag mit der gleichen 
Mehrheit abgelehnt. 

Ich komme zum Änderungsantrag auf Drucksache 
12/2952. Wer ist dafür? — Wer ist dagegen? — Er ist 
mit der gleichen Mehrheit abgelehnt. 

Ich komme zum Änderungsantrag auf Drucksache 
12/2953. Wer ist dafür? — Wer ist dagegen? — Er ist 
mit der gleichen Mehrheit abgelehnt. 

Ich komme zum Änderungsantrag auf Drucksache 
12/2954. Wer ist dafür? — Wer ist dagegen? — Damit 
ist auch dieser Änderungsantrag abgelehnt. 

Wer dem Gesetzentwurf in der Ausschußfassung 
zustimmt, den bitte ich um das Handzeichen. — Wer 
ist dagegen? — Wer enthält sich der Stimme? — 
Damit ist der Gesetzentwurf mit den Stimmen der 
Koalitionsabgeordneten bei Gegenstimmen von 
Herrn Dr. Küster und Frau Dr. Enkelmann sowie bei 
Enthaltung der SPD-Fraktion in zweiter Lesung ange-
nommen. 

Wer dem Gesetz als Ganzem zuzustimmen wünscht, 
den bitte ich, sich zu erheben. — Wer stimmt dage-
gen? — 

(Johannes Gerster [Mainz] [CDU/CSU]: Das 
waren jetzt die Beschleuniger!) 

Wer enthält sich? — Dann ist der Gesetzentwurf mit 
den Stimmen der Koalitionsfraktionen bei Enthaltung 
der SPD-Fraktion und gegen die Stimmen der PDS/ 
Linke Liste angenommen. 

Wir kommen nunmehr zur Abstimmung über den 
Entschließungsantrag der Fraktionen der CDU/CSU 
und der F.D.P. auf Drucksache 12/2957. Wer diesem 
Entschließungsantrag der Koalitionsfraktionen zuzu-
stimmen wünscht, den bitte ich um das Handzeichen. 
— Wer stimmt dagegen? — Damit ist dieser Entschlie-
ßungsantrag mit den Stimmen der Koalitionsfraktio-
nen angenommen worden. 

Wir kommen nunmehr zur Abstimmung über den 
Entschließungsantrag der Fraktion der SPD auf 
Drucksache 12/2955. Wer dem zuzustimmen wünscht, 
den bitte ich um das Handzeichen. — Wer stimmt 
dagegen? — Enthaltungen? — Damit ist dieser Ent-
schließungsantrag mit den Stimmen der Koalition bei 
Enthaltung der Frau Dr. Enkelmann und bei Enthal-
tung des Herrn Gerster abgelehnt worden. 

Wir kommen zur Abstimmung über die Beschluß-
empfehlung des Rechtsausschusses zu dem Gesetz-
entwurf der Fraktion der SPD zur Sicherung redlich 
erworbener Eigentums- und Nutzungsrechte an 
Gebäuden und Grundstücken auf Drucksache 
12/2358. 

Der Rechtsausschuß empfiehlt unter Nummer 1 
Buchstabe b seiner Beschlußempfehlung, den Gesetz-
entwurf für erledigt zu erklären. Wer dieser Beschluß-
empfehlung zuzustimmen wünscht, den bitte ich um 
das Handzeichen. — Wer stimmt dagegen? — Gegen  

die Stimme der Frau Dr. Enkelmann ist diese Be-
schlußempfehlung angenommen worden. 

Der Rechtsausschuß empfiehlt unter Nummer 1 
Buchstabe c seiner Beschlußempfehlung, den Gesetz-
entwurf der Gruppe PDS/Linke Liste zur Änderung 
des Vermögensgesetzes auf Drucksache 12/2228 für 
erledigt zu erklären. Wer stimmt für diese Beschluß-
empfehlung? — Wer stimmt dagegen? — Damit ist die 
Beschlußempfehlung mit den gleichen Mehrheitsver-
hältnissen wie zuvor angenommen worden. 

Der Rechtsausschuß empfiehlt unter Nummer 1 
Buchstabe d seiner Beschlußempfehlung, den Gesetz-
entwurf der Gruppe BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN zur 
Herstellung des Rechtsfriedens im Bereich des Wohn-
eigentums für erledigt zu erklären. Wer dieser 
Beschlußempfehlung zuzustimmen wünscht, den 
bitte ich um das Handzeichen. — Wer stimmt dage-
gen? — Die Beschlußempfehlung ist mit der gleichen 
Mehrheit wie zuvor angenommen. 

Unter Nummer 2 wird empfohlen, eine Entschlie-
ßung anzunehmen. Wer stimmt für diese Beschlu-
ßempfehlung? — Wer stimmt dagegen? — Enthaltun-
gen? — Bei Enthaltung von Frau Dr. Enkelmann ist die 
Beschlußempfehlung einstimmig angenommen wor-
den. 

Meine Damen und Herren, heute morgen ist wäh-
rend der Debatte über das Umsatzsteuer-Binnen-
marktgesetz vergessen worden, über eine Beschluß-
empfehlung des Finanzausschusses abzustimmen. Ich 
rufe dies mit Genehmigung des Hauses jetzt auf. Der 
Finanzausschuß empfiehlt unter Nummer 2 seiner 
Beschlußempfehlung auf Drucksache 12/2906, eine 
Entschließung anzunehmen. Diese Entschließung ist 
im Finanzausschuß einstimmig verabschiedet wor-
den. Das erleichtert Ihnen das Ganze. Wer dieser 
Beschlußempfehlung zuzustimmen wünscht, den 
bitte ich um das Handzeichen. — Wer stimmt dage-
gen? — Enthaltungen? — Damit ist diese Beschluß-
empfehlung einstimmig angenommen worden. 

Ich rufe Punkt 17 sowie die Zusatztagesordnungs-
punkte 3 bis 5 auf: 

17. a) Zweite Beratung und Schlußabstimmung 
des von der Bundesregierung eingebrach-
ten Entwurfs eines Gesetzes über die Fest-
stellung eines Nachtrags zum Bundeshaus-
haltsplan für das Haushaltsjahr 1992 
(Nachtragshaushaltsgesetz 1992) 
— Drucksachen 12/2600, 12/2806 — 

Beschlußempfehlung und Bericht des Haus-
haltsausschusses (8. Ausschuß) 
— Drucksachen 12/2800, 12/2801 — 

Berichterstattung: 

Abgeordnete Jochen Borchert 
Dr. Wolfgang Weng (Gerlingen) 
Helmut Wieczorek (Duisburg) 

(Erste Beratung 95. Sitzung) 
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b) Zweite und dritte Beratung des von der 

Bundesregierung eingebrachten Entwurfs 
eines Gesetzes zur Änderung des Gesetzes 
zur Aufhebung des Strukturhilfegesetzes 
und zur Aufstockung des Fonds Deutsche 
Einheit" 
— Drucksache 12/2692 — 

Beschlußempfehlung und Bericht des Haus-
haltsausschusses (8. Ausschuß) 
— Drucksache 12/2925 — 

Berichterstattung: 
Abgeordnete Adolf Roth (Gießen) 
Dr. Wolfgang Weng (Gerlingen) 
Helmut Wieczorek (Duisburg) 

(Erste Beratung 95. Sitzung) 

c) Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Haushaltsausschusses (8. Aus-
schuß) zu dem Antrag der Abgeordneten 
Dr. Klaus-Dieter Feige, Werner Schulz (Ber-
lin) und der Gruppe BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN 

Kosten für die Sanierung der durch die 
ehemalige SDAG Wismut verursachten 
Umwelt- und Gesundheitsschäden 
— Drucksachen 12/2638 (neu), 12/2918 — 

Berichterstattung: 
Abgeordnete Kurt Rossmanith 
Dr. Wolfgang Weng (Gerlingen) 
Helmut Wieczorek (Duisburg) 

ZP 3 Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Haushaltsausschusses (8. Aus-
schuß) zu dem Antrag der Abgeordneten Frei-
mut Duve, Dr. Willfried Penner, Wolfgang 
Thierse, weiterer Abgeordneter und der Frak-
tion der SPD 

Beibehaltung der bisherigen Förderungshöhe 
für die Kultur in den neuen Bundesländern 

— Drucksachen 12/1437, 12/2299 — 

Berichterstattung: 
Abgeordnete Karl Deres 
Ina Albowitz 
Rudolf Purps 

ZP 4 Beratung der Beschlußempfehlung des Haus-
haltsausschusses (8. Ausschuß) zu der Unter-
richtung durch die Bundesregierung 

Überplanmäßige Ausgabe im Haushaltsjahr 
1992 bei Kapitel 60 02 Titel 882 04 — Finanz-
hilfen des Bundes nach Artikel 104 a Abs. 4 GG 
an strukturschwache Bundesländer — 

— Drucksachen 12/2402, 12/2854 — 

Berichterstattung: 
Abgeordnete Adolf Roth (Gießen) 
Dr. Wolfgang Weng (Gerlingen) 
Helmut Wieczorek (Duisburg) 

ZP 5 Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Haushaltsausschusses (8. Aus-
schuß) zu der Unterrichtung durch die Bundes-
regierung 

Geplanter Erwerb einer Kinderkrippe und 
eines Kinderhorts für die Institutionen und 
Organe der Gemeinschaften (Clovis-Wilson) 

Geplanter Erwerb eines Grundstücks für den 
Bau einer Kinderkrippe in Woluwe 

— Drucksachen 12/2315 Nr. 2.1, 12/2855 — 

Berichterstattung: 
Abgeordnete Karl Diller 
Hans-Werner Müller (Wadern) 

Zum Nachtragshaushalt 1992 liegen zwei Entschlie-
ßungsanträge der Fraktion der SPD vor. 

Der Ältestenrat empfiehlt Ihnen eine Debattenzeit 
von einer Stunde. Ist das Haus damit einverstanden? 
— Ich sehe und höre keinen Widerspruch. Dann ist das 
offensichtlich der Fall und somit so beschlossen. 

Ich eröffne die Debatte und erteile dem Abgeordne-
ten Horst Jungmann das Wort. 

Horst Jungmann (Wittmoldt) (SPD): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Die Beratungen zum 
Nachtragshaushalt 1992 haben gezeigt, daß die Bun-
desregierung offensichtlich nicht mehr in der Lage ist, 
der Krise der Staatsfinanzen durch wirksame Begren-
zung des Ausgabenanstiegs Herr zu werden. 

(Zurufe von der SPD: Sehr wahr!) 

Meine Fraktion hat die Beratungen des Nachtrags-
haushalts zum Prüfstein für die angekündigte Sparpo-
litik des Bundesfinanzministers erklärt. Den Test hat 
der Finanzminister nicht bestanden. Sie haben nicht 
die politische Kraft besessen, Mehrausgaben im Volu-
men von knapp 1 % des Bundeshaushaltes durch 
Kürzen, Streichen oder Strecken an anderer Stelle 
auszugleichen. Damit hätten Sie ein Signal geben 
können, daß Sie es zur Begrenzung der steigenden 
Verschuldung des Bundes mit dem Sparen endlich 
ernst meinen. 

Statt dessen beschleunigt sich der Ausgabenanstieg 
des Bundes von bisher geplanten 5 auf knapp 6 %. Es 
bleibt Ihr Geheimnis, wie Sie angesichts dieser Tatsa-
che noch darauf hoffen können, daß die Menschen 
Ihrer Sparversprechung für die Zukunft glauben sol-
len. 

(Kurt J. Rossmanith [CDU/CSU]: Doch, die 
glauben euch nicht, sondern uns!)  

Die angekündigte Steigerungsrate für die Bundes-
ausgaben von mittelfristig 2,5 % wird sich ebenso wie 
die ursprünglich für 1992 geplante Zuwachsrate von 
2,9 % als bloßes Versprechen erweisen. 
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Bereits bei der Verabschiedung des Bundeshaus-
halts 1992 standen die Mehrausgaben im Volumen 
von 4 Milliarden DM fest, die Sie bewußt nicht etati-
siert haben, 2 Milliarden DM davon für den Schulden-
dienst des Kreditabwicklungsfonds, 1 Milliarde DM 
für die Gewährleistung für Osteuropa und mindestens 
1 Milliarde DM im Zusammenhang mit dem Struktur-
hilfegesetz, das wir jetzt im Zusammenhang bera-
ten. 

Sie verstießen bewußt gegen den Grundsatz der 
Haushaltsklarheit und Haushaltswahrheit, um auf 
dem Papier eine Zuwachsrate von 2,9 % zu halten, 

(Kurt J. Rossmanith [CDU/CSU]: Das ist die 
Wahrheit!) 

statt bereits die am Anfang dieses Jahres erkennbare 
4%ige Erhöhung vorzunehmen. 

(Helmut Wieczorek [Duisburg] [SPD]: Ge-
nauso ist es!) 

Sie versuchen jetzt erneut, eine Steigerungsrate von 
knapp 6 % zu bagatellisieren und zu vernebeln. Des-
halb lassen Sie sich gesagt sein: Für die gesamtwirt-
schaftlichen und kapitalmarktpolitischen Wirkungen 
des Bundeshaushalts 1992 ist die Ausgabenentwick-
lung entscheidend, die zwischen den tatsächlichen 
Ausgaben des Jahres 1991 und Ihren politischen 
Plandaten 1992 liegen. Da kommen Sie an der Fest-
stellung nicht vorbei, daß der Ausgabenanstieg des 
Jahres doppelt so hoch liegt wie die vom Finanzpla-
nungsrat empfohlene Ausgabenlinie von 3 %. 

Die SPD-Fraktion hat es demgegenüber für unver-
zichtbar gehalten, die Gesamtausgaben nicht weiter 
zu erhöhen und die zu erwartenden Steuermehrein-
nahmen vollständig zur Senkung der Nettokreditauf-
nahme einzusetzen, damit die Neuverschuldung auf 
deutlich unter 40 Milliarden DM gesenkt wird. 

(Zurufe von der SPD: Sehr gut! — So ist 
es!) 

Wären Ihnen dagegen nicht die unerwartet hohen, 
weil inflations- und progressionsbedingten heimli-
chen Steuererhöhungen zu Hilfe gekommen, hätten 
Sie die Neuverschuldung des Bundeshaushalts sogar 
auf etwa 48 Milliarden DM erhöhen müssen. 

Weil Sie nicht sparen, sondern die Bundesausgaben 
in diesem Jahr um 23 Milliarden DM erhöhen, kom-
men wir mit unserer finanzpolitischen Situation in die 
Schwierigkeiten, die Sie zu verantworten haben. 

(Beifall bei der SPD — Zurufe von der SPD: 
Unglaublich! — Skandal!) 

Die von Ihnen als Konsolidierungserfolg herausge-
stellte Verringerung der Neuverschuldung um nur 
4 Milliarden DM ist angesichts der Hypothek der 
öffentlichen Gesamtverschuldung ohne finanzpoliti-
sche Substanz. Wir sind in der Finanzpolitik der 
Bundesrepublik Deutschland an einem Punkt ange-
langt, wo die unterschiedlichen Einschätzungen der 
haushaltswirtschaftlichen Perspektiven angesichts 
der feststehenden explosiven Entwicklung der Schul-
dendienstverpflichtung der öffentlichen Hände fast 
schon bedeutungslos werden. 

Bis Mitte der 90er Jahre wird die Verschuldung des 
öffentlichen Sektors einschließlich der Nebenhaus-

halte auf rund 2,2 Billionen DM — diese Zahl muß 
man sich einmal auf der Zunge zergehen lassen — 
gestiegen sein. 

(Kurt J. Rossmanith [CDU/CSU]: Das meiste 
ist vom Saarland!) 

Obwohl der Bundesfinanzminister bisher nur bereit 
ist, die Treuhandschulden — entgegen seiner rechtli-
chen Verpflichtung — lediglich zur Hälfte zu über-
nehmen, steigt allein die Bundesverschuldung bis 
Ende 1996 auf rund 900 Milliarden DM an. 

(Zuruf von der SPD: Unglaublich!) 

Damit ist der Schuldenberg, meine Damen und Her-
ren von der Koalition, innerhalb von fünf Jahren um 
3 Milliarden DM gewachsen. 

(Helmut Wieczorek [Duisburg] [SPD]: Diese 
Schuldenmacher!) 

Unter Einbeziehung der Nebentöpfe wie des Fonds 
Deutsche Einheit, ERP oder der explosiven Verschul-
dung der Bahn und Post muß der Bundeshaushalt die 
Verantwortung für rund 1,3 Billionen DM Schulden 
übernehmen. 

(Jochen Borchert [CDU/CSU]: Da sind die 
Bundesländer mit drin!) 

Damit verbunden ist ein dramatischer Anstieg der 
Zinsausgaben, der den Bundeshaushalt finanzpoli-
tisch erdrosselt. Die Zinsausgaben werden bis 1996 im 
Bundeshaushalt auf 73 Milliarden DM steigen. 

(Kurt J. Rossmanith [CDU/CSU]: Vor allem 
wegen des Saarlands!) 

— Herr Kollege, wir sind nicht dabei, den Nachtrags-
haushalt des Saarlands zu diskutieren. Wir diskutie-
ren den Bundeshaushalt, den Haushalt der Bundesre-
gierung und ihrer Koalition. Darauf sollten wir uns 
konzentrieren. 

(Beifall bei der SPD) 

Die Zinsausgaben werden also bis 1996 im Bundes

-

haushalt auf sage und schreibe 73 Milliarden DM 
steigen, 

(Dr. Jürgen Rüttgers [CDU/CSU]: Da sind 
doch die Zahlen der Bundesländer drin, oder 
haben Sie sich verrechnet? — Jochen Bor

-

chert [CDU/CSU]: Herr Kollege, Sie haben 
die falschen Zahlen!) 

bei vollständiger Einbeziehung des Kreditabwick-
lungsfonds und der Treuhandanstalt sogar auf 88 Mil-
liarden DM. 

Der Anteil der Zinsen an den Gesamtausgaben 
steigt nach Feststellung der Bundesbank bis Mitte der 
90er Jahre auf 15 bzw. 19 %. Fast jede fünfte Mark des 
Bundeshaushalts geht dann für Zinsen drauf, und das 
nur, damit die Reichen noch reicher werden, während 
der kleine Steuerzahler die Zins- und Schuldenpolitik 
dieser sozialliberalen 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU — 
Dr.  Jürgen Rüttgers [CDU/CSU]: Eine Freud- 

sche Fehlleistung!) 

— dieser christliberalen Koalition bezahlt. — Sie 
wissen aber genau, wer gemeint ist. Der Steuerzahler 
weiß auch, wer ihm das Geld aus der Tasche nimmt. 
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Deswegen brauchen wir uns über diesen Versprecher 
nicht zu streiten. Seit zehn Jahren tragen Sie die 
Verantwortung. Sie haben die Staatsfinanzen in einen 
desolaten Zustand gebracht. Darüber werden wir uns 
noch intensiv unterhalten müssen. 

Dieser Befund macht dramatisch deutlich, daß für 
die Gestaltung der Zukunft keine zusätzlichen realen 
Finanzierungsspielräume zur Verfügung stehen. Um 
die Zinsen zu zahlen, sind Sie bereit — das ist das 
Schlimme —, die soziale Infrastruktur unseres Landes 
zusammenzustreichen. Deshalb wiederhole ich: Das 
ist kein finanzpolitisches Programm, sondern ein 
Anschlag auf den sozialen Frieden in unserem 
Lande. 

(Beifall bei der SPD) 

Die hervorstechende Konstante in der Finanzpolitik 
ist Ihre einseitige, zu Lasten der unteren und mittleren 
Einkommen ausgerichtete Steuer- und Ausgaben-
politik. Im Jahre 1992 werden die Bürger in unserem 
Lande rund 50 Milliarden DM mehr Steuern und 
Abgaben zu zahlen haben. Bis 1996 nimmt die Mehr-
belastung der Arbeitnehmer auf Grund der Steuerpro-
gression um weitere 60 Milliarden DM zu. 

Auf der anderen Seite haben Sie die Leistungsfähig-
sten in unserem Lande mit Milliardenbeträgen bei der 
Vermögensteuer entlastet. Für die Reichsten in unse-
rem Lande wollen Sie sogar den Spitzensteuersatz bei 
der Einkommensteuer von 53 auf 46 % senken; das 
entspricht einem Volumen von 8 Milliarden DM. Die 
Zeche zahlt wieder einmal der kleine Mann. Mit 
dieser Politik bringen Sie das soziale Klima in unserem 
Lande auf einen absoluten Tiefststand. 

Ihre demonstrative Absage an einen Ausgleich der 
Interessen zwischen oben und unten gefährdet den 
sozialen Frieden. Deshalb fordern wir Sozialdemokra-
ten ein neues soziales Bündnis für unser Land; 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

denn Ihre Politik produziert in unserem Lande Vertei-
lungskämpfe, die die soziale Einheit Deutschlands in 
weite Ferne rücken lassen. 

Meine Damen und Herren, wir reden heute in 
diesem Zusammenhang auch über das Strukturhilfe-
gesetz und dessen Aufhebung. Ich denke, zu diesem 
Tatbestand müssen noch einige Sätze gesagt wer-
den. 

(Jochen Borchert [CDU/CSU]: Zu dem Ver-
halten der Bundesländer!) 

Sie wissen, daß genau dieser Tatbestand der Struktur-
hilfe ein Anteil des Finanzausgleichs im Gesamtbe-
reich der Bundesrepublik Deutschland war. Die SPD-
regierten Bundesländer hatten sich für ein Auslaufen 
der Strukturhilfe und ein stufenweises Abschmelzen 
bis 1995 ausgesprochen. Die jetzt zur Verfügung 
gestellte pauschale Überbrückungshilfe reicht nach 
Angaben der Länder noch nicht einmal aus, um die 
vom Bund bereits als förderungsfähig anerkannten 
und von den Ländern genehmigten Strukturhilfemaß-
nahmen vollständig abzuwickeln. 

Was in diesem Zusammenhang wie ein Sieg des 
Bundes aussieht — nämlich die Aufhebung des Struk-
turhilfegesetzes — wird sich für sie allenfalls als 

Pyrrhussieg ausweisen. Denn damit haben sie sich 
selbst einen Stolperstein für den Finanzausgleich 
zwischen den ostdeutschen und westdeutschen Län-
dern im Jahre 1995 in den Weg gelegt. Die neuen 
Länder pochen bereits jetzt auf die im Vermittlungs-
verfahren zum Finanzpaket 1992 ge troffene Verein-
barung, die Ausstattung des Fonds „Deutsche Ein-
heit" laufend zu überprüfen. Sie fordern deshalb mit 
Ihrer Entschließung vom 3. Juni eine weitere Aufstok-
kung des Fonds „Deutsche Einheit" für die nächsten 
beiden Jahre um fast 40 Milliarden DM. 
Sie in der Koalition wissen, daß das Strukturhilfege-

setz der letzte Baustein im Finanzausgleichssystem 
der alten Bundesländer gewesen ist. Wenn die West-
länder stärker zur Finanzierung des Finanztransfers 
für die östlichen Bundesländer beitragen sollen, dann 
muß dies gleichmäßig nach Wirtschafts- und Steuer-
kraft der einzelnen westlichen Bundesländer gesche-
hen. Dann dürfen im Westen keine neuen Strukturge-
fälle aufgerissen werden. Mit der Aufhebung der 
Strukturhilfe haben Sie aber gerade die gutsituierten 
Westländer — wie Baden-Württemberg und Hes-
sen — vom Lastenausgleich bis 1995 ausgeklammert. 
Dieser Weg führt in die Sackgasse. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Sagen Sie das 
einmal dem Ministerpräsidenten Eichel!) 

Meine Damen und Herren, wir gehen heute abend 
nach dieser Debatte in die Sommerpause. Die deut-
sche Öffentlichkeit erwartet zu Recht die vom Bundes-
kanzler vor der Sommerpause angekündigten Ent-
scheidungen auch noch vor der Sommerpause zu 
hören. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 
Ich denke an die Pflegeversicherung, die auch nicht 
entschieden ist — hier lassen Sie die Menschen im 
Ungewissen —, 

(Dr. Jürgen Rüttgers [CDU/CSU]: Keine 
Angst, ihr braucht nur bis nächste Woche 

sitzen zu bleiben!) 
aber — in diesem Zusammenhang — vor allem auch 
an den Nachtragshaushalt 1990 sowie an den 
Jäger 90. Es sollte eigentlich am Dienstag dieser 
Woche entschieden sein; nun wird es auf Grund der 
Intervention am 30. Juni bis zur Sommerpause — — 

(Zuruf von der SPD) 
— Lesen Sie einmal Reden des Bundeskanzlers nach, 
dann wissen Sie, was Sie hier zu sagen haben. 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Aber vor 
der Sommerpause möchte gern der Abgeordnete 
Helmut Esters eine Frage stellen. 

Horst Jungmann (Wittmoldt) (SPD): Herr Präsident, 
wenn Sie mir die Zeit nicht anrechnen, — 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Das tue 
ich nicht, nein. 

Horst Jungmann (Wittmoldt) (SPD): — dann darf mir 
der Kollege Helmut Esters eine Frage stellen. Dann 
habe ich Gelegenheit, einen Schluck Wasser zu trin-
ken. 



Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode — 100. Sitzung. Bonn, Freitag, den 26. Juni 1992 	8549 

Helmut Esters (SPD): Zunächst einmal prost, Herr 
Kollege. 

(Heiterkeit im ganzen Hause) 

Aber da Sie gerade von der Sommerpause sprechen, 
möchte ich Sie herzlich bitten, die noch anwesenden 
Kollegen auf folgendes aufmerksam zu machen — ich 
nehme an, Sie sind dazu bereit. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das war die 
Frage?) 

— Das war die Frage. — Im Zuge der Haushaltsbera-
tungen haben wir doch einen bestimmten Titel beson-
ders behandelt; bei diesem Titel sollten alle die 
Kollegen besonders bedient werden, die freitags 
nachmittags nach 15 Uhr noch als Redner hier im Saal 
sitzen und dann bereit sind, ihre Reden zu Protokoll zu 
geben. 

(Heiterkeit im ganzen Hause — Beifall bei 
der SPD, der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Horst Jungmann (Wittmoldt) (SPD): Herr Kollege 
Esters, von dem Gerücht, daß den Rednern anläßlich 
der 100. Sitzung des Deutschen Bundestages hier 
heute nachmittag angeblich eine Rednerprämie 
gezahlt werden solle, habe auch ich gehört. Aber ich 
denke, im Zusammenhang mit der Debatte in der 
Öffentlichkeit über die finanzielle Ausstattung von 
Bundestagsabgeordneten usw. haben wir großzügig 
— soweit es meine Person und alle anderen Kollegen 
betrifft — auf die Prämie verzichtet und führen sie 
wieder dem allgemeinen Bundeshaushalt zu. 

(Zurufe von der SPD) 

Ich wäre auch bereit, auf die Prämien zu verzichten; 
wenn mein Kollege Roth, der nach mir an der Reihe ist, 
seine Rede zu Protokoll gegeben hätte, hätte ich das 
auch getan. 

Zur Sache: Wir waren bei der Sommerpause und bei 
der Entscheidung zum Jäger 90 stehengeblieben, die 
nun am 30. Juni fallen soll. Wie sie dann ausgehen 
wird, weiß ich nicht. Ich kann nur sagen: Während der 
Verteidigungsminister bis heute nicht müde gewor-
den ist, sich mit guten Argumenten in der Öffentlich-
keit gegen die Beschaffung des Jäger 90 auszuspre-
chen, entpuppte sich der Finanzminister und CSU-
Vorsitzende Waigel als jemand, der sein Sparpro-
gramm vergessen hat,  wenn  es um die bayerische 
Rüstungsindustrie geht. 

Man kann nur sagen: Hochachtung, Herr Rühe, mit 
welchen eingängigen Argumenten Sie sich gegen 
eine Produktion des Jäger 90 ausgesprochen haben! 

(Kurt J. Rossmanith [CDU/CSU]: Das müssen 
gerade Sie sagen!) 

— Was heißt: „gerade Sie"? 

(Hans Peter Schmitz [Baesweiler] [CDU/ 
CSU]: Ausgerechnet Sie! — Heiterkeit) 

— Was heißt das? Sagen Sie das einmal; Sie können 
gleich darauf antworten. Ich denke, es ist nichts 
Negatives, wenn die Opposition einen Minister, der 
mutig ist, Entscheidungen zu treffen, einmal lobt, auch 
wenn das der Koalition nicht paßt. 

(Beifall bei der SPD) 

Damit Sie noch vor der Sommerpause tatsächlich 
Gelegenheit zu einer Entscheidung haben, haben wir 
Ihnen für die dritte Lesung einen Entschließungsan-
trag vorgelegt, dem Sie zustimmen können. Dann 
wissen wir, daß wir im Haushalt 1993 tatsächlich 
100 Millionen und über die Jahre der Beschaffung 
insgesamt 134 Milliarden DM sparen, wie es in dem 
Gutachten des Rechnungshofes nachzulesen ist, das 
uns zwar leider noch nicht vorliegt; aber man kann ja 
in der Presse lesen, daß Geld in dieser Dimension 
dabei eine Rolle spielt. 
In der Politik kommt es nicht darauf an, immer nur 

den Mund zu spitzen, sondern darauf, ab und zu 
einmal zu pfeifen. In der dritten Lesung haben Sie 
Gelegenheit, unserem Antrag zuzustimmen und Ihre 
Hand hochzuheben. Wenn Sie nachher herauskom-
men, dann pfeife ich Ihnen dazu auch etwas vor. 

(Beifall bei der SPD) 
Auf der Kommandeurstagung in Leipzig hat der 

Verteidigungsminister deutlich gemacht — das findet 
auch meine Unterstützung —, 

(Kurt J. Rossmanith [CDU/CSU]: Das waren 
Sie ja gar nicht!) 

daß in der Bundeswehr der Mensch im Mittelpunkt 
der Interessen stehen sollte 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und der F.D.P.) 

und daß die soziale Qualität in diesem Bereich verbes-
sert werden soll. Er hat auch öffentlich eine Wehrsold-
erhöhung noch für das Jahr 1992 angekündigt. 
Die Glaubwürdigkeit der Politik wird nicht durch 

Ankündigungen alleine besser, sondern Reden und 
Handeln müssen auch miteinander im Einklang ste-
hen. Wenn man ankündigt und anschließend nicht 
handelt, dann wird die Politik unglaubwürdig. 
Hier ist ein Fall, wo es um Menschen geht, die 

gegenüber dem Staat ihre Pflicht erfüllen, wo es um 
das schwächste Glied in der Kette der Bundeswehr 
geht, um die Wehrpflichtigen, wo man Versprechun-
gen gemacht hat, die man am Ende nicht einhält. 
Wir haben deshalb auch hierzu zur dritten Lesung 

einen Entschließungsantrag vorgelegt. Ich empfehle 
Ihnen, diesem Entschließungsantrag, wenn Sie Ihre 
Glaubwürdigkeit in der Öffentlichkeit verbessern 
wollen, zuzustimmen, damit die Wehrpflichtigen ab 
1. Oktober 1992 2 DM pro Tag an Wehrsold mehr 
bekommen. Damit würde etwas für die Glaubwürdig-
keit der Politik getan. 
Meine Damen und Herren, ich möchte mich bei 

meinen Kollegen im Haushaltsausschuß, bei allen, die 
an der Beratung in den Ausschüssen teilgenommen 
haben, recht herzlich für die gute Zusammenarbeit 
bedanken und wünsche uns allen eine erholsame 
Sommerpause. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Nunmehr 
erteile ich dem Abgeordneten Adolf Roth das Wort. 

Adolf Roth (Gießen) (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Die SPD hat 
aus Anlaß der zweiten Lesung zum Nachtragshaushalt 
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1992 Entschließungsanträge eingebracht. Das ist ihr 
gutes und verbrieftes Recht, allerdings in diesem Falle 
nicht sehr erfolgversprechend; denn wir werden beide 
Anträge ablehnen, 

(Widerspruch bei der SPD) 
nicht weil wir Ihnen etwas pfeifen wollen, Herr 
Kollege, sondern weil das Thema Jagdflugzeug 90 zu 
ernst ist, um es mit einigen lapidaren Sätzen im 
Entschließungsantrag hier am Rande einer anderen 
Beratung parlamentarisch zu beerdigen. Wir arbeiten 
an dieser Frage konzeptionell. Wir werden in aller 
Kürze unsere Entscheidungen treffen und dann ent-
sprechend parlamentarisch handeln. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Herr Ab-
geordneter Roth, sind Sie bereit, eine Zwischenfrage 
des Abgeordneten Kolbow zu beantworten? 

Adolf Roth (Gießen) (CDU/CSU): So früh schon? 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Ja. 

Adolf Roth (Gießen) (CDU/CSU): Bitte sehr, Herr 
Kollege. 

Walter Kolbow (SPD): Da Sie sehr früh die Ableh-
nung beider Anträge der sozialdemokratischen Bun-
destagsfraktion bekanntgegeben haben, Herr Kol-
lege, wollte ich Sie gerne auch sehr früh fragen, 
warum Sie denn den Wehrsoldantrag ablehnen, 
obwohl er im Verteidigungsausschuß einvernehmlich 
beschlossen worden ist. Ich frage Sie deswegen so 
früh, weil Sie, Herr Kollege, damit möglicherweise 
stärkere Argumente in Ihre Antwort aufnehmen kön-
nen. 

Adolf Roth (Gießen) (CDU/CSU): Verehrter Herr 
Kollege, ich habe mir gleich gedacht, daß Sie zu früh 
gefragt haben. Sie haben meine Aussage zu diesem 
Punkt nicht abwarten wollen. 
Ich darf darauf verweisen, daß zu diesem Thema der 

Verteidigungsausschuß auf Antrag der Fraktion der 
CDU/CSU und in Übereinstimmung mit unserem 
Koalitionspartner am 3. Juni bereits einen Entschlie-
ßungsantrag behandelt hat, der auch einstimmig 
gebilligt worden ist und der diese Wehrsolderhöhung 
zum Ziele hat. Wir werden selbstverständlich den 
Worten auch Taten folgen lassen. Das Verfahren ist 
eingeleitet. Ich bitte Sie, die Geduld bis zur Einbrin-
gung der entsprechenden Gesetzesvorlage aufzubrin-
gen. Dann werden wir rechtzeitig zu einer Entschei-
dung kommen. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Dieter-Julius-Cronenberg: Herr Ab-
geordneter Roth, der Abgeordnete Kolbow möchte 
noch einmal fragen, und der Abgeordnete Jungmann 
möchte eine Frage stellen. Bevor das nun genehmigt 
wird oder nicht, möchte ich nur einmal darauf auf-
merksam machen, daß wir uns fast eineinhalb Stun-
den hinter dem Zeitplan befinden und daß darauf ein 
wenig Rücksicht genommen werden sollte. 

Herr Abgeordneter Roth, es liegt ausschließlich bei 
Ihnen, darüber zu entscheiden, ob Sie die Fragen 
zulassen wollen oder nicht. 

Adolf Roth (Gießen) (CDU/CSU): Da es zwei sehr 
disziplinierte Kollegen sind, werde ich ihre Kurzfra-
gen zulassen. Bitte. 

Walter Kolbow (SPD): Ich bedanke mich, Herr 
Kollege. — Ich habe mich nur deshalb noch einmal 
gemeldet, um Ihnen die Gelegenheit zu geben, die 
Frage so zu beantworten, wie ich Sie jetzt stellen 
möchte. Sind Sie bereit, Herr Kollege, mindestens zu 
akzeptieren, daß der Antrag am 3. Juni im Verteidi-
gungsausschuß eine Initiative der sozialdemokrati-
schen Bundestagsfraktion war, der sich die Kollegen 
von der CDU/CSU und dor F.D.P. angeschlossen 
haben? 

Adolf Roth (Gießen) (CDU/CSU): Herr Kollege, 
dazu bin ich nicht bereit. Ich war nicht dabei. Ich habe 
aber die Beschlußempfehlung gelesen. Darin steht 
eindeutig: Entschließungsantrag der Fraktionen von 
CDU/CSU und SPD und F.D.P. Ich gehe davon aus, 
daß es eine einmütige Verabschiedung war. 

(Dr. Jürgen Rüttgers [CDU/CSU]: Aha!) 
Das habe ich auch in meinen Worten zum Ausdruck 
gebracht. 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Der Abge-
ordnete Jungmann verzichtet auf seine Zwischen-
frage. Vorsorglich sage ich: Ich werde bei diesem 
Redebeitrag auch keine weiteren Fragen mehr zulas-
sen. — Bitte schön. 

(Horst Jungmann (Wittmoldt] [SPD]: Es hat 
sich erledigt! Es hat keinen Zweck, er war 

nicht dabei!) 

Adolf Roth (Gießen) (CDU/CSU): Meine Damen und 
Herren, zurück zum Nachtragshaushalt 1992. Sie alle 
wissen, es ist und bleibt unser vordringlichstes Ziel, 
den Aufbau in den neuen Bundesländern ausreichend 
zu finanzieren und den Aufbauprozeß in Deutschland 
in einem überschaubaren Zeitraum so zu gestalten, 
daß sich die Lebensbedingungen angleichen werden, 
auch wenn zwangsläufig regionale Unterschiede am 
Ende verbleiben werden. 
Um dieses Ziel zu erreichen, müssen wir bei unserer 

Haushaltspolitik die Mittel konzentrieren, insbeson-
dere im investiven Bereich. Ich darf die Einschätzung 
aller Sachverständigen hier mit einbringen: Es gibt 
überhaupt nur einen Königsweg zum Aufbau in den 
östlichen Bundesländern, und das ist, ihre eigenen 
Produktivkräfte zu stärken. Das heißt, wir müssen die 
investiven Leistungen so verstärken, daß nicht nur im 
öffentlichen Bereich, wo das in erstaunlichem 
Umfange schon geschieht, sondern auch im privat-
wirtschaftlichen Bereich die produktiven Kräfte 
gestärkt und Investitionsprozesse in Gang gesetzt 
werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 
Dies erfordert zweierlei: Es erfordert eine nachhal-

tige Solidarität im Westen, allerdings auch eine 
gewisse Geduld im Osten, denn immerhin können wir 
nicht in 20 Monaten nach der Einheit all das einpla- 
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viert haben, was in 40 Jahren Sozialismus unter die 
Räder gekommen ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Meine Damen und Herren, in der vergangenen 
Woche haben wir die Beratungen im Haushaltsaus-
schuß abgeschlossen. Ich habe eigentlich nach der 
Rede des Kollegen Jungmann doch den Eindruck, daß 
er nicht ganz verhehlen konnte, daß wir zu positiven 
Ergebnissen gekommen sind. Ich will sie wie folgt 
zusammenfassen. 

Erstens. Die Einnahmen und Ausgaben des Bundes 
sind trotz der enormen Herausforderung des Eini-
gungsprozesses nach wie vor unter Kontrolle. Das 
weist das Beratungsergebnis aus. 

Zweitens. Unser Ziel, das bei der Einbringung des 
Nachtragshaushaltes in der ersten Lesung hier vorge-
stellt wurde, die Steuermehreinnahmen für die Rück-
führung der Nettokreditaufnahme zu verwenden, ist 
de facto erreicht worden. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Die Nettokreditaufnahme wird im Vergleich zum 
ursprünglichen Haushaltssoll 1992 um nicht weniger 
als 4,8 Milliarden DM auf 40,5 Milliarden DM abge-
senkt. Das sind 10 Milliarden DM weniger, als in der 
mittelfristigen Finanzplanung vorgesehen gewesen 
sind! Da frage ich Sie: Was provoziert Ihre Kritik in 
diesem Punkt? 

(Jochen Borchert [CDU/CSU]: Das Verhalten 
der Länder! — Zurufe von der SPD) 

— Darauf komme ich noch zurück, Herr Kollege 
Borchert. 

Dritter Punkt: Die restriktive Linie beim Personal 
wird eingehalten. Es wird keine Stellenvermehrung 
geben. Im Haushaltsgesetz ist festgelegt worden, daß 
alle von der Bundesregierung im Nachtragshaushalt 
insbesondere im Zusammenhang mit dem Aufbau 
neuer Vertretungen in den osteuropäischen Ländern 
veranschlagten Mittel bis zum Ende dieses Jahres an 
anderer Stelle wieder eingespart werden müssen. 

(Rudolf Purps [SPD]: Da bin ich aber 
gespannt!) 

— Das haben wir in der Tat immer eingehalten. 

(Lachen bei der SPD) 

Im übrigen ist es die gesetzliche Pflicht der Regierung, 
das zu tun, und deshalb beschließen wir es hier. 

(Zuruf von der SPD: Man darf hier nicht 
lügen, Herr Kollege!) 

Viertens. Die Koalitionsfraktionen bleiben mit die-
sem Ergebnis im Einklang mit ihrem Beschluß vom 
5. Mai 1992, durch eine Politik strikter Sparsamkeit 
die Kreditaufnahme des Bundes in den nächsten 
Jahren bis 1996 schrittweise auf 25 Milliarden DM 
zurückzuführen. Ich möchte die sozialdemokratische 
Fraktion dieses Hauses auffordern, diesen Weg mit 
uns gemeinsam zu gehen, und zwar auch in Gestalt 
der Anträge, die Sie dem Hause vorlegen. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Helmut Wieczo-
rek [Duisburg] [SPD]: Wir machen keine 
Schulden! — Lachen bei der CDU/CSU — 

Gegenruf des Abg. Jochen Borchert [CDU/ 
CSU]: Er wird nicht mal rot!) 

Ich fordere nicht nur die Bundespolitiker der SPD dazu 
auf, sondern vor allem auch die Sozialdemokraten, die 
Verantwortung in den Ländern und in den Kommunen 
tragen: Übernehmen Sie bitte die Empfehlungen des 
Finanzplanungsrates, und machen Sie sich die dort 
gegebenen Empfehlungen zu Ihrer eigenen Sache! 

Der Abbau der Neuverschuldung des Bundes kann 
sich in Zahlen sehr deutlich sehen lassen, Herr Kollege 
Jungmann. 1989, in dem Jahr, das mit dem Fall der 
Mauer endete, betrug das Haushaltsdefizit weniger 
als 15 Milliarden DM. Im Jahr darauf — im Jahre 1990, 
dem Jahr, in der die dritte, die weitestgehende Stufe 
der Steuerreform in Kraft getreten ist — ist das Defizit 
auf knapp 44 Milliarden DM angestiegen. Im Jahre 
1991 sahen die Eckwerte — in der Zeit vor der 
Bundestagswahl, aber auch, laut Haushaltsentwurf, in 
der Zeit nach der Bundestagswahl — eine Obergrenze 
von 70 Milliarden DM für die Neuverschuldung des 
Bundes vor. Tatsächlich hatten wir Ende 1991 eine 
Neuverschuldung in Höhe von nur 50,8 Milliarden 
DM, 

(Zuruf von der SPD: Nur?) 

und auch im Jahre 1992 ist mit einer weiteren Absen-
kung der Nettokreditaufnahme um weitere 10 Milliar-
den  DM auf 40,5 Milliarden DM zu rechnen. 

Wenn ich berücksichtige, daß in diesem Jahr aus 
den Gewinnabführungen der Deutschen Bundesbank 
weitere 7,5 Milliarden DM zur Direkttilgung von Alt-
schulden des Bundes verwendet werden, dann sinkt 
die Neuverschuldung im Jahre 1992 auf 33 Milliarden 
DM. Das ist sicher viel Geld — es sind 8 % der 
Ausgaben des Bundes —, aber es sind 1,1 % des in 
diesem Jahr in Deutschland prognostizierten Brutto-
sozialprodukts. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das ist entschei

-

dend!) 

Meine Damen und Herren, wenn Sie das einmal 
vergleichen mit dem Schlußergebnis Ihrer eigenen 
Regierungszeit im Jahre 1982, als die Defizitquote, 
gemessen an den Gesamtausgaben des Bundes, dop-
pelt so hoch war, nämlich bei 16,5 % lag, und als das 
Defizit des Bundes, gemessen am damaligen Brutto-
sozialprodukt, das ja nur halb so hoch wie heute 
gewesen ist, 2,5 % betrug und damit mehr als doppelt 
so hoch war wie jetzt, dann müssen Sie doch wirklich 
eingestehen, daß wir in der Phase der größten finanz-
politischen Herausforderung der Nachkriegszeit eine 
saubere, seriöse und solide durchfinanzierte Haus-
haltspolitik betrieben haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Lassen Sie mich an dieser Stelle noch ein deutliches 
Wort zu den Ländern und zu den Gemeinden insbe-
sondere in den alten Bundesländern sagen. 

(Horst Jungmann [Wittmoldt] [SPD]: Ja, 
immer die anderen beschimpfen!) 

Das Defizit der Gebietskörperschaften insgesamt wird 
nach den Berechnungen der Deutschen Bundesbank 
1992 etwas niedriger als im Vorjahr ausfallen. Aber 
den sinkenden Defiziten des Bundes und des Fonds 
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Deutsche Einheit stehen auf der anderen Seite höhere 
Defizite der Länder und der Gemeinden gegenüber. 
Man muß in der Öffentlichkeit einfach auch einmal 
zur Kenntnis nehmen, daß die Länder und Gemeinden 
im Westen Deutschlands in den drei Aufbaujahren 
nach der Wiedervereinigung bis jetzt ganze 20 Milli-
arden DM als eigenen Beitrag für Ostdeutschland 
aufgewendet haben, während diese westlichen Bun-
desländer und Gemeinden gleichzeitig 70 Milliarden 
DM neue Schulden gemacht haben. Da möchte ich 
doch die Frage stellen: Wo bleibt die gesamtstaatliche 
Verantwortung der westlichen Bundesländer und 
vieler Gemeinden? Das ist die Frage, die hier im 
Mittelpunkt stehen muß. Es muß endlich Schluß sein 
mit dem peinlichen Länderegoismus, wie wir ihn in 
den letzten Jahren in der Bundesrepublik erlebt 
haben. 

Das Beratungsergebnis zum Haushalt 1992 zeigt, 
daß die Koalitionsfraktionen mit ihrer Politik der 
restriktiven Haushaltsführung auf einem guten Weg 
sind und daß dieser Weg Früchte trägt. Von den 
Mehranforderungen auf der Ausgabenseite in Höhe 
von brutto 6 1/2 Milliarden DM werden im Nachtrags-
haushalt 1992 immerhin 3 1 /2 Milliarden DM durch 
Kürzungen an anderer Stelle unmittelbar kompen-
siert. 

Im wesentlichen konzentrieren sich die zusätzli-
chen Ausgaben auf die Beratungshilfen für die 
Gemeinschaft Unabhängiger Staaten und für andere 
Staaten in Ost- und Mitteleuropa, außerdem auf 
zusätzliche Zinsleistungen für den Kreditabwick-
lungsfonds und zusätzliche Vorsorge zur Bedienung 
von Gewährleistungen insbesondere im Hinblick auf 
die eingegangenen Verpflichtungen gegenüber den 
Nachfolgestaaten der ehemaligen Sowjetunion. 

Meine Damen und Herren von der Opposition, die 
Sie diese Politik im sachlichen Diskurs unserer Aus-
schußberatungen immer mitgetragen haben: Wir wis-
sen doch gemeinsam, daß wir gerade bei der Vorsorge 
für diese Verpflichtungen gegenüber Osteuropa mitt-
lerweile in eine schwierige Gratwanderung gekom-
men sind und daß uns auf diesem Wege sehr schwer-
wiegende politische und leider auch haushaltsrechtli-
che Abwägungen ins Haus stehen, über die wir an 
anderer Stelle sehr sorgfältig diskutieren müssen. 

(Dr. Uwe Küster [SPD]: Warum „leider"? 
Sparen Sie nicht gern?) 

Ein weiterer Punkt, der im Nachtragshaushalt gere-
gelt werden mußte und der auch heute in dem 
entsprechenden Gesetz zur Beratung ansteht, ist die 
Abschlußzahlung bei der Strukturhilfe an die westli-
chen Bundesländer. Die Ausgabe in Höhe von 1,5 Mil-
liarden DM ist im Vermittlungsverfahren zum Finanz-
paket 1992 zustande gekommen und insofern nicht 
korrigierbar. Sie ist aber ein deutlicher und zusätzli-
cher Beweis für den Vorhalt von vorhin an die Adresse 
der sozialdemokratisch regierten Bundesländer, wie 
es um die Solidarität des Westens gegenüber den 
jungen Bundesländern steht. Ich finde, es ist ein 
Skandal, wie lange es gedauert hat, bis sich in den 
westlichen Bundesländern, die Strukturhilfe empfan-
gen, die Einsicht durchgesetzt hat, daß es nach der 
Wiedervereinigung Deutschlands ärmere Länder und 
ärmere Regionen gibt, denen vorrangig geholfen 

werden muß, und daß das alte Strukturhilfegesetz 
nicht länger von Bestand sein konnte. 

Dieses späte Eingeständnis muß der Bund nunmehr 
mit 1,5 Milliarden DM bezahlen, also mit Geld, das 
dem Aufbauprozeß in Ostdeutschland nicht mehr 
zugute kommen kann. Das ist die „Solidarität", von 
der oft so lautstark geredet wird, 

(Dr. Wolfgang Weng [Gerlingen] [F.D.P.]: 
Traurig, aber wahr!) 

auf die man in der Praxis der Politik dann aber leider 
Gottes nicht stößt. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Sehr richtig!) 

Meine Damen und Herren, hier hätten die SPD und 
ihre Ministerpräsidenten beweisen können, was sie 
unter sozialer Symmetrie und anderen Dingen verste-
hen. Sie haben die Chance gänzlich vertan. 

(Kurt J. Rossmanith [CDU/CSU]: Die wollen 
das ja auch nicht!) 

Darüber hinaus werden die Mittel für die Gemein-
schaftsaufgabe „Verbesserung der regionalen Wirt-
schaftsstruktur" erhöht. Es können über den bisheri-
gen Rahmen hinaus insbesondere für Industrieansied-
lung und Infrastrukturmaßnahmen weitere Investi-
tionszuschüsse an die neuen Bundesländer gewährt 
werden. Immerhin steigt der Bewilligungsrahmen für 
1992 in diesem Bereich auf 5,6 Milliarden DM. 

Auch hier eine kritische Anmerkung, die sich an alle 
richtet, an uns und an die Länder: Wir müssen darüber 
nachdenken, ob die gewünschte Umlenkung von 
Kapital in die neuen Länder bei gleichem Plafond 
nicht wirkungsvoller erfolgen kann, wenn wir in 
Zukunft die Fördersätze überprüfen und gegebenen-
falls absenken und wenn wir auch über die Dimension 
der Fördergebiete im Sinne einer Verringerung neu 
nachdenken. Womöglich werden wir beides tun müs-
sen. Das wäre eine Möglichkeit, den Aufholprozeß in 
den jungen Bundesländern zu verstärken. 

Die im Gemeinschaftswerk Aufschwung Ost veran-
schlagten Investitionsmittel werden im nächsten Jahr 
über die regulären Einzelpläne der Resso rts durchfi-
nanziert. Aber sie werden nicht mehr wesentlich 
erhöht werden können. Wir stoßen bei Gesamtleistun-
gen zwischen 80 und 90 Milliarden DM sicher an 
gewisse Haushaltsgrenzen. 

Entscheidend dürfte aber sein, meine Damen und 
Herren, daß wir endlich aufhören, in diesem Zusam-
menhang nur über Kosten und Finanzen und zu wenig 
über Inhalte zu reden. Der Aufbau drüben scheitert 
erkennbar nirgends an Geld- oder Kapitalmangel. 
Wohl aber gibt es nach wie vor einen M angel an 
rechenbaren Investitionschancen. Hier gilt es, ge-
wisse Trägheitsmomente zu überwinden. Die gesetz-
lichen Maßnahmen haben wir ja auf den Weg 
gebracht. 

Die bei der Sozialdemokratie immer deutlicher 
erkennbar werdende Lust an der Staatswirtschaft, an 
einer verstärkten Intervention über den Staat und 
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über öffentliche Entscheidungsträger, führt uns auf 
diesem Feld nicht weiter. 

(Zuruf von der SPD: Das sind doch olle 
Kamellen! Das glauben Sie doch selber nicht 

mehr!) 

Das ist eine Politik, die bereits in den 70er Jahren 
kläglich genug gescheitert ist. 

(Kurt J. Rossmanith [CDU/CSU]: Kläglich!) 

Die SPD hat gerade in den letzten Tagen wieder 
Programme mit zusätzlichen Steuer- und Abgabe-
wünschen vorgelegt, 

(Freimut Duve [SPD]: Wo denn? Sie legen 
eine alte Platte auf!) 

die dem privatwirtschaftlichen Sektor 40 bis 50 Milli-
arden DM entziehen würden. Dabei wird zweierlei 
übersehen: Erstens muß dies bei einer insgesamt 
keineswegs so stabilen Konjunktur zwangsläufig zu 
einer Belastung der Aufschwungkräfte führen. 

(Freimut Duve [SPD]: Wo haben wir denn 
einer Staatswirtschaft das Wort geredet?) 

Zum anderen führt jedes Prozent weniger Wachstum 
zu Mindereinnahmen und Mehrausgaben allein im 
Bundeshaushalt in einer Größenordnung von 14 Mil-
liarden DM. 

Der zweite Punkt, den die Sozialdemokratie nach 
wie vor übersieht, ist folgender. Nicht die Marktwirt-
schaft ist gescheitert, sondern der Realsozialismus. 

(Kurt J. Rossmanith [CDU/CSU]: Der Sozia-
lismus! — Freimut Duve [SPD]: Auch das 
mußte jetzt noch einmal gesagt werden!) 

Wenn Herr Klose öffentlich zum Ausdruck bringt, hier 
sei der klassische Neokonservatismus gegen die 
Wand gelaufen, dann frage ich mich: In welcher Welt 
lebt Herr Klose eigentlich? 

(Zuruf von der CDU/CSU: Richtig!) 

Wer ist denn hier gegen die Wand gelaufen? Nicht die 
Marktwirtschaft und die Erneuerungspolitik, die wir 
jetzt begonnen haben, sind gescheitert, sondern wir 
haben die Folgen des gescheiterten Kommunismus 
und Sozialismus, die 40 Jahre lang herrschten, zu 
bekämpfen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Meine Damen und Herren, wir werden konsequent 
unseren Weg der marktwirtschaftlichen Erneuerung 
fortsetzen. So wie in den 80er Jahren werden wir auch 
in den 90er Jahren unsere Politik auf diesem Weg 
entschlossen fortsetzen. Wir werden, gerade weil 
dieser Nachtragshaushalt zusätzliche Möglichkeiten 
eröffnet, fortfahren, unsere Investitionspolitik durch 
eine Konzentration der eingesetzten Mittel zu verstär-
ken. Wir werden den festgesetzten Sparkurs der 
künftigen Jahre weiter absichern, so wie es mit diesem 
Nachtragshaushalt geschehen ist. 

Sie dürfen getrost den Entwurf des Bundeshaushalts 
1993 in der nächsten Woche erwarten. Herr Kollege 
Jungmann, dann wird sich bestätigen, daß wir die 
Rahmenbedingungen, die wir beschlossen haben 
— Begrenzung der Ausgabenzuwächse auf 2,5 %, 
entschlossene Sparpolitik, Absenkung der Neuver-

schuldung mittelfristig bis 1996 —, konsequent ein-
halten. 

(Horst Jungmann [Wittmoldt] [SPD]: Abwar

-

ten! Abwarten und Tee trinken!) 

Ich bitte um Ihre Unterstützung. Wir werden jeden-
falls diesen Nachtragshaushalt 1992 durch die Stim-
men der CDU/CSU-Fraktion und unseres Koalitions-
partners unterstützen. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Das Wort 
hat der Abgeordnete Dr. Wolfgang Weng. 

Dr. Wolfgang Weng (Gerlingen) (F.D.P.): Herr Prä-
sident! Meine Damen und Herren! Die Koalitionsfrak-
tionen haben am 4. Mai mit ihrem Beschluß zur 
zukünftigen Haushalts- und Finanzpolitik den Rah-
men vorgegeben, innerhalb dessen sich die Ausgaben 
und die Schulden des Bundes entwickeln sollen. Der 
Bundesfinanzminister hat diesen Rahmen vorgeschla-
gen. Mit der heutigen abschließenden Beratung des 
Nachtragshaushalts 1992 setzen wir einen Eckpfeiler 
dieser Planung, nämlich die Basis der künftigen 
Berechnung. 

Nach der Erklärung des Finanzministers sollen 
nämlich die jetzt auf rund 425 Milliarden DM festge-
legten Ausgaben diejenige Summe sein, von der aus 
sich die künftigen Wachstumsraten errechnen. Das ist 
wichtig, weil wir ja eine mittelfristige Aussage 
gemacht haben und an diesen mittelfristigen Zahlen 
messen wollen, was wir künftig haushaltsmäßig 
beschließen. Wir sind davon überzeugt, daß wir damit 
auf dem richtigen Wege sind. 

Wir hoffen, mit der sparsamen Ausgabenpolitik, die 
die Beschlüsse der Koalition im Haushaltsausschuß 
noch verbessert haben, diesen Weg weiter mit Erfolg 
beschreiten zu können. Natürlich steht im Hinter-
grund die Frage, ob dieser Weg genügt oder ob 
vielleicht doch ein Befreiungsschlag z. B. im Sinne des 
Vorschlags des Herrn Bundespräsidenten zu einem 
Lastenausgleich erfolgen müßte, der allerdings sei-
nerzeit, wie Sie wissen, nicht präzisiert worden ist. 

Meine Erfahrung sagt mir, daß solche Befreiungs-
schläge in der Politik praktisch nie das gewünschte 
Ziel erreichen. Natürlich darf aber auch nicht der freie 
Fall wie bei dem bekannten Beispiel des Menschen 
eintreten, der aus dem obersten Stock eines Hochhau-
ses springt und sich bei jedem Stockwerk, an dem er 
vorbeifliegt, zuruft: Bis hierher ist es gutgegangen. 

Meine Damen und Herren, wie gesagt: Wir sind 
überzeugt, auf dem richtigen Weg zu sein. Der Nach-
tragshaushalt mit seinen vor allem für die Entwick-
lung der neuen Bundesländer wichtigen Ausgaben ist 
im Haushaltsausschuß nochmals sparsamer gestaltet 
worden, als er vom Finanzminister und von der 
Bundesregierung vorgelegt worden ist. 

(Beifall bei der F.D.P.) 

Die günstige Situation bei den Steuereinnahmen 
haben wir ganz wesentlich, praktisch in vollem 
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Umfang, dazu genutzt, die Nettoneuverschuldung 
abzusenken. 

(Zuruf von der F.D.P.: Sehr gut!) 

Ich wünschte mir, daß die Länder und Gemeinden 
im Westen Deutschlands — das gilt vor allem für die 
reichen und gut ausgestatteten Gemeinden — eine 
vergleichbare Haushaltsdisziplin vorweisen könnten. 
Dies gilt für die letzten Jahre, insbesondere seit der 
deutschen Einigung. 

Ich sage aber auch voraus, daß künftig bei allen 
Gebietskörperschaften Investitionen nicht mehr pau-
schal als gute öffentliche Ausgaben akzeptiert werden 
können, ohne daß man die Personal- und die sonstigen 
Folgekosten, d. h. ohne daß man die dauerhafte 
Kostenbelastung, die aus solchen Investitionen ent-
steht, berücksichtigt. 

Mehr denn je muß die Koalition die Finanzsituation 
deshalb dazu nutzen — der Druck durch eine enge 
Kassensituation ist manchmal ja nützlich —, ihre ord-
nungspolitischen Zielvorstellungen mit diesen finanz-
politischen Möglichkeiten in Einklang zu bringen. 
Deregulierung, Privatisierung und Entstaatlichung 
sind das Gebot der Stunde. 

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne-
ten der CDU/CSU) 

Daß hierbei die Union als politische Kraft noch 
stärker gefordert ist als wir, ergibt sich ganz einfach 
daraus, daß sie in den Bundesländern und vor allem in 
den Kommunen, in denen sich die größten Entstaatli-
chungspotentiale befinden, in wesentlich größerem 
Umfang Verantwortung trägt als die Liberalen. Wir 
stehen aber als Partner für diese richtige Politik zur 
Verfügung, während das linke Spektrum in diesem 
Haus, wie Sie wissen, auf mehr Staat setzt. 

(Beifall bei Abgeordneten der F.D.P. — 
Dr.  Jürgen Rüttgers [CDU/CSU]: Totaler 

Ausfall!) 

Die haushaltspolitische Verantwortungslosigkeit 
der SPD hat sich ja heute vormittag wieder sehr 
deutlich gezeigt. 

(Gerlinde Hämmerle [SPD]: Wann?) 

Man greift etwas Wünschenswertes auf, in diesem Fall 
die Fortsetzung der Investitionsförderung im Osten. 
Man fordert in Kenntnis der internen Diskussion der 
Koalition mit einem Schnellschuß Mehrausgaben von 
11 Milliarden DM, selbstverständlich ohne hierfür die 
erforderlichen Finanzmittel nachzuweisen. Gleichzei-
tig jammert man lauthals, wie der Kollege Jungmann, 
über fehlende staatliche Sparsamkeit. 

(Zuruf von der F.D.P.: So ist es! — Dr. Uwe 
Küster [SPD]: Was Sie im Osten anrichten, 

wird letztlich viel teurer!) 

Frau Matthäus-Maier hat diese Verantwortungslo-
sigkeit mit dem kurzen Beitrag, den sie heute morgen 
in diesem Zusammenhang geleistet hat, wirklich her-
vorragend personalisiert. 

(Vor s i t z : Vizepräsident Helmuth Becker) 

Mich wundert übrigens, daß zur Finanzierung nicht 
erneut die von der SPD inzwischen sicher schon 
zehnmal in anderem Zusammenhang verplanten Gel-

der für den Jäger 90 genannt worden sind, obwohl die 
SPD natürlich sehr genau weiß, meine Damen und 
Herren, daß aus dem von der F.D.P. gewünschten 
Absturz dieses Vogels kurzfristig kein Geld zur Ver-
fügung steht. 

(Dr. Wolfgang Bötsch [CDU/CSU]: Na 
also!) 

Eine traurige Spitze solch unseriöser Finanzforderun-
gen hat hierbei auch die stellvertretende SPD-Vorsit-
zende, Frau Dr. Däubler-Gmelin, geliefert, die das 
Pflegerisiko in einem Presseartikel mit diesem nicht 
vorhandenen Geld absichern wollte. 

(Dr. Wolfgang Bötsch [CDU/CSU]: Sie zeich

-

net sich durch mangelnde Sachkenntnis 
aus!) 

Ich bin sicher, daß die Hoffnungen, die die SPD auf 
solchen Populismus setzt, durch den mündigen Bürger 
in unserem Land per Stimmzettel zum gegebenen 
Zeitpunkt zu Grabe getragen werden. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Auch bei dieser Etatberatung und vor allem bei der 
Debatte im Haushaltsausschuß sind wir uns immer 
über die zusätzlichen Risiken im klaren, die die 
Finanzplanung belasten. Nicht allein die nationalen 
Notwendigkeiten, sondern auch die Entwicklungen 
im Osten Deutschlands und in unseren östlichen 
Nachbarländern fordern uns ja in erheblichem Maße. 
Es stellt sich die Frage, in welchem Umfang wir 
künftig Bürgschaften werden übernehmen können, 
wenn wir das Risiko, das bei nahezu 100 % liegt, nicht 
durch den Haushalt absichern können. Der Kollege 
Roth hat ja auf diese Problematik hingewiesen. 

Auch das Stichwort weitere öffentliche Schulden 
aus sogenannten Schattenhaushalten kann nicht 
unerwähnt bleiben. Denn die formale Abtrennung, 
wie sie z. B. bei der Bahn und bei der Post gegeben ist, 
hilft ja nicht. Letztendlich entstehen dem Bundeshaus-
halt auch dort Verpflichtungen. 

Daß die Bundesländer ihre Mitwirkungsmöglich-
keiten im Bundesrat bestmöglich nutzen, um dem 
Bund Geld abzupressen, obwohl sich dieser in einer 
schwierigeren finanziellen Situation befindet als die 
alten Bundesländer, kann gar nicht oft genug öffent-
lich gesagt werden. 

(Freimut Duve [SPD]: Ist „abpressen" ein 
angemessenes Wort für unseren Verfas

-

sungsstaat?) 

— Herr Kollege Duve, Ihren Zwischenruf greife ich 
deswegen gerne auf, weil den Bürgern im Land 
natürlich nicht bewußt ist, welche Entscheidungen in 
welchen Gremien getroffen werden und wer für 
solche Entscheidungen die Verantwortung zu tragen 
hat. Die unterschiedlichen Mehrheitsverhältnisse im 
Bundestag und im Bundesrat, die von Ihrer Seite 
immer parteipolitisch ausgeschlachtet werden, was 
seinen Niederschlag in den Verfahren des Vermitt-
lungsausschusses findet, sind für die Bürger draußen 
nicht transparent. Deswegen muß man bei einer 
solchen Haushaltsdebatte sehr wohl Transparenz her-
stellen. 
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Vizepräsident Helmuth Becker: Herr Kollege, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage des Kollegen 
Duve? 

(Zurufe von der CDU/CSU: Nein!) 

Dr. Wolfgang Weng (Gerlingen) (F.D.P.): Mit Blick 
auf den Zeitpunkt, zu dem die Kollegen hier aushar-
ren, würde ich darüber abstimmen lassen, Herr Präsi-
dent, ob die Kollegen das wünschen. 

(Heiterkeit bei der F.D.P. und der CDU/ 
CSU) 

Ich will mich der Frage nicht entziehen. Doch verstehe 
ich auch, daß die Zeit etwas drängt. 

(Beifall bei Abgeordneten der F.D.P. und bei 
der CDU/CSU) 

Ich habe auf die traurige Rolle, die die SPD aus 
parteitaktischen Gründen im Bundesrat spielt, schon 
hingewiesen. Es muß auch festgehalten werden, daß 
dort immer mehr Kompetenzen für die Länder gefor-
dert werden — unsinnigerweise sogar in der Außen-
politik —, während die eigenen Aufgaben häufig nur 
ungenügend erfüllt werden. Und wenn es dann ums 
liebe Geld geht, ist man sich schnell einig, daß beim 
Bund abkassiert werden soll. 
Wir debattieren heute — das muß in diesem Zusam-

menhang ja gesehen werden — auch über das auslau-
fende Strukturhilfegesetz. Das, was die westlichen 
Bundesländer mit Blick auf die Notwendigkeiten im 
Osten getan haben, entlarvt ihren Egoismus. Um das 
Finanzkonzept zu sichern, muß der Bund noch einmal 
1,5 Milliarden DM an Strukturhilfe zur Überbrückung 
an die seitherigen Empfängerländer im Westen 
Deutschlands zahlen, Geld, das in den neuen Bundes-
ländern für Wichtigeres und auf bessere Weise ange-
legt gewesen wäre. 

(Dr. Ilja Seifert [PDS/Linke Liste]: Das war 
der beste Satz!) 

Meine Damen und Herren, die F.D.P.-Fraktion 
stimmt dem Nachtragshaushalt 1992 in der vom Haus-
haltsausschuß vorgeschlagenen Fassung zu. Damit 
dokumentieren wir, daß wir zusammen mit unseren 
Partnern von der Union auch unter den noch schwie-
riger gewordenen Rahmenbedingungen das richtige 
Finanz- und Haushaltskonzept gegen eine populisti-
sche und verantwortungslose Opposition durchset-
zen. 
Vielen Dank. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Helmuth Becker: Meine Damen und 
Herren, zu einer Inte rvention nach § 27 Abs. 2 unserer 
Geschäftsordnung erteile ich dem Kollegen Jung-
mann das Wort. 

Horst Jungmann (Wittmoldt) (SPD): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Der Kollege Weng hat eine 
Zwischenfrage mit. dem Hinweis auf die Uhrzeit 
abgelehnt. Dafür hat er Beifall von den Koalitionsfrak-
tionen bekommen. Ich möchte darauf hinweisen: Daß 
wir heute nachmittag hier sitzen und über Gesetzent-
würfe abstimmen müssen, liegt nicht am Parlament, 
sondern an der verzögerten Zuleitung einzelner Vor-
lagen durch die Bundesregierung. Sie trägt die Ver- 

antwortung dafür, daß darüber nicht ordnungsgemäß 
diskutiert werden kann. 

(Beifall bei der SPD — Freimut Duve [SPD]: 
Das hat Herr Waigel alles gemacht, damit ich 

keine Zwischenfrage stellen kann!) 

Vizepräsident Helmuth Becker: Meine Damen und 
Herren, ich erteile gemäß demselben Paragraphen 
unserer Geschäftsordnung dem Kollegen Weng das 
Wort . 

Dr. Wolfgang Weng (Gerlingen) (F.D.P.): Ich will nur 
der guten Ordnung halber darauf hinweisen, daß ich 
keinen Beifall dafür bekommen habe, daß ich eine 
Zwischenfrage abgelehnt habe. Es ist sachlich falsch, 
was der Kollege Jungmann eben gesagt hat. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Vizepräsident Helmuth Becker: Meine Damen und 
Herren, als nächster Redner hat unser Kollege Freimut 
Duve das Wort. 

Freimut Duve (SPD): Herr Präsident! Liebe Kollegin-
nen und Kollegen! Ich will jetzt nicht meine Zwischen-
frage stellen, sondern zu einem anderen Gegenstand 
einige kurze Bemerkungen machen. Ich möchte das in 
der Eigenschaft als Vorsitzender des Unterausschus-
ses Kunst und Kultur tun und mir nicht anmaßen, in 
den heiligsten Machtbereich des Parlaments einzu-
dringen, nämlich die Haushaltsdebatte. 

(Jochen Borchert [CDU/CSU]: Ihren Haus

-

hältern ist nichts mehr eingefallen!) 
— Nein, nein, hören Sie zu. Sie sind ja daran 
schuld. 
Der Haushaltsausschuß hat für diese Debatte auch 

die Beschlußempfehlung zu einem Antrag der SPD-
Fraktion zur Fortführung der Erhaltungsverpflichtung 
und Mitfinanzierungsverpflichtung gegenüber den 
Einrichtungen der Kultur in den neuen Bundeslän-
dern gefaßt. Von allen beteiligten Ausschüssen — ich 
will das in allem Ernst sagen — haben nur die Unions-
abgeordneten und die F.D.P.-Abgeordneten des 
Haushaltsausschusses den gemeinsamen Wunsch von 
uns allen, der Verpflichtung aus dem Einigungsver-
trag gerecht zu werden, abgelehnt. 
Ich will noch einmal die Bitte äußern — Sie wissen, 

ich habe Ihnen allen einen Brief geschrieben —, in 
dieser Frage keinen vorzeitigen, dramatisch wirken-
den Abbau zu betreiben. Wir werden uns als SPD-
Fraktion in dieser Sache in der Haushaltsdebatte im 
September noch einmal sehr deutlich zu Wort mel-
den. 

(Dr. Jürgen Rüttgers [CDU/CSU]: Dazu sind 
wir bereit!) 

Aber jetzt richte ich den Appell an  Sie: Versuchen Sie, 
das zu korrigieren, was bis heute vormittag noch aus 
dem Finanzministerium zu hören war: daß man schon 
im Haushalt 1993 diese Bundesverpflichtung strei-
chen möchte. Das muß korrigiert werden. 
Ihnen und dem Bundeskanzler liegt ein Brief des 

Ministerpräsidenten Vogel vor. Es gibt mehrere Inter-
ventionen des Ministerpräsidenten Biedenkopf. Wir 
sind da noch weitgehend in einem Boot. Meine 
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Intervention hat den Zweck, Sie aufzufordern, daß wir 
in dieser Sache auch weiterhin in einem Boot bleiben 
können. Das ist sehr wichtig für das, was in den 
nächsten Jahren in den fünf neuen Bundesländern 
politisch geschieht. 

Ich bitte Sie also, Ihre Beschlußempfehlung bei 
nächster Gelegenheit, nämlich beim Haushalt 1993, in 
der Sache zu revidieren. 

Ich danke für Ihre sehr freundliche und freund-
schaftliche Aufmerksamkeit und wünsche Ihnen eine 
schöne Sommerzeit. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Helmuth Becker: Meine sehr verehr-
ten Damen und Herren, ich erteile jetzt unserem 
Kollegen Manfred Carstens, Parlamentarischer 
Staatssekretär beim Bundesminister der Finanzen, 
das Wort. 

Manfred Carstens, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister der Finanzen: Herr Präsident! Verehrte 
Kolleginnen und Kollegen! Die Haushalts- und Fi-
nanzexperten Adolf Roth und Wolfgang Weng haben 
die Finanzpolitik der Bundesregierung und der Koali-
tion bereits sehr fundiert dargelegt. 

(Dr. Wolfgang Bötsch [CDU/CSU]: Wie nicht 
anders zu erwarten!) 

Wir haben mit dem Nachtragshaushalt 1992 einen 
Nachtragshaushalt, von dem man sagen kann: Er 
beweist geradezu auf nachhaltige Art, daß Bundesre-
gierung und Koalition die festgelegten finanzpoliti-
schen Eckwerte präzise einhalten wollen. Das gilt für 
1992 wie für die folgenden Jahre. 

Wenn man sich die Steigerungsrate im Nachtrags-
haushalt ansieht und das, was eigentlich nicht mitge-
rechnet werden darf — z. B. das, was die Bundesre-
gierung neu in den Fonds Deutsche Einheit zahlt, und 
die aufgelaufenen Kosten für den Kreditabwicklungs-
fonds —, dann handelt es sich um eine Steigerungs-
rate von 2,7 %. Wir können sicher sein, daß der 
Finanzminister es schafft, in der nächsten Woche 
einen Haushaltsentwurf für 1993 vorzulegen, der die 
für 1993 festgelegten Eckwerte einhalten wird. 

Wir haben es mit Hilfe des Haushaltsausschusses 
geschafft, bei nicht unerheblichen Mehrausgaben im 
Jahr 1992 die Kreditaufnahme weiter auf 40,5 Milliar-
den DM zu reduzieren, eine Reduzierung von über 
2 Milliarden DM. Das will schon etwas heißen, und 
das kann sich in der Tat sehen lassen. 

Wenn man die Steigerungsraten von 2,7 % in die-
sem Jahr und von ca. 2,5 % für 1993 sieht, dann kann 
man sagen, daß wir wegen der deutschen Einheit 
gezwungen waren, für zwei Jahre den Ausgabenan-
stieg überdurchschnittlich stark wachsen zu lassen, 
um dann aber schon ab 1992 wieder in ein Fahrwasser 
der Ausgabenpolitik mit einem Zuwachs zwischen 2 
und 3 % zu kommen, was eine strikte Ausgabenbe-
grenzung bedeutet und was eigentlich das Marken-
zeichen einer guten Finanzpolitik ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wir haben unsere Zusage eingehalten, zum 1. Ja-
nuar 1992 den Beitrag zur Arbeitslosenversicherung 
wieder zu senken, und wir werden die Zusage einhal-
ten, in wenigen Tagen, am 30. Juni, den Solidaritäts-
zuschlag auslaufen zu lassen. 

(Horst Jungmann [Wittmoldt] [SPD]: Und was 
ist mit der Krankenversicherung?) 

Das waren präzise Aussagen, die auch präzise einge-
halten worden sind. Deswegen braucht m an  sich auch 
nicht zu wundern, wenn z. B. die internationalen 
Finanzmärkte, der Kapitalmarkt, also Experten in der 
Welt und in Deutschland diese Politik entsprechend 
werten und honorieren. 

Von daher kann man sagen: Die Aufgabe ist groß, ist 
gewaltig — es geht um die deutsche Einheit —, aber 
sie kann bewältigt werden. Sie wurde bislang bewäl-
tigt. Wichtig ist, daß sich auch die Bundesländer und 
die Kommunen, vor allen Dingen im Westen, ebenfalls 
an der Bewältigung dieser Aufgabe beteiligen, d. h. 
sich hinsichtlich ihrer Ansprüche an die Finanzmärkte 
auch bescheiden und zurückhalten. Das heißt nicht, 
daß kein neues Geld ausgegeben werden darf, aber es 
heißt, daß nicht alles, was man noch vor einigen 
Jahren durchführen wollte, nun auch unbedingt und 
sofort durchgeführt werden muß. 

Dieses insgesamt bedenkend, können wir sagen: 
Wir werden imstande sein, unsere finanzpolitischen 
Eckwerte einzuhalten. 
Wir haben jetzt das Nötige getan, um in den neuen 

Ländern Investitionsanreize zu geben. Das nötige 
Geld ist zur Verfügung gestellt worden. Wir haben 
etwas getan für den Wohnungsbereich, für regionale 
Wirtschaftsförderung, also gerade für die wichtigen 
Bereiche, in denen Investitionsimpulse gegeben wer-
den können. 

Meine lieben Kolleginnen und Kollegen, ich 
glaube, daß das eine gute Ausgangsposition auch für 
die Gestaltung des Haushalts 1993 ist. Dem Kollegen 
Duve darf ich sagen, daß er wahrscheinlich — be-
schlossen ist ja noch nichts —, was seinen Punkt 
angeht, Grund haben wird, schon in der nächsten 
Woche die Regierung zu loben. Das sollte die Oppo-
sition ruhig öfter tun. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. — 
Freimut Duve [SPD]: Wenn ich sie nicht 
gleichzeitig lieben muß, werde ich sie 

loben!) 

Vizepräsident Helmuth Becker: Meine Damen und 
Herren, weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich 
schließe damit die Aussprache. 

Ich bitte, einverstanden zu sein, daß wir zu diesem 
Tagesordnungspunkt die Reden der Kollegen Schulz 
(Berlin) und Dr. Keller zu Protokoll nehmen. — Ich 
höre und sehe keinen Widerspruch. Dann ist das so 
beschlossen.*) 

Zu diesem Tagesordnungspunkt möchte gemäß 
§ 31 der Geschäftsordnung unser Kollege Dr. Rainer 
Jork eine Erklärung abgeben. Bitte sehr, Sie haben 
das Wort. 

*) Anlage 6 
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Dr.-Ing. Rainer Jork (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich möchte 
eine Erklärung zum Abstimmungsverhalten zu die-
sem Punkt abgeben und sagen, warum wir diesem 
Antrag der SPD nicht zustimmen. Ich tue das auch im 
Namen aller sächsischen Bundestagsabgeordneten 
und einer Gruppe weiterer Bundestagsabgeordneter 
aus den neuen Bundesländern. 

Laut Art. 35 des Einigungsvertrages ist für eine 
Übergangszeit Hilfe gefordert, und zwar so lange, bis 
die Länder und Kommunen in der Lage sind, sich 
selbst zu helfen. 

(Beifall des Abg. Freimut Duve [SPD]) 

Dieser Zustand ist nicht erreicht. Deshalb ist eine 
Fortführung der Hilfe sehr wohl erforderlich. 

(Freimut Duve [SPD]: Sehr richtig!) 

Wir schließen uns der Beschlußempfehlung an, wie 
sie in der Drucksache 12/2299 des Ausschusses für 
Bildung und Wissenschaft nachzulesen ist. In der 
73. Sitzung am 23. Januar 1992 hat Frau Professor 
Wisniewski für das Jahr 1992 zu Recht nachgewiesen, 
daß 1992 in dieser Frage kein Handlungsbedarf ist. 
Diesen Ausführungen schließen wir uns an . 

Der Haushalt für das Jahr 1993 liegt uns noch nicht 
vor. Das Anliegen, angesprochen vom Kollegen Duve, 
ist im Haushalt 1993 sehr wohl zu berücksichtigen. 
Wir bitten darum, daß das dann erfolgt. Den Ausfüh-
rungen von Staatssekretär Carstens glaube ich das 
bereits entnehmen zu können. Daher sehe ich keinen 
Handlungsbedarf im Sinne des Antrages der SPD. 

Danke. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. — 
Freimut Duve [SPD]: Gucken Sie sich die 

Zahlen einmal an!) 

Vizepräsident Helmuth Becker: Meine Damen und 
Herren, wir kommen jetzt zu den Abstimmungen, 
zunächst einmal zum Tagesordnungspunkt 17 a: Ab-
stimmung über den Entwurf eines Nachtragshaushalt-
gesetzes 1992 — Drucksachen 12/2600, 12/2806 und 
12/2800 —, und zwar zunächst über die Nachträge zu 
den Einzelplänen. 
Ich rufe die Nachträge in der Ausschußfassung auf. 

Zu Einzelplan 09, Geschäftsbereich des Bundesmini-
sters für Wirtschaft, liegt ein Änderungsantrag der 
Gruppe PDS/Linke Liste auf Drucksache 12/2926 vor. 
Wer stimmt für diesen Änderungsantrag? — Die 
Gruppe der PDS/Linke Liste. Wer stimmt dagegen? — 
Stimmenthaltungen? — Bei einer Stimmenthaltung 
des Kollegen Briefs ist dieser Antrag abgelehnt. 

Wer stimmt für die Nachträge zu den Einzelplänen 
in der Ausschußfassung? — Wer stimmt dagegen? — 
Enthaltungen? — Die Nachträge zu den Einzelplänen 
sind mit den Stimmen der Koalitionsfraktionen ange-
nommen. 
Ich rufe jetzt den Entwurf des Nachtragshaushalt-

gesetzes 1992 mit seinen Art. 1 bis 3, Einleitung und 
Überschrift in der Ausschußfassung auf. Die Abstim-
mung hierüber wird mit der Schlußabstimmung ver-
bunden. Ich bitte diejenigen, die dem Gesetzentwurf 
zustimmen wollen, sich zu erheben. — Die Gegen-
probe! — Stimmenthaltungen? — Mit den Stimmen 

der Koalitionsfraktionen ist dieser Gesetzentwurf 
gegen die Stimmen der SPD-Fraktion und der Gruppe 
PDS/Linke Liste angenommen. 
Wir kommen zum Entschließungsantrag der Frak-

tion der SPD auf Drucksache 12/2910. Dazu hat der 
Kollege Rüttgers das Wort. 

Dr. Jürgen Rüttgers (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Werte Kolleginnen und Kollegen! Die SPD hat zwei 
Entschließungsanträge eingebracht, einen zum 
Thema Jäger 90 und einen zum Thema Erhöhung des 
Wehrsoldes. Es ist bekannt, daß die Koalitionsfraktio-
nen in der kommenden Woche über das erste Thema 
diskutieren. Ich stelle deshalb für beide Anträge den 
Antrag nach § 88 Abs. 2 Satz 2 der Geschäftsordnung 
auf Verweisung in die nächste Sitzungswoche. 

(Dr. Werner Hoyer [F.D.P.]: Sehr gute Idee! — 
Freimut Duve [SPD]: Ich dachte, Sie wollten 

namentliche Abstimmung!) 

Vizepräsident Helmuth Becker: Herr Kollege Jung-
mann hat das Wort. 

Horst Jungmann (Wittmoldt) (SPD): Herr Vorsitzen-
der! Meine Damen und Herren! Über Jäger 90 wird 
nicht erst, seitdem Herr Rühe Verteidigungsminister 
ist, diskutiert, sondern seit langem. Sie haben Ihre 
Entscheidung für den Beginn der Sommerpause ange-
kündigt. Sie können sich nicht entscheiden. Wir 
verlangen für beide Anträge sofortige Abstimmung. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Helmuth Becker: Meine sehr verehr-
ten Damen und Herren, der Kollege Rüttgers hat nach 
der Geschäftsordnung den Antrag gestellt zu verta-
gen. Diesem Antrag wird stattgegeben. 

(Dr. Wolfgang Bötsch [CDU/CSU]: Jetzt habt 
ihr's! — Freimut Duve [SPD]: Es fängt gut an 

mit dem Jäger 90!) 
Es gibt über die beiden Anträge auf den Drucksachen 
12/2910 und 12/2911 keine Abstimmung. 
Tagesordnungspunkt 17b: Wir kommen jetzt zur 

Einzelberatung und Abstimmung über den von der 
Bundesregierung eingebrachten Gesetzentwurf zur 
Aufhebung des Strukturhilfegesetzes und zur Auf-
stockung des Fonds Deutsche Einheit, Drucksache 
12/2692. Der Haushaltsausschuß empfiehlt auf Druck-
sache 12/2925, den Gesetzentwurf unverändert anzu-
nehmen. Ich bitte diejenigen, die dem Gesetzentwurf 
zustimmen wollen, um das Handzeichen. — Wer 
stimmt dagegen? — Stimmenthaltungen? — Mit den 
Stimmen der Koalitionsfraktionen bei Enthaltung der 
Fraktion der SPD und der Gruppe PDS/Linke Liste ist 
dieser Gesetzentwurf in zweiter Beratung angenom-
men. 
Wir treten in die 

dritte Beratung 
ein und kommen zur Schlußabstimmung. Ich bitte 
diejenigen, die dem Gesetzentwurf zustimmen wol-
len, sich zu erheben. — Wer stimmt dagegen? — 
Stimmenthaltungen? — Mit demselben Stimmergeb-
nis wie eben ist dieser Gesetzentwurf angenommen. 
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Wir stimmen jetzt ab über die Beschlußempfehlung 

des Haushaltsausschusses zum Antrag der Gruppe 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN zu den Kosten für die 
Sanierung der durch die ehemalige SDAG Wismut 
verursachten Umwelt- und Gesundheitsschäden, 
Drucksache 12/2918. Der Haushaltsausschuß emp-
fiehlt, den Antrag der Gruppe BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN auf Drucksache 12/2638 (neu) abzulehnen. 
Wer stimmt für diese Beschlußempfehlung? — Gegen-
probe! — Enthaltungen? — Bei einer Gegenstimme 
des Kollegen Briefs und Enthaltung der Gruppe PDS/ 
Linke Liste ist diese Beschlußempfehlung angenom-
men. 
Der Haushaltsausschuß empfiehlt auf Drucksache 

12/2299, den Antrag der Fraktion der SPD zur Beibe-
haltung der bisherigen Förderungshöhe für die Kultur 
in den neuen Bundesländern — Drucksache 
12/1437 — abzulehnen. Wer stimmt für diese Be-
schlußempfehlung? — Gegenprobe! — Stimmenthal-
tungen? — Mit den Stimmen der Koalitionsfraktionen 
gegen die Stimmen der SPD-Fraktion und der Gruppe 
PDS/Linke Liste ist die Beschlußempfehlung ange-
nommen. 
Wir kommen zum Zusatzpunkt 4, der Beschlußemp-

fehlung des Haushaltsausschusses zu einer überplan-
mäßigen Ausgabe, Drucksache 12/2854. Es handelt 
sich um Finanzhilfen des Bundes an strukturschwache 
Bundesländer. Wer stimmt für diese Beschlußempfeh-
lung? — Gegenprobe! — Stimmenthaltungen? — 
Diese Beschlußempfehlung ist einstimmig angenom-
men. 
Ich komme zu Zusatzpunkt 5: Beschlußempfehlung 

des Haushaltsausschusses zum geplanten Erwerb 
einer Kinderkrippe und eines Kinderhorts für Institu-
tionen und Organe der EG, Drucksache 12/2855. Wer 
stimmt für diese Beschlußempfehlung? — Gegen-
probe! — Stimmenthaltungen? — Auch diese Be-
schlußempfehlung ist einstimmig angenommen. 

Wir sind damit am Ende dieses Tagesordnungs-
punktes. 

Ich rufe nun den Tagesordnungspunkt 18 auf: 

Zweite und dritte Beratung des vom Bundesrat 
eingebrachten Entwurfs eines Ersten Gesetzes 
zur Änderung des Wohngeldsondergesetzes 
— Drucksache 12/2601 — 

a) Beschlußempfehlung und Be richt des Aus-
schusses für Raumordnung, Bauwesen und 
Städtebau (19. Ausschuß) 
— Drucksachen 12/2920, 12/2941 — 

Berichterstattung: 
Abgeordnete Siegfried Scheffler 
Hans Raidel 

b) Bericht des Haushaltsausschusses (8. Aus-
schuß) gemäß § 96 der Geschäftsordnung 
— Drucksache 12/2921 — 

Berichterstattung: 
Abgeordnete Dieter Pützhofen 
Carl-Ludwig Thiele 
Dr. Nils Diederich (Berlin) 

(Erste Beratung 95. Sitzung) 

Dazu liegt ein Entschließungsantrag der Fraktion 
der SPD auf Drucksache 12/2956 vor. 
Nach einer Vereinbarung im Ältestenrat ist für die 

Aussprache eine Stunde vorgesehen. — Ich höre und 
sehe keinen Widerspruch. Dann ist das so beschlos-
sen. 
Ich eröffne die Aussprache und erteile als erstem 

unserem Kollegen Rolf Rau das Wort. 

Rolf Rau (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Der Freistaat Sachsen 
hat mit seiner neuen Verfassung das Recht auf ange-
messenen Wohnraum für jeden Bürger als Staatsziel 
anerkannt. Das ist für den Bürger selbst derzeit jedoch 
nur ein schwacher Trost. Mit dem in  Art. 7 der 
Sächsischen Verfassung verankerten Ziel kommt kein 
Wohnungsmarkt in Bewegung, wird noch längst nicht 
der Wohnungsneubau, geschweige denn die Woh-
nungsmodernisierung und -sanierung stimuliert. Dem 
Verfassungsziel können eigentlich nur Taten gerecht 
werden. 
Ein wichtiges Element ist die Anhebung der Mieten 

im Einklang mit der entsprechenden Wohngeldrege-
lung. Wer sich dagegen wehrt, hat bestimmt auch kein 
Rezept dafür, wie im Osten der Verfall der Wohnsub-
stanz gestoppt werden kann. Wer gegen die Anhe-
bung der Mieten ist, ist auch gegen eine entschei-
dende Verbesserung der Wohnqualität im Osten, stellt 
sich gegen einen Aufschwung im Baugewerbe, gegen 
die Qualität der Wohnungen in den jungen Bundes-
ländern. Wer höheren Mieten nur im Rahmen von 
mühsamen Stufenprogrammen zustimmt, hat offen-
bar nicht gerechnet; denn dieser Weg bringt mehr 
Kosten und Zeitverlust und ist für den Mieter nicht der 
bessere Weg. 

Vizepräsident Helmuth Becker: Herr Kollege Rau, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage des Kollegen 
Dr. Seifert? 

Rolf Rau (CDU/CSU): Nein, ich rede zu Ende. 
Ich hoffe, daß die Bauminister auf ihrer Tagung 

morgen in Magdeburg dies mit bedenken. Eines darf 
aber nicht übersehen werden, welcher Weg auch 
gewählt wird: Die Bürger im Osten müssen jetzt einen 
wahrlich schmerzlichen Erkenntnisprozeß durchma-
chen, nämlich, daß das Wohnen und die damit zusam-
menhängenden Kosten im Finanzhaushalt jeder 
Familie und jedes einzelnen Bürgers einen ganz 
anderen Stellenwert haben, als es bisher der Fall 
gewesen ist. Das hat wohl jeder Ostdeutsche schon 
gewußt. Aber jetzt, wo es spürbar wird, ist es schmerz-
lich, vor allem für diejenigen Familien, die durch 
Arbeitslosigkeit und geringeres Einkommen belastet 
sind. 
Dennoch sind deutliche Mieterhöhungen erforder-

lich. Der Weg muß jedoch für die ostdeutschen Mieter 
gleichzeitig so sozialverträglich wie nur möglich voll-
zogen werden. Das sind wir den Bürgern schuldig, die 
derzeit in kürzester Zeit Prozesse durchleben müssen, 
die im Westen über viele Jahre, ja Jahrzehnte hin 
gewachsen sind. 
Andererseits brauchen die Vermieter, die Woh-

nungsbaugesellschaften viel Geld, um die dringend- 
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sten Aufgaben der Sanierung und Instandsetzung 
und dann der Modernisierung bewältigen zu können. 
Immerhin sollten die Mittel aus der Mietsteigerung 
ausschließlich — das möchte ich deutlich unterstrei-
chen — für die Sanierung der Wohnungen Verwen-
dung finden. Auf diesem Gebiet müssen wir tatsäch-
lich vorankommen. 

Der aus den Mietsteigerungen zu erwartende 
Betrag wird die Größenordnung der 91er Investitions-
pauschale erreichen, die wir als Sonderzuführung 
vom Bund beschlossen haben. Wir haben nicht ver-
gessen, daß diese ungewöhnliche Finanzspritze für 
einen großen Schub im mittelständischen Bereich 
gesorgt hat. Gleiches ist jetzt ganz konkret im Bauwe-
sen wieder zu erwarten. Durch mehr Aufträge zur 
Wohnungssanierung und -modernisierung werden 
letztendlich auch wieder Steuermittel erarbeitet. Wir 
beeinflussen somit selbst den Ertragskreislauf. 

An dieser Stelle möchte ich einräumen, daß es auch 
mir lieber wäre, die Mietenlösung läge bereits vor und 
wir könnten auf dieser Grundlage über das Sonder-
wohngeld sprechen. Ich be trachte es als einen Erfolg, 
daß das Sonderwohngeld bis 1994 verlängert wird und 
daß die wahren Betriebskosten von Oktober 1992 bis 
Oktober des nächsten, also praktisch des übernäch-
sten Jahres in das Wohngeld einbezogen werden. 

Daß diese Wohngeldsonderregelung mehr kostet, 
als ursprünglich angenommen, ist der Gesamtsitua-
tion in den neuen Ländern zuzurechnen. Insofern ist es 
auch wichtig, daß Sondervergünstigungen für Allein-
erziehende vorgesehen sind, d. h. pro Kind 1 200 DM 
von der Einkommensgrenze als Abschlag bewertet 
werden. Außerdem erhalten Schwerbehinderte eben-
falls einen Freibetrag von 3 000 DM bei hundertpro-
zentiger Schädigung. 

Wichtig ist gleichfalls, daß bei der Bemessung des 
Wohngeldes alle Einkommensbereiche in die Rech-
nung einbezogen werden — also von der Arbeitslo-
senhilfe bis hin zu Kapitalzinserträgen. Es wird zudem 
darauf geachtet — das gibt es ja schließlich auch —, 
daß Untervermieter nicht zweimal kassieren: nämlich 
Wohngeld und zusätzlich Miete. 

Meine Damen und Herren, ich gebe zu bedenken, 
daß es keine Mieterhöhungen für Bürger, die in 
Wohnungen der früheren DDR-Bauzustandsstufe IV 
leben müssen, geben darf. 

Ein zweiter Hinweis. Im Interesse des Wohnungs-
markts, der im Osten ja erst in Gang gebracht werden 
muß, sollte darüber nachgedacht werden, ob bei 
Neubelegung bzw. Wiedervermietung die Möglich-
keit des 30%igen Aufschlags erst später als jetzt 
vorgesehen eingeräumt wird. Nach den neuen Rege-
lungen soll dies ab Januar 1994 möglich sein. 

Dieser Termin ist meines Erachtens immer noch zu 
früh. Umzugswillige hätten ab jetzt nur noch 
1 1/2 Jahre Zeit. Das ist möglicherweise zu wenig. 
Umzugswillige Bürger, die beim Wohngeld nicht 
mehr erfaßt werden, dürften letzten Endes nicht noch 
für ihre Entscheidung in Form einer wesentlich höhe-
ren Miete sozusagen bestraft werden. 

Drittens. Besonders möchte ich noch darauf hinwei-
sen, daß die Reduzierung der Kappungsgrenze bei 

warmen Betriebskosten ein von uns ostdeutschen 
Abgeordneten eingebrachtes Element ist, um die 
Kosten für den Mieter zu senken und die Vermieter zu 
bewegen, ihre Kräfte bei der Reduzierung des Ener-
gieverbrauchs einzusetzen. 
Abschließend möchte ich feststellen, daß das heute 

zu beschließende Sonderwohngeldgesetz für mich 
nur im Zusammenhang zur Mietenentwicklung zu 
betrachten ist. 
Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Vizepräsident Helmuth Becker: Meine Damen und 
Herren, ich erteile jetzt das Wort unserem Kollegen 
Siegfried Scheffler. 

Siegfried Scheffler (SPD): Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Wenn sich auch 
die heutige zweite und dritte Beratung vordergründig 
mit dem Entwurf einer ersten Änderung des Wohn-
geldsondergesetzes befaßt, so können wir es doch 
nicht verhindern, daß die von Ihnen, Frau Ministerin, 
angekündigten drastischen Mietsteigerungen zum 
1. Januar kommenden Jahres hier und heute nicht 
unter die Parlamentssessel gekehrt werden; schon 
deshalb nicht, weil sich ein Großteil der Mieterinnen 
und Mieter in den neuen Bundesländern — ein-
schließlich des Ostteils Berlins — von den Politikern 
alleingelassen fühlt. Berechtigte Aussprüche wie 
„müssen erst Politiker auf der Straße sitzen, damit sie 
merken, was sich in Fragen des Wohnens und der 
Mieten in unseren Städten und Gemeinden bewegt", 
sind zur Zeit noch die harmlosesten. 
Sie aber, meine Damen und Herren von der Regie-

rung, sollten sie sehr ernst nehmen; denn mittlerweile 
sind aus zaghaften Widersprüchen vielerorts bereits 
handfeste Bürgerbegehren und Proteste aller Mieter-
verbände Ost wie auch des Gesamtverbandes zum 
Thema Mietenentwicklung geworden. 

(Beifall bei der SPD und der PDS/Linke 
Liste) 

Können wir es der Bevölkerung denn verdenken, 
wenn sie über Tage, Wochen und Monate ständig 
Mietenspekulationen, Dementis und neue Vermutun-
gen aus der Presse erfährt? Ich empfinde mit ihnen die 
gleiche Empörung, denn nicht einmal wir, die im 
Ausschuß sitzenden Oppositionspolitiker, wurden in 
den Entscheidungsprozeß einbezogen. Wie anders ist 
es sonst zu verstehen, daß Ihnen, Frau Ministerin, die 
CDU/CSU-Fraktion dafür dankt, daß Ihnen schon 
frühzeitig, nämlich bereits im März, die Eckdaten für 
die geplante zweite Mietenverordnung für die neuen 
Bundesländer und Ost-Berlin vorgetragen wurden. 

(Dr.-Ing. Dietmar Kansy [CDU/CSU]: Von 
Herrn Diepgen!) 

Wohlgemerkt, ich unterstelle Ihnen nicht, daß mit 
Rücksicht auf die in Berlin stattgefundenen Wahlen im 
Mai Ihre Pläne bewußt zurückgehalten wurden. Aber 
haben denn die am 12. März dieses Jahres stattgefun-
dene Protestfahrt des Mieterbundes Brandenburg 
nach Bonn und die in dieser Woche bemerkenswerten 
Mahnwachen vor dem Kanzleramt die Bundesregie-
rung wirklich nicht beeindruckt? 
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Frau Ministerin, am Mittwoch haben Sie vor dem 
Ausschuß erklärt, daß die geplanten Mietenerhöhun-
gen mit den Ministerpräsidenten der neuen Länder 
einvernehmlich besprochen und abgestimmt waren. 
Mein Wissen vor Ort widerspricht dieser Behauptung, 
und Ihre Feststellung, die Mietpreiserhöhungen lägen 
in dem Rahmen, den der Einigungsvertrag vorgibt, 
geht klar an der Realität vorbei. 

Unterstellen Sie doch bitte Ihren CDU-regierten 
Ländern von Mecklenburg-Vorpommern bis Thürin-
gen und der Brandenburger CDU nicht, daß die 
Forderung nach einer sozialen und mehrstufigen 
Erhöhung der Mieten fern jeder Realität liegt. Im 
Gegensatz zu Ihnen regieren die Genannten vor Ort 
und erleben die mehr als dramatische Situation auf 
dem Arbeits- und Wohnungsmarkt täglich. 

Diese Einschätzung hat doch gerade der branden-
burgische CDU-Vorsitzende Ulf Fink bestätigt, als er 
vor überzogenen Mieterhöhungen warnte und eben-
falls eine differenzierte Erhöhung verlangte. 

(Dr.-Ing. Dietmar Kansy [CDU/CSU]: Er ist 
ausgewiesener Experte dafür! — Zuruf der 

Abg. Ingrid Matthäus-Maier [SPD]) 

Frau Ministerin, Sie selbst waren es, die eine 
Versachlichung der Diskussion um die für den 1. Ja-
nuar 1993 geplante Mietenerhöhung gefordert hat. 
Aber ich frage Sie erneut: Wer ist denn hier unsach-
lich, wenn nur bruchstückhafte Entwürfe vorgelegt 
werden, in denen Altbauten im Westteil Berlins ab 
1993 teilweise billiger als solche in Ostberlin werden, 
dies jedoch bei wesentlich schlechterer Wohnquali-
tät? 

Hinzu kommt: Ihre ganze Berechnung und Bezug-
nahme auf ein statistisches, durchschnittliches Ein-
kommen, Renten und das Arbeitslosengeld sind reine 
Milchmädchenrechnungen. Lassen Sie endlich die 
tatsächlichen Größen der Bevölkerungsgruppen von 
Arbeitslosen mit 860 DM Arbeitslosengeld, der Rent-
nerinnen und Rentner mit 850 DM Rente oder der 
Einkommen im öffentlichen Dienst, die per saldo mit 
der tatsächlichen Einstufung bei 45 bis 50 % Einkom-
men vergleichbarer Berufsgruppen der Altbundeslän-
der liegen, errechnen. Dann erst werden wir das 
wahre Ausmaß der sozialen Notlage erkennen. 

Bedeutet es für Sie Versachlichung, wenn die Men-
schen in dieser Situation die Hiobsbotschaften von 
niedrigeren Löhnen unter Aushöhlung der Tarifauto-
nomie far Ostdeutschland zu verkraften haben? Ich 
sage Ihnen: Hier handelt die Regierung leichtfertig, 
unverantwortlich und gefährdet den sozialen Frieden. 
Wollen Sie denn allen Ernstes noch mehr als bisher die 
Wahlergebnisse der Republikaner aufbessern? Es fällt 
einem wahrlich immer schwerer, hier sachlich zu 
bleiben. 

Ich hege jedoch insgeheim die Hoffnung, daß die 
Verschiebung des Kabinettsbeschlusses durch den 
Kanzler ein Zeichen dafür ist, daß eine Kehrtwendung 
seitens Ihres Hauses noch möglich ist. 

(Ingrid Matthäus-Maier [SPD]: Das wird aber 
auch Zeit!) 

Aber Sie wissen doch selbst, welche fatalen Folgen 
die erneute Verschiebung für uns Abgeordnete 

bringt, die in dieser Woche über eine in engem 
Zusammenhang stehende Gesetzesänderung ent-
scheiden mußten. Wie im gesamten Gesetzgebungs-
verfahren, so tragen Sie auch hier einen unverant-
wortlichen Zeitdruck in die parlamentarische Bera-
tung. Es soll ein Gesetz verabschiedet werden, ohne 
daß eine endgültige Beschlußfassung des Bundesrates 
zur Zweiten Verordnung über die Erhöhung der 
Grundmieten und der Betriebskosten in den neuen 
Ländern vorliegt. Hier wird ein parlamentarisches 
Verfahren geradezu auf den Kopf gestellt. 

Noch beim Treffen des Bundeskanzlers mit den 
Ministerpräsidenten wurde als wichtigstes Ergebnis 
herausgestellt: Parallel zur Mietenanhebung erfolgt 
die Verabschiedung des Wohngeldsondergesetzes. 
Das Parlament hat seine Hausaufgaben geleistet. Die 
Regierung beläßt es jedoch, wie so oft, bei Verspre-
chungen. 

(Dr. Walter Hitschler [F.D.P.]: Das liegt an 
euren Ministerpräsidenten!) 

Dabei wissen Sie doch ganz genau: Auch wir von 
der SPD sehen die Notwendigkeit einer Mietenerhö-
hung zum 1. Januar 1993. Nur, es geht doch nicht um 
die Notwendigkeit an sich. Der Streitpunkt ist die 
Höhe und die zeitliche Verteilung der Steigerung, mit 
der wir die Mieterinnen und Mieter belasten kön-
nen. 

(Beifall bei der SPD) 

Nur aus diesem Grunde lehnen wir Ihre Vorschläge 
ab. Sie sind sozial unausgewogen und drängen in 
einem Sprung hunderttausende Menschen plötzlich 
an den Rand der Gesellschaft. Am härtesten be troffen 
— hier wiederhole ich mich — sind alleinstehende 
Arbeitslose, Alleinerziehende mit Kindern, insbeson-
dere Frauen und Rentner. 

Deshalb muß sich die vorgeschlagene Erhöhung 
der Grundmiete an der sozialpolitischen Verpflich-
tung messen lassen, den Wohnraum bezahlbar zu 
halten. Ihre Vorschläge dagegen orientieren sich an 
den Forderungen der Wohnungswirtschaft nach 
einer vollen Kostendeckung. So fordern wir: Die 
Bemessung der Grundmiete darf nur analog der in 
Tarifabschlüssen zum Ausdruck kommenden Anpas-
sung erfolgen. Der Berlin-Brandenburgische Entwurf 
berücksichtigt diesen Grundsatz der stufenweisen 
Erhöhung vom Grunde schon eher. 

Ihrer Forderung, Frau Ministerin, die Grundmieten 
um einen hohen Sockelbetrag zu erhöhen, stehen wir 
eher skeptisch gegenüber, da diese keinerlei Gegen-
leistungen in Form einer verbesserten Wohnqualität 
gegenübersteht. 

(Dr. Walter Hitschler [F.D.P.]: Das ist doch 
Quatsch!) 

Dabei wissen Sie doch, daß Ihr eigenes Haus noch im 
vorigen Monat die Erhöhung des Sockelbetrages mit 
nur 1 DM vorgeschlagen hat, diesen Betrag jedoch auf 
Druck des Bundesfinanzministers am 5. Juni auf 
1,50 DM erhöht. Der Beschaffenheitszuschlag wurde 
dagegen auf i DM reduziert und schwächte somit die 
qualitätsverbessernde Komponente einer Mietener-
höhung ab. 
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Neben dem Grundbetrag werden jetzt jeweils wei-

tere 15 Pfennig pro Quadratmeter angelastet, wenn 
die Wohnung am 2. Oktober 1990 mit Bad oder 
Zentralheizung ausgestattet war oder wenn sie in 
einer Stadt mit mehr als 100 000 Einwohnern liegt. 

Ist die Gebrauchsfähigkeit der Wohnung nicht 
beeinträchtigt, wird auf die Grundmiete eine weitere 
DM in vier Stufen von je 25 Pfennig pro Quadratmeter 
aufgeschlagen. Hier wird der Zustand von Dach, 
Fassade, Außenwände, Hausflur, Treppen und Fen-
ster sowie von Gas-, Wasser- oder Elektroinstallation 
berücksichtigt. 

Kritisch hervorzuheben ist, daß die Beweislast bei 
Modernisierungsdefiziten entsprechend den Auf-
schlägen beim Mieter liegt und es keine Pflicht zur 
Beseitigung eines Mangels beim Vermieter gibt. 
Somit wird sich das Verhältnis zwischen Vermieter 
und Mieter weiter zuspitzen. Unsinnig ist es meines 
Erachtens jedoch, daß der Gesamtverband der Woh-
nungswirtschaft fordert, bei der zukünftigen Mieten-
verordnung auf eben diese Kriterien für Fenster, Flure 
und Treppenhäuser zu verzichten. 

Falls wir jetzt alle mitgerechnet haben: Wir sind bei 
den genannten Mieterhöhungsmöglichkeiten bei bis 
zu 2,80 DM, bei einer Grundmiete von 4,80 DM, 
angelangt. Unsere Mieterinnen und Mieter müssen 
neben diesem Betrag mit Betriebs- und Heizkosten in 
mindestens gleicher Höhe rechnen. Wir begrüßen 
deshalb ausdrücklich die vorgesehene Absenkung 
der Kappungsgrenze für Heizungs - und Warmwas-
serkosten von derzeit 3 DM auf 2,50 DM; denn die 
kalten und warmen Betriebskosten sind in den neuen 
Ländern teilweise wesentlich höher als in den Län-
dern der alten Bundesrepublik. 

Einverstanden erklären können wir uns ebenfalls 
nicht mit der Regelung, wonach zum höchstzulässigen 
Mietzins bis zu einem Drittel bei Mietverträgen ver-
einbart werden kann, die nach dem 31. Dezember 
1993 abgeschlossen werden. 

(Dr. Ilja Seifert [PDS/Linke Liste]: Skandal!) 

Es ist doch jetzt schon Praxis in den Altbundesländern 
und bei Privatvermietern in den neuen Bundeslän-
dern, daß Mieter bei Abschlüssen auf Grund der 
Wohnungsnot ungerechtfertigte Erhöhungen zu un-
terschreiben gezwungen sind. Der Wiedervermie-
tungszuschlag muß gestrichen werden. Er macht die 
gerade jetzt geforderte Mobilität bei Arbeitsplatz-
wechsel ebenso unmöglich wie den erforderlichen 
Wohnungstausch von zu großen Wohnungen mit 
kleineren Unterkünften. 

(Beifall bei der SPD) 

Außerdem ist dieser Zuschlag selbst in den alten 
Bundesländern unzulässig. Ihre Auswirkungen brau-
che ich an dieser Stelle nicht zu erörtern. 

Darlegen möchte ich aber eine weitere Folgeer-
scheinung überzogener Mieterhöhungen: Neben den 
von mir heute schon mehrfach angesprochenen 
benachteiligten Personengruppen wird es auch bei 
Normalverdienern in zunehmendem Maße einen 
spürbaren Rückgang der Kaufkraft geben. Die sich 
zaghaft bildenden Existenzgründungen bei Handel, 
Handwerk und Gewerbe werden diese Zurückhal-

tung zu spüren bekommen. Und ich sage, ohne zu 
dramatisieren: Was bisher in Ballungszentren nicht 
durch zu hohe Gewerbemieten plattgemacht wurde, 
muß durch den Rückgang der Auftrags- bzw. Kauf-
kraftlage notgedrungen aufgegeben werden. Diesen 
Teufelskreis müssen wir gemeinsam durchbrechen. 

Mir ist es doch, verehrte Frau Ministerin, meine 
Damen und Herren der Regierungskoalition, im Inter-
esse der Menschen zehnmal lieber, wenn Sie, so wie 
jetzt, in Ihren Papieren Positionen der SPD bei der 
Änderung des Wohngeldsondergesetzes übernehmen 
und das zur Abstimmung bringen. Aber warum haben 
Sie denn nicht, wie in der Ausschußsitzung gefordert, 
die Gegenüberstellung der Auswirkungen der 
geplanten Mietenverordnung auf das heute zu 
beschließende Wohngeldsondergesetz vorgelegt? 
Die Gegenüberstellung der geplanten Mietenanhe-
bung nach dem Entwurf der Bundesregierung mit 
dem Berlins und Brandenburgs verdeutlicht nicht das 
Geforderte, unabhängig davon, daß auch hier unse-
riös die eventuelle Höchstbelastung Ende 1994 als 
Einstieg vorangestellt wird. Aber solange uns nicht die 
mit den Ländern abgestimmte und den Bundesrat 
passierte Mietenverordnung vorliegt, werden wir kei-
nem Modell der Mieterhöhung unsere Zustimmung 
geben. Bejahen werden wir allerdings eine sozial 
abgewogene, in Stufen gesplittete Mieterhöhung ab 
1993. 

Verehrte Kolleginnen und Kollegen, wir können 
heute nur über grundsätzlichere sozial flankierende 
Maßnahmen für eine geplante Mietenerhöhung 
abstimmen. Bei Abwesenheit der Vertreter der PDS/ 
Linke Liste und dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
wurden die Einzelkriterien der ersten Änderung zum 
Wohngeldsondergesetz ausgiebig erörtert, und zwar 
kontrovers. 

Wie schon angesprochen kritisieren wir, daß die 
Änderung des Wohngeldsondergesetzes und des 
Wohngeldgesetzes in der parlamentarischen Bera-
tung unter erheblichem Zeitdruck stand und daß 
dieses Gesetz verabschiedet wird, ohne daß eine 
endgültige Beschlußfassung des Bundesrates zur 
Zweiten Verordnung über die Erhöhung der Grund-
mieten und der Betriebskosten in den neuen Bundes-
ländern vorhanden ist. 

Wir begrüßen die Verlängerung der Gültigkeit des 
Wohngeldsondergesetzes bis Ende 1994 und die Ver-
schiebung des geplanten Abbaus des Zuschlags für 
Heizung und Warmwasser — Forderungen, wie sie die 
SPD-Fraktion bereits bei der Einführung des Wohn-
geldsondergesetzes im Jahre 1991 erhoben hat. 
Hierzu hat die Bundesregierung damals behauptet: 
Die unterschiedliche Behandlung der Behinderten in 
den neuen und in den alten Ländern in dieser Frage 
widerspricht nicht dem Gleichheitssatz. Auch Freibe-
träge für niedrige Einkommensgruppen und die Erhö-
hung der derzeit geltenden Grenzbeträge in den 
Wohngeldtabellen gehörten zum Forderungskatalog 
der SPD-Fraktion. 

Mit der Novellierung werden somit Fehler und 
Unzulänglichkeiten des Gesetzes an sich ausgeräumt, 
die soziale Komponente wird verstärkt. 
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Wenn wir jetzt, verehrte Damen und Herren, über 
die erste Änderung des Wohngeldsondergesetzes 
abstimmen, so war der enge Zusammenhang von 
Mieten und Wohngeld unschwer zu erkennen. Seitens 
der SPD-Fraktion fordern wir deshalb in unserem 
heute vorgelegten Entschließungsantrag ausdrück-
lich, daß den Ländern eine Mietenverordnung vorge-
legt wird, die sozialverträglich, der Einkommensent-
wicklung entsprechend gestaltet ist und Mieten ver-
hindert, die durch das Wohngeldsondergesetz nicht 
erreicht und damit unbezahlbar werden. Wir fordern 
die Bundesregierung auf, dafür Sorge zu tragen, daß 
die Erhöhung der Mieten zur Instandsetzung und 
Modernisierung der Wohnungen eingesetzt wird und 
nicht für den Einstieg in die Entschuldungsproblema-
tik der Wohnungsunternehmen. Diese Bedienung der 
Altlasten aus der Mieterhöhung wäre völlig inakzep-
tabel. 
Einer Presseinformation des Ministeriums für 

Raumordnung, Bauwesen und Städtebau vom 
22. Juni entnehme ich Ihre Erklärung, Frau Bundes-
bauministerin, nach der auch nach dem Wirksamwer-
den der zweiten Mietenanhebung ab Januar nächsten 
Jahres für einen wirkungsvollen sozialen Ausgleich 
gesorgt wird. Wir werden Sie beim Wort nehmen. 
Ich füge hinzu und zitiere aus meiner Debattenrede 

vor diesem Hohen Hause am 18. April 1991: 

Eine sichere „angemessene" und dauerhaft 
finanziell tragbare Wohnung ist unabdingbare 
Voraussetzung für ein menschenwürdiges Leben. 
Lassen wir die Menschen bei ihren Problemen um 
den Arbeitsplatz nicht noch die Hoffnung hin-
sichtlich ihrer Wohnungen verlieren. 

Wenn wir von der SPD-Fraktion der Wohngeldno-
vellierung zustimmen, fordere ich Sie, meine Damen 
und Herren von den Regierungsparteien, auf, unse-
rem Entschließungsantrag für eine sozialverträgliche 
Mietenverordnung zuzustimmen. 
Ich bedanke mich für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Helmuth Becker: Meine Damen und 
Herren, ich erteile jetzt unserem Kollegen Dr. Walter 
Hitschler das Wort. 

Dr. Walter Hitschler (F.D.P.): Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Der Einigungsver-
trag sieht in den ostdeutschen Bundesländern eine 
Überführung der planwirtschaftlich geordneten in 
eine marktwirtschaftlich orientierte Wohnungswirt-
schaft vor. Dieser Prozeß muß von einer an die 
Einkommensentwicklung angepaßten Mietentwick-
lung begleitet werden. Unstrittig war von Anfang an, 
daß dieser Mietanpassungsprozeß durch ein auf die 
besonderen Verhältnisse abgestimmtes Wohngeld 
sozial abgefedert werden muß. Dies kam auch darin 
zum Ausdruck, daß die erste Grundmietenverordnung 
und das Wohngeldsondergesetz gleichzeitig in Kraft 
getreten sind. 

Vizepräsident Helmuth Becker: Herr Kollege 
Dr. Hitschler, gestatten Sie eine Zwischenfrage des 
Kollegen Seifert? 

Dr. Walter Hitschler (F.D.P.): Nein! 

(Zuruf von der CDU/CSU: Er soll in den 
Ausschußsitzungen fragen!) 

— Richtig. — Nunmehr steht ein zweiter Mietanpas-
sungsschritt bevor. Mit ihm einher geht eine Verlän-
gerung und eine Anpassung der Wohngeldregelung 
Ost. Die Wohngeldnovelle bringt mehr Gerechtig-
keit, denn sie beseitigt bisherige Unzuträglichkeiten 
bei der Zugrundelegung des Einkommens für die 
Wohngeldberechnung dadurch, daß nunmehr alle 
Einkunftsarten berücksichtigt werden. Arbeitslose 
mit dem gleichen Einkommen wie Rentner erhalten 
künftig auch ein gleich hohes Wohngeld. Das war 
bisher nicht so und hat zu großer Verärgerung 
geführt. 

Es wird auch dafür Sorge getragen, daß Wohn- und 
Wirtschaftsgemeinschaften nicht mehr Wohngeld 
bekommen können als ein entsprechend großer Fami-
lienhaushalt. Das ist schon ein ganzes Stück mehr 
Gerechtigkeit. 

Die Wohngeldnovelle bringt darüber hinaus erheb-
liche Verbesserungen für viele Wohngeldbezieher; 
denn für Schwerbehinderte wird ein Freibetrag von 
3 000 DM, für Alleinerziehende von Kindern unter 
12 Jahren ein Freibetrag von 1 200 DM für jedes Kind 
gewährt, die Wohngeldtabellen werden erweitert, 
und bei fast allen Einnahmearten ist ein 6,5%iger 
pauschaler Vorwegabzug zur Berücksichtigung der 
Krankenversicherungsbeiträge bei der Einkommens-
ermittlung vorgesehen. 

Das kostet Bund und Länder ein schönes Stück 
Geld: 1992 sind es 340 Millionen DM, 1993 werden es 
470 Millionen DM sein, und 1994 werden es 735 Mil-
lionen DM sein. Diese Mehrkosten kommen rund 
2,1 Millionen Wohngeldbeziehern in den neuen Län-
dern zugute, die damit ein wesentlich höheres Wohn-
geld erhalten als die Wohngeldbezieher in den west-
lichen Bundesländern; in einzelnen Fällen doppelt 
soviel Wohngeld wie im Westen. Cum grano sa lis läßt 
sich sagen: Ein Drittel aller Mieter und rund 20 % aller 
Wohnungseigentümer erhalten in den ostdeutschen 
Ländern Wohngeld bzw. Lastenbeihilfe. 

Damit erfüllt das Wohngeld auch in den ostdeut-
schen Ländern seine Funktion: die wirtschaft liche 
Sicherung des Wohnens einkommensschwächerer 
Mitbürger. Es erscheint daher durchaus angebracht, 
die besonderen Leistungen, die mit dem Wohngeld 
erbracht werden, einmal angemessen zu würdigen. 

(Beifall bei der F.D.P.) 

Um das Wohnen aber angemessen und familienge-
recht gestalten zu können — wie es im Wohngeldge-
setz heißt —, sind in den neuen Ländern noch gewal-
tige Instandsetzungs- und Modernisierungsanstren-
gungen erforderlich. Die Verbesserung des Wohn-
wertes, welche die Bürger im Osten nunmehr allmäh-
lich mit Fug und Recht erwarten, ist aber finanziell nur 
zu bewältigen, wenn die kommunalen und p rivaten 
Vermieter durch eine zweite Mietenanhebung in die 
Lage versetzt werden, diese Wohnwertverbesserung 
in Angriff zu nehmen. Die gegenwärtige Durch-
schnittsmiete von 1,90 DM reicht hierzu nicht aus. 
Eine durchschnittliche Grundmietenerhöhung von 
2,00 DM/m2  ist gerechtfertigt und unausweichlich. 
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Doch sie wird in geradezu skandalöser Weise von der 
Opposition genutzt, ein übles parteipolitisches Süpp-
chen zu kochen, das allein geeignet ist, den Kommu-
nisten in die Hände zu spielen, die an dieser ganzen 
Misere ursächlich schuldig sind. 

(Beifall bei der F.D.P. — Achim Großmann 
[SPD]: So etwas vor der Sommerpause! — 
Dr.  Herta Däubler-Gmelin [SPD]: Wo sind 
wir denn eigentlich? Solche Beleidigungen 

soll er in seinem Wahlkreis erzählen!) 

Was ist denn von einer Opposition zu halten, deren 
stellvertretender Vorsitzender gestern erklärt hat, 
eine durchschnittliche Mietanhebung von 
2,00 DM/m2  sei ein sozialer Skandal, während sein 
brandenburgischer Kollege und Bauminister am glei-
chen Tag erklärt, 2,00 DM könne er mittragen? 

Die in der Diskussion befindlichen Alternativen der 
Bundesregierung und von Berlin/Brandenburg unter-
scheiden sich in der Höhe minimal. 

(Dr. Herta Däubler-Gmelin [SPD]: Nichts zur 
Sache, nur Beleidigungen im Kopf!) 

Strittig ist, ob ein oder zwei Anhebungsschritte 
getan werden sollen. Auch hier hat zu gelten: Vorrang 
für Investitionen. 

(Dr. Herta Däubler-Gmelin [SPD]: Sie haben 
hier überhaupt nichts zu sagen!)  

— Ihre Beiträge sind nicht sehr qualifiziert, aber das 
sind wir von Ihnen gewohnt, Frau Däubler-Gmelin. 

(Dr. Herta Däubler-Gmelin [SPD]: Das ist ja 
auch kein Wunder, wenn man derartig her-

umpöbelt wie Sie!) 

Ohne Mietenanhebung gibt es keine nennenswerte 
Instandsetzung. Ohne Mietenanhebung ist auch das 
wesentlich günstigere Wohngeld Ost nicht zu recht-
fertigen. 

Wir stimmen dem Ersten Gesetz zur Änderung des 
Wohngeldsondergesetzes in der Erwartung zu, daß 
auch die Länder Berlin und Brandenburg nicht länger 
davor kneifen, wirkliche Verantwortung für eine 
gesunde Entwicklung der Wohnungswirtschaft zu 
übernehmen. Ihr bisheriges Verhalten hat den Auf-
schwung Ost in diesem Bereich gebremst. 

(Brigitte Schulte [Hameln] [SPD]: So ein 
Quatsch! — Dr. Uwe Küster [SPD]: Das ist 

doch wohl dummes Zeug!) 

Ihre bisherige Methode, die vom Bund bezahlten 
Wohltaten im eigenen Namen zu verteilen und die 
notwendigen Belastungen auf Rechnung des Bundes 
anschreiben zu lassen, kann nicht länger hingenom-
men werden. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU — 
Zuruf von der SPD: Der kennt sich aber in der 

Welt aus!) 

Vizepräsident Helmuth Becker: Meine Damen und 
Herren, ich erteile jetzt das Wort unserem Kollegen 
Dr. Ilja Seifert. 

(Dr. Herta Däubler-Gmelin [SPD]: Das ist 
wirklich ein verbotener Beitrag erster Güte! 
Unglaublich! — Brigitte Schulte [Hameln] 
[SPD]: Nicht einmal Grundrechenarten be

-

herrschen! — Weitere Zurufe von der SPD 
und der F.D.P.) 

— Darf ich um Ruhe bitten! — Das Wort hat jetzt der 
Kollege Dr. Iija Seifert, bitte. 

Dr. Ilja Seifert (PDS/Linke Liste): Vielen Dank.  — 
Herr  Präsident! Meine Damen und Herren! Liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Zeitweise habe ich den 
Eindruck, daß ich in der falschen Debatte bin. Es geht 
doch nicht um die Erhöhung der Mieten, wenn ich 
recht informiert bin, sondern nur um das Wohngeld. 
Deswegen erlaube ich mir darauf hinzuweisen, daß 

wir Wohngeldregelungen nur als zweitbeste Lösun-
gen betrachten. Besser wäre es, viel besser wäre es, 
erstens für solche Einkommen der Menschen zu 
sorgen, daß jede und jeder sich eine angemessene 
Wohnung aus den regulären Einkünften leisten 
könnte, 

(Dr. Walter Hitschler [F.D.P.]: Das haben sie 
doch 40 Jahre getan!) 

— ja — und zweitens, wirksam gegen den Höhenflug 
der Grundstückspreise, der Zinsen und der Baukosten 
vorzugehen, damit die Mieten insgesamt, inklusive 
Nebenkosten, bezahlbar bleiben. 
Beides wird von der Bundesregierung nicht gelei-

stet, so daß auch die Abgeordneten der Gruppe 
PDS/Linke Liste für eine Verbesserung des Wohn-
geldsondergesetzes eintreten. 
Die Initiative des Bundesrates, den Menschen mit 

Behinderungen in Ostdeutschland einen Freibetrag 
bei der Wohngeldberechnung einzuräumen, begrüße 
ich. Das entspricht auch einem von uns gestellten 
Antrag. Allerdings kann ich überhaupt nicht verste-
hen, wieso hier nur Menschen mit Behinderungen mit 
einem Grad von 100 % berücksichtigt werden. Das hat 
mit Gleichheit überhaupt nichts zu tun. Ihnen allen 
liegt ein Brief des VdK vor, der nun wirklich nicht 
PDS-verdächtig ist, mit der Bitte, wirklich gleiches 
Recht für alle Menschen mit Behinderungen in 
Deutschland zu schaffen. Wir haben uns erlaubt, 
einen entsprechenden Antrag einzubringen. Ich gehe 
davon aus, daß Sie das nur vergessen haben und 
selbstverständlich unserem Antrag zustimmen wer-
den. Ich freue mich schon, wenn wir nachher gemein-
sam abstimmen werden. 
Des weiteren muß ich allerdings sagen, daß ich der 

Beschlußempfehlung des Ausschusses, an dem ich 
leider nicht teilnehmen kann — — Wir sind bedauer-
licherweise nur eine Gruppe von wenigen Mitglie-
dern und können nicht immer überall sein. Herr 
Hitschler, Sie wissen, daß man  sicherlich auch noch 
anderes zu tun hat. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das „bedauerli

-

cherweise" ziehen Sie aber zurück!) 
— Nein. Ich darf das doch wohl sagen, ich bin ja frei in 
meiner Rede. Ich bedauere es jedenfalls. Der Be-
schlußempfehlung des Ausschusses, in der in voraus-
eilendem Gehorsam der Mieterhöhung zum 1. Januar 
bereits zugestimmt wird, kann ich natürlich überhaupt 
nicht folgen. Ich sehe keinen Grund, daß zum 1. Ja- 
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nuar Menschen in den Ostländern derartig belastet 
werden sollen, wenn bis jetzt noch nicht einmal eine 
exakte Analyse der Einkommensentwicklung von 
1991 vorliegt. Ich weiß nicht, worauf Sie Ihre Berech-
nungen oder Ihre Schätzungen ausrichten, Frau 
Schwaetzer. Jedenfalls wäre ich Ihnen sehr dankbar, 
wenn Sie uns einmal mitteilen würden, wie denn die 
Einkommensentwicklung in den Ostländern tatsäch-
lich verlaufen ist. Ich hätte da gerne statt einer 
Schätzung echte Zahlen. 
Aus diesem Grunde haben wir uns erlaubt, einen 

zweiten Änderungsantrag auf Drucksache 12/2964 
einzubringen. Ich denke, daß wir dem auch zustim-
men könnten. Das würde die Regierung veranlassen, 
so zu handeln, wie es dem Einigungsvertrag gemäß 
ist, nämlich zunächst einmal mit einem Moratorium 
den Menschen eine gewisse Ruhe zu verschaffen, 
zweitens das Wohngeldsondergesetz so auszugestal-
ten, daß es den Leuten wirklich hilft, und drittens die 
Altschulden, die überhaupt keine Schulden sind, zu 
streichen, denn dann würden Mieterhöhungen den 
Mieterinnen und Mietern, der Verbesserung der Woh-
nung zugute kommen und nicht dem Kapitaldienst 
der Deutschen Bank. Ich habe überhaupt kein Ver-
ständnis dafür, daß die Deutsche Bank das gesamte 
Wohnvermögen in der DDR geerbt hat und wir jetzt 
noch einmal alles bezahlen müssen. Das soll doch 
wohl so nicht sein. 
In diesem Sinne wünsche ich Ihnen ebenfalls 

schöne Ferien. 

(Beifall bei der PDS/Linke Liste) 

Vizepräsident Helmuth Becker: Meine sehr verehr-
ten Damen und Herren, ich bitte damit einverstanden 
zu sein, daß unsere Kollegin Christine Lucyga ihre 
Rede zu Protokoll gibt. — Ich höre und sehe keinen 
Widerspruch.' ) 
Ich bitte Sie dann, daß wir zum gleichen Tagesord-

nungspunkt die Rede unseres Kollegen Raidel zu 
Protokoll geben. — Auch da sehe und höre ich keinen 
Widerspruch. Dann ist das so beschlossen.*) 
Nun hat zu einer Kurzintervention gemäß § 27 der 

Geschäftsordnung unser Kollege Achim Großmann 
das Wort. 

Achim Großmann (SPD): Meine Damen und Herren, 
ich fühle mich veranlaßt, auf Grund der Rede von 
Herrn Seifert, zu dem Punkt der Eingliederung der 
Regelung für Behinderte in das Wohngeldsonderge-
setz kurz Stellung zu nehmen. Wir haben im Ausschuß 
darüber debattiert. Wir haben als SPD gefragt: Warum 
wird nicht die gesamte Regelung für Behinderte in das 
Wohngeldsondergesetz eingearbeitet? Wir haben 
gehört, daß es zunächst der Wunsch der neuen Länder 
war, den ersten Block — das entspricht auch dem 
Bundesratsvorschlag, der uns zugegangen ist —, d. h. 
die Behinderten, die zu 100 % behindert sind, in die 
Regelung einzuarbeiten, weil wir insgesamt mehrere 
Übergangsregelungen, brauchen, um das Wohngeld-
sondergesetz Ost und West einander anzupassen. Wir 
haben gehört, daß eine Aufnahme des zweiten Teils 
ungefähr 60 Millionen DM zusätzlich kosten würde. 

*) Anlage 7 

Das bedeutet eine Belastung in Höhe von 30 Millio-
nen DM für die neuen Länder. 

(Zuruf von der F.D.P.: 80 Millionen DM!) 

- Von 20 Millionen auf 80 Millionen DM; das sind 
60 Millionen DM mehr, und davon entfallen 30 Millio-
nen DM auf die neuen Länder. — Das würde bedeu-
ten, daß wir in einen Prozeß eingreifen, der die 
Finanzen der Länder sehr stark berührt. 

Wir haben deshalb darauf verzichtet, zum Zwecke 
der Effekthascherei einen derartigen Antrag zu stel-
len. Wir wünschen uns, daß das Problem in der 
Bundesratssitzung am 10. Juli beraten wird und daß in 
diesem Zusammenhang darüber nachgedacht wird, 
ob eine derartige Regelung unter Umständen möglich 
ist. Wir haben sehr große Sympathie für diese Rege-
lung. Wir werden aber darauf verzichten, sie jetzt in 
die Beratung zum Wohngeldsondergesetz einzufüh-
ren. 

Wir können dem Antrag der PDS nur aus diesem 
formalen Grund heute nicht zustimmen. 

Vielen Dank. 

Vizepräsident Helmuth Becker: Ich erteile jetzt der 
Frau Ministerin Irmgard Schwaetzer das Wort. 

Dr. Irmgard Schwaetzer, Bundesministerin für 
Raumordnung, Bauwesen und Städtebau: Herr Präsi-
dent! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Heute 
wird eine Novelle zum Wohngeldsondergesetz für die 
östlichen Bundesländer in zweiter und dritter Lesung 
beraten und verabschiedet, aber nicht — darauf ist 
hier hingewiesen worden — die Mietenverordnung, 
die zum 1. Januar 1993 in Kraft treten soll. 

Ich finde es schon sehr bezeichnend, daß von 
interessierter Seite immer wieder die Mietenverord-
nung in den Mittelpunkt der Betrachtungen gestellt 
wird, daß aber die gleichzeitig erfolgenden Verbesse-
rungen des Wohngeldsondergesetzes verschwiegen 
werden. Ich muß das bedauerlicherweise ganz beson-
ders im Hinblick auf die Beiträge feststellen, die in 
dieser Diskussion der Deutsche Mieterbund, und zwar 
sowohl die bundesweite Organisation als auch einige 
der Landesorganisationen in den östlichen Bundes-
ländern, leistet. Diese Feststellung gilt genauso für die 
Pressekonferenz, die die Bauminister von Berlin und 
Brandenburg in der vergangenen Woche gegeben 
haben. 

Deswegen, denke ich, ist es besonders wichtig zu 
unterstreichen, daß beide Dinge zusammengehören: 
die Mietenverordnung mit der Anhebung der Grund-
mieten zum 1. Januar 1993 und die Verbesserung des 
Wohngeldsondergesetzes. Die Mehrheit im Bundesrat 
hat ja inzwischen auch zugesagt, daß — vorbehaltlich 
einer Einigung, die auf der Tagung der Bauminister 
der östlichen Bundesländer und der Bundesregierung 
morgen in Magdeburg erfolgen soll — eine gemein-
same Verabschiedung der Mietenverordnung und des 
Wohngeldsondergesetzes am 10. Juli im Bundesrat 
von ihrer Seite sichergestellt sei. Deswegen ist es aber 
auch wichtig, daß der Deutsche Bundestag die vorge-
sehenen Verbesserungen des Wohngeldsondergeset-
zes heute verabschiedet. 
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Ich möchte noch einmal kurz zusammenfassen, was 
alles vorgesehen ist: 

Wir wollen per Gesetz die derzeit geltenden Wohn-
geldbescheide, die zum großen Teil am 1. Oktober 
dieses Jahres auslaufen würden, bis zum 1. Januar 
1993 verlängern, damit kein Mieter in den östlichen 
Bundesländern am 1. Oktober und dann noch einmal 
nach Inkrafttreten der Mietenerhöhung am 1. Januar 
einen Wohngeldantrag stellen muß. Es ist also eine 
zeitliche Verlängerung der Wohngeldbescheide 
durch Gesetz bis zum 1. Januar 1993 vorgesehen. 

Wir werden darüber hinaus die schon derzeit gel-
tenden besonderen Bestimmungen im Wohngeldson-
dergesetz für die östlichen Bundesländer um ein Jahr 
verlängern. Das bedeutet: Die Heizkosten werden 
auch nach dem 1. Oktober 1993 in voller Höhe wohn-
geldfähig bleiben. Damit entsprechen wir einem 
Gesetzesvorschlag des Landes Sachsen. 

Wir werden einen Freibetrag für Alleinerziehende 
in Höhe von 1 200 DM für jedes Kind einführen. 

Es wird einen Freibetrag für Schwerbehinderte in 
Höhe von 3 000 DM geben, und zwar sowohl für 
Schwerbehinderte mit einem Grad der Behinderung 
von 100 % als auch für Schwerbehinderte mit einem 
Grad der Behinderung zwischen 80 und 100 %, sofern 
sie pflegebedürftig sind. Wir entsprechen damit einem 
Antrag des Landes Brandenburg. Herr Großmann hat 
ja soeben für die Sozialdemokraten dazu Stellung 
genommen. 

Ich möchte nur noch ein kleines Mißverständnis 
ausräumen. Die Zusatzkosten für den Antrag, den die 
PDS heute gestellt hat, liegen in der Höhe von 
80 Millionen DM für Bund und Länder gemeinsam, 
jeweils 40 Millionen DM für den Bund und für die 
östlichen Bundesländer. Das hat sicherlich dazu 
geführt, daß das Land Brandenburg die Einbeziehung 
dieser Personengruppe nicht beantragt hat. Mit dem, 
was wir heute vorlegen, entsprechen wir exakt dem 
Antrag des Landes Brandenburg. 

In dem Entschließungsantrag, den die Sozialdemo-
kraten vorgelegt haben, wird beklagt, daß die jetzt 
vorgesehenen Regelungen in einem Eilverfahren ver-
abschiedet werden. Es ist in der Tat ein sehr schneller 
Durchgang im Deutschen Bundestag gewesen. Ich 
will begründen, woran das liegt. Daraus wird sehr 
deutlich werden, daß die Klage der Sozialdemokraten 
zumindest zum Teil an die falsche Adresse geht. 

Zum einen war eine frühere Vorlage des Wohngeld-
sondergesetzes wegen des Zusammenhangs mit der 
Mietenerhöhung zum 1. Januar 1993 auch deshalb 
nicht möglich, weil wir uns im Einklang mit dem 
Einigungsvertrag bei den Entscheidungen über die 
Mietenerhöhungen zunächst daran orientieren muß-
ten, was in den Tarifverträgen vereinbart wird. Ich will 
hier überhaupt nicht verschweigen, daß die Tarifver-
träge z. B. in der Bauwirtschaft eine nicht zu unter-
schätzende Rolle gespielt haben. Wir haben bei unse-
ren Überlegungen noch gar nicht einmal den speziell 
für die östlichen Bundesländer vorgesehenen Tarif-
vertrag des öffentlichen Dienstes zur Verfügung 
gehabt. Aber dieser unterstreicht nur, wie richtig die 
von der Bundesregierung vorgeschlagene Route ist. 
Im öffentlichen Dienst ist vorgesehen, daß zum 1. De-

zember 1992 eine Angleichung auf 74 % des Westni-
veaus und zum 1. Juli 1993 eine Angleichung auf 80 % 
des Westniveaus vorgenommen wird. 
Das ist die Grundlage für die tatsächlichen Berech-

nungen — die wir Ihnen im übrigen im Ausschuß 
vorgelegt haben, Herr Scheffler —, auf die der Bun-
desminister für Arbeit und Sozialordnung gemeinsam 
mit uns für die aktiven Arbeitnehmer gekommen ist. 
Diese Erhöhungen des verfügbaren Familieneinkom-
mens laufen darauf hinaus, daß bei den aktiven 
Arbeitnehmern ein Anstieg von 20 % zu verzeichnen 
ist, bei den Rentnern ein Anstieg von ca. 21 %. Daß die 
Arbeitslosen und diejenigen, die sich in einer 
Umschulungs- oder einer anderen qualifizierenden 
Maßnahme befinden, an dieser Einkommensentwick-
lung nur unzureichend teilhaben, wird nicht bestrit-
ten. Das ist auch der Grund, weshalb wir diese 
deutlichen zusätzlichen Verbesserungen des Wohn-
geldsondergesetzes heute verabschieden. 
Das ist also der eine Grund dafür, daß wir diese 

Vorschläge nicht früher vorlegen konnten. Der andere 
Grund, Herr Scheffler — und das wissen Sie ganz 
genau —, liegt in den Kommunalwahlen des Landes 
Berlin. Wir wären bereits auf der Bauministertagung 
am 6. und 7. Mai auf Kloster Banz bereit gewesen, 
unsere konkreten Vorschläge zur Erörterung darzule-
gen. Es war der ausdrückliche Wunsch von Bausena-
tor Nagel, daß dort keine konkreten Beschlüsse gefaßt 
wurden. Informell sind wir übereingekommen, daß 
die Mietenerhöhung zum 1. Januar 1993 stattfinden 
solle und daß sie darüber hinaus einen Umfang von ca. 
2 DM pro Quadratmeter haben solle. Daran haben wir 
uns in der Tat gehalten. Deswegen wäre es besser 
gewesen, Herr Scheffler, Sie hätten sich einmal ans 
Rechnen gemacht, bevor Sie hier Ihre Rede gehalten 
hätten. 

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne

-

ten der CDU/CSU — Zuruf des Abg. Achim 
Großmann [SPD]) 

— In der Tat, das Land Berlin war zu den Abstim-
mungsgesprächen zwar eingeladen, hat sich aber in 
diesen Gesprächen so konkret nie ausgedrückt, wie es 
sich einen Tag, nachdem wir unsere Mietenverord-
nungsvorschläge vorgelegt haben, in der Presse und 
in der Öffentlichkeit geäußert hat. Es war für alle 
östlichen Bundesländer ausreichend Gelegenheit 
gegeben, von Anfang an in dieser Abstimmung ihr 
eigenes Wort zu machen und sich mit uns zu einigen. 
Ein Teil der östlichen Bundesländer hat sich im 
übrigen zu Wort gemeldet. Das hat dazu beigetragen, 
daß wir die Umstellung von 1 DM auf 1,50 DM Sockel-
erhöhung vorgenommen haben. Ein anderer Teil der 
Länder — dazu gehört Berlin — hat dieses Wort nicht 
gemacht. Deswegen finde ich in der Tat dieses Vor-
gehen, das anschließend von Ihnen auch noch unter-
stützt wird, ein wenig merkwürdig und seltsam. Aber 
da spricht wohl die Parteipolitik mit. 
Jetzt zum Rechnen. 

Vizepräsident Helmuth Becker: Liebe Frau Mini-
ster, darf ich Sie einmal kurz unterbrechen. 

Dr. Irmgard Schwaetzer, Bundesministerin für 
Raumordnung, Bauwesen und Städtebau: Ja. 
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Vizepräsident Helmuth Becker: Sie haben nach der 
Verfassung das Recht, hier so lange zu reden, wie Sie 
wollen. Nach unseren Abmachungen haben Sie die 
Redezeit jetzt um fünf Minuten überschritten. 

Dr. Irmgard Schwaetzer, Bundesministerin für 
Raumordnung, Bauwesen und Städtebau: Herr Präsi-
dent, Sie hatten zu Beginn meiner Redezeit — ich 
habe genau darauf geachtet — drei Minuten ange-
zeigt. 

Vizepräsident Helmuth Becker: Vier. 

Dr. Irmgard Schwaetzer, Bundesministerin für 
Raumordnung, Bauwesen und Städtebau: Ich habe in 
der Tat mehr als drei Minuten außer dem, was noch an 
Redezeit übrig war. Ich komme zum Schluß und werde 
mich sehr kurz fassen. 

Noch einmal zu der Rechnung. Der durchschnittli-
che Erhöhungsbetrag der Bundesregierung zum 
1. Januar 1993 beläuft sich auf 2 DM pro Quadratme-
ter. Der durchschnittliche Erhöhungsbetrag beläuft 
sich entsprechend den Vorschlägen von Berlin/Bran-
denburg auf 1,80 DM pro Quadratmeter. Unser Vor-
schlag bedeutet für eine Wohnung von 70 Quadrat-
metern einen Mehrbetrag von 14 DM. Ich gebe zu: Es 
ist mehr als nach dem Vorschlag von Berlin/Branden-
burg. Aber Sie können ja wohl nicht sagen, daß ein 
Betrag von 14 DM im Monat für eine Wohnung von 
70 Quadratmetern den Unterschied zwischen sozia-
lem Absturz und sozialer Gerechtigkeit ausmache. 

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne

-

ten der CDU/CSU) 

Der Wiedervermietungszuschlag ist ab 1. Januar 
1994 vorgesehen, nicht ab 1. Januar 1993. Der 
Abschlag von 0,50 DM pro Quadratmeter bei den 
Heizkosten ist bei uns ab 1. Januar 1993 vorgesehen. 
Das will Berlin überhaupt nicht. Damit kommen die 
Mieter und Mieterinnen in Berlin auf eine erhebliche 
zusätzliche Erhöhung der Mieten ab dem 1. Januar 
1994, die deutlich, nämlich um 0,30 DM, über das 
hinausgeht, was die Bundesregierung vorgeschlagen 
hat. 

Das, meine Damen und Herren, spricht dafür, daß 
wir diese wirklich unfruchtbare polarisierende Dis-
kussion einstellen sollten. Herr Scheffler, ich muß 
Ihnen und der SPD insgesamt sagen: Durch eine 
solche Diskussion gewinnen weder die SPD noch die 
Union oder die F.D.P. Es gibt nur zwei Gewinner: Das 
sind auf der einen Seite die PDS und auf der anderen 
Seite die Republikaner. Dafür sollten wir uns wirklich 
zu schade sein. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Wir wollen uns morgen in Magdeburg einigen. Ich 
hoffe, daß dies dann auch das Ende dieser unfrucht-
baren Auseinandersetzung ist. Ich rufe ausdrücklich 
den Mieterbund auf, seine polarisierende Diskussion 
ebenfalls einzustellen. Es geht nicht um Mitglieder für 
den Mieterbund, es geht um den sozialen Frieden und 
um eine Verbesserung der Wohnsubstanz in den 
östlichen Bundesländern. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Helmuth Becker: Meine Damen und 
Herren, weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich 
schließe die Aussprache. Wir kommen jetzt zur Ein-
zelberatung und Abstimmung über den vom Bundes-
rat eingebrachten Gesetzentwurf zur Änderung des 
Wohngeldsondergesetzes — Drucksachen 12/2601 
und 12/2920. Dazu liegen zwei Änderungsanträge der 
Gruppe PDS/Linke Liste vor, über die wir zunächst 
abstimmen. Wer stimmt für den Änderungsantrag auf 
Drucksache 12/2963? 

(Helmut Sauer [Salzgitter] [CDU/CSU]: Von 
wem ist der denn?) 

— Von der Gruppe PDS/Linke Liste. Das habe ich 
vorgetragen; ich wiederhole es gern. 

Wer stimmt dagegen? — Stimmenthaltungen? — 
Der  Änderungsantrag ist gegen die Stimmen der 
Gruppe PDS/Linke Liste abgelehnt. 

Wer stimmt für den Änderungsantrag auf Drucksa-
che 12/2964? — Wer stimmt dagegen? — Stimment-
haltungen? — Dieser Antrag ist mit demselben Stim-
menverhältnis abgelehnt. 

Wir stimmen jetzt über den Gesetzentwurf in der 
Ausschußfassung ab. Ich bitte diejenigen, die zustim-
men  wollen, um das Handzeichen. — Wer stimmt 
dagegen? —Jetzt erübrigt sich die Frage nach Stimm-
enthaltungen. Der Gesetzentwurf ist damit in zweiter 
Beratung einstimmig angenommen. 

Wir treten in die 

dritte Beratung 

ein und kommen zur Schlußabstimmung. Ich bitte 
diejenigen, die dem Gesetzentwurf zustimmen wol-
len, sich zu erheben. — Wer stimmt dagegen? - 
Enthaltungen? — Der Gesetzentwurf ist damit in 
dritter Beratung einstimmig angenommen. 

Der Ausschuß für Raumordnung, Bauwesen und 
Städtebau empfiehlt unter Nr. II seiner Beschlußemp-
fehlung, eine Entschließung anzunehmen. Wer 
stimmt für diese Beschlußempfehlung? — Gegen-
probe! — Stimmenthaltungen? — Damit ist diese Be-
schlußempfehlung mit den Stimmen der Koalitions-
fraktionen gegen die Stimmen der SPD-Fraktion und 
der Gruppe PDS/Linke Liste angenommen. 

Wir kommen jetzt zur Abstimmung über den Ent-
schließungsantrag der Fraktion der SPD auf Drucksa-
che 12/2956. Wer stimmt für diesen Entschließungs-
antrag? — Gegenprobe! — Stimmenthaltungen? — 
Damit ist dieser Entschließungsantrag mit den Stim-
men der Koalitionsfraktionen abgelehnt. 

Meine Damen und Herren, wir sind damit am Ende 
dieses Tagesordnungspunktes. 

Ich rufe nunmehr den Tagesordnungspunkt 4 b 
auf: 

Zweite und dritte Beratung des vom Bundesrat 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur 
Verlängerung der Kündigungsmöglichkeiten 
in der öffentlichen Verwaltung nach dem Eini-
gungsvertrag 

— Drucksache 12/2794 — 
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Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Innenausschusses (4. Ausschuß) 
— Drucksache 12/2915 — 

Berichterstattung: 
Abgeordnete Meinrad Belle 
Dr. Jürgen Schmieder 
Fritz Rudolf Körper 

(Erste Beratung 97. Sitzung) 
Nach einer interfraktionellen Vereinbarung ist für 

die Aussprache eine halbe Stunde vorgesehen. — Ich 
höre und sehe keinen Widerspruch. Dann ist das so 
beschlossen. 
Ich eröffne die Aussprache und erteile zunächst 

unserem Kollegen Michael Stübgen das Wort. 

Michael Stübgen (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Ich möchte zu dem hier 
erörterten Gesetzesvorhaben zur Änderung des Eini-
gungsvertrages aus der Sicht eines Abgeordneten aus 
den neuen Bundesländern und auch noch Kommunal-
politikers folgendes mit Blick auf die fortgeschrittene 
Uhrzeit und den nahenden Ferienbeginn in aller 
Kürze bemerken. 
Dem Ziel der personellen Umstrukturierung der 

öffentlichen Verwaltungen in den neuen Ländern 
wurde stets ein überragender Stellenwert eingeräumt. 
Der hiermit verbundene Personalabbau ist zwingend 
notwendig, um einerseits eine rechtsstaatliche eff i-
ziente Verwaltung auszubauen und andererseits die 
Personalkosten in den Haushalten der ostdeutschen 
Kommunen deutlich zu verringern. Diese Überlegun-
gen waren für die Bundesregierung maßgeblich, um 
im Einigungsvertrag für einen bef risteten Zeitraum, 
bis zum Ablauf von zwei Jahren nach Wirksamwerden 
des Beitritts, erleichterte Kündigungsmöglichkeiten 
zu verankern. 
Abweichend von unseren damaligen Einschätzun-

gen und Erwartungen — das war, muß ich gestehen, 
durchaus ein Irrtum -- weisen vor allen Dingen die 
neuen Länder und die Kommunen in den neuen 
Ländern immer noch einen erheblichen Personal-
überhang auf. Er kann in der noch zur Verfügung 
stehenden Zeit bis zum Auslaufen der Sonderkündi-
gungsregelung auch nicht annähernd abgebaut wer-
den. Dies gilt in besonderer Weise für Kommunen, 
zumal ihnen die sogenannte Warteschleifenregelung 
nicht zur Verfügung stand. 
Dabei verkenne ich nicht, daß ein unmittelbarer 

Vergleich des Personalbestandes der Kommunen der 
alten Bundesländer mit denen der neuen Länder aus 
verschiedenen Gründen nicht zulässig ist. Ich nenne 
beispielhaft nur die offenen Vermögensfragen und die 
Übertragung kommunalen Vermögens. 
Dies ändert jedoch nichts an der Tatsache, daß 

insbesondere bei den Einrichtungen und Betrieben, 
die auf Grund des Einigungsvertrages und des Kom-
munalvermögensgesetzes in kommunale Träger-
schaft überführt worden sind, bis heute vielfach Per-
sonalüberhänge bis zu 25 % bestehen. Diese resultie-
ren u. a. daraus, daß ein erheblicher Teil der DDR-
Verwaltung direkt als Unterdrückungsmechanismus 
des SED-Staates eingesetzt wurde; wir alle kennen 

diese Vorgänge und diese Situation. Solche Behörden 
sind heute Gott sei Dank überflüssig. Ich kann Ihnen 
sagen, daß mich das als Bürger eines neuen Bundes-
landes glücklich und zufrieden macht. 

Die Kommunen in der ehemaligen DDR nahmen 
aber darüber hinaus Aufgaben wahr, die nach der 
Wende dem Bund zugefallen sind. Ich verweise bei-
spielsweise auf Teile des Post- und Bahnwesens. An 
dieser Stelle betone ich ausdrücklich, daß ich Kompe-
tenz und Fleiß der Bediensteten in den neuen Bundes-
ländern, von einzelnen Ausnahmen abgesehen, die es 
auch in alten Bundesländern gibt, 

(Dr. Uwe Küster [SPD]: Sehr wohl!) 

nicht in Frage stellen will. 

In meiner kommunalpolitischen Praxis habe ich 
gesehen und erkennen können, daß die Mehrzahl 
dieser Bediensteten versucht hat, ihre Aufgaben so zu 
erfüllen, wie es auch ihre Kollegen im Westen tun. 

(Dr. Uwe Küster [SPD]: Unter schwierigeren 
Bedingungen!) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, die 
Verlängerung der Möglichkeit erleichterter Bedarfs-
kündigungen ist für die neuen Länder eine Existenz-
frage. Deswegen haben z. B. im Innenausschuß des 
Bundesrates auch die neuen Bundesländer maßgeb-
lich dazu beigetragen, daß die vorliegende Bundes-
ratsinitiative uns heute zur Abstimmung unterbreitet 
worden ist. Ich betone, daß sich alle neuen Bundes-
länder dafür eingesetzt haben. Diese werden 
bekanntlich nicht nur von der CDU regiert. 

(Zuruf von der SPD: Mecklenburg-Vorpom

-

mern z. B. nicht!) 

— Mecklenburg-Vorpommern auch! — Die Verlän-
gerung der Möglichkeit erleichterter Bedarfskündi-
gungen ist, wie schon gesagt, eine Existenzfrage. 
Kommt es nicht zu einer Verlängerung, würden auf 
Grund der dann voll greifenden Kündigungsschutz-
bestimmungen notwendige Entlassungen gravierend 
erschwert, der Umstrukturierungsprozeß in den Ver-
waltungen der neuen Länder und der dortigen Kom-
munen würde einschneidend behindert. Wegen der 
zusätzlichen Kosten im Personalsektor ergäben sich 
erhebliche Auswirkungen. 

Ohne einen drastischen Personalabbau werden die 
Kommunen in einer strukturpolitischen Bewegungs-
losigkeit verharren. So belaufen sich die Personalko-
sten aller fünf neuen Bundesländer auf ca. 11 Milliar-
den DM. Geradezu dramatisch ist die Situation in den 
Kommunen. So gibt es Gemeinden in meinem Wahl-
kreis, die 70 bis 80 % ihres Haushaltsvolumens für 
Personalkosten aufwenden. Dadurch werden Haus-
haltsmittel gebunden, die sinnvoller und besser für 
investive Zwecke genutzt werden sollten, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Richtig!) 

um das zu schaffen, was wir dort am nötigsten 
brauchen, nämlich Arbeitsplätze. 

Es ist den Gemeinden auch unmöglich — das merke 
ich immer stärker im Zuge der Ämterbildung z. B. in 
Brandenburg —, das doch reichhaltige Angebot an 
Fördermitteln von EG, Bund und Land zu nutzen, da 
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ihnen hierfür die vorgeschriebenen Eigenmittelan-
teile fehlen. 
Meine Damen und Herren, ich glaube, daß nicht 

zuletzt hieran die Bedeutung einer Fristverlängerung 
deutlich wird. Zu den hier geäußerten Zweifeln an der 
Rechtmäßigkeit des Gesetzentwurfes möchte ich 
anmerken, daß eine vom Bundesministerium des 
Innern und dem der Justiz vorgenommene Prüfung 
ergeben hat, daß gegen die beabsichtigte Fristverlän-
gerung keine verfassungsrechtlichen oder sonstigen 
Bedenken bestehen. 
Ich möchte noch etwas dazu anmerken. Wer sich 

von diesem Gesetz, sofern wir es verabschieden 
sollten, gemäß Grundgesetz nicht rechtmäßig behan-
delt sieht, hat natürlich die Möglichkeit zu klagen. 
Dann könnte endlich einmal wirklich geklärt werden, 
in welcher Weise der Bundestag die Möglichkeit hat, 
Bestimmungen des Einigungsvertrages, die nicht so 
funktionieren, wie es ursprünglich gedacht war, zu 
ändern. 
Noch eine abschließende Bemerkung zur sozialen 

Komponente des Gesetzentwurfes. Die Tarifvertrags-
parteien des öffentlichen Dienstes haben in der ver-
gangenen Woche einen Tarifvertrag zur sozialen 
Absicherung vereinbart, der bei strukturbedingten 
Kündigungen bzw. aus demselben Grunde geschlos-
senen Auflösungsverträgen die Zahlung einer Abfin-
dung vorsieht. Abhängig von der Beschäftigungs-
dauer kann die Abfindung bis zu maximal 10 000 DM 
betragen. Diese Regelung ergänzt die bereits im 
Einigungsvertrag vorgesehenen Möglichkeiten zur 
sozialen Absicherung bei Maßnahmen zum Personal-
abbau. Im Unterschied zum Einigungsvertrag — das 
ist wichtig; das ist eine deutliche Verbesserung in 
diesem Entwurf — wird den be troffenen Arbeitneh-
mern ein Rechtsanspruch auf die Zahlung der Abfin-
dung eingeräumt. 
Meine sehr verehrten Kolleginnen und Kollegen, 

aus den genannten Gründen wird meine Fraktion für 
diesen Entwurf stimmen. 
Ich bedanke mich für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Vizepräsident Helmuth Becker: Meine Damen und 
Herren, der nächste Redner ist unser Kollege Dr. Uwe 
Küster. 

Dr. Uwe Küster (SPD): Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Kolleginnen und Kollegen! Nach dem Wil-
len der CDU/CSU-F.D.P.-Mehrheit im Bundestag 
hätte die Bundesregierung den vorliegenden Gesetz-
entwurf zur Verlängerung der Kündigungsmöglich-
keiten in der öffentlichen Verwaltung nach dem 
Einigungsvertrag heute im Schnellverfahren be-
schließen lassen. Ohne Aussprache und damit weitge-
hend unbemerkt von der Öffentlichkeit sollte der 
Gesetzentwurf unmittelbar vor der Sommerpause im 
Dunkeln und heimlich über die parlamentarische 
Bühne gebracht werden. 

(Zuruf von der SPD: Ungeheuerlich!) 
Im Nachrichtendickicht zum Thema des gestrigen 
Tages und der heutigen Beratung zum Vermögens-
rechtsänderungsgesetz, zur Diskussion des Berichtes 

der Föderalismuskommission und der Konzeptkom-
mission wäre dieser Gesetzentwurf mit Sicherheit 
untergegangen. Mit uns Sozialdemokraten ist so 
etwas nicht zu machen. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Mag das Thema auch noch so schwierig oder strittig 
sein: Wir haben die Pflicht, dieses öffentlich auszutra-
gen. 

(Dr. Herta Däubler-Gmelin [SPD]: Sehr gut!) 

Es zeugt nicht gerade von gutem parlamentarischen 
Stil, wenn zunächst keine Übereinkunft bezüglich der 
Notwendigkeit einer entsprechenden Debatte mit der 
Koalition erzielt werden konnte. Erst die Androhung 
einer Geschäftsordnungsdebatte und einer Vielzahl 
persönlicher Erklärungen führte zu einem Sinnes-
wandel. Es geht doch wohl nicht an, heimlich, still und 
leise eine Zitterpartie für Hunderttausende von 
Beschäftigten in den neuen Bundesländern um 
15 Monate zu verlängern, ohne sich dazu auch öffent-
lich zu stellen. 

Der Gesetzentwurf beruht auf einer Initiative des 
CDU-geführten Landes Sachsen, dessen Ministerprä-
sident Biedenkopf sich bekanntlich für seinen Einsatz 
zugunsten der Ostdeutschen gern bundesweit feiern 
läßt. Erreicht werden soll mit dem Gesetzentwurf, daß 
die durch den Einigungsvertrag eröffnete Möglichkeit 
der Bedarfskündigung von Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmern im öffentlichen Dienst (Ost) über den 
Oktober 1992 hinaus bis zum Ende des nächsten 
Jahres verlängert wird. Es bleibt zunächst festzustel-
len, daß mit dieser Korrektur zum Einigungsvertrag 
erstmals eine Veränderung erfolgt, die eine massive 
Schlechterstellung gegenüber den ursprünglichen 
Vereinbarungen bedeutet und ausschließlich zu 
Lasten von Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern in 
den neuen Bundesländern geht. So bestehen nicht 
zuletzt verfassungsrechtliche Bedenken gegen die-
sen Gesetzentwurf, auf die wir in den Ausschußbera-
tungen hingewiesen haben. 

Der vorgelegte Gesetzentwurf setzt die Interessen 
der Länder an einem weitgehend willkürlichen Abbau 
über den in der Bundesrepublik geltenden Kündi-
gungsschutz. Mit Sozialdemokraten ist dieses nicht zu 
machen, auch nicht vor dem Hintergrund der schwie-
rigen finanziellen Situation in den Ländern und Kom-
munen der ehemaligen DDR. Wir leugnen auch nicht, 
daß die ostdeutschen Kommunen in einem weiteren 
Dilemma stecken: Einerseits fehlt das Personal im 
engeren Verwaltungsbereich, andererseits gibt es 
einen Personalüberhang in verschiedenen Einrich-
tungen. Wenn als Antwort auf diese schwierige Situa-
tion die Verlängerung des Sozialdumpings auf dem 
Rücken der Beschäftigten angestrebt wird, dann kön-
nen wir der Koalition nur zurufen: Nehmt die Sorgen 
der neuen Bundesländer endlich ernst, gebt ihnen die 
Möglichkeit, ihren Menschen gegenüber eine sozial-
verträgliche Politik zu gestalten. 

(Beifall bei der SPD) 

Auch ich habe in den vergangenen Wochen wieder-
holt die Bitten der Kommunalpolitiker gehört: Eröffnet 
uns in Bonn die Möglichkeit, weiterhin den öffentli-
chen Dienst auszudünnen. — Doch was bewirkt eine 
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solche Verlängerung letztendlich? Sie schafft zu-
nächst bei den Beschäftigten eine tiefe Verunsiche-
rung über ihre weitere berufliche Zukunft. Denn wer 
mag schon glauben, daß Ende 1993 dann wirklich der 
Arbeitsplatz gesichert ist, daß nicht vielmehr das, was 
einmal geklappt hat, auch ein zweites und drittes Mal 
zu wiederholen ist? 

Mit welcher Begründung propagiert der Gesetzent-
wurf die angestrebte Verlängerung der Sonderkündi-
gungsregelung? Es wird gesagt, daß bis Ende 1993 der 
notwendige Strukturwandel in der Verwaltung abge-
schlossen sein sollte. Hier drängt sich der Vergleich 
mit einem Strukturwandel wie bei der Gebietsreform 
in den westdeutschen Ländern auf. Die damals not-
wendigen Umstrukturierungen waren von geringe-
rem Ausmaß und wurden über einen wesentlich 
längeren Zeitraum gestreckt. Es ist daher eine Illusion, 
zu glauben, im Osten könne eine vergleichbare 
Reform bis Ende 1993 erreicht werden. 

Worum es vielmehr geht, ist, die Mitwirkungs- und 
Mitbestimmungsrechte der Beschäftigten, der Be-
triebs- und Personalräte auf Dauer außer Kraft zu 
setzen. Ich halte es für eine Illusion, anzunehmen, daß 
mit verunsicherten, letztlich perspektivlosen Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmern dieser zweifellos 
notwendige Strukturwandel gelingen kann. Motiva-
tion und Engagement wachsen dort, wo Beschäftigten 
das Vertrauen ausgesprochen und ihr Leistungswille 
geschätzt wird, nicht dort, wo stets und ständig mit 
dem blauen B rief gerechnet oder gedroht wird. 

Nun wird auch gesagt, daß gerade der öffentliche 
Dienst, die öffentliche Verwaltung eine Reihe von 
sogenannten Altlasten mit sich herumtrage, die dem 
Aufbau einer neuen Struktur hinderlich sei. Da kann 
ich den Vertretern der Kommunen nur sagen: Dann 
nutzt die noch existierende Zeit bis zum 2. Oktober 
dieses Jahres, und entlaßt eindeutig politisch bela-
stete oder fachlich und charakterlich nicht geeignete 
Personen aus dem öffentlichen Dienst, aber wartet 
nicht noch ein paar Monate ab, bis ihr bedarfsgerecht 
eine weitere Truppe schwarzer Schafe zusammenge-
stellt habt. 

Die Ablehnung des vorliegenden Gesetzentwurfs 
ist meines Erachtens auch ein Gebot der Gleichbe-
handlung. Es kann doch nicht wahr sein, daß Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmer, die im Osten in 
Verwaltungen, öffentlichen Dienstleistungsbetrieben 
und Schulen annähernd die gleiche Arbeit machen 
wir ihre Kollegen im Westen, nicht nur wesentlich 
schlechter bezahlt werden, sondern daß ihnen dazu 
noch auf nahezu beliebige Art und Weise gekündigt 
werden kann. Welche Gräben zwischen den Men-
schen in Ost und West wollen wir eigentlich noch auf 
Dauer bestehen lassen oder gar neu aufreißen, wo die 
eine Mauer nun glücklicherweise abgerissen ist? Statt 
in Zusammenarbeit von Politik und Verwaltung mit 
Personalräten und Gewerkschaften den notwendigen 
Personalabbau nach tarifvertraglichen Regelungen 
vorzunehmen, wird über die Menschen im Osten 
verfügt, wie sie es seit einem halben Jahrhundert 
gewöhnt sind. 

(Widerspruch bei der CDU/CSU und der 
F.D.P.) 

Umstrukturierungen mit einem Personalabbau wer-
den in den öffentlichen Verwaltungen der neuen 
Länder auch weiterhin notwendig sein. Das kann aber 
nur unter Wahrung der gesetzlichen und tariflichen 
Kündigungsschutzrechte erfolgen. Wir erwarten, daß 
dieser Prozeß von den Tarifpartnern konstruktiv 
begleitet und unterstützt wird. 
Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich fordere Sie 

dringend auf: Belassen Sie nicht durch eine falsche 
Entscheidung Hunderttausende von Menschen wei-
terhin in Angst und Unsicherheit um ihren Arbeits-
platz! Verstärken Sie nicht die zahlreich existierenden 
Unterschiede zwischen Ost und West! 

(Horst Günther [Duisburg] [CDU/CSU]: Tun 
wir doch nicht! Wer tut das denn?) 

Setzen Sie heute ein Zeichen für Ihre Bereitschaft, 
dem politischen Einigungsprozeß auch den sozialen, 
wirtschaftlichen und rechtlichen folgen zu lassen! 
Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Helmuth Becker: Meine Damen und 
Herren, ich möchte an dieser Stelle um Zustimmung 
bitten, daß Herr Staatssekretär Dr. Horst Waffen-
schmidt seine Rede zu Protokoll gibt. — 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Ich höre und sehe keinen Widerspruch. Dann ist das so 
beschlossen.*) 

Ich erteile jetzt unserem Kollegen Dr. Jürgen 
Schmieder das Wort. 

Dr. Jürgen Schmieder (F.D.P.): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Es ist schon kurios, wenn 
die ostdeutschen Kollegen der SPD im federführenden 
Innenausschuß mit der Regierungskoalition stimmen, 
der Fristverlängerung zustimmen — und das sind ja 
diejenigen Kollegen, die am besten Bescheid wissen, 
die diese Probleme selbst erleben —, dann aber keiner 
dieser Kollegen hier anwesend ist und wir trotzdem 
diese Debatte führen. Aber wir sind natürlich gerne 
bereit, den Wünschen eines einzelnen Herrn nachzu-
kommen, und demzufolge reden wir also hier. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Im Einigungsvertrag war vereinbart, daß in den 
öffentlichen Verwaltungen auf allen Ebenen, also 
auch in den Ländern und in den Kommunen, die 
Möglichkeit geschaffen wird, die überdimensionier-
ten Personalbestände abzubauen und damit in den 
Verwaltungen eine Konsolidierung herbeizuführen. 
Die Länder haben sich jetzt aus Eigenbedarf und im 
Interesse der Kommunen über den Bundesrat zu Wort 
gemeldet und um eine Verlängerung der vereinbar-
ten Frist gebeten. Die Frist war echt zu kurz. 

(Abg. Dr. Jürgen Rüttgers [CDU/CSU] mel

-

det sich zu einer Zwischenfrage) 

Vizepräsident Helmuth Becker: Herr Kollege Rütt-
gers. 

*) Anlage 8 
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Dr. Jürgen Rüttgers (CDU/CSU): Herr Kollege 
Schmieder, ist Ihnen bekannt, warum der vorherge-
hende Redner, Herr Dr. Küster, der unbedingt reden 
mußte — weshalb wir hier noch sitzen —, unmittelbar 
nach seiner Rede das Plenum verlassen hat? 

Dr. Jürgen Schmieder (F.D.P.): Ich nehme an, daß er 
sich noch profilieren wollte, bevor er den Zug nimmt, 
um nach Hause zu fahren und sich das Fußballspiel 
anzusehen. 

Vizepräsident Helmuth Becker: Eine Zwischenbe-
merkung der Frau Kollegin Hämmerle. 

Gerlinde Hämmerle (SPD): Es wäre vielleicht fair 
gewesen, Herr Kollege Dr. Rüttgers, wenn Sie mich 
gefragt hätten. Ich hätte Ihnen sagen können, daß 
Herr Dr. Küster dringend das Flugzeug erreichen 
muß. Das ist Ihnen allen auch schon passiert. 

(Helmut Sauer [Salzgitter] [CDU/CSU]: 
Dann hätte er ja seine Rede zu Protokoll 

geben können!) 
— Dieses ist Ihnen allen auch schon passiert; dafür 
würde ich meine Hand ins Feuer legen. 

Dr. Jürgen Schmieder (F.D.P.): Aber dann hätten 
wir es so machen können, Frau Kollegin Hämmerle, 
wie wir es vorhatten: Wir hätten die Reden zu Proto-
koll geben können. Aber wir haben noch Rese rven 
unter Deck. Wenn wir die alle noch hier hinbringen, 
haben wir hier sicher die Mehrheit. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU — 
Gerlinde Hämmerle [SPD]: Die Spitze der 
SPD-Bundestagsfraktion ist hier anwesend! 

Sie können sich nicht beklagen!) 
— Ich bedanke mich für Ihren Beitrag. — Bekomme 
ich das jetzt angerechnet? 

Vizepräsident Helmuth Becker: Nein, natürlich 
nicht, Herr Kollege Schmieder. 
Ich habe wirklich noch einmal eine herzliche Bitte. 

Liebe Kolleginnen, liebe Kollegen, zu was führt diese 
Debatte? Jeder kommt in solche Schwierigkeiten, 
jeder hat seine Gründe dafür, jeder kann das kritisie-
ren; aber weiter kommen wir damit nicht. 
Ich bitte Sie, Herr Kollege Dr. Schmieder, fahren Sie 

bitte mit der Rede fort. 

Dr. Jürgen Schmieder (F.D.P.): Ich bedanke mich, 
Herr Präsident. 
Wie gesagt, die Frist war echt zu kurz. Zum Teil 

haben sich die Länder auch noch nicht auf eine 
Kommunalverfassung geeinigt, also können die Kom-
munen auch nicht endgültig über die Struktur und 
damit über den Personalbestand entscheiden. Viel-
fach gilt es auch, verschiedene Teilbereiche aus der 
öffentlichen Verwaltung herauszunehmen und zu 
privatisieren. Dieser Prozeß ist noch nicht abgeschlos-
sen. Zum Beispiel in Chemnitz hat die städtische 
Verwaltung rund 18 000 Beschäftigte. Hier muß also 
beträchlich abgespeckt werden. Da aber ohne die 
vorgesehene Verlängerung die Frist am 2. Oktober 
1992 ablaufen würde, wäre damit eine Massenentlas-
sung nach den Sommerferien vorprogrammiert, um 

dann nach Klärung der Struktur wieder Einstellungen 
vorzunehmen. 
Eine Verlängerung der Frist hilft, hier den Prozeß in 

Ruhe ablaufen zu lassen, und bietet die Chance, 
neben der Einzelfallprüfung auch die soziale Absiche-
rung für Betroffene zu erreichen. Da dies Wille des 
Gesetzgebers war, ist es natürlich im Sinne des 
Einbringers, die Frist um den angegebenen Zeitraum 
zu verlängern. 
Den Kommunen und Ländern muß man allerdings 

sagen, daß sie nicht zwingend müssen, wenn sie nicht 
wollen oder mit der Strukturbereinigung etwa schon 
fertig sind. Die Möglichkeiten zum Personalabbau im 
Interesse eines effizienten Kommunal- und Länder-
haushaltes sind jedoch weiterhin geschaffen. 
In Art. 44 des Einigungsvertrages steht, daß Rechte 

aus diesem Vertrag von den Ländern geltend gemacht 
werden können. Genau dies ist über den Bundesrat 
geschehen. Der Einigungsvertrag selbst gibt uns nach 
Art. 45 Abs. 2 das Recht, diesen Punkt als einfaches 
geltendes Recht zu behandeln und im Bundestag als 
dem Nachfolgeorgan der beiden vertragschließenden 
Parteien eine Verlängerung der Fristen zu beschlie-
ßen. 
Danke schön. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Helmuth Becker: Meine Damen und 
Herren, als letztem Redner in dieser Runde erteile ich 
jetzt unserem Kollegen Dr. Gregor Gysi das Wort. 

Dr. Gregor Gysi (PDS/Linke Liste): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Ich finde es beachtlich, 
daß hier schon bei der ersten Lesung und jetzt wieder 
bei der zweiten und dritten Lesung versucht worden 
ist, diese wesentliche Einschränkung von Rechten 
von Bürgerinnen und Bürgern ohne jede Debatte, 
d. h. ohne jede Aussprache, zu beschließen, und zwar 
im Dunkeln. 

(Dr. Jürgen Rüttgers [CDU/CSU]: Mit Zu

-

stimmung der PDS! Das hätten Sie haben 
können! Mit Ihrer Zustimmung!) 

— Ja, bei der ersten, aber nicht heute. 

(Dr. Jürgen Rüttgers [CDU/CSU]: Deshalb 
debattieren wir ja!) 

Nun sage ich Ihnen noch etwas: Ich finde die 
Leichtfertigkeit, mit der Sie das angebliche Jahrhun-
dertwerk, nämlich den Einigungsvertrag, so nebenbei 
am Nachmittag revidieren — 

(Horst  Günther [Duisburg] [CDU/CSU]: Das 
ist doch keine Frage der Tageszeit!) 

mit erheblichen Auswirkungen für Hunderttausende 
von Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern im 
öffentlichen Dienst —, beachtlich. 
Wenn Sie sagen, daß die SPD-Mitglieder aus den 

neuen Bundesländern im Innenauschuß zugestimmt 
haben — das weiß ich nicht —, dann kann ich Ihnen 
nur sagen, daß im Ausschuß für Arbeit und Soziales 
sämtliche SPD-Mitglieder dagegengestimmt haben. 
Ich kann hinzufügen, daß sich der Gewerkschaftskon-
greß ÖTV in einer Entschließung einstimmig dafür 
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ausgesprochen hat, dieses Gesetz nicht anzuneh-
men 

(Beifall bei der PDS/Linke Liste) 

— vielleicht sollte man auch einmal darauf hören —, 
und sogar mit einer Verfassungsklage gedroht hat. 

Sie haben vorhin davon gesprochen, daß es darum 
geht, Rechtstaatlichkeit herzustellen. Dann erklären 
Sie, wir müßten Rechtstaatlichkeit abbauen, um 
Rechtstaatlichkeit herzustellen. 

(Michael Stübgen [CDU/CSU]: Sie sollten 
über Rechtstaatlichkeit überhaupt nicht re-
den, Herr Gysi! Rechtstaat, das ist doch ein 

Fremdwort für Sie!) 

Sie müssen sich einmal überlegen, welche Argumente 
Sie benutzen. 

Ich werde Ihnen noch etwas sagen. Es ist doch 
einfach ungeheuerlich, wenn Sie hier gesetzliches 
Kündigungsrecht für einen Zeitraum von mehr als 
einem weiteren Jahr einschränken und den Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmern sagen: „Wartet ein-
mal ab, wann die Massenentlassung kommt" und als 
Begründung angeben: Sonst müßten wir die Massen-
entlassungen jetzt im Sommer durchführen. Das ist so, 
als ob Sie sagen, Sie wollten eine Fristverlängerung 
zur Abschaffung der Todesstrafe, weil sonst im näch-
sten Monat zu viele an der Reihe wären. Das scheint 
mir nun wirklich eine absurde Argumentation zu 
sein. 

Ich glaube, daß Sie damit die Situa tion in den neuen 
Bundesländern weiter anheizen und daß Sie mitver-
antwortlich sind, wenn es dort zu sozialen Eruptionen 
kommt, wenn Sie mit dem Recht weiter so umgehen 
und vor allem Hunderttausende im öffentlichen 
Dienst demotivieren, da sie überhaupt nicht wissen, 
wie lange sie noch tätig sind, und damit rechnen 
müssen, jeden Tag ohne Kündigungsschutz gekün-
digt zu werden. 

Die Menschen haben sich alle darauf eingestellt, 
daß diese Maßnahmen am 2. Oktober 1992 beendet 
sind. Jetzt wird ihnen gesagt: Nein, wir treiben dieses 
Spiel mit euch noch über ein Jahr lang weiter — und 
das nur, weil die Länder ihre Arbeit, die sie bis dahin 
hätten leisten müssen, nicht geleistet haben. Das finde 
ich ungeheuerlich. Praktikabler ist es natürlich immer, 
Kündigungsschutz abzuschaffen. Aber Kündigungs-
schutz dient nicht dem Ziel der Praktikabilität, son-
dern dem Ziel einer erhöhten Rechtssicherheit für die 
Betroffenen. 

Ich sage Ihnen, daß sich die Betroffenen das nicht 
bieten lassen werden. Das, was Sie heute hier verab-
schieden wollen, geht zu weit. 

(Beifall bei der PDS/Linke Liste) 

Vizepräsident Helmuth Becker: Meine Damen und 
Herren, wir sind damit am Schluß der Aussprache. 

Ich teile Ihnen mit, daß eine Reihe von Kollegen eine 
schriftliche Erklärung gemäß § 31 unserer Geschäfts-
ordnung zur Abstimmung abgegeben haben. 

Wir kommen zur Einzelberatung und Abstimmung 
über den vom Bundesrat eingebrachten Gesetzent-
wurf zur Verlängerung der Kündigungsmöglichkeiten 

in der öffentlichen Verwaltung nach dem Einigungs-
vertrag, Drucksache 12/2794. Der Innenausschuß 
empfiehlt auf Drucksache 12/2915, den Gesetzent-
wurf unverändert anzunehmen. Ich bitte diejenigen, 
die dem Gesetzentwurf zustimmen wollen, um das 
Handzeichen. — Wer stimmt dagegen? — Stimment-
haltungen? — Mit den Stimmen der Koalitionsfraktio-
nen ist dieser Gesetzentwurf in zweiter Beratung 
angenommen. 

Wir treten in die 

dritte Beratung 

ein und kommen zur Schlußabstimmung. Ich bitte 
diejenigen, die dem Gesetzentwurf zustimmen wol-
len, sich zu erheben. — Die Gegenprobe! — Stimm-
enthaltungen? — Mit dem gleichen Stimmenverhält-
nis ist der Gesetzentwurf in dritter Lesung angenom-
men. 

Meine Damen und Herren, ich rufe nunmehr 
Zusatztagesordnungspunkt 6 und Tagesordnungs-
punkt 5 auf: 

ZP 6 Zweite und dritte Beratung des vom Bundesrat 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur 
Änderung des Arbeitsförderungsgesetzes 
(AFG-Änderungsgesetz) 

— Drucksache 12/1985 — 

Beschlußempfehlung und Bericht des Aus-
schusses für Arbeit und Sozialordnung 
(11. Ausschuß) 

— Drucksache 12/2922 — 

Berichterstattung: 
Abgeordneter Adolf Ostertag 

Bericht des Haushaltsausschusses (8. Aus-
schuß) gemäß § 96 der Geschäftsordnung 

— Drucksache 12/2935 — 

Berichterstattung: 
Abgeordnete Karl Diller 
Dr. Gero Pfennig 
Ina Albowitz 

(Erste Beratung 91. Sitzung) 

5. Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Ausschusses für Arbeit und Sozial-
ordnung (11. Ausschuß) zu dem Antrag der 
Abgeordneten Gerd Andres, Hans Büttner (In-
golstadt), Konrad Gilges, weiterer Abgeordne-
ter und der Fraktion der SPD 

Sofortmaßnahmen zur Arbeitsmarktpolitik 
— Drucksachen 12/2212, 12/2922 — 

Berichterstattung: 
Abgeordneter Adolf Ostertag 

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung sind 
die Redebeiträge zu Protokoll gegeben worden. Ich 
bitte um Ihre Zustimmung, daß wir so verfahren. — Ich 
höre und sehe keinen Widerspruch. Dann ist das so 
beschlossen. *) 

*) Anlage 11 
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Meine Damen und Herren, wir kommen deshalb 

gleich zur Abstimmung über den vom Bundesrat 
eingebrachten Gesetzentwurf zur Änderung des 
Arbeitsförderungsgesetzes auf Drucksache 12/1985. 

Der Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung emp-
fiehlt auf Drucksache 12/2922 unter Buchstabe a, den 
Gesetzentwurf abzulehnen. 

Ich lasse über den Gesetzentwurf des Bundesrates 
auf Drucksache 12/1985 abstimmen. Ich bitte diejeni-
gen, die dem Gesetzentwurf zustimmen wollen, um 
das Handzeichen. — Die Gegenprobe! — Stimment-
haltungen? — Dieser Gesetzentwurf ist mit den Stim-
men der Koalitionsfraktionen abgelehnt worden. 

Meine Damen und Herren, da der Gesetzentwurf in 
zweiter Beratung abgelehnt worden ist, entfällt nach 
unserer Geschäftsordnung die dritte Beratung. 

Der Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung emp-
fiehlt unter Buchstabe b, den Antrag der Fraktion der 
SPD zu Sofortmaßnahmen zur Arbeitsmarktpolitik 
abzulehnen. 

Wer stimmt für diese Beschlußempfehlung? — Die 
Gegenprobe! — Mit den Stimmen der Koalitionsfrak-
tionen ist dieser Beschlußempfehlung gefolgt wor-
den. 

Unter Buchstabe c schließlich wird empfohlen, eine 
Entschließung anzunehmen. 

Wer stimmt für die Beschlußempfehlung? — Gegen-
probe! — Stimmenthaltungen? — Mit den gleichen 
Stimmenverhältnissen ist diese Beschlußempfehlung 
angenommen. 

Meine Damen und Herren, ich rufe nunmehr Tages-
ordnungspunkt 19 auf: 

Zweite und dritte Beratung des von der Bun-
desregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Zweiten Gesetzes zur Änderung des Gerätesi-
cherheitsgesetzes 
— Drucksache 12/2693 — 

Beschlußempfehlung und Be richt des Aus-
schusses für Arbeit und Sozialordnung 
(11. Ausschuß) 

— Drucksache 12/2919 — 

Berichterstattung: 
Abgeordnete Renate Rennebach 

(Erste Beratung 95. Sitzung) 

Interfraktionell ist auch hier vereinbart worden, die 
Redebeiträge zu diesem Tagesordnungspunkt zu Pro-
tokoll zu geben. Ich muß aber fragen: Sind alle damit 
einverstanden, daß wir so verfahren? — Dann haben 
wir diese Abweichung von der Geschäftsordnung 
beschlossen. *) 

Wir kommen dann gleich zur Einzelberatung und 
Abstimmung über den von der Bundesregierung ein-
gebrachten Gesetzentwurf zur Änderung des Geräte-
sicherheitsgesetzes, Drucksachen 12/2693 und 
12/2919. 

Ich bitte diejenigen, die dem Gesetzentwurf in der 
Ausschußfassung zustimmen wollen, um das Hand- 

*) Anlage 12 

zeichen. — Wer stimmt dagegen? — Stimmenthaltun-
gen? — Der Gesetzentwurf ist in zweiter Beratung 
einstimmig angenommen. 

Wir treten in die 

dritte Beratung 

ein und kommen zur Schlußabstimmung. 

Ich bitte diejenigen, die dem Gesetzentwurf zustim-
men wollen, sich zu erheben. — Wer stimmt gegen 
diesen Gesetzentwurf? — Stimmenthaltungen? — 
Dann  ist dieser Gesetzentwurf einstimmig angenom-
men. 

Ich rufe nunmehr den Tagesordnungspunkt 20 
auf: 

Zweite Beratung und Schlußabstimmung des 
von der Bundesregierung eingebrachten Ent-
wurfs eines Gesetzes zu dem Vertrag vom 
9. Oktober 1991 zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und der Republik Bulgarien über 
freundschaftliche Zusammenarbeit und Part-
nerschaft in Europa 

— Drucksache 12/2263 —

Beschlußempfehlung und Bericht des Auswär-
tigen Ausschusses (3. Ausschuß) 

— Drucksache 12/2865 — 

Berichterstattung: 
Abgeordnete Klaus Francke (Hamburg) 
Karsten D. Voigt (Frankfurt ) 
Ulrich Irmer 

(Erste Beratung 85. Sitzung) 

Interfraktionell ist auch hier vereinbart worden, die 
Redebeiträge zu Protokoll zu geben. Sind Sie mit 
dieser Abweichung von der Geschäftsordnung ein-
verstanden? — Ich höre und sehe keinen Widerspruch. 
Dann ist das mit der erforderlichen Mehrheit so 
beschlossen. *) 

Wir kommen dann zur Einzelberatung und Schluß-
abstimmung. 

Der Auswärtige Ausschuß empfiehlt auf Drucksa-
che 12/2865, den Gesetzentwurf unverändert anzu-
nehmen. 

Ich bitte diejenigen, die dem Gesetzentwurf zustim-
men wollen, sich zu erheben. — Wer stimmt dagegen? 
— Stimmenthaltungen? — Der Gesetzentwurf ist ein-
stimmig angenommen. 

Ich rufe nunmehr die Tagesordnungspunkte 4 c 
bis 4 i und die Zusatzpunkte 7 bis 12 auf: 

4. Abschließende Beratungen ohne Aussprache 

c) Zweite und dritte Beratung des vom Bun-
desrat eingebrachten Entwurfs eines Geset-
zes zur Einführung des passiven Wahl-
rechts für Ausländer bei den Sozialversi-
cherungswahlen 
— Drucksache 12/2734 — 

*)  Anlage 13 
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Beschlußempfehlung und Bericht des Aus-
schusses für Arbeit und Sozialordnung 
(11. Ausschuß) 
— Drucksache 12/2909 — 

Berichterstattung: 
Abgeordneter Alfons Müller (Wesseling) 

(Erste Beratung 95. Sitzung) 

d) Zweite und dritte Beratung des von der 
Bundesregierung eingebrachten Entwurfs 
eines Ersten Gesetzes zur Änderung des 
Agrarstatistikgesetzes 
— Drucksache 12/2696 — 

Beschlußempfehlung und Be richt des Aus-
schusses für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten (10. Ausschuß) 
— Drucksache 12/2914 — 

Berichterstattung: 
Abgeordneter Rolf Koltzsch 

(Erste Beratung 96. Sitzung) 

e) Beratung der Beschlußempfehlung des 
Haushaltsausschusses (8. Ausschuß) zu 
dem Antrag des Bundesministers der Finan-
zen 

Einwilligung gemäß § 64 Abs. 2 der Bun-
deshaushaltsordnung zur Veräußerung der 
bundeseigenen Liegenschaft in Regens-
burg, Betriebs- und Geschäftsgrundstück 
— Drucksachen 12/2401, 12/2631 — 

Berichterstattung: 
Abgeordnete Dr. Nils Diederich (Berlin) 
Adolf Roth (Gießen) 
Werner Zywietz 

f) Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Finanzausschusses (7. Aus-
schuß) zu der Unterrichtung durch die Bun-
desregierung 

Vorschlag für eine Richtlinie des Rates zur 
Änderung der Richtlinie 69/169/EWG 
durch Verlängerung und Modifizierung 
der Ausnahmeregelung für Dänemark und 
Irland hinsichtlich der Vorschriften über 
die Befreiung im grenzüberschreitenden 
Reiseverkehr 
— Drucksachen 12/2101 Nr. 3.6, 12/2632 — 

Berichterstattung: 
Abgeordnete Dr. Renate Hellwig 

g) Beratung der Beschlußempfehlung des 
Haushaltsausschusses (8. Auschuß) zu der 
Unterrichtung durch die Bundesregierung 

Überplanmäßige Ausgabe bei Kapitel 05 02 
Titel 686 30 — Beitrag an die Vereinten 
Nationen - 
- Drucksachen 12/2485, 12/2754 - 

Berichterstattung: 
Abgeordnete Dr. Klaus Rose 
Dr. Sigrid Hoth 
Ernst Waltemathe 

h) Beratung der Beschlußempfehlung des 
Haushaltsausschusses (8. Ausschuß) zu der 
Unterrichtung durch die Bundesregierung 

Weitere überplanmäßige Ausgabe bei Ka-
pitel 05 02 Titel 686 30 — Beitrag an die 
Vereinten Nationen —
— Drucksachen 12/2593, 12/2755 — 

Berichterstattung: 
Abgeordnete Dr. Sig rid Hoth 
Dr. Klaus Rose 
Ernst Waltemathe 

i) Beratung der Beschlußempfehlung des Peti-
tionsausschusses (2. Ausschuß) 

Sammelübersicht 64 zu Petitionen 
— Drucksache 12/2849 — 

ZP 7 Beratung der Beschlußempfehlung des Haus-
haltsausschusses (8. Ausschuß) zu der Unter-
richtung durch die Bundesregierung 

Überplanmäßige Ausgabe im Haushaltsjahr 
1992 bei Kapitel 10 04 Titel 682 08 (Lagerung 
von Interventionswaren) 

— Drucksachen 12/2586, 12/2930 — 

Berichterstattung: 
Abgeordnete Bartholomäus Kalb 
Dr. Sigrid Hoth 
Ernst Kastning 

ZP 8 Beratung der Beschlußempfehlung des Haus-
haltsausschusses (8. Ausschuß) zu der Unter-
richtung durch die Bundesregierung 

Außerplanmäßige Ausgabe sowie außerplan-
mäßige Verpflichtungsermächtigung bei Ka-
pitel 12 14 — Deutscher Wetterdienst — apl. 
Titel 685 01 — Beitrag zum Sekretariatsneu-
bau EUMETSAT — im Haushaltsjahr 1992 

— Drucksachen 12/2646, 12/2931 — 

Berichterstattung: 
Abgeordnete Ernst Waltemathe 
Dr. Wolfgang Weng (Gerlingen) 
Wilfried Bohlsen 

ZP 9 Beratung der Beschlußempfehlung des Haus-
haltsausschusses (8. Ausschuß) zu der Unter-
richtung durch die Bundesregierung 

Haushaltsführung 1992 
hier: Überplanmäßige Ausgabe bei Kapitel 

06 02 Titel 685 08 — Kassenhilfe an die 
Rundfunkanstalten „Deutsche Welle" 
und „Deutschlandfunk" —

— Drucksachen 12/2641, 12/2932 — 

Berichterstattung: 
Abgeordnete Karl Deres 
Marita Sehn 
Rudolf Purps 
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ZP10 Beratung der Beschlußempfehlung des Peti-

tionsausschusses (2. Ausschuß) 

Sammelübersicht 65 zu Petitionen 

— Drucksache 12/2916 —

ZP11 Beratung der Beschlußempfehlung des Peti-
tionsausschusses (2. Ausschuß) 

Sammelübersicht 66 zu Petitionen 

— Drucksache 12/2917 — 

ZP12 Beratung des Antrags der Fraktionen der CDU/ 
CSU, SPD und F.D.P. 

Umsetzung des Westsahara-Friedensplans der 
Vereinten Nationen 

— Drucksache 12/2896 — 

Zu diesen Tagesordnungspunkten ist keine Aus-
sprache vorgesehen. 

Wir kommen zur Einzelberatung und Abstimmung 
über den vom Bundesrat eingebrachten Gesetzent-
wurf zur Einführung des passiven Wahlrechts für 
Ausländer bei Sozialversicherungswahlen, Drucksa-
chen 12/2734 und 12/2909. Ich bitte diejenigen, die 
dem Gesetzentwurf in der Ausschußfassung zustim-
men wollen, um das Handzeichen. — Wer stimmt 
dagegen? — Enthaltungen? — Der Gesetzentwurf ist 
damit in zweiter Beratung einstimmig angenom-
men. 

Wir treten in die 

dritte Beratung 

ein und kommen zur Schlußabstimmung. Ich bitte 
diejenigen, die dem Gesetzentwurf zustimmen wol-
len, sich zu erheben. — Wer stimmt dagegen? — 
Enthaltungen? — Der Gesetzentwurf ist in dritter 
Beratung einstimmig angenommen. 

Wir kommen jetzt zur Einzelberatung und Abstim-
mung über den von der Bundesregierung eingebrach-
ten Gesetzentwurf zur Änderung des Agrarstatistik-
gesetzes, Drucksachen 12/2696 und 12/2914. 

Ich bitte diejenigen, die dem Gesetzentwurf in der 
Ausschußfassung zustimmen wollen, um das Hand-
zeichen. — Wer stimmt dagegen? — Stimmenthaltun-
gen? — Der Gesetzentwurf ist damit in zweiter Bera-
tung einstimmig angenommen. 

Wir treten in die 

dritte Beratung 

ein und kommen zur Schlußabstimmung. Ich bitte 
diejenigen, die dem Gesetzentwurf zustimmen wol-
len, sich zu erheben. — Wer stimmt dagegen? — 
Stimmenthaltungen? — Der Gesetzentwurf ist in drit-
ter Beratung einstimmig angenommen. 

Beratung der Beschlußempfehlung des Haushalts-
ausschusses zur Veräußerung einer bundeseigenen 
Liegenschaft: Wer stimmt für diese Beschlußempfeh-
lung? — Gegenprobe! — Stimmenthaltungen? — Bei 
Stimmenthaltung der Gruppe PDS/Linke Liste ist 
diese Beschlußempfehlung angenommen. 

Beratung der Beschlußempfehlung des Finanzaus-
schusses zu einem Richtlinienvorschlag der EG zum 
grenzüberschreitenden Reiseverkehr, Drucksache 
12/2632. Wer stimmt für diese Beschlußempfehlung?  

— Die Gegenprobe! — Stimmenthaltungen? — Die 
Beschlußempfehlung ist angenommen. 
Wir kommen nun zu den Tagesordnungspunk-

ten 4 g und 4 h sowie den Zusatzpunkten 7 bis 9. 
Beratung von fünf Beschlußempfehlungen des 

Haushaltsausschusses zu überplanmäßigen Ausga-
ben, Drucksachen 12/2485, 12/2754, 12/2593, 
12/2755, 12/2930, 12/2931 und 12/2932. Es handelt 
sich um Beiträge an die Vereinten Nationen, Lage-
rung von Interventionswaren, Beiträge zum Sekreta-
riatsneubau EUMETSAT sowie Kassenhilfe an die 
Deutsche Welle und den Deutschlandfunk. Wer 
stimmt für diese Beschlußempfehlungen? — Gegen-
probe! — Stimmenthaltungen? — Die Beschlußemp-
fehlungen sind gegen die Stimmen der Gruppe PDS/ 
Linke Liste angenommen. 
Tagesordnungspunkt 4 i sowie die Zusatzpunkte 10 

und 11: Beschlußempfehlungen des Petitionsaus-
schusses auf den Drucksachen 12/2849, 12/2916 und 
12/2917. Das sind die Sammelübersichten 64 bis 66. 
Wer stimmt für diese Beschlußempfehlungen? — 
Gegenprobe! — Stimmenthaltungen? — Die Be-
schlußempfehlungen sind einstimmig angenommen. 
Wir stimmen jetzt — das ist Zusatzpunkt 12 der 

Tagesordnung — noch ab über den Antrag der Frak-
tionen der CDU/CSU, der SPD und der F.D.P. zur 
Umsetzung des Westsahara-Friedensplanes der Ver-
einten Nationen, Drucksache 12/2896. Wer stimmt für 
diesen Antrag? - Gegenprobe! — Enthaltungen? — 
Bei einigen Gegenstimmen aus der Gruppe PDS/ 
Linke Liste ist dieser Antrag angenommen. 

Ich rufe nunmehr die Tagesordnungspunkte 3 a bis 
3 d und die Zusatzpunkte 13 bis 16 auf: 

3. Überweisungen im vereinfachten Verfahren 

a) Beratung des Antrags des Bundesministers 
der Finanzen 
Einwilligung in die Veräußerung eines 
Grundstücks in Berlin gemäß § 64 Abs. 2 
der Bundeshaushaltsordnung 
— Drucksache 12/2836 — 

Überweisungsvorschlag: 
Haushaltsausschuß 

b) Beratung des Antrags der Fraktion der 
SPD 
Appell an die Regierung des Iran 
— Drucksache 12/2119 

—Überweisungsvorschlag: 

Auswärtiger Ausschuß 

c) Beratung des Antrags der Fraktionen der 
CDU/CSU, SPD und F.D.P. 
Unterrichtungen durch die Bundesregie-
rung über die deutsche Humanitäre Hilfe 
im Ausland 
— Drucksache 12/2776 — 

Überweisungsvorschlag: 
Auswärtiger Ausschuß (federführend) 
Ausschuß für Wirtschaft 
Verteidigungsausschuß 
Ausschuß für Gesundheit 
Ausschuß für wirtschaftliche Zusammenarbeit 
Haushaltsausschuß 
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Vizepräsident Helmuth Becker 
d) Beratung des Antrags der Abgeordneten 

Hans Büttner (Ingolstadt), B rigitte Adler, 
Gerd Andres und weiterer Abgeordneter 

Zuckerrübentransport auf die Schiene 
— Drucksache 12/2772 

—Überweisungsvorschlag: 
Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
(federführend) 
Ausschuß für Wirtschaft 
Ausschuß für Verkehr 

ZP13 Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Ersten Gesetzes 
zur Änderung des Achten Buches Sozialgesetz-
buch 
— Drucksache 12/2866 

—Überweisungsvorschlag: 
Ausschuß für Frauen und Jugend (federführend) 
Innenausschuß 
Rechtsausschuß 
Ausschuß für Wirtschaft 
Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 
Ausschuß für Familie und Senioren 

ZP14 Beratung des Antrags der Fraktion der SPD 
KSZE-Parlamentarierversammlung 
— Drucksache 12/2893 — 

Überweisungsvorschlag: 
Ausschuß für Wahlprüfung, Immunität und Geschäftsord-
nung 

ZP15 Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Dr. Fritz Schumann (Kroppenstedt), Dr. Gregor 
Gysi und der Gruppe der PDS/Linke Liste 
Bestandsgarantie für sanierungsfähige Be-
triebe der Treuhandanstalt 
— Drucksache 12/2848 — 

Überweisungsvorschlag: 
Haushaltsausschuß (federführend) 
Finanzausschuß 
Ausschuß für Wirtschaft 

ZP16 Beratung des Antrags der Fraktion der SPD 

Sicherung von Sportstätten in den neuen Län-
dern 

— Drucksache 12/2534 — 

Überweisungsvorschlag: 
Sportausschuß (federführend) 
Ausschuß für Bildung und Wissenschaft 
Haushaltsausschuß 

Interfraktionell wird vorgeschlagen, die Vorlagen 
an die in der Tagesordnung aufgeführten Ausschüsse 
zu überweisen. 

Der Antrag der Fraktion der SPD zur KSZE-Parla-
mentarier-Versammlung soll außerdem der Gemein-
samen Verfassungskommission zugeleitet werden. 
Sind Sie damit einverstanden? — Dann ist das so 
beschlossen. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir sind damit am 
Schluß unserer heutigen Tagesordnung. Ich wünsche 
Ihnen ein paar erholsame Ferientage. Es ist ja keines-
wegs so, daß das Parlament jetzt für neun Wochen in 
die Ferien geht, sondern Sie alle haben noch viel 
Arbeit. Aber Sie sollten auch etwas Erholung haben 
— das schreiben unsere Sozialgesetze sogar vor —, 
die ich Ihnen allen hiermit wünsche. 

Ich berufe, wenn uns nichts dazwischen kommt, die 
nächste Sitzung des Deutschen Bundestages auf Mitt-
woch, den 9. September 1992, 9.00 Uhr ein. 

Die Sitzung ist geschlossen. 

(Schluß der Sitzung: 18.51 Uhr) 

Berichtigung 

98. Sitzung, Seite 8139C, 14. Zeile von oben: Statt 
„umstritten" ist „unbestritten" zu lesen. 

99. Sitzung: Auf den Seiten 8360 dritte Spalte, 8363 
zweite Spalte, 8365 dritte Spalte, 8368 dritte Spalte, 
8369 D rechte Spalte, 8373 dritte Spalte, 8375 B zweite 
Spalte, 8378 erste Spalte, 8382 dritte Spalte, ist bei 
dem Namen „Schmidbauer (Nürnberg)"" statt des 
Vornamens „Bernd" der Vorname „Horst" zu lesen. 





Deutscher Bundestag - 12. Wahlperiode - 100. Sitzung. Bonn, Freitag, den 26. Juni 1992 	8577* 

Anlage 1 

Liste der entschuldigten Abgeordneten 

Abgeordnete(r)  entschuldigt bis 
einschließlich 

Berger, Johann Anton SPD 26. 06. 92 

Brandt, Willy SPD 26. 06. 92 

Burchardt, Ulla SPD 26. 06. 92 

Doss, Hansjürgen CDU/CSU 26. 06. 92 

Dr. Dregger, Alfred CDU/CSU 26. 06. 92 

Gattermann, Hans H. F.D.P. 26. 06. 92 

Genscher, Hans-Dietrich F.D.P. 26. 06. 92 

Dr. Glotz, Peter SPD 26. 06. 92 

Dr. Hauchler, Ingomar SPD 26. 06. 92 

Huonker, Gunter SPD 26. 06. 92 

Dr. Kohl, Helmut CDU/CSU 26. 06. 92 

Kubatschka, Horst SPD 26. 06. 92 

Marten, Günter CDU/CSU 26. 06. 92 ** 

Mattischeck, Heide SPD 26. 06. 92 

Dr. Merkel, Angela CDU/CSU 26. 06. 92 

Dr. Mertens (Bottrop), SPD 26. 06. 92 
Franz-Josef 

Mischnick, Wolfgang F.D.P. 26. 06. 92 

Möllemann, Jürgen W. F.D.P. 26. 06. 92 

Dr. Müller, Günther CDU/CSU 26. 06. 92 * 

Müller (Kirchheim), CDU/CSU 26. 06. 92 
Elmar 

Müller (Schweinfurt), SPD 26. 06. 92 
Rudolf 

Dr. Pfaff, Martin SPD 26. 06. 92 

Dr. Pohl, Eva F.D.P. 26. 06. 92 

Reichenbach, Klaus CDU/CSU 26. 06. 92 

Rempe, Walter SPD 26. 06. 92 

Schäfer (Offenburg), SPD 26. 06. 92 
Harald B. 

Schmidt (Nürnberg), SPD 26. 06. 92 
Renate 

Graf von Schönburg- CDU/CSU 26. 06. 92 
Glauchau, Joachim 

Simm, Erika SPD 26. 06. 92 

Dr. Skarpelis-Sperk, SPD 26. 06. 92 
Sigrid 

Stiegler, Ludwig SPD 26. 06. 92 

Terborg, Margitta SPD 26. 06. 92 * 
Dr. Vondran, Ruprecht CDU/CSU 26. 06. 92 

Walther (Zierenberg), SPD 26. 06. 92 
Rudi 

Dr. Wetzel, Margrit SPD 26. 06. 92 

* für die Teilnahme an Sitzungen der Parlamentarischen Versamm-
lung des Europarates 

** für die Teilnahme an Sitzungen der Westeuropäischen Union 

Anlagen zum Stenographischen Bericht 

Anlage 2 

Erklärungen nach § 31 GO 
zur Abstimmung über die Beschlußempfehlung 

zum zweiten Zwischenbericht der 
Konzeptkommission des Altestenrates zur 
Umsetzung des Beschlusses des Deutschen 

Bundestages vom 20. Juni 1991 zur Vollendung 
der Einheit Deutschlands 
(Tagesordnungspunkt 15 b) 

Gunter Weißgerber (SPD): Als Leipziger stimme ich 
heute gegen die Beschlußempfehlung der Kommis-
sion. Es wäre mir unmöglich gewesen, jedes andere 
Stimmverhalten den Menschen meiner Region auch 
nur ansatzweise erklären zu können. 
Eigentlich müßte es dem Hohen Hause peinlich 

sein, daß ich heute und hier an  dieser Stelle in 
Erinnerung rufen muß, welchen Anteil speziell Leip-
zig 1989 am Zusammenbrechen des ungeliebten 
zweiten deutschen Staates hatte. Es waren Hundert-
tausende, welche Montag für Montag aus ganz Ost-
deutschland nach Leipzig zogen, um den in Ostberlin 
Herrschenden Angst vor dem Volk einzujagen. Leip-
zig war das Fanal für die nachfolgenden Demonstra-
tionen in den anderen ostdeutschen Städten! Von 
Leipzig ging der Ruf „Wir sind das Volk" aus! 
Was für ein Volk sind wir eigentlich? Nicht einmal 

der historischen Stadt des Herbstes 1989 lassen wir 
den Rang zukommen, welcher ihr in Deutschland 
gebührt? Leipzig war mit dem Reichsgericht einer der 
wichtigsten Justizstandorte in Deutschl and. Ein 
Gericht, welches den Nazis nicht willfährig genug 
war! Der für die Nazis mißlungene Reichstagsbrand-
prozeß ließ die Machthaber erst den Volksgerichtshof 
bilden. In Leipzig wurde die „Deutsche Bücherei" 
gegründet, nicht in Frankfurt! Nach der Beschlußemp-
fehlung wird der Stadt Leipzig auch diese Institution 
nicht gegeben. 
Als Teilnehmer an den Leipziger Montagsdemon-

strationen, welche uns nicht zuletzt die deutsche 
Einheit brachten, erkläre ich: Ich bin tief enttäuscht! 

Christian Müller (Zittau) (SPD): Zu meinem Bedau

-

ern sehe ich mich auch heute, wie bereits bei der 
abschließenden Abstimmung in der Föderalismus-
kommission, nicht in der Lage, dem Vorschlag zuzu-
stimmen. Meine persönlichen Vorstellungen über das 
Ziel der Beratungen in der Kommission gingen dahin, 
daß ein Ergebnis zu erreichen ist, welches wirklich 
dem Anspruch des Teilens gerecht wird. Bereits die 
langwierigen Verhandlungen zeigten aber deutlich, 
wie die Realitäten beschaffen sind. Das vorliegende 
Ergebnis ist für mich ein Ausdruck für das derzeit 
dominierende Prinzip der Besitzstandswahrung. Die 
Tatsache, daß der größte Teil der für die östlichen 
Bundesländer bestimmten Behörden und Einrichtun-
gen aus Bèrlin und nicht aus den westlichen Bundes-
ländern kommen soll, hat die negative Folge, daß die 
Zeitplanung für diese Umzüge an den Vollzug des 
Regierungssitzwechsels gekoppelt wird. 
Es wurde bei den Beratungen geltend gemacht, daß 

der Bundesgerichtshof nicht an zwei Standorten 
arbeiten könne, was aber hinsichtlich des fünften 
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Strafsenats, der in Berlin ansässig ist und künftig nach 
Leipzig gehen wird, ohnehin der Fall ist. Da außerdem 
jeder neuzugründende Zivil- oder Strafsenat nicht zu 
einer Vermehrung der Senate in Karlsruhe, sondern in 
Leipzig führen soll, wäre es wahrhaftig im Sinne des 
Föderalismus gewesen, wenn Karlsruhe schon jetzt 
auf einen Strafsenat zugunsten von Leipzig verzichtet 
hätte. Dies hätte ein Zeichen für die neuen Bundes-
länder im Sinne der Erneuerung des Rechtsstaates im 
Osten Deutschlands sein können, welches durchaus 
etwas mit dem Verlauf des Herbstes 1989 in Leipzig zu 
tun hat. So verbleibt mir nur die Feststellung, daß 
diese Chance vergeben wurde. 

Dr. Dietrich Mahlo (CDU/CSU): Bei allem grund

-

sätzlichen Willen zum Ausgleich vermag ich keine 
Lösung zu akzeptieren, die der Stadt Leipzig die 
selbstverständliche Rückkehr des dem Reichsgericht 
entsprechenden Bundesgerichtshofs vorenthält. Ich 
kritisiere, daß das aus dem preußischen Oberverwal-
tungsgericht hervorgegangene Bundesverwaltungs-
gericht, gewissermaßen seit 1907 im selben Haus in 
Berlin ansässig, wegverlegt wird. Hier handelt es sich 
um Institutionen, die Geschichte haben, Geschichte 
geschrieben haben und sich daher der willkürlichen 
geographischen Austauschbarkeit entziehen. Keine 
andere Nation in Europa würde solche traditionellen 
Einrichtungen in gleicher Weise dem Ringen um 
Partikularinteressen anheimstellen. 

Ich bedaure, daß die Föderalismuskommission zwar 
den richtigen Grundsatz aufstellte, zukünftige Neu-
gründungen von Bundeseinrichtungen ausschließlich 
in den neuen Bundesländern vorzunehmen, daß sie 
aber gleichzeitig und selbstwidersprüchlich einige 
der ersten mühsamen Neugründungen dort nach der 
Wende (etwa die Bundesanstalt für Geowissenschaf-
ten in Ostberlin) schon wieder in das westliche 
Deutschland verlegen will. Es ist unrichtig, daß diese 
unstimmigen Entscheidungen durch den Beschluß 
des Bundestages vom 19. Juni 1991 über die „Vertei-
lung nationaler und internationaler Institutionen" 
erzwungen würden. Tatsache ist, daß einige große 
westliche Bundesländer aus der vierzigjährigen 
Besetzung und Drangsalierung des östlichen Teils 
unseres Vaterlandes faktisch Vorteil gezogen haben 
und zu großer Wirtschaftskraft angewachsen sind. 
Daher rührt u. a. die Ungleichgewichtigkeit der Län-
der in Deutschland. Sie hätte bei einer fairen Vertei-
lung vorhandener Bundesinstitutionen selbstver-
ständlich und gerechterweise in Be tracht gezogen 
werden müssen. Der Beschluß vom 19. Juni 1991 
schloß eine Berücksichtigung der unterschiedlichen 
Wirtschaftskraft in keiner Weise aus. 

Ich empfinde die Ergebnisse der Arbeit der Födera-
lismuskommission daher insgesamt nicht als ausge-
wogen. Bei der Abstimmung über ihren Bericht werde 
ich mich der Stimme enthalten. 

Dr. Klaus Kübler (SPD): Dem Vorschlag der Födera

-

lismuskommission, das Umweltbundesamt von Berlin 
nach Sachsen-Anhalt zu verlagern, kann ich insbe

-

sondere aus folgenden Gründen nicht zustimmen. 

Diesen Vorschlag halte ich für falsch. Wenn schon das 
Bundesumweltministerium in Bonn verbleibt, sollte 
wenigstens das Umweltbundesamt in Berlin verblei-
ben. Beide Einrichtungen des zentralen Politikberei-
ches „Umwelt" vom Parlament zu trennen, ist ein 
nicht gerade von Weitsicht und Sachkompetenz 
geprägter Vorschlag. Eine doppelte Abwesenheit der 
Umweltadministration (Umweltministerium und Um-
weltbundesamt) vom Parlament würde nachhaltig die 
Umweltpolitik belasten. Deshalb müßte eine solche 
Entscheidung nochmals überprüft werden. 

Es ist auch fachlich, umweltpolitisch und personal-
politisch falsch, das Umweltbundesamt aus der einzig-
artigen Umweltforschungslandschaft Berlins heraus-
zunehmen. 

Eine Verlagerung des Umweltbundesamtes, das 
sich in Berlin mitten im Problemgebiet der Umwelt-
zerstörung in den neuen Bundesländern und in Osteu-
ropa befindet, nützt niemandem etwas. Eine Verlage-
rung nach Sachsen-Anhalt löst vor Ort keine Probleme 
— das Umweltbundesamt hat bundesweite und inter-
nationale Aufgaben. In Berlin haben alle Interessen-
ten, das Parlament, alle Länder schnellen Zugriff auf 
die Umweltinformation des Umweltbundesamtes, in 
Sachsen-Anhalt ist der Zugriff erschwert. 

Ich halte es auch für falsch, das Bundesgesundheits-
amt (Teile) nach Bonn zu verlagern. Bundesumwelt-
amt und Bundesgesundheitsamt sollten im Hinblick 
auf zahlreiche Notwendigkeiten der Zusammenarbeit 
benachbart untergebracht sein. 

Im übrigen halte ich den Gesamtansatz, und ich 
meine insoweit nicht die grundsätzliche Frage der 
Verlagerung in die neuen Bundesländer, fast alle 
anderen Bundeseinrichtungen, die in Berlin seit Jahr-
zehnten untergebracht sind, nach Bonn zu verlagern, 
für falsch. 

Dr. Klaus Röhl (F.D.P.): Die Föderalismuskommis

-

sion hat in ihrem Beschluß vom 27. Mai 1992 Vor-
schläge für eine „ausgeglichene Verteilung von Ein-
richtungen des Bundes in der Bundesrepublik" unter-
breitet. Betrachtet man diese als „ausgeglichen" 
bezeichnete Verteilung von Bundeseinrichtungen 
genauer, so stellt man fest, daß zwei Einrichtungen 
nach Sachsen-Anhalt, je drei nach Mecklenburg

-

Vorpommern und Brandenburg und je vier nach 
Sachsen bzw. Thüringen verlagert werden sollen. 
Dem gegenüber stehen 16 Einrichtungen, die nach 
Bonn verlagert werden. Das bedeutet zugleich, daß sie 
in das alte Bundesland Nordrhein-Westfalen verlegt 
werden, in ein Bundesland, das mit Bundesinstitutio-
nen schon jetzt reichlich bedacht ist. 

Als noch fragwürdiger erkennbar wird diese „aus-
geglichene" Lösung, wenn man feststellt, daß eine 
Institution von Hamburg, vier von Hessen und 21 von 
Berlin abgegeben werden. Diesen Ländern ist unbe-
dingt zu danken! Aber acht alte Bundesländer betei-
ligen sich an dieser Lösung überhaupt nicht, darunter 
so potente Länder wie Bayern, Baden-Württemberg 
und Nordrhein-Westfalen. Dieses Ergebnis ist nicht 
nur schlecht, es ist so erbärmlich, daß es einem die 
Schamröte ins Gesicht treibt. Mir als Berliner, als 
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Ostberliner, ist es klar und selbstverständlich, daß wir 
aus Berlin den größten Anteil von Einrichtungen 
abgeben müssen. Wir wollen und werden das auch 
tun. 

Bei der weiteren Analyse des als „ausgeglichen" 
bezeichneten Vorschlags stellt man weiterhin fas-
sungslos fest, daß auch vier Institutionen aus Ostber-
lin, also aus dem neuen Bundesgebiet, ausgelagert 
werden sollen, so z. B. das Zentrum für Telekommu-
nikation, die Wasser- und Schiffahrtsdirektion Ost 
(Ost-Berlin), die Bundesanstalt für Wasserbau (Ost-
Berlin) und die Bundesanstalt für Geowissenschaften 
und Rohstoffe (Außenstelle Ost-Berlin). 

Den Vorschlag, diese Institutionen in andere Bun-
desländer zu verlagern, halte ich für eine krasse 
Fehlentscheidung. Hierbei ist die Verlegung der Was-
ser- und Schiffahrtsdirektion Ost und der Bundesan-
stalt für Wasserbau nach Sachsen-Anhalt bzw. nach 
Thüringen und des Zentrums für Telekommunikation 
nach Sachsen noch verständlich, da dadurch Arbeits-
plätze in den neuen Bundesländern erhalten bleiben. 
Die Entscheidung in bezug auf die Ostberliner Außen-
stelle der Bundesanstalt für Geowissenschaften und 
Rohstoffe, die nach Bonn soll, ist jedoch vollkommen 
inakzeptabel und zudem politisch instinktlos. Zur 
Begründung möchte ich Ihnen die Situation etwas 
genauer darlegen. 

Die Außenstelle Berlin dieser Bundesanstalt wurde 
1990 gegründet. Beschäftigt sind hier 130 Mitarbeiter, 
überwiegend Fachleute aus den neuen Bundeslän-
dern (95 %). Die Aufgaben dieser Außenstelle sind 
primär auf geowissenschaftliche Arbeiten in den 
neuen Bundesländern und Osteuropa ausgerichtet. 
Die Entscheidung der Föderalismuskommission, diese 
Außenstelle nach Bonn zu verlegen, ist meiner Mei-
nung nach ein absoluter Mißgriff. Da alle Beschäftig-
ten aus den neuen Bundesländern in dieser Außen-
stelle bereits im Oktober 1990 mit dem „Zentralen 
Geologischen Institut" bzw. der „Anstalt für Geowis-
senschaften und Rohstoffe" abgewickelt wurden, 
besteht bei den Mitarbeitern nunmehr die berechtigte 
Sorge, daß der Umzug nach Bonn einer erneuten 
Abwicklung gleichkommt. Das ist meines Erachtens 
weder politisch noch sozial zu verantworten. Zudem 
macht es auch keinen Sinn, Aufgaben, die sich aus-
schließlich auf die neuen Bundesländer und Osteu-
ropa konzentrieren, von Bonn aus lösen zu wollen. 

Ich halte daher die Entscheidung, wenn sie realisiert 
würde, für politisch unsinnig und nicht tragbar. Sie 
wäre darüber hinaus ein absolut negatives Signal mit 
verheerender Wirkung auf das Verhältnis zwischen 
den neuen und den alten Bundesländern, zwischen 
Ost und West. 

Aus diesen gesamten Gründen ist es mir unmöglich, 
diesem Antrag auch nur die Kenntnisnahme zu ertei-
len, und ich fordere alle Mitglieder dieses Hauses und 
ganz besonders die Mitglieder der Föderalismuskom-
mission auf, diese gravierenden Fehlentscheidungen 
zu korrigieren. Ansonsten wäre dies ein Armutszeug-
nis für solidarisches Verhalten im Föderalismus. 

Wilfried Böhm (Melsungen) (CDU/CSU): Den Vor-
schlägen der Unabhängigen Föderalismuskommis-

sion vom 27. Mai 1992 habe ich nur deswegen zuge-
stimmt, weil die Kommission in Zukunft ihre Arbeit 
fortsetzen soll und ich darauf vertraue, daß sie ihrem 
Auftrag doch noch nachkommen wird, der in erster 
Linie darin besteht, in die neuen Lander in noch viel 
stärkerem Maße als bisher öffentliche Einrichtungen 
und Stellen zu verlegen oder neu zu schaffende do rt  zu 
errichten. 

Birgit Homburger (F.D.P.): Ich werde in der folgen

-

den Abstimmung zur Beschlußempfehlung des Alte-
stenrates zu den Vorschlägen der Unabhängigen 
Föderalismuskommission auf Drucksache 12/2853 
(neu) nicht zustimmen. 

Die Beschlußempfehlung enthält unter II.3. eine 
Empfehlung, wonach die Absicht der Bundesregie-
rung unterstützt wird, in Bonn geschlossene Politikbe-
reiche zu bilden. Dies würde bedeuten, daß einige 
Bundesministerien, auch bei einem Umzug vom Par-
lament und einem Teil der Regierung nach Ber lin, in 
Bonn verbleiben würden. 

Ich habe im Plenum dieses Hauses am 20. Juni 1991 
in der Debatte um den Sitz des Parlaments für einen 
Antrag gestimmt, der eine Trennung von Regierung 
und Parlament ablehnt. Ich bin der Überzeugung, daß 
wir, wenn wir einen Verbleib einiger Ministerien in 
Bonn dulden, dem Parlament in diesen Bereichen 
einen wesentlichen Teil seiner Kontrollmöglichkeiten 
nehmen. Eine solche Trennung von Parlament und 
Regierung halte ich für schädlich für unsere Demokra-
tie und vor allem für eine Schwächung des Parla-
ments. 

Daher kann ich einem solchen Punkt niemals 
zustimmen. Ich werde in der anschließenden Abstim-
mung mit NEIN stimmen. 

Anlage 3 

Liste der Teilnehmer an der Nachwahl eines Mit

-

glieds der Parlamentarischen Kontrollkommission 
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Dr. Altherr, Walter 
Augustin, Anneliese 
Augustinowitz, Jürgen 
Austermann, Dietrich 
Bargfrede, Heinz-Günther 
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Günther 
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Klaus W. 
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Wolfgang 
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Dr. Luther, Michael 
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Magin, Theo 
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Martin 

Meckelburg, Wolfgang 
Meinl, Rudolf Horst 
Dr. Merkel, Angela 
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Michalk, Maria 
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Dr. Möller, Franz 
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Nitsch, Johannes 
Ost, Friedhelm 
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Otto (Erfurt), Norbert 
Dr. Päselt, Gerhard 
Dr. Paziorek, Peter Paul 
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Pfeifer, Anton 
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Dr. Pflüger, Friedbert 
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Pofalla, Ronald 
Dr. Pohler, Hermann 
Priebus, Rosemarie 
Dr. Probst, Albert 
Dr. Protzner, Bernd 
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Dr. Ramsauer, Peter 
Rau, Rolf 
Rauen, Peter Harald 
Rawe, Wilhelm 
Reddemann, Gerhard 
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Reinhardt, Erika 
Repnik, Hans-Peter 
Dr. Rieder, Norbert 
Riegert, Klaus 
Ringkamp, Werner 
Rode (Wietzen), Helmut 
Rönsch (Wiesbaden), 
Hannelore 
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Romer, Franz-Xaver 

Dr. Rose, Klaus 
Rossmanith, Kurt J. 
Roth (Gießen), Adolf 
Rother, Heinz 
Rühe, Volker 
Dr. Rüttgers, Jürgen 
Sauer (Salzgitter), Helmut 
Scharrenbroich, Heribert 
Schätzle, Ortrun 
Dr. Schäuble, Wolfgang 
Schemken, Heinz 
Scheu, Gerhard 
Schmalz, Ulrich 
Schmidbauer, Bernd 
Schmidt (Fürth), Christian 

 Dr. Schmidt (Halsbrücke), 
Joachim 

Schmidt (Spiesen), Trudi 
Schmitz (Baesweiler), 
Hans Peter 

Dr. Schockenhoff, Andreas 
Graf von Schönburg - 
Glauchau, Joachim 

Dr. Scholz, Rupert 
Dr. Schreiber, Harald 
Schulhoff, Wolfgang 
Dr. Schulte (Schwäbisch 
Gmünd), Dieter 
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Schwarz, Stefan 
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Seehofer, Horst 
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Sikora, Jürgen 
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Dr. Frhr. von Stetten, 
Wolfgang 

Stockhausen, Karl 
Dr. Stoltenberg, Gerhard 
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Stübgen, Michael 
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Dr. Uelhoff, Klaus-Dieter 
Uldall, Gunnar 
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Vogt (Düren), Wolfgang 
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Hans-Peter 
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Dr. Warrikoff, Alexander 
Werner (Ulm), Herbert 
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Bertram 
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Dr. Wisniewski, Roswitha 
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Simon 
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SPD 
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Becker (Nienberge), Helmuth 
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Brandt-Elsweier, Anni 
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Hasenfratz, Klaus 
Hilsberg, Stephan 
Dr. Holtz, Uwe 
Horn, Erwin 
Jäger, Renate 
Janz, Ilse 
Dr. Janzen, Ulrich 
Jaunich, Horst 
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Reimann, Manfred 
von Renesse, Margot 
Rennebach, Renate 
Reuter, Bernd 
Scheffler, Siegf ried Willy 
Schily, Otto 
Schloten, Dieter 
Schmidt (Aachen), Ursula 
Schmidt (Salzgitter), Wilhelm 
Schmidt-Zadel, Regina 
Dr. Schmude, Jürgen 
Dr. Schnell, Emil 
Schreiner, Ottmar 
Schröter, Gisela 
Schröter, Karl-Heinz 
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Dr. Enkelmann, Dagmar 
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Dr. Höll, Barbara 
Dr. Keller, Dietmar 

Lederer, Andrea 
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BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

Dr. Feige, Klaus-Dieter 
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Dr. Ullmann, Wolfgang 
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Anlage 4 

Zu Protokoll gegebene Rede 
zu Tagesordnungspunkt 16 

(Vermögensrechtsänderung, Wohneigentum 
in den neuen Bundesländern) 

Dr. Wolfgang Ullmann (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ

-

NEN): Aus eigener Mitarbeit im Rechtsausschuß 
glaube ich ermessen zu können, welches Ausmaß von 
Arbeit von den Beamten im Justizministerium und von 
den Berichterstattern und Sachverständigen im Bun-
desrat investiert werden mußte, damit dieser Gesetz-
entwurf heute dem Parlament zur Abstimmung vorge-
legt werden konnte. Aber ist das Ergebnis, das heute 
vor uns liegt, so ausgereift, daß wir es denen, die 
danach handeln sollen, mit unserer Zustimmung über-
geben können? Wenn Sie auf das ganze Bündel von 
Änderungsanträgen, das von der SPD eingereicht 
worden ist, und auch auf das blicken, was ich gleich 
sagen werde, werden Ihnen genau wie mir Zweifel 
kommen. 

Aber ich werde mich wie im Rechtsausschuß der 
Stimme enthalten, das Gesetz — wie man so sagt — 
passieren lassen, der Not gehorchend denen, die um 
ihre Häuser und um ihr Eigentum bangen, den Kom-
munen und Ländern, die dringend darauf warten, 
wenigstens ein paar Klärungen und Erleichterungen 
anzubieten. Wer sich mit den Leuten von der Mahn-
wache am Bundeskanzleramt unterhalten hat, wird 
einen Eindruck von den Notständen gewonnen 
haben. 

An einigen Stellen nimmt der Gesetzentwurf schon  
lange geäußerte Forderungen auf. In Art. 1 wird die 
Stichtagsregelung des Ersten Vermögensgesetzes 
aufgelockert, indem auch schon die Anbahnung von 
Käufen vor dem 18. Oktober Berücksichtigung findet, 
ebenso wie die nach dem Gesetz vom 7. März 1990. 
Auch vor dem 19. Oktober vorgenommene Investitio-
nen sollen als besitzrelevant anerkannt werden. Gut 
so. 

Die Problematik des Stichtages ist damit aber nicht 
beseitigt. Genauso wie die Kinder von Herrn Geißler 
fragen, was denn zwischen dem Ende der 12. und dem 
Beginn der 13. Schwangerschaftswoche eigentlich 
Einschneidendes passiere, genauso fragen die Leute 
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in der ehemaligen DDR, wieso der Wechsel von 
Honecker zu Krenz irgendwelche Relevanz für ihre 
Eigentumsverhältnisse haben könnte. Sie fühlen sich 
auch von der jetzigen Gesetzeslage durch die prinzi-
pielle Vermutung der Unredlichkeit diskriminiert und 
ärgern sich zusätzlich darüber, daß von ihnen nach 
dem 7. März gestellte Kaufanträge von Kommunen in 
der Hoffnung auf größere künftige Gewinne nicht 
bearbeitet worden sind. 

Wir vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN halten darum 
nach wie vor die in unserem Gesetzentwurf formu-
lierte Streichung des Stichtages als die einzig mögli-
che Lösung des Problems. Der Einwand des Justizmi-
nisteriums, dadurch würden schon angebahnte recht-
liche Regelungen wiederum in Frage gestellt, trifft 
auch auf die im Gesetzentwurf vorgesehene Lösung 
zu und kann durch Übergangsregelungen entkräftet 
werden. 

Art. 6 § 2 des Gesetzentwurfes geht auf eine von 
vielen Kommunen erhobene Forderung positiv ein, 
indem auch Baumaßnahmen als Investitionen äquiva-
lent anerkannt und entsprechend vom Gesetz 
beschützt bzw. privilegiert werden. Das in Art. 8 § 2 a 
eingeführte Morato rium der Entscheidung über ange-
meldete Eigentums- bzw. Rückerstattungsansprüche 
erlaubt eine Atempause. Wie man aus unserem 
Gesetzentwurf ersehen kann, sind wir der Meinung, 
sie sei zu kurz. Außerdem tun sich hier Probleme auf, 
auf die ich sogleich eingehen werde. 

Mit Nachdruck begrüßen wir, daß im gleichen Art. 
§ 12 Abs. 2 die Interessen des Landesfiskus bezüglich 
der Ansprüche auf Bodenreformland nunmehr gesetz-
lich anerkannt sind. Wie schon angedeutet, beginnen 
m. E. im Bereich des Moratoriums die zahlreichen 
Probleme, die auch von diesem Zweiten Vermögens-
gesetz nicht gelöst werden. Ich konnte den Leuten von 
der Mahnwache keine befriedigende Antwort darauf 
geben, wie sich das Moratorium zu der in Art. 140 11 a 
vorgesehenen Aufhebung der staatlichen Verwaltung 
verhalte. Art. 8 § 2 a kündigt ausdrücklich eine wei-
tere Bereinigung der Rechtsverhältnisse als Gesetzes

-

ziel an, erteilt aber gleichzeitig dem Bundesminister 
für Justiz eine Verordnungsermächtigung zu weiteren 
Fristverlängerungen des Moratoriums. Was soll nun 
eigentlich in dieser Zeit geschehen? Wird die staatli-
che Verwaltung aufgehoben, damit die zumeist west-
deutschen Beansprucher von Rückerstattungen ge-
gen die jetzigen Nutzer von Häusern und Grundstük-
ken Zeit zum Prozessieren erhalten? Kann diese 
Regelung dem Rechtsfrieden dienen? 

Wir sind der Meinung, daß der Gesetzentwurf von 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN hier den weit wirksame-
ren Vorschlag macht, § 11 a des ersten Vermögensge-
setzes so zu ändern, daß denjenigen, die auf Grund-
stücken, welche ihnen auf Grund der Verordnung 
vom 17. Juli 1992 oder auf andere Weise mit Geneh-
migung der zuständigen staatlichen Stellen zur Nut-
zung überlassen wurden, Gebäude neu errichtet, mit 
erheblichem baulichem Aufwand in Stand gehalten 
oder in ihrer Nutzungsart oder Zweckbestimmung 
verändert haben, die Bestellung eines Erbbaurechts 
gesetzlich ermöglicht wird. Wir sind der Überzeu-
gung, daß dies dem Rechtsfrieden weit dienlicher ist, 

als die jetzige Philosophie immer neu verlängerter 
oder veränderter Moratorien. 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN wird im Hinblick dar-
auf, daß im Rechtsausschuß schon einmal interfraktio-
nell diese Möglichkeit erwogen worden ist, baldmög-
lichst eine Entschließung anregen, die Bundesregie-
rung möge bis zum 31. Oktober 1992 einen entspre-
chenden Gesetzentwurf über die DDR-Erbbaurechte 
vorlegen. Wir sind der Meinung, daß wir damit aus der 
Sackgasse immer neuer Änderungs- und Reparatur-
gesetze im Bereich der Eigentumsfrage zurücklenken 
auf die in der gemeinsamen Erklärung vom 15. Juni 
1990 formulierten Ziele, im Zuge des deutschen Ver-
einigungsprozesses gehe es im Bereich der Eigen-
tumsfrage darum, in der ehemaligen DDR, wo dieser 
Rechtsbereich weithin verunsichert, ja destruiert wor-
den war, zurückzufinden zu Rechtssicherheit, zu 
Rechtseindeutigkeit und damit zum endgültigen 
Rechtsfrieden. 

Natürlich halten auch wir nichts davon, durch eine 
Totalrevision der von den beiden Staatsverträgen 
eingeleiteten Gesetzgebung zu Eigentumsfragen 
neue und zusätzliche Schwierigkeiten heraufzube-
schwören. Dennoch sind wir der Meinung, daß diese 
Gesetzgebung durch ihre einseitige Orientierung an 
der Vergangenheit und an den Rechten von Alteigen-
tümern nicht nur bestimmte Probleme gar nicht lösen 
kann, sondern durch den Zwang zu ständigen Novel-
lierungen immer neue Widersprüche und Unklarhei-
ten produziert. 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN wird sich dafür einset-
zen, daß nicht nur die Rechte von Alteigentümern 
sondern auch die den Bewohnern und Bewohnerin-
nen der ehemaligen DDR zugewachsenen Eigentums-
rechte unter den Schutz des Art. 14 des Grundgeset-
zes gestellt und damit stabilisiert werden. 

Wir fordern darüber hinaus, daß endlich klarere 
Lösungen für das Verhältnis der Ansprüche von 
Gebietskörperschaften gegenüber dem ehemals 
volkseigenen Vermögen gefunden werden und daß 
die nicht endenden Streitigkeiten zwischen Treu-
handvermögen auf der einen, Landes- und Gebiets-
körperschaften auf der anderen Seite durch entspre-
chende gesetzliche Regelungen baldmöglichst been-
det werden. Die bestehenden reichen notorisch nicht 
aus. 

Wir sind ferner der Überzeugung, daß als eine ganz 
wichtige Voraussetzung für einen endgültigen 
Rechtsfrieden eine generelle Grundbuchregelung für 
den Gesamtbereich der ehemaligen DDR unerläßlich 
ist. Die durch den Einigungsvertrag ermöglichten 
zahlreichen Sonderregelungsmöglichkeiten für die 
Länder in den einzelnen Gesetzesbereichen stehen 
einer generellen Klärung und Verfestigung im 
Wege. 

Abschließend möchte ich noch kurz, aber nach-
drücklich auf den völkerrechtlichen Aspekt der 
Eigentumsfragen hinweisen. Im Zwei-Plus-Vier-Ver-
trag klafft hier eine bedrohliche Lücke. Die im 
Deutschlandvertrag von 1952 ausdrücklich offenge-
lassenen Kriegsfolgevermögensfragen harren noch 
immer der Lösung. Die von der Jewish Claimes 
Conference im Zusammenhang mit unserem Gesetz- 
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entwurf erhobenen Forderungen haben unüberhör-
bar und mit eindringlichem Ernst auf diese Sachlage 
aufmerksam gemacht. 

Anlage 5 

Erklärung nach § 31 GO 
des Abgeordneten Dr. Wolfgang Freiherr 

von Stetten (CDU/CSU) zur Abstimmung über 
den Entwurf des Zweiten 

Vermögensrechtsänderungsgesetzes 
(Tagesordnungspunkt 16) 

Dem heute vorliegenden 2. Vermögensrechtsände-
rungsgesetz stimme ich deswegen zu, weil es wohl mit 
Erfolg verschiedene Ungerechtigkeiten, Ungereimt-
heiten und Hemmnisse zur Beschleunigung der Rück-
übertragung von Eigentum und Rechten beseitigt und 
zudem Investitionshemmnisse durch verschiedene 
Verfahrenseinschränkungen vermindert. Ob die 
Frage des „redlichen" Erwerbs von Häusern während 
der DDR-Zeit gerecht gelöst wurde, mag bezweifelt 
werden, weil manche ehemalige DDR-Größe durch zu 
Spottpreisen erworbene Gelände und Gebäude unbe-
rechtigterweise zum Vermögensmillionär wurde. Leer 
gehen wieder die aus, die zwischen 1945 und 1949 
unrechtmäßig enteignet wurden und denen m an  trotz 
veränderter Zustände seit dem Herbst 1990 nach wie 
vor hartnäckig die Rückgabe ihres Eigentums und 
nicht nur ihres Bodeneigentums, sondern auch des 
beweglichen Eigentums, verweigert. Es kann über-
haupt kein Zweifel daran bestehen, daß die Enteig-
nung seinerzeit unrechtmäßig war und in den Verträ-
gen zur Wiedervereinigung nur deswegen anerkannt 
wurde, weil tatsächlich oder angeblich die Sieger-
macht Sowjetunion darauf bestand. Das Verfassungs-
gericht hat nur in Abwägung der Höherwertigkeit des 
Wiedervereinigungsgebotes diesen Passus für rechts-
wirksam erklärt, gleichzeitig aber die Bundesrepublik 
Deutschland zu Ausgleichsleistungen verpflichtet. 
Irrigerweise — und das sind falsche Interpretatio-
nen — gehen manche nun davon aus, daß der Aus-
gleich nur in Geld und nicht in Naturalien bestehen 
dürfte. 

Unabhängig davon, daß der Vertragspartner 
Sowjetunion insgesamt — und praktisch ohne Nach-
folgestaat — untergegangen ist, ist die Ausgleichslei-
stung eine rein innerdeutsche Angelegenheit mit 
großem Ermessensspielraum des Bundes. In diesem 
Zusammenhang möchte ich erwähnen, daß ich, 
obwohl ich zufällig wegen Stationierung meines 
Vaters in Niederwartha/Meissen geboren bin, im 
Osten keinen Quadratmeter verloren habe, so daß ich 
hier nicht „pro domo" spreche. Ganz unverständlich 
ist für die damals Enteigneten, daß der Finanzminister 
die Rückgabe deutschen Eigentums in der Tschecho-
slowakei im Sudetenland fordert und gleichzeitig sich 
weigert , sowjetisches bzw. SED-Unrecht auf deut-
schem Boden wieder gutzumachen, obwohl dies ohne 
Eingriff in Rechte anderer Eigentümer oder Besitzer 
geht. Die Enteigneten fordern lediglich das Land 
zurück, das heute in Staatshand ist, und haben alle 

Arten von Eigentums- und Besitzrechten späterer 
Siedler und Mieter anerkannt. Wenn vom Finanzmi-
nisterium als Grund für die Nichtrückgabe angeführt 
wird, man brauche den Erlös der ca. 1 bis 2 Millionen 
Hektar (10 bis 20 Milliarden DM Verkaufserlös), um 
mit diesem Geld andere, durch das SED-Regime 
Geschädigte, zu entschädigen, dann ist das in rechts-
staatliche Gedanken nicht zu fassen. Hier tritt der 
Rechtsstaat Bundesrepublik Deutschland als Hehler 
für die durch ein Unrechtsregime geraubten Eigen-
tumswerte auf und dies ist unrecht und schlichtweg 
den Betroffenen nicht vermittelbar. 

Die Richtlinien und Grundsätze des Vermögensge-
setzes einschl. der Änderungen müssen auch auf die 
1945 bis 1949 Enteigneten im Wege des Ausgleichs 
angewendet werden, damit der Rechtsstaat glaub-
würdig bleibt, weil er sonst vollendet, was mit der 
Vertreibung bei Nacht und Nebel in den Jahren nach 
1945 begann. Es darf einfach nicht sein, daß die 
Bundesrepublik Deutschland sich über diese Un-
rechtsaktion bereichert, um andere Verpflichtungen 
aus anderen Unrechtshandlungen des gleichen Regi-
mes zu entschädigen. Bei der Rückgabe können nach 
Größenordnung gestaffelt, wie beim früheren Lasten-
ausgleich, entsprechende Abgaben verlangt werden, 
auch dies ist von den Betroffenen längst zugestanden. 
Es wird aber nun eineinhalb Jahre nach der Wieder-
vereinigung Zeit, daß gehandelt wird und die Altei-
gentümer ihre Rechte wiedererhalten. 

Anlage 6 

Zu Protokoll gegebene Reden 
zu Tagesordnungspunkt 17 (Nachtragshaushaltsge

-

setz 1992, Strukturhilfegesetz, Fonds „Deutsche Ein

-

heit", Kosten für die Sanierung der durch die ehema

-

lige SDAG Wismut verursachten Umwelt- und 
Gesundheitsschäden) 

Dr. Dietmar Keller (PDS/Linke Liste): Die PDS/Linke 
Liste möchte weder im Zusammenhang mit dem 
Haushalt des Bundes noch mit allgemeinen Fragen 
der Haushalts- und Finanzpolitik der Bundesregie-
rung eine abstrakte Verschuldungsdebatte führen, 
sondern dazu auffordern, im Bundestag endlich über 
Ziele, Politikschwerpunkte und über deren zeitliche 
und finanzielle Dimensionen zu diskutieren und zu 
entscheiden. Trotz der realen ökonomischen, ökologi-
schen und sozialen Probleme, die in der größer gewor-
denen Bundesrepublik buchstäblich auf der Straße 
liegen, wird die Diskussion in diesem Hause zu oft auf 
die Frage nach dem besseren Regierungspersonal 
reduziert. 

Die Einzelpläne, Haushaltstitel, Abschnitte und 
Unterabschnitte des Nachtragshaushalts sind in Zah-
len gegossener Ausdruck der Politik der Bundesregie-
rung, und es muß deshalb erlaubt sein, diesen Nach-
tragshaushalt unter allgemeinpolitischen Gesichts-
punkten zu betrachten und zu bewerten. 

Innenpolitisch tönt das selbstgefällige „Weiter so!" 
der Regierenden zwar leiser, um außenpolitisch 
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jedoch als „Modell Deutschland" um so lauter zu 
klingen. Das klingt nicht nur wie eine Kopie des 
kosmopolitischen SPD-Wahlkampfslogans aus dem 
Jahre 1976, das ist auch so gemeint. 

In Tischreden und Regierungserklärungen wird 
zwar vor dem Rückfall in nationalistisches Denken 
gewarnt. Die mit Unterstützung durch die SPD gegen-
über den mittel- und osteuropäischen Staaten sowie 
gegenüber der früheren UdSSR be triebene Politik 
trug allerdings nicht nur zum Zusammenbruch der 
sozialistischen Länder bei, sondern stärkte, ermutigte 
und förderte bewußt oder unbewußt, gewollt oder 
ungewollt den Nationalismus vergangener Zeiten. 
Aus den Teilen der Sowjetunion und Jugoslawiens 
sonderten sich neue Staatswesen ab, die, kaum in die 
Welt gesetzt, sich gegenseitig wegen ihrer staatlichen 
Grenzen an die Kehle springen. Kombinationen von 
neuen und alten Kleinstaaten, die die Bundesregie-
rung zum Teil gefördert hat, binden sich durch den 
gegenseitigen Haß und durch ihre allgemeine Ohn-
macht. Die Bundesregierung hat mit Unterstützung 
von Teilen der SPD in Jugoslawien durch eine Politik 
der einseitigen Parteinahme die Ex tremisten unter 
allen Konfliktparteien ermuntert. Jetzt spielen Vertre-
ter der Koalition, aber auch aus dem grünen Umfeld 
mit dem Gedanken, eine internationale Militäraktion 
durchzuführen bzw. — wie aus der CSU zu hören 
ist — deutsche Soldaten zu entsenden. 

Dieser Außenpolitik entsprechen im Nachtrags-
haushalt überplanmäßige Ausgaben für den Auswär-
tigen Dienst in Höhe von fast 9 Millionen DM und um 
130 Millionen DM erhöhte Ansätze für sogenannte 
Beratungshilfen für mittel- und osteuropäische Staa-
ten und die GUS. Der Zerfall der UdSSR und Jugo-
slawiens bescherte dem Auswärtigen Amt ein klassi-
sches Beschäftigungsprogramm: die Zahl der planmä-
ßigen Beamten wuchs um 58 und die Zahl der Ange-
stellten und Arbeiter um insgesamt 23 Stellen. 

Was die Bundesregierung meint, wenn sie — wie 
jüngst der Bundeskanzler — von „unserer Verantwor-
tung in der Welt" spricht oder wenn von „unserer 
Interessenlage" die Rede ist oder wenn — wie im 
Zusammenhang mit dem Vertrag von Maastricht — 
davon gesprochen wird, daß „unsere Interessen voll 
berücksichtigt" seien, das wird vor allem deutlich, 
wenn man  sich anschaut, was mit den sogenannten 
Beratungshilfen für die mittel- und osteuropäischen 
Staaten und die GUS-Republiken finanziert werden 
soll. Die Bundesregierung offeriert diese Hilfen, um in 
diesen Ländern die bruch- und kritiklose Übernahme 
bundesdeutscher Strukturen zu finanzieren und abzu-
sichern. Obwohl die reiche Bundesrepublik z. B. nicht 
in der Lage war und ist, den Fehlbestand von gegen-
wärtig 1,7 Millionen Wohnungen mit marktwirt-
schaftlichen Mitteln zu verringern oder gar zu behe-
ben, empfiehlt und finanziert sie den mittel- und 
osteuropäischen Staaten über den Nachtragshaushalt 
den Aufbau marktwirtschaftlicher Strukturen in den 
Bereichen Bau, Wohnungswesen und Städtebau. 
Über den Markt allein kann bezahlbarer Wohnraum 
für alle einfach nicht beschafft werden. In Osteuropa 
wird auf Grund der geringen Durchschnittseinkom-
men die Wohnungsnot zunehmen und die Obdachlo-
sigkeit zu einem Massenphänomen werden. 

Während auf der einen Seite über den Nachtrags-
haushalt der Weiterbetrieb der Atomkraftwerke in 
Mittel-, Ost- und Südeuropa finanziert wird, werden in 
der Bundesrepublik Sicherheitsstandards zurückge-
nommen. Herr Bundeskanzler, Sie täuschen die Men-
schen, wenn Sie — wie in der vergangenen Woche — 
von  einem Beitrag zur Verbesserung der Sicherheit 
sprechen. Es gibt keine sicheren Atomkraftwerke, wie 
Tschernobyl und Harrisburg gezeigt haben. Sie finan-
zieren nicht Sicherheit, sondern tödliche Gefahren. 

Hinter den Weltoffenheit vortäuschenden rhetori-
schen Gesten dieser Bundesregierung steckt ganz 
deutlich der kaum verhüllte Anspruch auf eine politi-
sche Führungsrolle in Europa. Der zweite Weltkrieg 
scheint im nachhinein gewonnen, zumindest aber 
vergessen. Osteuropa steht der deutschen Wirtschaft 
zur Auspressung zur Verfügung. Dieser Eindruck wird 
durch den Nachtragshaushalt bestätigt — Stichworte: 
Beratungshilfen und Wolgadeutsche. Daran vermö-
gen auch vom Bundeskanzler pflichtschuldigst 
erwähnte „Untaten des Nazi-Regimes" nichts zu 
ändern. Spannend ist allerdings die Antwort auf die 
Frage, wann die Bundesregierung die Deutschen zu 
ersten Opfern der Nazis erklären wird. 

Mit dem Zusammenbruch der realsozialistischen 
Staaten ist die westliche Welt nicht freundlicher, nicht 
humaner, ökologischer und sozialer geworden. Seine 
immanenten Widersprüche werden aufbrechen. Wer 
sich immer noch am Akkord der Worte „Wirtschaft, 
Wachstum, Arbeitsplätze und Wohlstand" berauscht, 
der nimmt zu einfachen Lösungen Zuflucht. Wer der 
DDR einen unvorstellbaren Raubbau an  der Natur 
vorwirft, die Augen vor den verheerenden Folgen des 
westdeutschen Wachstumsfetischismus und des soge-
nannten Wirtschaftswunders — Waldsterben, tote 
Flüsse, Gift- und Atommüll, vom Verkehrsinfarkt 
bedrohte Innenstädte — jedoch verschließt, wer die 
Marktwirtschaft gar zum verbindlichen Modell 
erklärt, das mit Demokratie gleichgesetzt und in den 
Rang allgemeiner Menschenrechte erhoben wird und 
deshalb universell durchgesetzt werden muß, der 
organisiert die Zerstörung dieses Planeten. 

Jenseits aller Verschuldungsszenarien ist dieser 
Nachtragshaushalt auch Ausdruck antiquierter, euro-
päisch verbrämter nationaler Borniertheit. Die PDS/ 
Linke Liste lehnt ihn deshalb ab. 

Werner Schulz (Berlin) (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ

-

NEN): Der erbärmliche Zustand der Regierungskoali-
tion wird von Tag zu Tag deutlicher. Selbst der 
Fraktionsvorsitzende der CDU im sächsischen Land-
tag konnte nach einem Besuch in Bonn seine Enttäu-
schung nicht verbergen. Sein Resümee war, daß aus 
dem Finanzministerium zu den wirtschaftlichen und 
finanzpolitischen Problemen in den neuen Ländern 
nichts weiter als Blabla gekommen sei. 

Der Kern  des Problems ist: Der Finanzminister 
möchte weiterhin einen Teil der Schuldenlast, die aus 
DDR-Zeiten resultiert, den neuen Ländern anlasten. 
Die Hälfte der Verschuldung des Kreditabwicklungs-
fonds, der Treuhandanstalt und die Verschuldung des 
kommunalen Wohnungssektors sollen die neuen Län-
der und ihre Gemeinden übernehmen. Nach den 
jüngsten Schätzungen wären die neuen Länder damit 
1996 mit etwa 360 Milliarden DM schon höher ver- 
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schuldet als die alten Länder, und pro Einwohner 
entspräche dies einem Verhältnis von 23 000 DM zu 
5 000 DM. 

Wenn die Regelung der Schuldenübernahme nicht 
grundlegend geändert wird, werden die ostdeutschen 
Länder und Kommunen in eine extreme Haushalts-
notlage getrieben, die es ihnen kaum noch möglich 
macht, die finanziellen Verpflichtungen beim Aufbau 
von Infrastruktur und laufenden Kosten zu erfüllen. 
Der Bund und auch — dies ist die Aussage des 
jüngsten Bundesverfassungsgerichtsurteils — die 
westlichen Bundesländer wären dann aber zu Unter-
stützungsleistungen gegenüber den östlichen Län-
dern verpflichtet. Der Bundesfinanzminister verwei-
gert sich aber hartnäckig einer Lösung dieses Pro-
blems. 

Die Finanzlage des Staates ist nicht in der guten 
Verfassung, die uns der Finanzminister immer sugge-
riert. Die Experten stellen einhellig fest, daß das 
Ansteigen der Steuereinnahmen sich nicht in der 
bisherigen Weise fortsetzen wird. Darüber hinaus 
zeigen die stark gestiegenen Abgaben und Steuern, 
daß diese Regierung trotz der rasant ansteigenden 
Staatsschulden auch den Bürgerinnen und Bürgern 
immer mehr Lasten abverlangt. Dennoch: Diese Bun-
desregierung ist auch noch stolz auf die Korrektur der 
Steuerschätzung, die dem Staat für das laufende 
Haushaltsjahr Mehreinnahmen in Milliardenhöhe 
bringen sollen. 

Vergessen wird dabei aber ein Umstand, der in den 
70er Jahren schon einmal größere Bedeutung hatte: 
Die Mehreinnahmen sind nicht zuletzt eine Folge der 
steigenden Geldentwertung. Der Grund: Steigende 
Inflationsraten führen zu überproportional steigenden 
Steuereinnahmen. 

Diese Regierung ist nicht nur ein Meister im Schul-
denmachen, sie setzt auch zu neuen Höhenflügen bei 
der Inflation an. Die Geldentwertungsraten sind 
inzwischen wieder so hoch wie vor 15 Jahren. 

Die verfehlte Finanzpolitik der Bundesregierung 
korrespondiert mit der schlimmen ökonomischen und 
sozialen Lage in den neuen Bundesländern. Dies zeigt 
nicht zuletzt der Stand der Sanierung der Umwelt-
schäden der ehemaligen SDAG Wismut. Das vollstän-
dige Sanierungskonzept wird noch immer vor der 
Öffentlichkeit und dem Parlament geheimgehalten, 
gleichzeitig explodieren die Kostenschätzungen. 

Die Regierung muß endlich die Fakten auf den 
Tisch legen, und dies muß noch vor den Haushaltsbe-
ratungen 1993 geschehen. Wir verlangen nach wie vor 
einen umfassenden Bericht über das vorgesehene 
Sanierungskonzept. Darüber hinaus muß die Bundes-
regierung auch Auskunft geben über die bereits 
eingeleiteten Sofortmaßnahmen. Zusätzlich muß die 
Bundesregierung eine seriöse Kostenabschätzung 
vorlegen. 

Die Haushaltspolitik der Bundesregierung läßt 
nicht erkennen, daß die Finanzierung des Aufbaus in 
den neuen Bundesländern dem Gebot der Gerechtig-
keit folgt. Die Bundesregierung hat es bisher ver-
säumt, die Verteilung der Lasten gerecht auf die 
sozialen Gruppen in der Bundesrepublik zu verteilen. 
Darauf hat zu Recht der Bundespräsident verwiesen. 

Ihm kommt nun auch das Verdienst zu, daß über die 
Verteilung der Einheitskosten endlich eine Debatte in 
Gang gekommen ist. Ich betone deshalb: Wir brau-
chen eine Finanzierungskonzeption, bei der die Begü-
terten und die Gewinner der deutschen Einheit stär-
ker als bisher an  den Lasten beteiligt werden. 

Darüber hinaus müssen die Unterstützungsleistun-
gen für die neuen Bundesländer verbessert werden. 
Auf keinen Fall dürfen die Maßnahmen einge-
schränkt werden. Die Investitionszulage und das 
Gemeinschaftswerk „Aufschwung Ost" müssen des-
halb verlängert werden. Das Problem ist nur, daß die 
jetzige Bundesregierung offensichtlich nicht in der 
Lage ist, entsprechende Konzepte zu entwickeln. Der 
Entwurf zu einem Nachtragshaushalt bestätigt diese 
Einschätzung. Wir können diesem Entwurf in der 
vorliegenden Fassung deshalb unsere Zustimmung 
nicht geben. 

Anlage 7 

Zu Protokoll gegebene Reden 
zu Tagesordnungspunkt 18 
(Wohngeldsondergesetz) 

Dr. Christine Lucyga (SPD): Das heute zur Debatte 
stehende Wohngeldsondergesetz kommt als ein sozia-
les Geschenk daher, das wir in seinen Eckwerten gut 
mittragen können, zumal wir einige unserer Vor-
schläge zur Verbesserung der Wohngeldregelungen 
für die neuen Länder darin mit berücksichtigt fin-
den. 

Dieses Wohngeldsondergesetz wird aber gleichzei-
tig zu einem Danaergeschenk, weil es parallel dazu 
erneut zu einer erheblichen Mietsteigerung in Ost-
deutschland kommen soll. Die Bauministerin spricht 
von einem unauflösbaren Zusammenhang von Wohn-
geldsondergesetz und der zweiten Mietenverord-
nung, und schlimm ist dieser Zusammenhang inso-
fern, als nach allem, was uns über den vorgesehenen 
zweiten Mietenschritt der Regierung bekannt gewor-
den ist, die Wohnkostenentwicklung in den neuen 
Ländern den flankierenden Hilfen des Wohngeldson-
dergesetzes mit Siebenmeilenstiefeln davonlaufen. 

Unstrittig ist, daß die Mieten in Ostdeutschland 
immer noch nicht kostendeckend sind und daß eine 
Mieterhöhung in weiteren Schritten nicht zu umgehen 
sein wird. Die Bereitschaft dazu ist da, strittig sind die 
Verfahrensschritte. 

Und deshalb können wir uns nicht einverstanden 
erklären mit der überfallartigen Eile, mit der nun in 
kürzester Zeit eine Mieterhöhung von ganz erhebli-
chem Umfang ohne geordnetes parlamentarisches 
Verfahren durchgezogen werden soll, nachdem vor-
her lange um den heißen Brei herumgeredet wurde. 

Bundestag und Länderparlamente der neuen Län-
der sind an  dieser Entscheidung so gut wie nicht 
beteiligt worden, und auch über die genaue Beschaf-
fenheit des Mietenschrittes besteht nicht bis ins letzte 
Klarheit. Unklar sind z. B. die Beschaffenheitszu- 
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schläge oder das angedachte Problem der Wiederver-
mietungszuschläge, so daß jetzt schon zu befürchten 
ist, daß es nicht bei den vom BM Bau prognostizierten 
Größenordnungen bleiben wird, sondern nach Be-
rechnungen des Mieterbundes und sozialdemokrati-
scher Wohnungspolitiker werden bei Ausschöpfung 
aller Spielräume und Zusammenrechnen aller Zu-
schläge leicht Mieten von 8 DM/m 2  aufwärts bis hinzu 
12/13 DM/m2  für gut ausgestattete Wohnungen 
erreicht. Dies ist bereits Westmietenniveau und zum 
Teil darüber, aber bei Osteinkommen und größten-
teils auch Oststandard. Dies ist zum jetzigen Zeitpunkt 
sozialpolitisch nicht vertretbar, auch nicht eine 
Grundmietenerhöhung um 2 DM/m2 . 

Mieterhöhungen im Osten sollen sich laut Eini-
gungsvertrag schrittweise und unter Berücksichti-
gung der Einkommensentwicklung vollziehen, und es 
bleibt zu hinterfragen, ob die Einkommensentwick-
lungen in den ostdeutschen Ländern, die zur Begrün-
dung des Mietenschrittes herangezogen werden, so 
zutreffen. Die vom BM Bau vorgelegten Fallbeispiele 
sind hypothetische Beispiele, aber oft sieht es in der 
Realität ganz anders aus. Die angegebenen Einkom-
menszuwächse von ca. 20 % sind schon deshalb nicht 
unbesehen zu übernehmen, weil sie nur für ca. die 
Hälfte der ostdeutschen Haushalte zutreffen. Circa 
300 000 Rentner haben trotz der angeführten 20 
Rentenerhöhungen nicht mehr bekommen als vorher 
und — ein anderes Beispiel — erst unlängst wurde 
bekannt, daß die Rentner in Mecklenburg-Vorpom-
mern, die bereits zum Jahresanfang ihren Rentenan-
trag gestellt hatten, bisher noch nicht einen Pfennig 
Rente gesehen haben, sondern als Bittsteller zum 
Sozialamt geschickt werden. Und diesen Menschen, 
die jetzt noch nicht einmal wissen, wieviel sie über-
haupt zum Leben haben, droht nun bereits die nächste 
Mieterhöhung, und zwar in Größenordnungen — und 
das, obwohl noch keine verläßlichen Angaben über 
die Auswirkungen der vorigen Mieterhöhung vorlie-
gen, denn im Wohngeld- und Mietenbericht 1991 
finden sich für die neuen Länder noch keine konkre-
ten Angaben zum sozialen Spektrum der Mietenent-
wicklung und Wohngeldzahlungen. 

Was bei den Mietenplänen und Begründungen 
dafür zuwenig berücksichtigt wird, ist die große 
Differenziertheit der Einkommen und auch die weiter 
zu erwartenden arbeitsmarktpolitischen Einbrüche, 
die mit Einkommensrückgängen für die Betroffenen 
verbunden sind. Schon jetzt sind in Ostdeutschland 
1,3 Millionen Menschen arbeitslos; unter Einbezie-
hung von AB-Maßnahmen, Qualifizierung und Vorru-
hestand sind ca. 3,3 Millionen Ostdeutsche direkt 
oder indirekt von Arbeitslosigkeit betroffen. Zum 
Jahresende 1992 werden nach Angaben der THA 
mindestens weitere 300 000 aus THA-Betrieben dazu-
kommen. 

Für diese Haushalte haben schon die Mieterhöhun-
gen im Vorjahr nicht selten Belastungen von 30 % und 
mehr des Einkommens erbracht. Mehr ist für diese 
Menschen zur Zeit, bei Osteinkommen, nicht verkraft-
bar. 

Ich kann im Einigungsvertrag nirgendwo eine Fest-
legung entdecken, die eine Mietenanhebung unter 
Berücksichtigung der Einkommensentwicklung nur 

eines Teiles der Bevölkerung vorsieht, und wenn die 
Mieten auch nur für ungefähr die Hälfte der Bevölke-
rung schneller steigen, als das Einkommen wächst, ist 
dies ein Verstoß gegen den Einigungsvertrag, den die 
neuen Länder so nicht hinnehmen dürften. Mietener-
höhungen dürfen nicht dazu führen, daß Menschen in 
soziale Not geraten. Es bedarf in dieser Angelegenheit 
einer größeren Sensibilität, als sie bisher gezeigt 
wurde. 

Die Frage muß doch sein: Macht man einen Mieten

-

schritt oder mehrere? Zu welchem Zeitpunkt kann der 
Mieter welche Mietbelastung tragen? Welche Lösung 
ist die sozial gerechte Lösung? 

An die Bundesregierung und an die Kollegen der 
Koalitionsfraktionen möchte ich mich noch einmal mit 

 der Aufforderung wenden, die Sorgen und die Nöte 
derjenigen, die diese Rechnung bezahlen sollen, der 
Mieter, und die Warnungen ihrer Interessenvertreter 
nicht abwertend als Panikmache und unsachliche 
Polemik hinzustellen. Immerhin wird mit der War-
nung vor einer beispiellosen Mietenexplosion im 
Osten auch davor gewarnt, einen weiteren sozialen 
Sprengsatz zu legen. Sie artikulieren die Ängste von 
Menschen, die in den letzten zwei Jahren vor allem 
eine Kontinuität von Enttäuschungen erleben, die 
zunehmend erleben, wie soziales Mietrecht zum 
unsozialen Mietrecht wird. Und in dieser Sorge stehen 
die neuen Länder schon längst nicht mehr allein: Auch 
im Westen Deutschlands mehren sich die warnenden 
Stimmen, daß die Wohnungspolitik umorientiert wer-
den muß. In der diesbezüglichen Stellungnahme des 
Deutschen Caritasverbandes vom 2. Juni wird Klar-
text gesprochen, wenn abschließend nüchtern festge-
stellt wird, die Wohnungspolitik habe bisher einseitig 
darauf gesetzt, daß die Rendite stimme. So aber wird 
der Teufelskreis von steigenden Mieten und zuneh-
mender Unsicherheit des Wohnens nicht zu durchbre-
chen sein. Der Forderung des Caritasverbandes nach 
Umorientierung der Wohnungspolitik — und zwar in 
ganz Deutschland — kann ich mich in diesem Sinne 
nur anschließen: Verschieben Sie Ihre Mietenent-
scheidung, und finden Sie eine sozial verträglichere 
Lösung. 

Hans Raidel (CDU/CSU): Mit dem ersten Gesetz zur 
Änderung des Wohngeldsondergesetzes setzen die 
Bundesregierung und die sie tragende CDU/CSU-
F.D.P.-Koalition konsequent ihren Weg fort, in den 
neuen Bundesländern die Mieten sozialverträglich zu 
gestalten, d. h. wirtschaftlich tragbar zu machen. 

Grundlage dieser Gesetzesänderung ist die zum 
1. Januar 1993 geplante zweite Grundmietenanhe-
bung. Jeder von uns weiß, daß nur vernünftige Mieten 
notwendige Investitionen für Modernisierung und 
Instandhaltung erlauben. Die Hinterlassenschaft des 
real existierenden Sozialismus in der ehemaligen 
DDR ist: verfallender Wohnraum in Millionenhöhe, 
zerstörte Innenstädte, kein Geld für Modernisierun-
gen, umweltfeindliche Heizungssysteme, Wohnungs-
not. Vor diesem Hintergrund ist die Grundmietenan-
hebung ein notwendiger und konsequenter Schritt. 

Für das Ringen um den besten Weg habe ich 
Verständnis, für einen Streit um des Kaisers Bart aber 
nicht. Wenn ich sehe, wie eng die ausgewogenen 
Vorschläge der Bundesregierung mit den Vorschlä- 
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gen der Länder Brandenburg und Berlin korrespon-
dieren, sollte schnellstens eine Einigung herbeige-
führt werden. Der Vermittlungsausschuß sollte vor 
allem den Mietern erspart bleiben. Sie brauchen 
Sicherheit bei den Terminen. Die Verwaltungen brau-
chen Zeitvorlauf bei der Bewältigung. 

Mit dem Wohngeldänderungsgesetz soll gleichzei-
tig mit dem Wirksamwerden der nächsten Mieterhö-
hungen im Jahr 1993 für einen sozialen Ausgleich 
gesorgt werden. 

Wir stimmen nicht nur der Verlängerung des beste-
henden Sonderwohngeldrechts zu, sondern auch Ver-
besserungen der Wohngeldleistungen. Die Zielset-
zung, Haushalten, die die gestiegenen Grundmieten, 
Bewirtschaftungskosten sowie die Kosten für Heizung 
und Warmwasser aus eigenen Mitteln nicht bestreiten 
können, nach vereinfachten Regeln ein im Vergleich 
zu den alten Bundesländern großzügig bemessenes 
Wohngeld zu gewähren, wird weiter ausgebaut. Ver-
gleiche unterstreichen dies besonders eindrucksvoll: 
Die Bruttokaltmiete — Miete einschließlich Betriebs-
kosten — beträgt im Westen durchschnittlich 23 % des 
Einkommens, im Osten durchschnittlich 16 %, die 
Warmmiete — Miete, Betriebskosten, Heizung — 
durchschnittlich 30 % im Westen, durchschnittlich 
21 % im Osten. 

Bei gleichen Einkommensverhältnissen wird im 
Osten in fast allen Fällen das Doppelte an Wohngeld 
gezahlt als im Westen. Ich stelle fest, daß diese 
großzügigen Regelungen von uns ausdrücklich 
gewollt sind. Wir bekennen uns nachdrücklich dazu, 
auch wenn im Westen hier und da Vorbehalte ange-
meldet werden. Der Gleichheitsgrundsatz wird zuge-
gebenermaßen bis an seine Grenzen ausgenutzt. 
Weitere Steigerungen im Gewährungskatalog halte 
ich allerdings nicht mehr für durchführbar. 

Die Bundesregierung und die Koalition, insbeson-
dere die Frau Bauministerin und der Finanzminister, 
unterstreichen mit der Ausformung dieses Gesetzes 
nachhaltig die Bereitschaft, in den neuen Bundeslän-
dern wirklich sozialverträgliche Verhältnisse herzu-
stellen. Deshalb stelle ich nochmals ausdrücklich fest: 
Ich habe kein Verständnis dafür, wenn diese Einstel-
lung ständig in Frage gestellt wird und die Mieter 
andauernd verunsichert werden. 

Was wir jetzt brauchen, ist Optimismus. Der Auf-
schwung Ost läuft. 

Meine Damen und Herren, Kernpunkte des Geset-
zes sind: 

Erstens. Entsprechend dem Gesetzentwurf des Bun-
desrats wird ein Freibetrag in Höhe von 3 000 DM für 
Schwerbehinderte eingeplant. 

Zweitens. Die Geltungsdauer der bis 30. Septem-
ber, 31. Oktober oder 30. November 1992 befristeten 
Wohngeldbewilligungen wird — ohne Antrag — 
durch Gesetz bis zum 31. Dezember 1992 verlän-
gert. 

Drittens. Die Gültigkeit des Wohngeldsondergeset-
zes wird um ein Jahr bis Ende 1994 verlängert. 

Viertens. Der nach dem geltenden Recht ab 1. Ok-
tober 1992 einzuleitende stufenweise Abbau des 

Zuschlages für Heizung und Warmwasser wird um ein 
Jahr verschoben. 

Fünftens. Künftig werden von allen Einnahmearten, 
von denen nicht bereits ein Abzug von 25 v. H. 
vorzunehmen ist, insbesondere von Renten und von 
Leistungen für Arbeitslose, Freibeträge in Höhe von 
6,5 v. H. abgezogen. 

Sechstens. Die Wohngeldtabellen werden im erfor-
derlichen Umfang erweitert. 

Siebtens. In die Einkommensermittlung werden 
weitere Einnahmearten einbezogen, wie z. B. Ein-
künfte aus Vermietung und Verpachtung sowie aus 
Kapitalvermögen, auch Leistungen der Arbeitslosen-
hilfe. 

Achtens. Alleinerziehende erhalten künftig unter 
bestimmten Voraussetzungen für jedes Kind unter 
zwölf Jahren einen Freibetrag von jährlich 
1 200 DM. 

Neuntens. Schließlich wird künftig gewährleistet, 
daß Wohn- und Wirtschaftsgemeinschaften gleich 
welcher Art nicht bessergestellt werden als ein Fami-
lienhaushalt entsprechender Größe. 

Zu den Kosten: Die vorgesehenen Änderungen des 
Wohngeldsondergesetzes haben 1992 Mehrausgaben 
von insgesamt 340 Millionen DM zur Folge. Für das 
Haushaltsjahr 1993 ergeben sich Mehrausgaben von 
470 Millionen DM. Die Mehraufwendungen im Haus-
haltsjahr 1994 werden sich auf 735 Millionen DM 
belaufen. 

Meine Damen und Herren, ab dem Jahre 1994 soll 
das Wohngeldsondergesetz in das allgemeine Wohn-
geldrecht übergehen. Das ist im Grundsatz begrü-
ßenswert, um in der ganzen Bundesrepublik einheit-
liche Maßstäbe zu schaffen. 

Ich will aber den Vorbehalt der Sonderprüfung 
machen und rege an, rechtzeitig zu prüfen, ob die 
Verhältnisse dieses Verfahren gestatten. Persönlich 
bin ich zuversichtlich. 

Mit diesem Gesetz unterstreichen wir unsere soziale 
Verantwortung gegenüber unseren Mitbürgern in 
den neuen Bundesländern. Vernünftige Mieten für 
notwendige Investitionen bedingen ein Wohngeld, 
das dort hilft, wo die wirtschaftliche Leistungsfähig-
keit des einzelnen Haushalts überfordert wird. Mit 
diesem Gesetz verschaffen wir dem Grundsatz Gel-
tung: Wohnen muß für jeden Bürger sicher und 
bezahlbar sein. 

Anlage 8 

Erklärung nach § 31 GO 
der Abgeordneten Konrad Gilges, Gerd Andres, 
Hans Büttner (Ingolstadt), Günther Heyenn, 
Renate Jäger, Regina Kolbe, Ulrike Mascher, 

Adolf Ostertag, Manfred Reimann, Renate Rennebach, 
Ottmar Schreiner, Hans Urbaniak, Barbara Weiler 
und Rudolf Dreßler (alle SPD) zur Abstimmung 

über den Entwurf eines Gesetzes zur Verlängerung 
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der Kündigungsmöglichkeiten in der öffentlichen 
Verwaltung nach dem Einigungsvertrag 

Der Einigungsvertrag vom 31. August 1990 hat mit 
Recht in der Anlage I, Kapitel XIX, Sachgebiet A, 
Abschnitt III, Nr. 1, Abs. 4, letzter Satz eine Aus-
schlußfrist für Kündigungen mangels Bedarf in den 
neuen Ländern festgelegt. Mit dem Gesetzentwurf 
des Bundesrates, eingebracht vom Lande Sachsen, 
soll diese Ausschlußfrist aufgehoben werden und auf 
den 31. Dezember 1993 neu festgelegt werden. 

Die Abgeordneten stellen dazu folgendes fest: 

1. Wir sind grundsätzlich der Meinung, daß der 
tariflich vereinbarte Kündigungsschutz auch im 
öffentlichen Dienst nicht zur politischen Disposition 
des Gesetzgebers gestellt werden darf. Die Möglich-
keit, Arbeitsverhältnisse im öffentlichen Dienst „man-
gels Bedarf" in den neuen Bundesländern zu kündi-
gen, wurde in den Einigungsvertrag deswegen aufge-
nommen, weil die öffentliche Verwaltung in der 
ehemaligen DDR erstens einen überhöhten Personal-
bestand hatte, aber zweitens, was der entscheidende 
Grund war, mit politisch belasteten Personen durch-
setzt war. Die Abweichung von den allgemeinen 
gesetzlichen Kündigungsschutzmöglichkeiten sowie 
von den tarifvertraglich festgelegten Vereinbarungen 
durch den Einigungsvertrag mußten deswegen zeit-
lich begrenzt werden. Die Arbeitgeber haben zwei 
Jahre Zeit gehabt, die notwendigen Maßnahmen 
einzuleiten, um den Erfordernissen für die außeror-
dentlichen Möglichkeiten der Kündigungen Rech-
nung zu tragen. Die Nichterledigung dieser Aufgabe 
und die damit verbundene Konsequenz der Kündi-
gung mangels Bedarf kann deswegen nicht zu Lasten 
einer weiteren Unsicherheit, zu Recht oder zu 
Unrecht, für die Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh-
mer verbunden werden. Wir haben den Eindruck, daß 
die öffentlichen Arbeitgeber in den fünf neuen Bun-
desländern aus dieser außerordentlichen Möglichkeit 
des Einigungsvertrages eine politisch motivierte Mög-
lichkeit zum Eingriff in die Beschäftigungsverhält-
nisse im öffentlichen Dienst sehen. 

2. Rechtssicherheit und Vertrauensschutz sind 
wichtige Bestandteile der Arbeitsbeziehungen auch 
im öffentlichen Dienst. Die Arbeitnehmer des öffent-
lichen Dienstes in den fünf neuen Bundesländern 
mußten davon ausgehen, daß die Ungewißheit über 
ihre Weiterbeschäftigung im öffentlichen Dienst der 
neuen Länder zum 2. Oktober 1992 beendet ist. Eine 
Aufhebung dieser Rechtssicherheit durch dieses 
Gesetz führt dazu, daß die Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer dem Arbeitgeber mißtrauen unter dem 
Gesichtspunkt, daß ein „einmal gegebenes Wort" 
vom Arbeitgeber nicht gehalten wird, selbst dann 
nicht, wenn es gesetzlich abgesichert ist. Auch der 
Vertrauensschutz wird durch den Arbeitgeber im 
höchsten Maße verletzt, da sich die Arbeitnehmerin-
nen und Arbeitnehmer in ihrer Lebensplanung und 
der dazugehörigen Beschäftigungsplanung auf den 
2. Oktober 1992 eingestellt hatten. Den Arbeitnehme-
rinnen und Arbeitnehmern der ehemaligen DDR 
wurde vor dem Einigungsvertrag öffentlich vermittelt, 
daß auch in den Arbeitsbeziehungen die Rechtsstaat-

lichkeit Bestand hat. Durch dieses Gesetz wird diese 
Vermittlung in einem hohen Maße geschädigt. 

3. Auch die öffentlichen Arbeitgeber der fünf neuen 
Bundesländer müssen sich daran gewöhnen, daß es 
keine Sonderrechte für sie gibt, sondern daß sie die 
geltenden Kündigungsschutzbestimmungen der Ge-
setze und Tarifverträge zu beachten haben. Der 
Vorsitzende des Deutschen Gewerkschaftsbundes 
(DGB) Heinz-Werner Meyer hat in einem Schreiben 
vom 23. Juni 1992 an den Vorsitzenden der SPD-
Bundestagsfraktion mitgeteilt, daß von den Gewerk-
schaften dieses Gesetz in keiner Weise toleriert wer-
den kann, daß sie gegen die Verabschiedung des 
Gesetzes energisch protestieren. Auch die Gewerk-
schaft Öffentlicher Dienst, Transport und Verkehr 
(ÖTV) hat darauf hingewiesen, daß dieses Gesetz eine 
eklatante Verletzung der geltenden Tarifverträge und 
der Interessen der im öffentlichen Dienst der neuen 
Länder beschäftigten Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmer ist. Die Gewerkschaft Erziehung und Wissen-
schaft (GEW) protestiert in gleicher Weise und hat 
zusätzlich angekündigt, daß sie, sollte dieses Gesetz in 
dritter Lesung verabschiedet werden, das Bundesver-
fassungsgericht anrufen werde. Wir schließen uns 
vorbehaltlos den Erklärungen des DGB, der ÖTV und 
der GEW an. Wir sind der Meinung, daß die geltenden 
Bestimmungen des Kündigungsschutzgesetzes und 
der Tarifverträge vollkommen ausreichen, um beste-
hende Probleme, auch nach Aufhebung der Sonder-
rechte des Einigungsvertrages, in den Beschäfti-
gungsverhältnissen des öffentlichen Dienstes der fünf 
neuen Länder zu regeln. Was uns mit Bitternis stimmt, 
ist die Tatsache, daß durch dieses Sonderrecht des 
Einigungsvertrages die Mitwirkungs- und Mitbestim-
mungsrechte der Be triebsräte und Personalräte außer 
Kraft gesetzt wurden und durch die Verlängerung 
weiter außer Kraft gesetzt werden. 

4. Deshalb lehnen wir dieses Gesetz in zweiter und 
dritter Lesung ab und stimmen mit Nein. 

Anlage 9 

Erklärung nach § 31 GO 
des Abgeordneten Rolf Schwanitz (SPD) 

zur Abstimmung über den Entwurf eines Gesetzes 
zur Verlängerung der Kündigungsmöglichkeiten 

in der öffentlichen Verwaltung nach 
dem Einigungsvertrag 

Die Möglichkeit der sogenannten Bedarfskündi-
gung ist im Einigungsvertrag für 2 Jahre eröffnet 
worden. Obwohl die ostdeutschen Kommunen mit 
außergewöhnlichen Verwaltungsaufgaben zurecht-
kommen müssen — man denke nur an die offenen 
Vermögensfragen —, ist dieses Instrument nicht 
ausreichend genug zum Abbau des Personals ge-
nutzt worden. Hier liegt ein großes Versagen der 
verantwortlichen Kommunalpolitiker in Ostdeutsch-
land. 

Wenn jetzt, so wie vom Bundesrat gewünscht, das 
Instrument der Bedarfskündigung verlängert werden 
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soll, geht dies unzweifelhaft zu Lasten der Betroffenen 
im öffentlichen Dienst. Es wird ein erwarteter Vertrau-
ensschutz nicht gewährt. Dennoch, meine ich, dürfen 
die Beschäftigten im öffentlichen Dienst trotz aller 
überdimensionaler Belastungen den Blick für die 
Relationen nicht verlieren. Gewiß, im öffentlichen 
Dienst des Ostens wird immer noch Gleiches geleistet, 
ohne daß Gleiches wie im Westen gezahlt wird. Sollte 
es dennoch nicht möglich sein, auf die westdeutschen 
Kündigungsregelungen im öffentlichen Dienst, die 
zweifelsohne eine Vergünstigung darstellen, noch 
einige Zeit zu verzichten? Was sagen wir dem Arbeiter 
in dem Treuhandbetrieb, der nach wie vor und auch 
künftig ohne weiteres auf die Straße gesetzt werden 
kann? Welches Verständnis wird er für die Privilegien 
des öffentlichen Dienstes haben? 

Wenn die Bedarfskündigung ab dem 3. Oktober 
diesen Jahres entfällt, dann sind Personen mit einer 
Dienstzeit von 15 Jahren und länger nahezu unkünd-
bar. Dies bei einer Situation, wo in vielen östlichen 
Kommunen der Anteil der Personalkosten am kom-
munalen Etat 70 bis 80 Prozent beträgt, ein Abbau von 
Personal also unausweichlich ist. Die noch bevorste-
hende Gehaltsangleichung wird diese Zwänge eher 
noch verschärfen. Deshalb ist trotz der Versäumnisse 
der verantwortlichen Kommunalpolitiker, trotz der 
Mißachtung des Vertrauensschutzes die Verlänge-
rung der Bedarfskündigung die einzige Möglichkeit, 
den Personalbestand in den Kommunen in sozial 
verträglicher Art und Weise zu reduzieren und dabei 
gleichzeitig leistungsfähige Personalstrukturen zu 
bewahren. 

Anlage 10 

Zu Protokoll gegebene Rede 
zu Tagesordnungspunkt 4 b 

(Gesetz zur Verlängerung der 
Kündigungsmöglichkeiten in der öffentlichen 
Verwaltung nach dem Einigungsvertrag) 

Dr. Horst Waffenschmidt, Parl. Staatssekretär beim 
Bundesminister des Innern: Ich möchte zu dem hier 
erörterten Gesetzesvorhaben zur Änderung des Eini-
gungsvertrages aus der Sicht der Bundesregierung 
mit wenigen Worten folgendes bemerken: 

Erstens. Die Bundesregierung hat dem Ziel der 
personellen Umstrukturierung der öffentlichen Ver-
waltungen in den neuen Bundesländern stets einen 
überragenden Stellenwert eingeräumt. Der hiermit 
verbundene Personalabbau ist zwingend notwendig, 
um einerseits eine rechtsstaatliche, effiziente Verwal-
tung aufzubauen und andererseits die Personalkosten 
in den Haushalten der ostdeutschen Länder und 
Kommunen deutlich zu verringern. Diese Überlegun-
gen waren für die Bundesregierung maßgeblich, um 
im Einigungsvertrag für einen befristeten Zeitraum 
— bis zum Ablauf von zwei Jahren nach Wirksamwer-
den des Beitritts — erleichterte Kündigungsmöglich-
keiten zu verankern. 

Zweitens. Abweichend von unseren damaligen Ein-
schätzungen und Erwartungen weisen die Länder und 
Kommunen des Beitrittsgebietes noch immer einen 
erheblichen Personalüberhang auf. Er kann in der 
noch zur Verfügung stehenden Zeit bis zum Auslaufen 
der Sonderkündigungsregelungen auch nicht annä-
hernd abgebaut werden. Dies gilt in besonderer Weise 
für die Kommunen, zumal ihnen die sogenannte 
Warteschleifenregelung nicht zur Verfügung stand. 
Dabei verkenne ich nicht, daß ein unmittelbarer 
Vergleich des Personalbestandes der Kommunen der 
alten Bundesländer mit dem der Kommunen der 
neuen Bundesländer aus verschiedenen Gründen 
nicht zulässig ist. Ich verkenne auch nicht, daß gerade 
die Kommunalverwaltungen in den neuen Ländern in 
wichtigen Bereichen unterbesetzt sind. Ich nenne 
beispielhaft nur die offenen Vermögensfragen und die 
Übertragung kommunalen Vermögens. Dies ändert 
jedoch nichts an der Tatsache, daß insbesondere bei 
den Einrichtungen und Betrieben, die auf Grund des 
Einigungsvertrages und des Kommunalvermögens-
gesetzes in kommunale Trägerschaft überführt wor-
den sind, vielfach ganz erhebliche Personalüber-
hänge bestehen. Die Verlängerung der Möglichkeit 
erleichterter Bedarfskündigungen ist für die neuen 
Bundesländer eine Existenzfrage. Kommt es zu keiner 
Verlängerung, werden auf Grund der dann voll grei-
fenden Kündigungsschutzbestimmungen notwendige 
Entlassungen gravierend erschwert. Der Umstruktu-
rierungsprozeß in den Verwaltungen der neuen Län-
der und dortigen Kommunen würde einschneidend 
behindert. Wegen der zusätzlichen Kosten im Perso-
nalsektor ergäben sich erhebliche finanzielle Auswir-
kungen, von denen auch die westlichen Bundesländer 
betroffen wären. 

Drittens. Meine Damen und Herren, ich glaube, daß 
nicht zuletzt hieran die Dimension der Frage einer 
Fristverlängerung deutlich wird. Die Bundesregie-
rung erkennt daher den Handlungsbedarf für eine 
Verlängerung der Frist für die erleichterten Kündi-
gungsmöglichkeiten an. Daneben möchte ich zu den 
hier geäußerten Zweifeln an der Rechtmäßigkeit des 
Gesetzesvorhabens bemerken, daß eine von den Bun-
desministerien des Innern und der Justiz vorgenom-
mene Prüfung ergeben hat, daß gegen die beabsich-
tigte Fristverlängerung keine verfassungsrechtlichen 
oder sonstigen rechtlichen Bedenken bestehen. 

Viertens. Lassen Sie mich schließlich, was die 
soziale Komponente des Gesetzesvorhabens betrifft, 
noch auf folgendes hinweisen: Die Tarifvertragspar-
teien des öffentlichen Dienstes haben in der vergan-
genen Woche einen „Tarifvertrag zur sozialen Absi-
cherung" vereinbart, der bei strukturbedingten Kün-
digungen bzw. aus diesem Grund geschlossenen 
Auflösungsverträgen die Zahlung einer Abfindung 
vorsieht. Abhängig von der Beschäftigungsdauer 
kann die Abfindung bis zu maximal 10 000 DM 
betragen. Diese Regelung ergänzt die bereits im 
Einigungsvertrag vorgesehenen Möglichkeiten zur 
sozialen Absicherung von Personalabbaumaßnah-
men. Im Unterschied zum Einigungsvertrag — und 
das ist wichtig — wird dem betroffenen Arbeitnehmer 
hier jedoch ein Rechtsanspruch auf Abfindungszah-
lung eingeräumt. 
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Anlage 11 

Zu Protokoll gegebene Reden 
zu Zusatztagesordnungspunkt 6 

(Arbeitsförderungsgesetz) 
und Tagesordnungspunkt 5 

(Sofortmaßnahmen zur Arbeitsmarktpolitik) 

Dr. Gisela Babel (F.D.P.): In ihrem Übereifer, sich als 
die treibende Kraft in der Arbeitsmarktpolitik darzu-
stellen, hat die SPD sich nunmehr selbst überholt: So 
verhandeln wir heute einen Antrag aus dem März 
1992; in der letzten Sitzung hatten wir den Antrag 
„Arbeit statt Arbeitslosigkeit" vom Mai 1992. Der 
Tenor ist allemal gleich: mehr Geld in alle Kanäle, um 
der Arbeitsmarktsituation im Osten voran zu helfen. 

Die SPD verkündet nun, daß es ihrer Initiative zu 
verdanken ist, daß ein Punkt, die Verlängerung des 
Altersübergangsgeldes, verwirklicht wird. Ich glaube, 
daß es aber unsere Kollegen aus den neuen Bundes-
ländern waren. 

Das Altersübergangsgeld um ein weiteres halbes 
Jahr zu verlängern heißt, etwa 50 000 älteren Arbeit-
nehmern ein früheres Ausscheiden aus dem Arbeits-
leben zu ermöglichen. Diese Maßnahme ist jetzt 
gemeinsam von der Koalition beschlossen worden 
und soll den Arbeitsmarkt entlasten. 

Damit wird verhindert, daß ältere Arbeitnehmer 
ihren Arbeitsplatz verlieren, ohne schon in Rente 
gehen zu können. Es wird ein sanfter humaner Über-
gang geschaffen. 

Aber so gut das klingt, nicht einmal unter aus-
schließlich sozial-politischen Gesichtspunkten kann 
man bei dieser Gelegenheit erleichtert aufatmen: 
Viele ältere Arbeitnehmer können noch arbeiten, 
wollen noch arbeiten und geraten ganz gegen ihren 
Willen in diese Lage. Untersuchungen zeigen, daß 
insbesondere bei Firmenneugründungen fast aus-
schließlich jüngere Kräfte eingestellt werden und daß 
Erfahrung und Zuverlässigkeit kaum Marktwert 
haben. Ich hoffe sehr, daß dies nur für einen über-
schaubaren kurzen Zeitraum so ist. 

Meine Damen und Herren, wir finanzieren diesen 
Übergang mit etwa 1,2 Milliarden DM, die in 1995 auf 
den Bundeshaushalt schlagen. Bei knappem Geld 
fragt man sich, ob die Ausgabe zwingend und sinnvoll 
ist. Die Gefahr besteht, daß die Transferleistungen in 
den Osten lediglich dem sozialen Konsum dienen und 
nicht der Schaffung von Arbeitsplätzen und der 
Beschleunigung der Strukturumwandlung. Je mehr 
Mittel wir verlagern in den Bereich Hilfe — hier also 
für „Nicht-Arbeiten" —, desto weniger sind vorhan-
den für Investitionsanreize. Die F.D.P. weist auf diesen 
Konflikt immer wieder hin. 

Daher begrüße ich, daß wir — die Koalitionsfraktio-
nen — uns in unserem Entschließungsantrag zur hier 
besprochenen Verlängerung des Altersübergangs-
geldes auch über andere wichtige Bausteine verstän-
digt haben, die zu dem Vorhaben einer neuen sozialen 
Marktwirtschaft gehören. So wird die Investitionszu-
lage verlängert. Wie sonst lassen sich angesichts der 
überproportionalen Lohnsteigerungen und immer 
noch sehr ungünstigen Standortfaktoren die dringend 
notwendigen Investoren bewegen? 

Der zweite wichtige Baustein ist die Weiterentwick-
lung der AB-Maßnahmen. Ich habe schon oft dafür 
plädiert, daß das Instrument ABM so gehandhabt 
wird, daß die vom Arbeitsamt finanzierten Stellen mit 
geringerem Zeitkontingent angeboten werden und 
daher weniger attraktiv sind im Vergleich zu einem 
regulären Arbeitsplatz. Die Teilzeit-ABM als Norm 
muß her; damit reichen die Mittel weiter, und die 
Anreize bleiben erhalten. 

Die Verlängerung des Altersübergangsgeldes ist 
letztmalig. So sieht es der Entschließungsantrag vor. 
Ich hoffe, daß sich bis zum endgültigen Auslaufen 
dieser Regelung die Verhältnisse zum Besseren ver-
ändert haben. 

Petra Bläss (PDS/Linke Liste): Zum wiederholten 
Male und wie immer zu einem Zeitpunkt, wo die große 
Mehrheit dieses Hauses bereits auf gepackten Koffern 
sitzt bzw. schon in die Sommerpause entschwunden 
ist, diskutieren wir über Arbeitsmarktpolitik und 
dabei mit der Entschließung der SPD zur Verlänge-
rung des Altersübergangsgeldes über längst Überfäl-
liges. 

Seit Wochen warten Tausende von Betroffenen 
darauf, daß die Bundesregierung und der Bundestag 
sich zu dieser Verlängerung bis Ende 1992 erklären. 
Aber wie schon im Dezember, als es um die erste 
Verlängerung ging, werden diese Menschen bis zur 
letzten Minute im Ungewissen gelassen. 

Ihnen wird jede Chance genommen, über den Tag 
hinaus zu planen; sie werden gezwungen, über wich-
tige Lebensabschnitte — und der Ausstieg aus dem 
Erwerbsleben gehört ja wohl dazu — von heute auf 
morgen zu entscheiden. Dieses Vorgehen hat natür-
lich Methode. Bewußt wird den Betroffenen eine 
Situation zugemutet, wo sie unter einem unerträgli-
chen Entscheidungsdruck nach dem Motto „lieber 
den Spatz in der Hand als die Taube auf dem Dach" 
die kalkulierbare Vari ante wählen: Eher unfreiwillig 
geben sie ihren Arbeitsplatz auf und entscheiden sich 
für das Altersübergangsgeld, ein zwar niedriges, aber 
relativ gesichertes Einkommen, dies auch in dem 
Bewußtsein und aus der Erfahrung heraus, daß alle 
Prognosen auf absehbare Zeit nur Schlimmeres ver-
heißen. So braucht es auch nicht zu wundern, daß seit 
Bestehen der Altersübergangsregelung für die neuen 
Länder — April 91 — knapp eine halbe Million Men-
schen von dieser Möglichkeit Gebrauch gemacht 
haben und z. Z. wieder etwa 50 000 Frauen und 
Männer vor der Entscheidung für diese Alternative 
stehen. Ist es wirklich eine Alternative oder lediglich 
eine Wahl zwischen Pest oder Cholera? Denn es wird 
ja wohl kaum jemand bestreiten, daß die übergroße 
Mehrheit derjenigen, die sich 55jährig für ein 
Abschieben auf den Altenteil entscheiden, dies tun 
aus Angst vor langjähriger Arbeitslosigkeit und dem 
damit verbundenen Abgleiten in soziale Notlagen 
durch die Reduzierung von Sozialleistungen, die 
gerade in den NBL in vielen Fällen das Sozialhilfeni-
veau nicht oder nur geringfügig übersteigen. 

Ich unterstütze dennoch den Antrag der SPD, weil 
ich zur Zeit wenig Chancen sehe, perspektivvollere 
Vorschläge durchzusetzen. Fatal an dieser kurzfristi-
gen Zustimmung zu einer Verlängerung des Alters- 
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übergangsgeldes finde ich allerdings, daß sie den 
Anstrich eines Gnadenaktes erhält und damit die 
Politik der Demütigung ostdeutscher Menschen durch 
die Koalition fortgesetzt wird. 

Neu an der jetzigen Entscheidung der Bundesregie-
rung zum Altersübergangsgeld ist allerdings, daß sie 
ihre Zustimmung abhängig macht von Einsparungen 
bei anderen arbeitsmarktpolitischen Maßnahmen. Es 
ist nicht schwer, sich auszudenken, wo der Rotstift der 
Regierung angesetzt wird. Wirtschaftsminister Mölle-
mann läßt ja keine Gelegenheit aus, deutlich zu 
machen, daß ihm die hohen Ausgaben für AB-
Maßnahmen längst ein Dorn  im Auge sind. Vor-
schläge, die bezahlte Arbeit für ABM auf 80 % zu 
kürzen, können unter diesen Voraussetzungen 
schnell Realität werden — eine bittere Realität vor 
allem für die Beschäftigten in den NBL, deren Ein-
kommen ohnehin weit unter Westniveau liegen. Ich 
kann nur hoffen, daß diesem regierungsamtlichen 
Junktim hier heute eine deutliche Absage erteilt wird 
und zumindest ein Fortbestand eingeleiteter arbeits-
marktpolitischer Maßnahmen garantiert wird. 

Die PDS/Linke Liste ist allerdings der Auffassung, 
daß ein Status quo in der Arbeitsmarktpolitik nicht 
hinreicht, sondern ein Ausbau für die ostdeutschen 
Lander dringend geboten ist. Und wir halten fest an 

 unserer Position, daß auch die beste zukunftsorien-
tierte Arbeitsmarktpolitik eine Regional- und Struktur 
der Wirtschaftspolitik nicht ersetzt. Denn immer noch 
besteht das Hauptproblem einer innovativen Arbeits-
marktpolitik darin, daß es keine Verläßlichkeit in die 
zukünftige Wirtschafts- und Beschäftigungsstruktur 
der schon jetzt weitgehend deindustrialisierten Regio-
nen gibt. 

Schon bei unserer letzten Debatte zur Arbeitsmarkt-
politik habe ich mich für die Aufstockung der Mittel 
statt für Kürzungen im Bereich der Arbeitsmarktpoli-
tik ausgesprochen, weil ich davon überzeugt bin, daß 
noch über einige Jahre Beschäftigung subventioniert 
werden muß, um wichtige gesellschaftspolitische 
Strukturen aufrechterhalten bzw. ausbauen zu kön-
nen, z. B. im Sozial-, im Wohnungs- und Umweltbe-
reich. Hier gibt es Arbeit genug, und es ist allemal 
besser, sie zu finanzieren, als noch mehr Menschen in 
die Arbeitslosigkeit zu entlassen. Diese Form der 
gemeinnützigen Arbeit hilft denen, für die der Verlust 
des Arbeitsplatzes eine soziale und persönliche Kata-
strophe bedeutet, und jenen, die auf die Organisie-
rung ihres Lebensumfeldes angewiesen sind. 

Ich will auch hier nicht versäumen, noch einmal 
darauf hinzuweisen, daß die PDS/Linke Liste eine 
Reihe konkreter Vorschläge unterbreitet hat, wie 
Mittel für arbeitspolitische Maßnahmen locker 
gemacht werden können. 

Hier nur einige Stichworte: Investitionshilfeabgabe 
von Industrieunternehmen und Handelsketten statt 
der von der Bundesregierung propagierten Investi-
tionszulage, ein 10%iger Solidaritätszuschlag für Bes-
serverdienende, eine Arbeitsmarktabgabe für Beamte 
und nichtversicherungspflichtige Selbständige und 
die Rücknahme der 1993 wirksam werdenden Sen-
kung der Vermögensteuer. Mit den auf diese Weise 
frei werdenden Milliarden ließe sich ein umfangrei-
ches arbeitsmarktpolitische Konzept finanzieren und  

vielen Menschen in Ostdeutschland zumindest für die 
nächsten zehn Jahre — denn über einen solchen 
Zeitraum müßten die genannten Umverteilungsmaß-
nahmen laufen — eine Beschäftigungsperspektive 
eröffnen. 

Dr. Ulrich Briefs (fraktionslos): Der Antrag der SPD 
auf Sofortmaßnahmen zur Arbeitsmarktpolitik ist voll 
zu unterstützen. Dieser Antrag konzentriert sich zu 
Recht auf die AB-Maßnahmen. Darin ist heute 
unzweifelhaft der Schwerpunkt von Notmaßnahmen 
am Arbeitsmarkt zu sehen: Zu groß ist die perspektiv-
lose Arbeitsmarktmisere im Osten. Zu groß ist aber 
auch weiterhin die Massenarbeitslosigkeit im Westen. 
Zu sehr sind aber auch die AB-Maßnahmen im Visier 
konservativer Einsparungsfanatiker und Ordnungs-
politiker. 

Aber es gibt auch weitere Beschäftigung schaffende 
und sichernde Maßnahmen. Dazu zählen insbeson-
dere die Alternativprojekte, die sich vor allem in 
West-Berlin, aber auch an  anderen Orten West-
deutschlands, ansatzweise inzwischen auch in Ost

-

Berlin und Ostdeutschland herausgebildet haben. Ihr 
Beschäftigungsvolumen wurde einmal auf bis zu 
500 000 Arbeitsplätze im Westen geschätzt. 

Mit anderen Worten: Die im Westen Mitte der 70er 
Jahre entstandene Dauermassenarbeitslosigkeit wäre 
noch erheblich höher, wenn sich nicht zumeist jün-
gere Arbeitslose zusammengetan hätten und sich ihre 
eigenen Beschäftigungsmöglichkeiten geschaffen 
hätten. Sie waren also Existenzgründer ganz eigener 
Art: Sie nahmen, zumeist ohne öffentliche Unterstüt-
zung, ihre eigenen Angelegenheiten in die H and und 
gründeten Fahrrad- und Print-Shops, Öko- und Biolä-
den, Dritte-Welt-Läden, Aus- und Weiterbildungsein-
richtungen, Kunstgalerien, Kneipen und Restaurants, 
handwerkliche Dienstleistungsbetriebe, Bau-Unter-
nehmen, Verlage und Buchhandlungen, eine Tages-
zeitung und vieles andere mehr. 

Ursprünglich gerade auch Kinder der Not, entwik-
kelten sie eine ganz andere Kultur des Wirtschaftens 
und des Produzierens, als sie der traditionelle kapita-
listische, auf Gedeih und Verderb auf wirtschaftliches 
Wachstum angewiesene Be trieb entwickelt hat. 

Selbstbestimmtes, weitgehend hierarchiefreies Ar-
beiten, Beschränkung des Aktivitäts- und Beschäfti-
gungsniveaus auf nicht wachstumsorientierte Grö-
ßenordnungen, kollektive Entscheidungen, Vermei-
den von Bürokratie und von unnötigen Gemeinko-
sten, andere, persönliche, kommunikativ beratende, 
Beziehungen zu Abnehmern, Lieferanten, Wettbe-
werbern waren Elemente dieser neuen Kultur. 

Das Ganze stand allerdings unter einem riesigen 
wirtschaftlichen Druck. Märkte und Aufträge mußten 
erschlossen werden, unter den Bedingungen kapitali-
stischer Überakkumulation häufig im Konkurrenz-
kampf wirtschaftlich sehr viel mächtigeren Wettbe-
werbern abgetrotzt werden, Bedarfsnischen entdeckt 
werden. In der Praxis lief es in vielen Fällen auf 
Selbstausbeutung hinaus. Geringe Löhne, lange 
Arbeitszeiten, wenig Sozialleistungen waren der Preis 
für diese alte rnative Selbständigkeit. 
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Mit diesen Ausführungen möchte ich anregen, daß 
wir die Einrichtung von lokalen und regionalen Fonds 
aus Bundesmitteln und aus der Arbeitsmarktpolitik 
fördern mit dem Ziel, genau diese Projekte zusätzlich 
zu fördern. Viele dieser Projekte werden übrigens 
inzwischen auch im Rahmen der Arbeitsbeschaf-
fungsmaßnahmen bereits gefördert. 

Ich möchte als Grundsatz vorschlagen, diesen  Alter-
nativprojekten, gebunden an bestimmte Bedingun-
gen formaler Art — es darf kein Hineinreden in die 
Zwecke, Ziele und die Gestaltung des Innenlebens 
und der Außenbeziehungen der Projekte geben —, in 
dem ihnen gebührenden Ausmaß öffentliche Förde-
rung zukommen zu lassen. Sie verdienen es insbeson-
dere deshalb, weil sie mit einer anderen Art des 
Wirtschaftens und Produzierens experimentieren, 
einer Art, die insbesondere ökologische und soziale 
Probleme zu lösen vermag. Insofern ist es in gesell-
schaftlichem und öffentlichem Interesse, derartige 
Fonds für die Förderung alternativer Projekte aufzu-
legen. Wir werden zu gegebener Zeit dazu konkretere 
Vorschläge vorlegen. 

Horst Günther, Parl. Staatssekretär beim Bundesmi

-

nister für Arbeit und Sozialordnung: Zukunftsorien-
tierte Arbeitsmarktpolitik ist ein Thema, das uns alle 
angeht. Niemand darf sich ausklinken. Unterstellun-
gen, der eine habe zuwenig getan, der andere habe 
die besseren Ideen, helfen niemandem, dadurch wer-
den keine Arbeitsplätze geschaffen. 

Gute Ideen greife ich gerne auf. Aber der Antrag der 
SPD tut so, als ob Arbeitsmarktpolitik erst erfunden 
werden müsse. Nehmen Sie doch bitte einmal zur 
Kenntnis, daß diese Bundesregierung seit 1982 für 
eine solide, zukunftsweisende Arbeitsmarktpolitik 
steht. Die Erfolge unserer Arbeitsmarktpolitik sind für 
jeden, der guten Willens ist, greifbar. 

Unsere Arbeitsmarktpolitik haben wir mit der Wie-
dervereinigung unseres Vaterlandes auf ganz 
Deutschland übertragen und auf ein bisher nicht 
vorstellbares Maß ausgebaut. Bereits im Vorstadium 
der Vereinigung der beiden Teile Deutschlands war 
die Arbeitsmarktpolitik an vorderster Stelle dabei. Sie 
hat den Menschen in den neuen Bundesländern von 
Anfang an kontinuierlich materiellen und sozialen 
Rückhalt verschafft. 

Im letzten Jahr haben wir mit 30 Milliarden DM die 
aktive Arbeitsmarktpolitik unterstützt. In diesem Jahr 
haben wir sogar noch 6 Milliarden DM dazugelegt. 
36 Milliarden DM stehen 1992 bereit. Und ich möchte 
ausdrücklich betonen: Diese Beträge werden zusätz-
lich aufgebracht. Sie gehen nicht zu Lasten der 
aktiven Arbeitsmarktpolitik in den alten Ländern. 
Auch in den alten Ländern haben wir nicht zurückge-
schraubt, sondern in diesem Jahr auf 18 Milliarden 
DM aufgestockt. 

Wer in dieser Situation eine Erhöhung des Anteils 
der Ausgaben für aktive Arbeitsmarktpolitik fordert, 
der muß sich fragen lassen, ob er sich der aktuell 
erreichten Relation überhaupt bewußt ist. In Maßnah-
men der beruflichen Bildung sind 1991 890 000 Men-
schen eingetreten. Zum Vergleich: Im Westen waren 
es 590 000. Hierfür haben wir 5,2 Milliarden DM 
ausgegeben. Für das Jahr 1992 stehen 11,2 Milliarden 

DM zur Verfügung. Das heißt, wir haben die Mittel 
verdoppelt. 

Ende 1991 waren 390 000 ABM-Plätze finanziert; im 
Westen 83 000. Das war ein Finanzvolumen von 
5,6 Milliarden DM. 1992 stehen für Arbeitsbeschaf-
fungsmaßnahmen 10,3 Milliarden zur Verfügung. 
Auch das heißt Verdoppelung der Mittel. 

Kurzarbeitergeld erhielten im Jahresdurchschnitt 
1991 1,6 Millionen Personen. Dafür haben wir 10 Mil-
liarden DM aufgewandt. 

Wir haben Milliardenbeträge für die Arbeitsmarkt-
politik ausgegeben. Durch unsere Arbeitsmarktpolitik 
sind fast 2 Millionen Menschen in den neuen Bundes-
ländern vor Arbeitslosigkeit verschont geblieben. 

Das sind Fakten, meine Damen und Herren von der 
SPD, vor denen auch Sie die Augen nicht verschließen 
können. 

Ich habe nie die Arbeitsmarktsituation in Ost-
deutschland beschönigt. Doch die Arbeitsmarktpolitik 
kann nicht alles. Sie hat ihren Beitrag zum Auf-
schwung Ost geleistet. Wir haben unsere Hausaufga-
ben gemacht. Jetzt ist vor allem die Stunde der 
Wirtschaftspolitik. Die Wirtschaftspolitik ist jetzt 
gefragt, damit die von der aktiven Arbeitsmarktpolitik 
geschlagene Beschäftigungsbrücke nicht ins Leere 
läuft. 

Jetzt aber konkret zum SPD-Antrag. 

Die Logik der SPD ist interessant, aber für mich beim 
besten Willen nicht nachvollziehbar. Auf der einen 
Seite mahnt die SPD die Bundesregierung immer 
wieder, sie müsse sparen, sparen, sparen. Heute liegt 
uns aber wieder ein Antrag von der SPD auf dem 
Tisch, wo von Sparen weit und breit keine Rede ist. 
Der finanzielle Aufwand der Forderung geht ins 
Maßlose. 

Der Antrag der SPD bietet nichts Neues. Die SPD 
will die finanziellen Mittel für Arbeitsbeschaffungs-
maßnahmen im Westen erhöhen. Vor der angespann-
ten Finanzsituation des Bundes und der Bundesanstalt 
für Arbeit ist das utopisch, zumal im Westen die 
Beschäftigung weiterhin steigt und für Gruppen, 
deren Reintegration am Arbeitsmarkt schwierig ist, 
bereits besondere Programme der Bundesregierung 
existieren, z. B. für Langzeitarbeitslose. 

Die SPD fordert, das ABM-Niveau im Osten zu 
erhöhen. Tatsache ist: Gegenüber 1991 wurde die 
Zahl der ABM-Beschäftigten im Jahre 1992 um 40 % 
gesteigert. Das ABM-Niveau ist damit in Ost-Deutsch-
land an der obersten Grenze angelangt. Beschäfti-
gung in Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen darf nicht 
zum Dauerzustand werden. ABM ist ein Zwischen-
programm hin zu wettbewerbsfähigen Arbeitsplät-
zen. Wir wollen in den neuen Bundesländern die 
sozialistische Planwirtschaft nicht durch eine totale 
ABM-Gesellschaft ersetzen. 

Die SPD fordert, die generelle Laufzeit aller ABM 
auf mindestens ein Jahr zu erhöhen. Diese Forderung 
geht an der Realität des Arbeitsmarktes vorbei. Von 
Fall zu Fall muß entschieden werden, welche Laufzeit 
erforderlich ist. Nur so können wir den höchsten 
arbeitsmarktpolitischen Effekt erzielen. 
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Die SPD fordert, die Ausgestaltung des Finanzvolu-
mens bei den ABM zu erweitern. Bei der Ausgestal-
tung des Finanzvolumens haben wir das Optimum 
ermöglicht. Eine Steigerung ergibt keinen Sinn, denn 
Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen sollen den Wieder-
eintritt in den ungeförderten Arbeitsmarkt ermögli-
chen und ihn nicht verhindern. 

Die SPD fordert die Verzahnung von beruflicher 
Bildung und Kurzarbeit. Meine Damen und Herren, 
Sie scheinen nicht auf dem aktuellsten Stand zu sein. 
Denn was Sie fordern, wird vom Arbeitsförderungsge-
setz bereits geregelt. 

Die SPD fordert, das Altersübergangsgeld zu ver-
längern. Das Instrument des Altersübergangsgeldes 
beruht auf dem Einigungsvertrag. Es wurde von der 
Bundesregierung in der Vergangenheit der Situation 
angepaßt und bereits mehrfach verfeinert. Ursprüng-
lich war es allein für Arbeitnehmer und Arbeitnehme-
rinnen in den neuen Bundesländern bestimmt, die 
nach Vollendung des 57. Lebensjahres wegen Ar-
beitslosigkeit ihren Arbeitsplatz verloren haben. 
Damit sollte diesen Arbeitnehmern der vorzeitige 
Übergang in den Ruhestand ermöglicht und der 
Arbeitsmarkt entlastet werden. 

Der Arbeitsmarkt in den neuen Bundesländern hat 
sich jedoch anders entwickelt, als bei Abschluß des 
Einigungsvertrages angenommen worden ist. Des-
halb ist der Zugang zum Altersübergangsgeld auch 
für Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer geöffnet 
worden, die ihr Arbeitsverhältnis bereits nach Vollen-
dung des 55. Lebensjahres verloren haben. Außerdem 
ist die im Einigungsvertrag vorgesehene Befristung 
bis zum 31. Dezember 1991 bis zum 30. Juni 1992 
verlängert worden. 

Insgesamt wird der Bund unter Berücksichtigung 
der Einsparungen bei der Arbeitslosenhilfe während 
der Laufzeit der jetzt geltenden Regelung durch 
Ausgaben von voraussichtlich 6 bis 7 Milliarden DM 
belastet. Allein die Verlängerung der F rist bis zum 
30. Juni 1992 belastet den Bund mit 1,1 Milliarden 
DM. Eine weitere Verlängerung ist mit einer erneuten 
zusätzlichen Belastung des Bundes in Höhe von rd. 
1,2 Milliarden DM verbunden. 

Aber wir sind niemand, der die Augen vor der 
Realität schließt. Nur stochern wir nicht wie die SPD 
nervös im Nebel herum. Wir ersetzen auch nicht 
— wie die Opposition — Politik durch Hektik. Ich 
versuche, konkrete Hilfen für die Menschen in Ost-
deutschland zu finden. Die Lösungen müssen finan-
zierbar sein und keine Phantasieprodukte. 

Meine Devise lautet: Zum passenden Zeitpunkt die 
richtige Entscheidung. Und diese lautet: Das Alters-
übergangsgeld wird bis zum 31. Dezember 1992 ver-
längert. Die Politik der Bundesregierung läßt niemand 
ins Bergfreie fallen. 

Ich begrüße deshalb, das der A+S-Ausschuß einen 
Entschließungsantrag der Fraktionen der CDU/CSU 
und F.D.P. angenommen hat. Soweit darin die ABM-
Entgeltregelung angesprochen ist, ist das wie folgt zu 
interpretieren: Die Fortgeltung der Sonderregelung 
für die neuen Länder wird insoweit begrenzt, als 
90%ige bzw. 100%ige Zuschüsse nur noch dann 

möglich sind, wenn die Arbeitszeit auf 80 % der 
normalen Arbeitszeit reduziert wird. 

Wer wie die Bundesregierung mit vollem Risiko und 
vollem Engagement in den neuen Bundesländern die 
Arbeitsmarktpolitik angepackt hat, muß darauf ach-
ten, daß das Ganze finanzierbar bleibt. Eine weitere 
Ausweitung der Arbeitsmarktpolitik ist finanziell zur 
Zeit nicht realisierbar. Die Finanzspielräume sind eng. 
Wir müssen unbedingt zur Normalität zurückkehren; 
auch dann, wenn die Normalität unter dem Maß liegt, 
an das man sich landauf, landab zu gewöhnen 
beginnt. 

Das, was wir 1991 geleistet haben und was auch 
noch ins Jahr 1992 hinein reicht, war etwas Außerge-
wöhnliches. Es war einmalig. Dieses Einmalige war 
von vorneherein bis 1992 begrenzt. Das gilt insbeson-
dere für die Sonderaufwendungen des Gemein-
schaftswerks bei ABM mit einem Volumen von 3 Mil-
liarden DM im Jahre 1992. 

Die Arbeitsmarktpolitik hatte eine notwendige 
Brückenfunktion zu erfüllen. Jetzt kommt es darauf 
an, den Aufbau neuer und marktgerechter Arbeits-
plätze voranzutreiben. Dies kann nicht durch die 
ständige Ausdehnung arbeitsmarktpolitischer Instru-
mente geschehen. 

Regina Kolbe (SPD): Meine sehr geehrten Damen 
und Herren, die Bewältigung der deutschen Einheit 
hängt maßgeblich von der Wirtschaftspolitik und auch 
von der Arbeitsmarkt- und Sozialpolitik ab. Das Licht 
im Tunnel sehe ich noch nicht. Und der Kanzler wird 
sich immer wieder fragen lassen müssen, wie — und 
vor allem wann — wir im Osten mit den versproche-
nen blühenden Industrielandschaften rechnen kön-
nen. 

Die deutsche Einheit ist von einer dera rt  großen 
Dimension; keiner konnte die Lasten im Vorfeld 
abschätzen. Mit der Bezahlung aus der Portokasse war 
und ist wohl nichts. Nach allem, was wir heute aber 
über die Konstruktion der deutschen Einheit wissen, 
hat sich die alte und neue Bundesregierung ver-
schätzt. 

Gegenwärtig wird immer noch über den Bau des 
Jäger 90 diskutiert. Wird er nicht gebaut, gehen ein 
paar Arbeitsplätze verloren. — Ich sage das bewußt: 
es sind nur ein paar Arbeitsplätze. — Und Herr Waigel 
kämpft um diese Beschäftigungsmöglichkeiten in sei-
ner heimischen Rüstungsindustrie. Im Osten sind 
dagegen zwischenzeitlich mehrere Millionen Arbeits-
plätze verlorengegangen. Die Treuhandanstalt hat für 
dieses Jahr weitere 300 000 Entlassungen angekün-
digt. Wo bleibt da Ihr Aufschrei und Ihr Kampf für den 
Osten, Herr Waigel? 

Denn eines wollen wir hierbei festhalten: Der Weg-
fall einiger tausend Arbeitsplätze in der Bonner 
Region durch den Hauptstadtbeschluß hat die Mini-
sterialbürokratie ganz schön auf Trab gebracht; die 
Beschäftigungskatastrophe im Osten jedoch ist inzwi-
schen gesamtdeutscher Normalfall geworden. Jeder 
verlorene Arbeitsplatz ist einer zuviel. Aber Geld für 
den Jäger 90 ausgeben zu wollen, der sinnlos ist, und 
gleichzeitig die Mittel für ABM zu kürzen ist mir 
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angesichts der Unterschiede in Ost und West in hohem 
Maße unverständlich. 

Ich klage ja auch die Intensität an, mit der man sich 
des Verlustes von Arbeitsplätzen im Osten annimmt. 
Der Eindruck verstärkt sich, daß viele Kolleginnen 
und Kollegen in diesem Hause die Arbeitslosigkeit für 
zwar schlimm, aber nicht veränderbar halten und 
deshalb nur noch zur Kenntnis nehmen. Echte Bemü-
hungen, die auf eine Veränderung der Lage abzielen, 
erkennt im Osten derzeit keiner. 

Und es gibt noch mehr Ungereimtheiten: Wir ver-
handeln hier heute über einen Antrag meiner Frak-
tion, der bereits vom 11. März dieses Jahres datiert. 
Daß wir wiederum bis zur letzten Minute gewartet 
haben, hat die Ängste der Be troffenen mehr als über 
das Maß des Erträglichen strapaziert. Die vielen 
Gespräche und Anfragen in meinem Wahlkreis haben 
mir deutlich die Ängste vor Augen geführt. Wie 
unerträglich die gegenwärtige Situation empfunden 
wird, kann ich Ihnen mit Worten nicht beschreiben. 

Was mich persönlich am meisten be troffen macht, 
.ist die Tatsache, daß die Bundesregierung offensicht-
lich die Zustimmung der ostdeutschen CDU- und 
F.D.P.-Abgeordneten zum Ersten SED-Unrechtsbe-
reinigungsgesetz in der letzten Woche mit der mögli-
chen Verlängerung des Altersübergangsgelds heute 
erkauft hat. Diese Regierung hat die Opfer des SED-
Regimes damit gegen die arbeitsmarktpolitischen 
Opfer der deutschen Einheit ausgespielt. 

Übergangsgeld beziehen jetzt etwa 470 000 Perso-
nen. Weitere 50 000 Arbeitnehmer des Jahrgangs 
1937 können diese Regelung mit der Verlängerung 
bis zum Jahresende in Anspruch nehmen. Nach 
Berechnungen des Instituts für Arbeitsmarkt- und 
Berufsforschung läge die Arbeitslosigkeit der 55jähri-
gen um fast 800 000 Personen höher, wenn es das 
Altersübergangs- und das Vorruhestandsgeld nicht 
gäbe. 

Daß wir hier über die Verlängerung des Altersüber-
gangsgelds diskutieren, entspricht übrigens nicht 
unmittelbar meinen Intentionen. Letztlich halte ich 
die Ausgrenzung älterer Arbeitnehmer vom Arbeits-
markt für unmenschlich — vor allen Dingen, weil ich 
weiß, mit welchen Hoffnungen und Wünschen die 
Menschen in die Deutsche Einheit gegangen sind. Sie 
wollten arbeiten und den Osten Deutschlands mit 
aufbauen helfen. Jetzt sind sie faktisch von jedem 
Recht auf Arbeit ausgegrenzt worden. 

Trotzdem: Altersübergangsgeld ist aus individuel-
ler wie auch gesellschaftlicher Sicht allemal dem 
Status eines registrierten Arbeitslosen vorzuziehen. 
Daß die Bundesregierung diese Regelung zum letzten 
Mal verlängern will, halte ich zum gegenwärtigen 
Zeitpunkt für voreilig. Denn im letzten Jahr haben wir 
vor derselben Situation gestanden: Verlängerung des 
Übergangsgeldes. Auf eine schriftliche Anfrage 
erhielt ich damals die Antwort: 

Die Bundesregierung geht im übrigen davon aus, 
daß bei der Verbesserung der Beschäftigungslage 
in den neuen Ländern auch ältere Arbeitnehmer 
eine Chance der Wiedereingliederung haben. 

Diese Antwort empfand ich schon damals als 
zynisch. Der Zweckoptimismus, der sich dahinter 
verbirgt, erinnert mich in erschreckender Weise an 
die Propaganda in der ehemaligen DDR: Auch dort 
wurde alles schöngefärbt und -geredet. Mit dem 
rosaroten Blick durch die Arbeitsmarkt-Brille ging 
und geht man auch heute an den Realitäten 
vorbei. 
Und doch wollen Sie, meine Damen und Herren von 

der Koalition, die Verlängerung mit Einsparungen an 
anderer Stelle konterkarieren. Ich meine die Ankün-
digung, bei den ABM sparen zu wollen. Jetzt, bei 
unverändert hoher Arbeitslosigkeit — mit einem wei-
teren Anstieg ist zu rechnen —, beginnt man damit, 
diese Maßnahmen zurückzufahren, obwohl sie sich 
bewährt  haben. 
In der Wirtschafts-, der Struktur- und der Treuhand

-

Politik bewegen Sie sich in Richtung auf politisch 
gelenkten Einsatz der Marktkräfte zu. Das ist auch 
richtig, ja zwingend notwendig. Wir brauchen die 
Arbeitsplätze auf dem ersten Arbeitsmarkt. Die Bun-
desregierung ist hier gefordert. 
Auf einen Nenner gebracht: Während Sie sich in der 

Wirtschaftspolitik peu à peu bewegen, markieren Sie 
in der Arbeitsmarktpolitik den starken Mann, der sich 
durch nichts beirren läßt— außer durch ein politisches 
Bauernopfer zuungunsten anderer —, siehe Erstes 
SED-Unrechtsbereinigungsgesetz! 
Das wird sich auch wieder beim Kurzarbeitgergeld 

zeigen: Unser Antrag sieht eine entsprechende Anhe-
bung vor, wenn zugleich eine FuU-Maßnahme durch-
geführt wird. Die Einkommen im Osten sind bei 
ständig steigenden Preisen immer noch zu niedrig, 
und es ist ein Problem, wenn die notwendige Fortbil-
dung aus finanziellen Erwägungen nicht angenom-
men werden kann. Ich denke da an eine Frau, die mich 
in einer meiner Sprechstunden gefragt hat, ob ich 
noch andere Geldquellen außer der ihr vom Arbeits-
amt genannten kennen würde. Sie sagte: „Bei 538 DM 
Arbeitslosenunterstützung, ich habe ein Kind und bin 
alleinstehend, muß ich mit jedem Pfennig rechnen. 
Wenn ich nicht alle Unkosten voll erstattet bekomme, 
kann ich mir die Qualifizierung nicht leisten." Aus 
diesem Grunde werden Sie verstehen, wie notwendig 
es ist, daß Sie unseren Antrag auf Anhebung des 
Kurzarbeitergeldes bei FuU-Maßnahmen zustim-
men. 
Die Arbeitsmarktpolitik kann in dieser Übergangs-

phase nur dann ihre Brückenfunktion wahrnehmen, 
wenn sich die Politik zu außergewöhnlichen Maßnah-
men bereitfindet. Zu diesen Anstrengungen müssen 
wir uns alle bereitfinden. Die Verlängerung des Über-
gangsgeldes allein reicht dazu jedoch nicht aus; 
deswegen appelliere ich noch einmal an Sie, sich auch 
in der Kurzarbeitergeld-Frage zu bewegen — und 
lassen Sie Ihre wirtschaftsliberalen Pfoten von den 
ABM! 
Vielen Dank. 

Adolf Ostertag (SPD): Was diese Regierung und die 
sie tragenden Parteien in den letzten Tagen in Sachen 
Arbeitsmarktpolitik aufgeführt haben, war eine mise-
rable Zirkusnummer. Die Hauptdarsteller waren 
Gaukler und Trickkünstler. Das Hin- und Hertaktie-
ren bis buchstäblich in die letzten Minuten belegt 
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erneut, daß Sie nicht in der Lage sind, den Problemen 
am Arbeitsmarkt zu begegnen, geschweige denn, sie 
zu lösen. 

Unser Antrag wurde am 11. März eingebracht. Wir 
wollten ihn zügig behandeln. Aber Sie von der Koali-
tion haben am 19. März eine parlamentarische 
Debatte verhindert und auf Verschleppung gesetzt. 
Am 7. Mai fand die 1. Lesung statt. Erst jetzt, wo alle 
Fristen bis zuletzt ausgeschöpft wurden, steht die 
abschließende Beratung an. Die Verschleppungstak-
tik bei diesem Antrag ist ein Skandal. 

50 000 Menschen in den östlichen Bundesländern 
warten auf Entscheidung für ihren Vorruhestand, und 
diese Regierungskoalition findet monatelang keine 
Zeit zur Behandlung unseres Antrags. Das zeigt, wie 
Sie mit den Problemen am Arbeitsmarkt umgehen. 
Ihre Politik ist nicht geeignet, Zuversicht und Ver-
trauen bei den Arbeitslosen und von Arbeitslosigkeit 
bedrohten Menschen zu fördern. 

Aber immerhin hat unser massiver Druck dazu 
geführt, daß das Altersübergangsgeld bis zum 31. De-
zember 1992 verlängert wird. Die Regierungskoali-
tion hat sich sozusagen in letzter Minute an unseren 
Antrag angekündigt. Allerdings können wir nicht 
verstehen, daß die Bundesregierung in ihrem Antrag 
von einer „letztmaligen Verlängerung" spricht. Diese 
Regierung hat sich in all ihren Voraussagen zur 
Entwicklung der Wirtschaft, des Arbeitsmarktes und 
der Transferkosten für die östlichen Bundesländer so 
katastrophal verschätzt, daß sie sich diese Möglichkeit 
zur Verhinderung von Langzeitarbeitslosigkeit künf-
tig nicht generell verbauen sollte. 

Wir Sozialdemokraten wollen im Gegensatz dazu 
weiterhin die Arbeitsmarktentwicklung sorgfältig 
beobachten und notfalls dieses Ins trument zur 
Bekämpfung der Arbeitslosigkeit weiterhin einbezie-
hen. 

Absolut unverständlich ist, daß die Bundesregie-
rung die Verlängerung des Altersübergangsgeldes 
koppelt an eine sogenannte Fortentwicklung der 
ABM-Entgeltregelung. Im Klartext heißt das doch nur: 
weitere Kürzungen bei den Arbeitsbeschaffungsmaß-
nahmen. Diese Entscheidung ist besonders katastro-
phal für die östlichen Bundesländer; denn dort sind 
Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen nie so sehr perso-
nenbezogen wie im Westen, sondern stärker projekt-
orientiert. Sie zielen vorrangig auf eine Verbesserung 
der Angebotsbedingungen der Wirtschaft durch Infra-
strukturverbesserung und Umweltsanierung. 

Da diese Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen mit In-
vestivcharakter längerfristig angelegt sind und auch 
höhere Sachkosten notwendig sind, betrugen auch 
die Sachkostenzuschüsse 30 %. Sie wurden schon 
einmal gekürzt und sollen weiterhin gekürzt wer-
den. 

Nach einem Bericht des Instituts für Arbeitsmarkt 
und Berufsforschung der Bundesanstalt für Arbeit 
— IAB — ist es im beachtlichen Umfang gelungen, 
ABM auf Defizitfelder im Infrastrukturbereich einzu-
setzen. Aber die Fortsetzung dieser Maßnahmen 
hängt davon ab, ob es weiterhin gelingt, die Finanzie-
rung der Sachkosten sicherzustellen. 

An diesem Beispiel wird deutlich, daß nicht nur die 
Anzahl der AB-Maßnahmen, sondern auch ihre Aus-
stattung von entscheidender Bedeutung ist für eine 
aktive Arbeitsmarktpolitik. Und genau an dieser 
Stelle will die Bundesregierung sparen. 

Vor Monaten ist der Bundesarbeitsminister schon 
einmal in die Knie gegangen, als der Bundeswirt-
schaftsminister für sein unsinniges Subventionsopfer 
560 Millionen DM aus ABM-Mitteln zugesprochen 
bekam. Die damalige Kürzung wird in den westlichen 
Bundesländern dazu führen, daß 1992 maximal 40 000 
Arbeitslose in ABM eintreten können. Das ist übrigens 
die niedrigste Zahl seit 1982. Damit vergrößert die 
Bundesregierung indirekt die Arbeitslosigkeit. Und 
der gewünschte Spareffekt wird nicht eintreten; denn 
Einsparungen bei den Mitteln für ABM stehen Mehr-
ausgaben für Arbeitslosengeld und Arbeitslosenhilfe 
gegenüber. 

Darüber hinaus brechen bewährte Trägerstruktu-
ren zusammen. So schreibt zum Beispiel die Altonaer 
Jugendarbeit e. V.: „Die Abdrosselung dieses Pro-
gramms wird in relativ kurzer Zeit zur totalen Ausdün-
nung von Anleitungspersonal bei allen Beschäfti-
gungsträgern führen und mithin zu dem Ergebnis, daß 
diese ihre Arbeit an Langzeitbeschäftigungslosen ein-
stellen können. Ein Kollaps des gesamten Beschäfti-
gungsprogramms wäre die Folge. Zu Recht demon-
strieren die Kirchen, Sozialverbände und Arbeits-
loseninitiativen gegen diese Kürzungsmaßnahmen. 

Besonders bedrückend ist die immer größer wer-
dende Zahl von Langzeitarbeitslosen. Langzeitar-
beitslosigkeit ist das zentrale arbeitsmarktpolitische 
Problem in Westdeutschland; es gewinnt aber auch in 
Ostdeutschland an Gewicht. Langzeitarbeitslosigkeit 
trifft besonders Familien mit mehreren Kindern. Dort 
ist der Abstieg in die Verarmung oft unausweichlich. 
Langzeitarbeitslosigkeit bewirkt soziale, seelische 
und gesundheitliche Belastungen. Spannungen in der 
Familie führen zu Scheidungen. Ausschreitungen, 
Alkoholmißbrauch, kriminelle Handlungen, Depres-
sionen und Selbstmordversuche sind weitere Fol-
gen. 

Alle seriösen und vom regierungsamtlichen Zweck-
optimismus befreiten Prognosen sagen: Auf dem 
Arbeitsmarkt in Ost und West wird es nicht besser, 
sondern schlimmer. 

Daher muß einer aktiven und zukunftsweisenden 
Arbeitsmarktpolitik eine entscheidende Bedeutung 
zukommen. 

Arbeitsmarktpolitik hat zunächst einmal eine 
Feuerwehrfunktion. Das Löschen des Flächenbrandes 
insbesondere auf dem ostdeutschen Arbeitsmarkt 
wurde in Angriff genommen, darf aber noch nicht 
beendet werden. Regionen mit 50 und 60 % Arbeits-
losigkeit, anstehende Massenentlassungen bei Treu-
handbetrieben sind leider keine Einzelfälle. Es geht 
darum, materielle Not der Erwerbstätigen, die arbeits-
los werden, zu vermeiden. Vorrangiges gesellschaftli-
ches und politisches Ziel ist es, einer Verunsicherung 
in der Bevölkerung sowie der zu befürchtenden Mas-
senabwanderung vorzubeugen. 

Arbeitsmarktpolitik hat aber ebenso eine Ent-
lastungsfunktion: Sie ist kurzfristig auf konjunkturelle 
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Situationen des Arbeitskräfteüberangebots ausge-
richtet. Hier nutzt die Bundesanstalt für Arbeit entla-
stende Instrumente wie z. B. Fortbildungs- und 
Umschulungsmaßnahmen, Arbeitsbeschaffungsmaß-
nahmen, vorgezogener Ruhestand und das Kurzarbei-
tergeld. 

Was macht aber diese Bundesregierung? Ausge-
rechnet diese aktiven Instrumente werden vernach-
lässigt. Selbst der Präsident der Bundesanstalt für 
Arbeit äußert sein Unverständnis: Es handle sich bei 
den beruflichen Fortbildungskursen und Arbeitsbe-
schaffungsmaßnahmen keinesfalls darum, Erwerbs-
lose nur zu verstecken. Man dürfe nicht den „investi-
ven" Charakter solcher Maßnahmen verkennen. So 
Heinrich Franke in der „Frankfurter Rundschau" vom 
5. Juni 1992. 

Mittel- und längerfristig ist die Brückenfunktion der 
Arbeitsmarktpolitik von ausschlaggebender Bedeu-
tung. Es geht darum, den Arbeitslosen und den von 
Arbeitslosigkeit bedrohten Menschen auf dem Weg 
zu einem neuen, dauerhaften Arbeitsplatz zu helfen. 
Es geht darum den Strukturwandel zu unterstützen 
und das Entstehen dauerhafter Arbeitsplätze vorzube-
reiten. 

Was macht die Bundesregierung? Fehlanzeige. 
Anstatt diese Brücken zu verstärken, bereitet diese 
Bundesregierung ihre Sprengung vor. 

Wir Sozialdemokraten wollen diese Brücken mit 
unserem Antrag „Sofortmaßnahmen zur Arbeits-
marktpolitik" stärken und bitten Sie, meine Damen 
und Herren von der Regierungskoalition, mit uns 
Verstärkungspfeiler einzubauen, damit sie wenig-
stens für eine gewisse Zeit des Übergangs halten. 

Die wichtigen Eckpunkte unseres Antrags sind 
bekannt: Rücknahme der Kürzungen bei Arbeitsbe-
schaffungsmaßnahmen im Westen; verbesserte Kon-
ditionen bei Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen im 
Osten; Verlängerung für das Altersübergangsgeld im 
Osten bis vorerst Ende dieses Jahres und Aufstockung 
für das Kurzarbeitergeld, wenn gleichzeitig eine Maß-
nahme zur beruflichen Fortbildung und Umschulung 
durchgeführt wird. 

Wir haben zur Verwirklichung dieser Initiative 
seriöse Deckungsvorschläge vorgelegt. Neben Arbei-
tern und Angestellten müssen auch die Selbständi-
gen, Freiberufler und Beamten mit einem Arbeits-
marktbeitrag einen Teil der solidarischen Arbeits-
marktlasten für Ostdeutschland übernehmen. 

Die Sofortmaßnahmen halten wir angesichts der 
aktuellen arbeitsmarktpolitischen Situation für unab-
dingbar. Sie reichen allerdings nicht aus, um langfri-
stig Vollbeschäftigung zu erreichen, und dienen wohl 
mehr als ein Reparaturinstrument für die verfehlte 
Politik dieser Bundesregierung. 

Deshalb ist unser Antrag „Sofortmaßnahmen" nur 
ein erster Schritt einer beschäftigungspolitischen 
Offensive der SPD-Bundestagsfraktion. Dazu gehören 
unsere Vorschläge zu einem Programm „Zukunfts-
orientierte Arbeitsmarktpolitik: Arbeit statt Arbeitslo-
sigkeit" und der Antrag „Gemeinschaftsinitiative 
Neue Lander" . 

Schließlich wollen wir ein reformiertes Arbeitsför-
derungsgesetz, das den arbeitsmarktpolitischen Her-
ausforderungen der Zukunft entsprechen soll. 

Dabei werden wir an bewährten Grundprinzipien 
festhalten: an der solidarischen Beitragsfinanzierung 
— ausgeweitet auf alle Erwerbstätigen und mit Bun-
desbeteiligung — ebenso wie am individuellen 
Rechtsanspruch auf Arbeitsförderung oder dem Aus-
gleich regionaler Arbeitsmarktchancen. 

Weiterentwickeln wollen wir das Instrumentarium 
des AFG in Richtung Stärkung der aktiven Maßnah-
men gegenüber den passiven Ausgaben. In den 80er 
Jahren wurden nur noch ca. ein Drittel der Gesamt-
ausgaben für aktive Maßnahmen wie Arbeitsbeschaf-
fung, Qualifizierung und Eingliederungshilfen ver-
wendet. 

Außerdem betont das Arbeitsförderungsgesetz zu 
sehr individuelle Überbrückungshilfen auf Kosten 
einer kollektiven Förderung. Wir wollen eine ver-
stärkte und längerfristige Zielgruppenarbeit und eine 
intensive Projektförderung. 

Schließlich wollen wir auch die Kompetenzen inner-
halb der Bundesanstalt für Arbeit stärker dezentrali-
sieren, damit betrieblich und örtlich effektiver aktive 
Arbeitsmarktpolitik bet rieben werden kann. 

Wir sollten nach 23 Jahren Erfahrung eine gründli-
che Reform des Arbeitsförderungsgesetzes vorneh-
men. Ich hoffe, daß alle verantwortlichen Kräfte im 
Interesse der Menschen unseres Landes daran mitar-
beiten. 

Heinz Rother (CDU/CSU): Den von der SPD-Bun

-

destagsfraktion eingebrachten Antrag zu „Sofortmaß-
nahmen zur Arbeitsmarktpolitik" lehnen wir ab. Dies 
folgt zum einen daraus, daß er verschiedene Forde-
rungen enthält, die von der Bundesregierung bereits 
verwirklicht wurden, und zum anderen daraus, daß im 
Falle seiner Verwirklichung der Haushalt der Bundes-
anstalt für Arbeit und des Bundes weiter verstärkt 
belastet würden. Dieser Antrag stellt zwar eine Fülle 
von finanziellen Forderungen auf, aber er beantwortet 
nicht die Frage, wie dies alles finanziert werden soll. 
Im einzelnen ist zu dem Antrag folgendes zu sagen: 

Vor dem Hintergrund der angespannten Finanzsi-
tuation des Bundes und der Bundesanstalt für Arbeit 
sowie dem Anstieg der Beschäftigung im westlichen 
Bundesgebiet muß die Kürzung des Mittelansatzes für 
ABM in den alten Bundesländern gesehen werden. In 
einer derartigen Situation bedarf es der Prioritätenset-
zung, zumal für besondere Gruppen des Arbeits-
marktes spezielle Programme zur Verfügung stehen. 
Ich erinnere in diesem Zusammenhang z. B. an das 
Sonderprogramm der Bundesregierung für Langzeit-
arbeitslose. 

Vielmehr sollte versucht werden, die ABM effizien-
ter zu gestalten. Eine Möglichkeit, die zur Zeit disku-
tiert wird, besteht darin, einen Arbeitszeitabschlag 
von 20 % einzuführen, d. h. daß nur noch 80 % 
Arbeitszeit einer ABM gefördert werden sollen. Dies 
würde zu einer Streckung der Mittel führen, und so 
könnten mehr Personen an solchen Maßnahmen teil- 
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nehmen. Wir müssen auch dem Mißbrauch von ABM 
entgegenwirken. 

Einen weiteren, meines Erachtens sehr guten Vor-
schlag, der meine volle Unterstützung findet, hat in 
diesem Zusammenhang Bundesarbeitsminister Nor-
bert Blüm gemacht. Nach diesem Vorschlag soll die 
Bundesanstalt für Arbeit die Möglichkeit erhalten, die 
Beschäftigung von sonst Arbeitslosen in Projekten der 
Umweltsanierung durch einen pauschalierten Zu-
schuß zu den Lohnkosten in Höhe des ersparten 
Arbeitslosengeldes bzw. der ersparten Arbeitslosen-
hilfe zu fördern. Sanierungsunternehmen müßten die 
im übrigen erforderlichen Mittel für Lohn- und Sach-
kosten durch Eigenbeträge oder Leistungen anderer 
beteiligter Stellen (Unternehmen, Kommunen, Län-
der, Treuhand) sicherstellen. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, an  diesen 
Beispielen können Sie erkennen, daß mit phantasie-
voller Optimierung mehr zu erreichen ist als mit 
immer neuen Ausgabenprogrammen, die nicht finan-
zierbar sind. 

Zu Ihrer Forderung nach einer Laufzeit von minde-
stens einem Jahr für Neueintritte in AMB möchte ich 
bemerken, daß es in dieser Hinsicht für ABM keine 
absolute Regel gibt. Vielmehr ist im Einzelfall zu 
entscheiden, welche Laufzeit erforderlich ist, um den 
höchsten arbeitsmarktpolitischen Effekt zu erzielen. 
Eine Sachkostenförderung bei ABM ist im Rahmen 
des Haushaltsansatzes der Bundesanstalt für Arbeit 
weiterhin möglich. 

Ihrer Forderung, nach der die Regelentgelte für 
ABM wieder auf 90 % erhöht werden sollten, ist 
entgegenzuhalten, daß starre Entgelthöhen arbeits-
marktpolitisch kontraproduktiv sind. Der Zuschuß 
zum Arbeitsentgelt sollte entsprechend dem Eigenin-
teresse und der Eigenleistungsfähigkeit des Trägers 
flexibel gehandhabt werden. Ein bis zu 100 % reichen-
der Zuschuß darf nur dann gewährt werden — und 
dies allein macht arbeitsmarktpolitischen Sinn —, 
wenn in der Maßnahme überwiegend Schwerbehin-
derte, ältere Arbeitslose, Frauen usw. beschäftigt 
werden. 

Weiterhin möchte ich feststellen, daß das Gemein-
schaftswerk Aufschwung Ost hinsichtlich der ABM 
von vornherein auf eine Laufzeit bis Ende 1992 
ausgelegt war. Darüber hinaus hat der Bund neben 
der Finanzierung verschiedener Sonderprogramme 
der Bundesanstalt für Arbeit für das letzte und das 
laufende Jahr insgesamt rund 6 Milliarden DM über-
wiesen. 

Der Punkt 3 Ihres Antrages hat sich erledigt, da die 
Bundesregierung beschlossen hat, das Altersüber-
gangsgeld für die neuen Bundesländer bis zum 
31. Dezember 1992 zu verlängern. In unserem Ent-
schließungsantrag begrüßen wir dies ausdrücklich. — 
Darüber sind viele Bürger in den jungen Ländern sehr 
froh, und ich möchte der Bundesregierung für ihre 
Entscheidung herzlich danken. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, es tut mir 
besonders um die Menschen leid, die so plötzlich und 
unerwartet ihr Berufsleben beenden müssen und 
feststellen, daß die neue Wirtschaftsordnung sie sozu-
sagen nicht mehr braucht. Viele von ihnen haben 

gerade in diese neue Wirtschaftsordnung große Hoff-
nungen gesetzt und werden nun enttäuscht. Aber 
gerade deshalb sind wir verpflichtet, die Be troffenen 
nicht ihrem Arbeitslosenschicksal zu überlassen, son-
dern ihnen einen geordneten Übergang in den Ruhe-
stand zu ermöglichen, sofern sie dies wünschen. Die 
beschlossene Verlängerung des Altersübergangsgel-
des um ein halbes Jahr wird den Arbeitsmarkt um 
immerhin etwa 50 000 Arbeitssuchende entlasten. 
Allerdings belastet die mit der Verlängerung verbun-
dene Leistungsgewährung die Bundesanstalt für 
Arbeit sowie den Bund mit erheblichen Mehrko-
sten. 

Und hier, meine sehr verehrten Damen und Herren, 
möchte ich wieder an das anknüpfen, was ich in 
diesem Hause in der letzten Woche in der Debatte 
über eine zukunftsorientierte Arbeitsmarktpolitik 
gesagt habe: Trotz der augenblicklichen Notwendig-
keit können solche staatlichen Arbeitsmarktmaßnah-
men wirklich nur das letzte Mittel, also die Ultima 
ratio, sein, um die schlimmsten sozialen Folgen zu 
mildern. Wir müssen vielmehr versuchen, mit allen 
uns zur Verfügung stehenden Möglichkeiten die Inve-
stitionstätigkeit in den neuen Ländern anzukurbeln, 
um auf diese Weise dauerhafte und konkurrenzfähige 
Arbeitsplätze zu schaffen. 

Dies wiederum erreichen wir nur, indem wir die 
Standortfaktoren entscheidend verbessern. Es sollte 
uns zu denken geben, daß westdeutsche Unterneh-
men 1992 in Ostdeutschland nur 33 Milliarden DM 
— so eine Umfrage des Ifo-Instituts — investieren; 
und das, obgleich von jeder investierten Mark 
40 Pfennig — also 40 % — als staatliche Förderung an 
den Investor zurückfließen; so das von den Arbeitge-
bern getragene Institut der Deutschen Wirtschaft. 
Dagegen wird in Westdeutschland 1992 etwa im 
Umfang von 614 Milliarden DM investiert. Dies liegt 
mit Sicherheit nicht nur an den ungeklärten Eigen-
tumsverhältnissen in den neuen Ländern. Deshalb 
wird es die wichtigste Aufgabe sein, hier neue Rah-
mendaten zu setzen. Solange dies aber noch nicht so 
ist, wie wir uns das alle wünschen, müssen noch von 
der Bundesregierung aus die erforderlichen Unter-
stützungsmaßnahmen ergriffen werden. 

Deshalb wird in einem Entschließungsantrag der 
Fraktionen der CDU/CSU und der F.D.P., den der 
Ausschuß für Arbeit und Soziales diese Woche gegen 
die Stimmen der SPD verabschiedet hat, auch aus-
drücklich die Bereitschaft der Bundesregierung 
begrüßt, die Investitionszulage zu verlängern. Es wird 
also von der Bundesregierung auf diesem Felde a lles 
nur denkbar Mögliche und Vertretbare getan. 

Deshalb glaube ich, meine sehr verehrten Damen 
und Herren, daß der Antrag der Opposition nichts 
wirklich Neues bringt, was nicht von der Bundesre-
gierung bereits verwirklicht wurde. Der Rest sind 
Ausgabenprogramme, die nichts bringen und vor 
allem nicht finanzierbar sind. Damm ist dieser Antrag 
abzulehnen. 

Heinz Schemken (CDU/CSU): Die SPD-Fraktion 
läßt keinen Tag aus, um einen Aktivismus in Sachen 
Arbeitsmarkt vorzugeben, der wie immer von alten 
Strickmustern ausgeht, unter dem Motto: möglichst 
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viel Staat, und die Sache ist geregelt. Die Fakten und 
die Lage in den neuen Bundesländern machen aller-
dings andere Maßnahmen dringend erforderlich. 
Wenn wir feststellen, daß die privaten Investitionen in 
den jungen Bundesländern gemessen an der Zahl der 
Erwerbstätigen bei nur 62 % des westdeutschen Ni-
veaus liegen, so ist hier die Wirtschaft gefordert. 

Anders ist es bei den öffentlichen Investitionen: Hier 
werden mit 154 % weit mehr als im westdeutschen 
Teil erreicht. 

Wir brauchen dringend investive Ansätze und müs-
sen darauf den Schwerpunkt und die Finanzmittel 
lenken. Konsumtive Ausgaben können deshalb nur da 
weiter geleistet werden, wo es wirklich keinen ande-
ren Weg für die Be troffenen der Hinterlassenschaft 
der SED-Wirtschaft gibt. 

Nun haben wir schon mehr als einen zweiten 
Arbeitsmarkt errichtet, und es wird höchste Zeit, den 
Menschen über den Weg des ersten Arbeitsmarktes 
Perspektiven aufzuzeigen. Hier begrüßen wir die 
Maßnahmen der Bundesregierung, die diesem Ansatz 
gerecht werden. 

Einige Beispiele: erstens die Verlängerung der 
Investitionspauschale, zweitens die Investitionen im 
Verkehrsbereich — 14 Milliarden DM in 1992 —, drit-
tens das Eigenkapitalhilfeprogramm von 4,5 Milliar-
den DM, viertens 143 000 ERP-Kredite von insgesamt 
17 Milliarden DM, fünftens das Kommunalkredit-
programm mit 13,2 Milliarden DM. 

Jahreszeitlich bedingt hat sich die Zahl der Arbeits-
losen auf 1,19 Millionen verringert. Seit 1990 sind 
rund 1,5 Millionen neue Arbeitsplätze in den neuen 
Bundesländern geschaffen worden. Auch dies sind 
Fakten, die in diese Diskussion gehören; denn wenn 
wir nur wie die SPD die angespannte Arbeitsmarkt-
lage krisenhaft zuspitzen, tun wir erst einmal nieman-
dem einen guten Dienst. 

Die SPD entwickelt im übrigen keinerlei Finanzie-
rungsmodelle zu ihren arbeitsmarktpolitischen Forde-
rungen. Wir würden den Haushalt der Bundesanstalt 
für Arbeit und des Bundes unverantwortlich überfor-
dern. Wir werden uns deshalb auch auf andere Wege 
einstellen müssen. 

Die Gestaltung der Arbeitsbeschaffungsmaßnah-
men müssen auf ihre Effizienz überprüft werden. Eine 
phantasievolle Optimierung der ABM auch durch 
Beteiligung der Länder sollte erreicht werden. 

Da es für die Laufzeit der ABM-Maßnahmen keine 
absolute Regelung gibt, müßte es möglich sein, beruf-
liche Qualifizierung und ABM zu kombinieren. Die 
Brückenfunktion von ABM hat sich bewährt, aber es 
sollte auch wirklich eine Brückenfunktion zum eigent-
lichen Arbeitsmarkt sein. Die Sorge um die Arbeitslo-
sen in der schweren Zeit der Umstellung von der Plan- 
und Kommandowirtschaft der SED auf die soziale 
Marktwirtschaft teilen wir sicher mit allen hier im 
Hause. 

Wir begrüßen deshalb die Entscheidung des Bun-
desministers für Arbeit und Sozialordnung unter 
Zustimmung des Finanzministers, das Ins trument des 
Altersübergangsgeldes weiter bis zum 31. Dezember 
1992 einzusetzen. Mehr als einer halben Million 

älterer Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer ist 
damit die Möglichkeit eröffnet worden, sozial verträg-
lich in den Ruhestand zu wechseln, sicher eine Entla-
stung auch für die angespannte Arbeitsmarktlage. 

Abschließend möchte ich noch einmal auf die Not-
wendigkeit der dringend erforderlichen Investitionen 
im wirtschaftlichen Bereich verweisen. Dazu brau-
chen wir Vertrauen und keine Krisenstimmungsma-
che. 

Anlage 12 

Zu Protokoll gegebene Reden zu Tagesordnungs

-

punkt 19 (Gerätesicherheitsgesetz) 

Dr. Gisela Babel (F.D.P.): Einen wichtigen Bereich 
des Arbeits- und zugleich des Verbraucherschutzes 
regelt das Gerätesicherheitsgesetz. Mit der vorliegen-
den Novelle, die wir heute verabschieden, werden die 
einschlägigen EG-Richtlinien in deutsches Recht 
umgesetzt, was Änderungen der bisherigen Konzep-
tion erforderlich macht. Diese Umsetzung muß nicht 
nur aus EG-rechtlichen Gründen, sondern gerade 
auch im Interesse der deutschen Wirtschaft jetzt 
schnell geschehen, damit auch die Länder das Erfor-
derliche rasch veranlassen können. 

In meiner Fraktion ist die Befürchtung geäußert 
worden, hierdurch werde die Wirtschaft über Gebühr 
belastet, es werde eine Prüfungsbürokratie aufge-
baut, und letztlich werde dem Europagedanken 
geschadet. Ich nehme diese Bedenken sehr ernst. 
Wenn die F.D.P. diesem Gesetz dennoch zustimmt, so 
deshalb, weil der deutsche Gesetzgeber verpflichtet 
ist, diese Richtlinien vollständig und ohne Abwei-
chungen umzusetzen, denn nur so ist sichergestellt, 
daß deutsche Produkte ungehindert in den EG-
Mitgliedstaaten vertrieben werden können und daß 
der Binnenmarkt Realität wird. 

In diesem Zusammenhang möchte ich daran erin-
nern, daß die grundlegende „Maschinen-Richtlinie" 
gegen den Widerstand der Bundesrepublik mit Mehr-
heit beschlossen wurde. 

Es muß auch daran erinnert werden, daß zu Beginn 
des Gesetzesvorhabens Befürchtungen laut wurden, 
daß diese Regelungen zu einer permanenten Kon-
trolle des Einzelhandels führen könnte, daß also 
Überlegungen Wiederauferstehung feiern könnten, 
die wir 1979 gemeinsam „versenkt" hatten. Zu Recht 
hatte damals der Kollege Pohlmann (CDU) darauf 
hingewiesen, daß bei einer generellen Einbeziehung 
des Handels „diese Bet riebe i. d. R. nicht in der Lage 
sind, die sicherheitstechnische Beschaffenheit aller 
technischen Arbeitsmittel ihres Vertriebsprogramms 
zu überprüfen". 

Es ist sehr erfreulich, daß die Bundesregierung in 
Abstimmung mit Industrie und Handel jetzt einen 
gangbaren Weg gefunden hat. So ist klargestellt, daß 
eigene Maßnahmen der Verantwortlichen Vorrang 
vor behördlichen Aktivitäten haben. Dies bedeutet, 
daß Verfügungen gegen einen Händler, der von 
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einem ihm eingeräumten Rückgaberecht Gebrauch 
gemacht hat, nicht zu treffen sind. Damit werden die 
tragenden Grundsätze der bewährten „gemeinsamen 
Erklärung der Spitzenverbände von Indust rie und 
Handel vom 9. 7. 1979" nicht in Frage gestellt. 

Wir haben damals und heute — gemeinsam — die 
besondere Bedeutung des „GS"-Zeichens für die 
Betriebe, Arbeitnehmer und Verbraucher hervorge-
hoben. Wir wissen, daß das Zeichen „Geprüfte Sicher-
heit" entgegen manchen Erwartungen in der Wirt-
schaft zu einem Qualitätsmerkmal geworden ist, an 
dem sich viele orientieren. Gerade weil dies so ist, und 
weil dies möglichst auch so bleiben sollte, ist es 
verständlich, daß die EG mit ihrem „CE"-Zeichen den 
gleichen Weg beschritten hat. Deshalb gilt es aber 
auch, die Bedeutung des „GS"-Zeichens in möglichst 
breitem Umfang aufrechtzuerhalten. 

Die dem Gesetzentwurf zugrunde liegende EG- 
Maschinen-Richtlinie sieht auch Mindestvorausset-
zungen vor, die — untechnisch formuliert — die Prüf-
stellen erfüllen müssen. 

So weit, so gut. Kritisiert wird von der Wi rtschaft das 
Akkreditierungsverfahren und das Fehlen eines 
Rechtsanspruches auf Zulassung. Wir gehen davon 
aus, daß das Akkreditierungsverfahren möglichst 
unbürokratisch gehandhabt wird und daß dann, wenn 
die fachlichen und sachlichen Voraussetzungen vor-
liegen, die Länder den Anträgen auf Akkreditierung 
nachkommen werden. 

Lassen Sie mich auch eine andere Problematik 
ansprechen, die mir besonders am Herzen liegt. Da in 
diesem Bereich die EG-Richtlinien eine Totalharmo-
nisierung vorsehen, wird in diesen Fragen am Bundes-
tag mehr oder weniger vorbei entschieden. Deshalb 
ist vor Entscheidungen im Rat eine Konsultation des 
Bundestages bzw. des zuständigen Ausschusses oder 
der zuständigen Ausschüsse unter Berücksichtigung 
der Stellungnahmen der Sozialpartner geboten. Dies 
setzt allerdings voraus, daß wir auch bereit sind, uns 
rechtzeitig damit zu beschäftigen. 

Meiner Ansicht nach wäre es sinnvoll, wenn die 
Bundesregierung nur mit Zustimmung des Parlaments 
bzw. des entsprechenden Ausschusses handeln 
dürfte. Es kann doch nicht angehen, daß die Kompe-
tenzen des Bundesrates im Hinblick auf Europa aus-
geweitet werden, die Rechte des Deutschen Bundes-
tages aber völlig beiseite geschoben werden. Insofern 
begrüße ich nachdrücklich die in diese Richtung 
zielende Initiative des Kollegen Kleinert in der Ver-
fassungskommission und hoffe auf Unterstützung all 
derjenigen, die es mit der Kontrollfunktion des Parla-
ments ernst nehmen. 

Hans-Joachim Fuchtel (CDU/CSU): Das heute zu 
beratende Gerätesicherheitsgesetz ist für die betrieb-
liche Praxis von erheblicher Bedeutung. Deswegen ist 
es wichtig, im Blick auf den gemeinsamen europäi-
schen Binnenmarkt auch auf diesem Gebiet rechtzei-
tig die Weichen zu stellen. Dies wird durch dieses 
zweite Gesetz zur Änderung des Gerätesicherheitsge-
setzes getan. 

Rein gesetzestechnisch wird der Anwendungsbe-
reich des Gesetzes und die Ermächtigung zum Erlaß 

von Rechtsverordnungen so erweitert, daß damit alle 
technischen Geräte, die in den Verkehr gebracht 
werden sollen, zum Schutz der Arbeitnehmer und 
Verbraucher, in Übereinstimmung mit dem Gemein-
schaftsrecht erforderlichen Maßnahmen, geregelt 
werden können. Dabei werden die Vorschriften der 
Gewerbeordnung über überwachungsbedürftige An-
lagen zur besseren Überschaubarkeit vollständig in 
das Gerätesicherheitsgesetz übernommen. Diesem 
Entwurf wird die Durchführung des Gerätesicher-
heitsgesetzes EG-konform ausgestaltet. 

Über den Inhalt dieses Gesetzes besteht im großen 
und ganzen Einvernehmen. Gefragt wird jedoch, ob 
es nicht an  der Zeit ist, die bisherigen Regelungen 
durch ein umfassendes Arbeitsschutzgesetzbuch zu 
lösen. Diese Forderung hört sich natürlich sehr gut an, 
wenngleich es mit der Forderung nach neuen Geset-
zesbüchern so ist, wie wenn man entscheidungsbe-
dürftige Fragen zunächst einmal wieder in eine Kom-
mission zurückverweist. 

Wenn man ein umfassendes Arbeitsschutzgesetz-
buch schaffen möchte, so ist es nicht damit get an, die 
jetzt vorhandenen Gesetze einfach zusammenzu-
schreiben. Dann können wir es nämlich genauso 
belassen. Es bedarf einer sehr gründlichen und aus-
führlichen Diskussion nicht nur hier im Parlament, 
sondern unter Einbeziehung aller beteiligten Kräfte; 
denn schließlich geht es hier in entscheidenem Maße 
um die Wettbewerbsfähigkeit unserer Wirtschaft und 
auf der anderen Seite um die Arbeitssicherheit für die 
Arbeitnehmer. 

Wie ist aber der aktuelle Zeithorizont? Rechtzeitig 
zum Beginn des gemeinsamen Binnenmarktes liegen 
eine Reihe von Rahmenrichtlinien der EG für den 
Bereich des Arbeitsschutzes vor. Dies hat gerade der 
Deutsche Bundestag mit Nachdruck gefordert. Ich 
erinnere daran, daß es der deutsche Bundeskanzler 
war, der auf die Realisierung der sozialen Dimension 
immer wieder gedrängt hat. Nunmehr ist das deutsche 
Recht damit in Übereinstimmung gebracht worden. So 
wie Sie, meine Damen und Herren von der Opposi-
tion, heute fordern, daß wir ein umfassendes Arbeits-
schutzgesetzbuch benötigen, so kritisieren Sie mor-
gen, daß die Umsetzung der EG-Rahmenrichtlinien 
nicht rechtzeitig gelungen sei, dies bis Ende des 
Jahres nicht erledigt ist. 

Aus diesem Grund gibt es zum jetzigen Vorgehen 
überhaupt keine Alternative. Es mag sein, daß das 
Arbeitsschutzrecht nicht gerade einen Preis für Über-
sichtlichkeit gewinnen kann; es ist aber inhaltlich 
überall mit als vorbildlich anerkannt. Nicht zuletzt 
deswegen werden von vielen Staaten Anfragen an uns 
gerichtet, um dieses „Know-how" zu übernehmen. 

Aus diesem Grund erscheint es der CDU/CSU-
Bundestagsfraktion für richtig, jetzt pragmatisch vor-
zugehen und eine Lösung der anstehenden Fragen 
zur rechten Zeit vorzunehmen. 

Dies heißt natürlich nicht, daß damit alle weiteren 
Überlegungen für alle Ewigkeit erledigt sind. Nur 
sollten wir nun etwas abwarten, bis sich das ganze in 
der Praxis bewährt, um dann zu klären, was im Sinne 
einer funktionierenden sozialen Marktwirtschaft, die 
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auch ganz bewußt Wert auf die Arbeitssicherheit legt, 
an  weiterer Gesetzgebung notwendig ist. 

Hieraus aber eine Forderung von augenblicklich 
größter Dringlichkeit zu machen wäre weit überzogen 
und nur der politischen Polemik zuzurechnen. Dazu 
ist der Arbeitsschutz sicher nicht geeignet. 

Horst Günther, Parl. Staatssekretär beim Bundesmi

-

nister für Arbeit und Sozialordnung: Der europäische 
Integrationsprozeß ist nicht nur ein wirtschaftlicher, 
sondern auch ein sozialer Prozeß. Ein wesentliches 
Element dieser sozialen Dimension liegt im Bereich 
des Arbeitsschutzes. Die EG-Richtlinien liegen auf 
dem Tisch. Sie müssen jetzt in nationales Recht 
umgesetzt werden. 

Das erste Vorhaben dazu ist die Novellierung des 
Gerätesicherheitsgesetzes. Ziel ist einerseits der freie 
Warenverkehr, aber auch die Verhinderung der Ver-
marktung unsicherer technischer Erzeugnisse. Wir 
verbessern damit die gesetzlichen Grundlagen zur 
Umsetzung wichtiger Binnenmarktrichtlinien wie 
z. B. über Anforderungen an Maschinen und persön-
liche Schutzausrüstungen. 

In ganz Europa Gerätesicherheit auf hohem Niveau. 
— An die Stelle unserer nationalen Arbeitsschutz- und 
Unfallverhütungsvorschriften treten nun die grundle-
genden Sicherheitsanforderungen der EG-Richtlinien 
und die zu ihrer Konkretisierung notwendigen euro-
päischen Normen. Daran wirken wir mit und bringen 
das bei uns erreichte hohe Sicherheitsniveau ein. Wir 
wollen Gerätesicherheit auf hohem Niveau, und zwar 
in ganz Europa. 

Ein Schritt nach dem anderen — zur Zeit noch kein 
Arbeitsschutzgesetzbuch. — Der Einigungsvertrag 
gibt uns auf, das Arbeitsschutz im geeinten Deutsch-
land neu zu ordnen. Wir müssen dies in Übereinstim-
mung mit dem EG-Recht tun. D. h. wir sind auch an die 
zeitlichen Vorgaben gebunden, und diese zwingen 
uns zu einem schrittweisen Vorgehen. Die jetzt mach-
baren Schritte dürfen deshalb nicht zurückgestellt 
werden, bis wir uns über ein „Arbeitsschutzgesetz-
buch" geeinigt haben. 

Die bisherige Diskussion hat gezeigt, daß dazu auch 
bei den Ländern noch unterschiedliche Vorstellungen 
bestehen, insbesondere hinsichtlich des Umfangs und 
des Anwendungsbereiches. Es stellt sich z. B. die 
Grundsatzfrage, wie weit der im Gerätesicherheitsge-
setz verankerte Verbraucherschutz dann wieder aus-
geklammert, eingeschränkt oder umfassend einbezo-
gen werden muß. Bis wir das ausdiskutiert haben, sind 
die Umsetzungsfristen aus den EG-Richtlinien längst 
überschritten. 

Der zweite Schritt: Gesetz über Sicherheit und 
Gesundheitsschutz. — Für eine zügige Umsetzung 
dieser Richtlinien — der sogenannten Arbeitsschutz-
rahmenrichtlinie der EG und der dazugehörigen Ein-
zelrichtlinien — soll deshalb als zweiter Schritt ein 
neues Gesetz über „Sicherheit und Gesundheits-
schutz bei der Arbeit" folgen. So können schnell 
konkrete Fortschritte für die Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer im Arbeitsschutzrecht erzielt werden. 
Dies muß unser vorrangiges Ziel sein. 

Wir wollen ein Europa, in dem den Arbeitnehmerin-
nen und Arbeitnehmern ihre Gesundheit am Arbeits-
platz erhalten bleibt. Lassen Sie uns dieses Ziel 
gemeinsam verwirklichen! 

Renate Rennebach (SPD): Mit dem vorliegenden 
Gesetzentwurf der Bundesregierung zur Novellierung 
des Gerätesicherheitsgesetzes wird endlich eine 
bereits seit langem dringend notwendige gesetzliche 
Regelung geschaffen, um die im deutschen Recht 
bislang geltenden Unzulänglichkeiten und Unüber-
sichtlichkeiten gemäß den bestehenden EG-Richtli-
nien abzubauen. Insofern begrüßen wir Sozialdemo-
kraten diesen Entwurf, denn wir halten eine Anglei-
chung und Harmonisierung von Rechtsvorschriften 
über Anforderungen an technische Geräte für zwin-
gend erforderlich, insbesondere im Hinblick auf die 
Beseitigung technischer Hemmnisse beim Warenver-
kehr innerhalb der EG-Mitgliedsstaaten. 

Gleichwohl bzw. gerade deshalb kann ich der 
Bundesregierung die kritische Anfrage nicht erspa-
ren, warum ein solch komplexes und dichtes techni-
sches Regelwerk in so kurzer Zeit beraten werden 
mußte, und zwar auch noch vor dem Hintergrund, daß 
das Arbeitsministerium diese Novellierung so lange 
verschleppt hat. 

Was das Gerätesicherheitsgesetz selbst betrifft, so 
berührt es vor allem zwei Bereiche, den Arbeitsschutz 
und den Verbraucherschutz. In beiden Bereichen 
sehen wir jedoch noch erheblichen zukünftigen 
Handlungsbedarf. Der Grund, warum wir diesem 
Gesetzentwurf trotzdem zustimmen, liegt einzig 
darin, daß wir einen endlich in Gang gekommenen 
Prozeß nicht aufhalten wollen; an dessen Fortführung 
und Verbesserung muß in Zukunft noch kräftig gear-
beitet werden. Diese anstehenden Aufgaben und 
Erfordernisse will ich im folgenden kurz umreißen: 

Hinsichtlich des Verbraucherschutzes haben die 
Verbraucherverbände kritisiert, daß die vorliegende 
Novelle des Gerätesicherheitsgesetzes keine qualita-
tiven Verbesserungen des Verbraucherschutzes bein-
halte. Wir Sozialdemokraten stimmen dem voll zu und 
sehen folglich ebenso die Notwendigkeit, daß grund-
sätzlich die Orientierung am „Stand der Technik" 
erfolgen sollte und nicht nur an den „ allgemein 
anerkannten Regeln der Technik", worauf das Gerä-
tesicherheitsgesetz abstellt. Dies ist ein erheblicher 
qualitativer Unterschied, den es in Zukunft zu über-
brücken gilt. 

Gleiches gilt auch für die „bestimmungsmäßige 
Verwendung" von Geräten, auf die das Gerätesicher-
heitsgesetz abstellt. Erforderlich wäre hierbei jedoch 
das Primat des „vorhersehbaren Gebrauchs" von 
Geräten. Auch in dieser Hinsicht besteht also weiterer 
Handlungsbedarf im Sinne eines wirklichen und wirk-
samen Verbraucherschutzes. Wir werden auf dessen 
gesetzliche Umsetzung drängen und hinarbeiten. 

In ganz besonderem Maße bleibt jedoch der Bereich 
des Arbeitsschutzes zu verbessern. Wir Sozialdemo-
kraten haben — eben weil uns der Arbeitsschutz so 
am Herzen liegt — erneut die Schaffung eines umfas-
senden Arbeitsschutzgesetzbuches gefordert. Leider 
ist unser entsprechender Entschließungsantrag am 
Widerstand der Koalitionsfraktionen gescheitert. Dies 
wird jedoch weder etwas an  dessen Notwendigkeit 
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noch an unserem steten Eifer ändern, auf dieses 
Arbeitsschutzgesetzbuch weiterhin zu drängen. Ich 
weise in diesem Zusammenhang erneut auf die Ver-
pflichtung aus dem Einigungsvertrag hin, wo in Arti-
kel 30 eindeutig der Auftrag erteilt wird, „das öffent-
lich-rechtliche Arbeitszeitrecht einschließlich der Zu-
lässigkeit von Sonn- und Feiertagsarbeit und den 
besonderen Frauenarbeitsschutz möglichst bald ein-
heitlich neu zu kodifizieren". 

Insofern würde ich es außerordentlich begrüßen, 
wenn sich die Koalitionsfraktionen noch einmal 
— und vielleicht diesmal etwas intensiver — mit dem 
Inhalt unseres Entschließungsantrages beschäftigen 
würden. Sie würden dann nämlich feststellen, daß ein 
umfassendes Arbeitsschutzgesetzbuch die einzige 
sinnvolle Maßnahme ist, um alle Bereiche des techni-
schen und sozialen Arbeitsschutzes und damit auch 
den Bereich der Geräte- und Anlagensicherheit wirk-
sam einzubeziehen. Wenn den Damen und Herren der 
Koalition ein solcher umfangreicher Schutz tatsäch-
lich auch wichtig sein sollte, dann bin ich frohen 
Mutes, daß sie sich unserer Forderung nicht mehr 
lange verschließen werden. 

Ich betone deshalb noch einmal ausdrücklich: 
Unsere Zustimmung zur Novellierung des Gerätesi-
cherheitsgesetzes erfolgt nur deshalb, weil wir dieses 
Gesetz für einen ersten Schritt in die richtige Richtung 
halten und weil wir gleichzeitig die Hoffnung haben, 
daß die weiteren Schritte mit Hilfe der Koalitionsfrak-
tionen bald erfolgen können. 

Anlage 13 

Zu Protokoll gegebene Reden 
zu Tagesordnungspunkt 20 

(Vertrag zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Republik Bulgarien 

über freundschaftliche Zusammenarbeit 
und Partnerschaft in Europa) 

Gernot Erler (SPD): Heute ratifiziert der Deutsche 
Bundestag den Freundschaftsvertrag mit Bulgarien, 
der am 9. Oktober 1991 zwischen den damaligen 
Außenministern Genscher und Walkow unterzeichnet 
und am 3. Juni 1992 im Auswärtigen Ausschuß ein-
stimmig gebilligt wurde. Es wird dies der letzte 
Tagesordnungspunkt und Beschluß des Bundestages 
vor seiner Sommerpause sein: Eine schöne Symbolik, 
wenn man sie auf den Vertrag überträgt mit dem 
Wunsch, daß er die Türen zwischen beiden Partne rn 

 noch weiter für Zusammenarbeit, Verständnis und 
Freundschaft öffnen möge! 

Der Freundschaftsvertrag mit  Bulgarien belegt in 
einer Reihe von fünf Abkommen zeitlich den zweiten 
Platz: Mit Polen war die Bundesrepublik im Juni 1991 
über einen Text einig geworden, dann folgte im 
Oktober Bulgarien; Ungarn und die CSFR folgten im 
Februar 1992 und im April Rumänien. Das öffentliche 
Bewußtsein im Westen betrachtet aber immer noch als 
Europa-Partner nur die drei Länder der sogenannten 
Trigonale, also Polen, CSFR und Ungarn als erstran-

gig. Erst im Abstand folgen Bulgarien, Rumänien und 
Albanien. 

Diese Rangfolge mit konkreten Folgen für die 
Kooperation stellt einen Anachronismus dar. Bulga-
rien hat in aller Stille aufgeholt. Wie alle seine 
Nachbarn leidet das Land zwar unter ökonomischen 
Brüchen der Übergangsperiode: Die Inflationsrate 
liegt in der ersten Hälfte 1992 bei 20 %, die Zahl der 
Arbeitslosen hat die halbe Million (15 %) überschrit-
ten und auch Bulgarien wird in diesem Jahre seine 
Auslandsschulden von 11 Milliarden Dollar nicht ver-
mindern können. 

Trotzdem überwiegt zu Recht der Optimismus. 
Denn inzwischen hat das Land in korrekten Wahlen 
mit Schelju Scheljew einen international geachteten 
Demokraten gewählt, der sich von den nationalisti-
schen Tönen seines Gegenkandidaten nicht anstek-
ken ließ. Eine allen demokratischen Anforderungen 
genügende Verfassung wurde geschaffen. Die Parla-
mentsarbeit prägt ein stabiles Drei-Parteien-System, 
wobei die ehemaligen Kommunisten die Oppositions-
rolle wahrnehmen müssen. Die Reformgesetzgebung 
in Richtung marktwirtschaftlicher Verhältnisse geht 
schrittweise vorwärts, wobei die Bedingungen für 
ausländische Investitionen bereits jetzt erheblich ver-
bessert sind. Bei der derzeitigen politischen Mehrheit 
hat der Ausgleich mit der türkischen Minderheit einen 
hohen Rang — nachdem unter dem kommunistischen 
Präsidenten Schiwkow die Unterdrückung der tür-
kischsprachigen Bevölkerung zwischen 1985 und 
1989 zu einem gravierenden internationalen Anse-
hensverlust geführt hatte. 

Es gibt auch Sorgen, bei denen zu helfen der 
Freundschaftsvertrag motivieren sollte. Bulgariens 
Wirtschaft wird — ähnlich wie die Ungarns — durch 
die UN-Sanktionen gegen Serbien hart getroffen: Ein 
Ausgleich dafür wäre nichts weiter als fair. 

Der Vertrag betont das gemeinsame Interesse an 
Rüstungsexportkontrolle — aus Not liberalisiert und 
verstärkt Sofia derzeit seine Waffenexporte, was 
unsere Unterstützung nicht finden kann und auch 
keine dauerhafte Stabilisierung der bulgarischen 
Volkswirtschaft bringen wird. Wenn der jugoslawi-
sche Krieg weiter nach Süden wuchert, drohen von 
der Mazedonienfrage Unsicherheiten. 

In der Bilanz beeindruckt der bulgarische Reform-
prozeß. Bei manch anderem Land in Osteuropa gibt es 
derzeit schlimme Rückschläge. Noch sehen wir kei-
nen Ausweg aus Regierungsschwäche und Parteien-
zersplitterung in Polen. Niemand kann sagen, wie 
auch das Auseinandergehen von Tschechen und Slo-
waken dort die notwendigen Transformationspro-
zesse verlangsamen wird. In Ungarn, ohne Zweifel 
dem Land mit den besten Reformerfolgen bis heute, 
blickt man voller Sorgen auf die Geschehnisse in 
Bratislava und in der Vojvodina. Nein, Bulgarien hat 
es nicht verdient, nur mit dem Stichwort Kosloduj in 
Verbindung gebracht zu werden! Das Land, dessen 
Erfolge „Europas bestgehütetes Geheimnis" sind 
(Lawrence Eagleburger), verdient mehr Beachtung 
und Unterstützung als ein Stabilitätsanker im wogen-
den politischen Umfeld einer sich ausbreitenden Bal-
kan-Krise. Der Freundschaftsvertrag kann dazu bei- 
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tragen, wenn er mit Leben gefüllt wird. Bulgarien 
gehört in die erste Reihe! 

Klaus Francke (Hamburg) (CDU/CSU): Eine ge

-

rechte und dauerhafte europäische Friedensordnung 
ist die wichtigste Grundlage für ein f riedliches Zusam-
menleben der Staaten und Völker in Europa — in 
einem vereinten und freien Europa, in dem Men-
schenrechte, Demokratie und Rechtsstaatlichkeit ge-
achtet werden, und in einem Europa, in dem der 
Friede durch ein umfassendes Netzwerk der vertrag-
lichen Sicherheitspartnerschaft gewährleistet wird. 
Der einzig mögliche Weg dorthin ist die Einbindung 
der ehemaligen Ostblockstaaten in das europäische 
Einigungswerk. 

Durch ihre historisch gewachsene Verantwortung, 
ihre geographische Lage und ihr ökonomisches 
Gewicht fällt der Bundesrepublik Deutschland hier 
eine besondere Rolle zu: Deutschland steht in der 
Verantwortung, mit allen reformfreudigen osteuro-
päischen Staaten die gleichen Freundshcafts- und 
Kooperationsbeziehungen aufzunehmen und zu pfle-
gen, wie es dies bereits durch die Nachbarschaftsver-
träge mit Polen, der Tschechoslowakei und Ungarn 
erfolgreich getan hat. 

Aus dem einstigen kommunistischen Machtbereich 
sind bisher Polen, die CSFR und Ungarn in den 
Europarat aufgenommen worden, Bulgarien ist seit 
dem 7. Mai dieses Jahres das 27. Mitglied des Euro-
parates. Das verpflichtende Bekenntnis zu Rechtsstaat 
und Demokratie, das bei der Aufnahme in den Euro-
parat zu leisten ist, macht den großen Wandel Bulga-
riens seit den Wahlen vom Juni 1990 deutlich. 

Angesichts der fundamentalen Veränderungen in 
Europa stellt der deutsch-bulgarische Freundschafts-
vertrag die Verbindungen zwischen der Republik 
Bulgarien und der Bundesrepublik Deutschland auf 
eine neue, zukunftsorientierte Grundlage. Seine Ziele 
sieht er in der Zusammenarbeit und dem Austausch 
zwischen den beiden Ländern auf dem Gebiet der 
Wirtschaft, der Kultur, der Wissenschaft sowie der 
Technologie, und nicht zuletzt in der Bekämpfung von 
Umweltschäden. Der Partnerschaftsver trag nimmt die 
Tradition der guten bilateralen Beziehungen wieder 
auf und leistet mit seinen vielfältigen Verpflichtungen 
zu gegenseitiger Annäherung und Kooperation einen 
entscheidenden Beitrag zur Überwindung der Tei-
lung Europas und zur Gewinnung politischer Stabili-
tät auf dem Kontinent. 

Es ist dringend erforderlich, gute Voraussetzungen 
zu schaffen für die volle Eingliederung Bulgariens in 
die Europäische Gemeinschaft. Schon in seiner Über-
schrift verknüpft der Vertrag die bilateralen Bezie-
hungen mit der europäischen Perspektive. Er ist 
darauf ausgerichtet, die weitere politische und wirt-
schaftliche Heranführung Bulgariens an Europa zu 
fördern, um alsbald ein Assoziierungsabkommen mit 
den Europäischen Gemeinschaften möglich zu ma-
chen. 

Die Grenzen in Europa werden ihren trennenden 
Charakter in dem Maße verlieren, in dem wirtschaft-
liche und soziale Unterschiede abgebaut werden. Die 
Überwindung des Entwicklungsgefälles als eines 

höchst sensiblen Gradmessers für das Zusammen-
wachsen der europäischen Völker ist von größter 
Notwendigkeit. Es gilt, die unnatürliche Trennung 
zwischen dem westlichen und dem östlichen Teil 
Europas baldmöglichst zu überwinden. In diesem 
Sinne verdeutlicht sich im deutsch-bulgarischen 
Freundschaftsvertrag der beiderseitige Wille zum 
Aufbau kooperativer Strukturen in Europa auf der 
Grundlage der KSZE-Dokumente. 

Bulgarien und die anderen Staaten des früheren 
Ostblocks wissen besser als so mancher im Westen, 
was es heißt, ohne Freiheit und ohne Demokratie 
pluralistischen Zuschnitts leben zu müssen. In den 
Ländern, die jahrzehntelang unter dem Joch der 
kommunistischen Diktatur zu leiden hatten, ist der 
Prozeß der Umgestaltung nur unter großen Mühen 
und Schwierigkeiten zu bewältigen. Sie stehen vor 
der Herausforderung, sich in freiheitlich-demokra-
tisch verfaßte Staatswesen umzuwandeln, in denen 
wirtschaftlicher und sozialer Wohlstand entwickelt 
werden kann, in denen die Menschenrechte geachtet 
werden, in denen geistige und kulturelle Vielfalt 
gedeihen. 

Der Weg, den Bulgarien eingeschlagen hat, ist 
richtig, und es ist bereits ein ganzes Stück vorange-
kommen. Von den vorgenommenen Reformschritten 
sind als wichtigste die Ratifizierung eines demokrati-
schen Verfassungsgesetzes und die damit verbun-
dene Schaffung eines unabhängigen Verfassungsge-
richtes zu nennen. Die neue Verfassung schützt erst-
mals wichtige Individualgrundrechte wie den Grund-
satz der Menschenwürde oder die Gleichheit vor dem 
Gesetz. Bemerkenswert sind des weiteren die Wäh-
rungsreform sowie die folgenden Gesetze: das Priva-
tisierungsgesetz, das Handelsgesetz, das Investitions-
gesetz zum Schutz ausländischer Wirtschaftstätigkeit, 
das Restitutionsgesetz für städtisches und landwirt-
schaftliches Eigentum, das Banken- und Kreditwesen-
gesetz sowie das Gesetz zum Schutz des Wettbe-
werbs. 

Nach der Überwindung des Schiwkoff-Regimes 
bewährt sich nun die erstmals nach dem Zweiten 
Weltkrieg demokratisch legitimierte Regierung. Nicht 
zuletzt ihr gutes Verhältnis zur türkischen Minderheit, 
von der sie im Parlament unterstützt wird, ihre verant-
wortungsbewußte Rolle in der Mazedonienfrage und 
ihre mit Augenmaß gestaltete Außenpolitik bringen 
ihr Anerkennung. Bulgarien ist zu einem Stabilitäts-
faktor in der Balkan-Region herangewachsen. Durch 
die Ratifizierung des deutsch-bulgarischen Freund-
schaftsvertrages und indem wir ihn dann in die Tat 
umsetzen, helfen wir diesem Land, auf seinem Weg 
nach Europa einen weiteren Schritt nach vorne zu 
tun. 

Ich empfehle dem Hohen Hause die Ratifizierung 
des Vertrages. 

Ulrich Irmer (F.D.P.): Heute besiegeln wir den 
Vertrag mit einem Land, mit dem es keine Probleme 
der gemeinsamen Vergangenheit gibt, ja das 
Deutschland in besonderer Weise verbunden ist. 
Wenn die Kontakte zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und Bulgarien über Jahrzehnte hinweg 
eher sporadisch waren, so lag dies ausschließlich an 
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dem ideologischen Graben und dem repressiven 
Schiwkow-System. 

Nunmehr sind wir gefordert, diesem Land auf 
seinem Weg in eine bessere, in eine europäische 
Zukunft zu helfen. 

Nach Überwindung des Kommunismus und nach 
Etablierung eines demokratischen Systems ist Haupt-
ziel die Hinwendung zum Westen. Diese wird durch 
bilaterale Verträge nach dem Muster des heute vor-
liegenden Vertrages sowie durch Eingliederung in 
multilaterale Organisationen angestrebt. 

Der Beitritt zum Europarat im letzten Monat sowie 
die vorgesehene Assoziierung an die Europäische 
Gemeinschaft sind hierbei erste, dringend notwen-
dige Schritte. Das gleiche gilt für die bereits erfolgte 
Aufnahme in den NATO-Kooperationsrat sowie in das 
WEU-Konsultativforum. 

Hierdurch bemüht sich Sofia, die durch die Auflö-
sung des Warschauer Paktes entstandene Sicherheits-
lücke politisch zu schließen. Daß die deutschbulgari-
schen Beziehungen frei von Problemen sind, ist nicht 
nur eine Frage der geographischen Entfernung beider 
Lander. Seit Erlangung der bulgarischen Unabhän-
gigkeit vor mehr als hundert Jahren ist der kulturelle 
Austausch in günstigen Zeiten beispielhaft gewesen, 
in politischen Problemzeiten nie ganz erloschen. Hier-
für spricht u. a. die große Zahl der Bulgaren, die über 
Jahre und Jahrzehnte hinweg ihre Ausbildung in 
Deutschland, darunter auch der früheren DDR, erhiel-
ten. Nachdem die dem Kulturaustausch hinderlichen 
politischen Schwierigkeiten entfallen sind, entwickelt 
sich die Zusammenarbeit in beispielhafter und viel-
versprechender Weise. 

Inzwischen ist eine Reihe deutsch-bulgarischer 
Freundschaftsvereine entstanden. Der Aufbau der 
Hochschulzusammenarbeit und des deutschen Sti-
pendienangebotes dokumentieren die Intensivierung 
der beiderseitigen Beziehungen. Die Nachfrage nach 
deutschen Stipendien für alle Altersgruppen und 
Fachgebiete ist geradezu überwältigend. 

Das Regierungsabkommen über kulturelle Zusam-
menarbeit, das bereits aus dem Jahre 1975 stammt, ist 
in den letzten beiden Jahren mit besonderem Leben 
erfüllt worden. Das wiede rvereinigte Deutschland hat 
sich zur Aufgabe gemacht, in der Frage der kulturel-
len Präsenz die frühere Position der DDR zu überneh-
men und auszubauen. 

Dies gilt für die Anzahl der Deutsch-Lektoren und 
-Lehrer im Lande ebenso wie für die Fakultät für 
deutsche Ingenieur- und Betriebswirtschaftsausbil-
dung an  der Technischen Universität Sofia. Neben 
den in Deutschland weitergebildeten bulgarischen 
Dozenten unterrichten dort  auch von deutschen Part-
nerhochschulen entsandte Lehrkräfte. Das Goethe

-Institut, das jetzt eine attraktive Unterbringung im 
Zentrum Sofias in Aussicht hat, vermag nur mühsam 
der großen bulgarischen Nachfrage nach Sprachkur-
sen, Seminaren und Bücherausleihe nachzukom-
men. 

Der heute vorliegende Vertrag knüpft an frühere 
Beziehungen an und gibt ihnen eine neue, der Gegen-
wart gemäße Gestalt. Als Felder werden abgesteckt: 

Wirtschaft, Wissenschaft und Technologie, kultureller 
Austausch, menschliche Begegnungen und nicht 
zuletzt die Zusammenarbeit bei der Bekämpfung von 
Umweltschäden. 

Neben regelmäßigen Treffen der Außenminister 
befürwortet der Vertrag Konsultationen auf allen 
Ebenen. Um den Menschen zugute zu kommen, 
fördert er direkte Kontakte gesellschaftlicher Grup-
pen, z. B. der politischen Parteien, der Gewerkschaf-
ten, der Stiftungen und der Sportorganisationen. 

Einen ganz besonderen Stellenwert genießen Tref-
fen zwischen deutschen und bulgarischen Jugendli-
chen. Sie sollen unmittelbar erfahren, wie Europa 
zusammenwächst, damit die Zukunft unseres Konti-
nents durch seine Menschen Bestand hat. 

Angesichts scheinbar näherliegender Probleme 
geraten wir in Gefahr zu vergessen, daß Bulgarien ein 
integraler Teil unseres Kontinents und unseres Kultur-
kreises ist. Mit seinem mutigen und friedlich vollzo-
genen Schritt in Richtung Demokratie hat es den Weg 
zu uns zurück eingeschlagen, einen Weg, auf dem wir 
es nach Kräften unterstützen müssen. 

Die Assoziierung an die Europäische Gemeinschaft 
wird dazu beitragen, die schwierige Aufgabe des 
Reformprozesses abzusichern, der Wirtschaft und 
Gesellschaft eine Perspektive und insbesondere den 
Menschen die Hoffnung auf eine bessere Zukunft zu 
geben. Ein mutiges und kohärentes Reformprogramm 
wird Opfer verlangen. Möge unsere Mithilfe dazu 
beitragen, daß dieses Werk gelingt. 

Auch dieser Vertrag gibt uns Anlaß, daran zu 
erinnern, daß die Völker und Staaten über einst 
trennende ideologische und gesellschaftliche Gren-
zen hinweg auf allen Ebenen wieder zueinanderfin-
den. Reichen wir unseren alten Freunden in Bulgarien 
die Hand. Sie warten auf mehr als nur eine Geste der 
Freundschaft und Zusammenarbeit. 

Dr. Hans Modrow (PDS/Linke Liste): Der heute zur 
Ratifizierung vorgelegte deutsch-bulgarische Part-
nerschaftsvertrag wurde am 9. Oktober des vergange-
nen Jahres in Sofia unterzeichnet. Von vielen wurde 
dieser Schritt begrüßt, sahen und sehen sie doch auch 
in diesem Vertrag einen weiteren wichtigen Baustein 
jenes neuen Vertragswerkes, das die Beziehungen 
des vereinten Deutschland mit den ost- und südosteu-
ropäischen Staaten auf eine neue Grundlage stellt und 
damit zu Stabilität in Europa beitragen soll. 

Aber gerade deshalb haben wir nicht das geringste 
Verständnis dafür, daß die Bundesregierung die Rati-
fizierung dieses ordnungsgemäß ausgehandelten und 
unterzeichneten Vertrages so lange hinausgezögert 
hat. Es ist dies nicht der erste Fall. In der heutigen 
äußerst zugespitzten Situation auf dem Balkan bringt 
Zeitverlust auch politischen Verlust. Es ist daher nicht 
verwunderlich, wenn erneut historische Ressenti-
ments die Runde machen. 

Die Verzögerung ist um so bedauerlicher, als die 
Erarbeitung dieses Vertrages von günstigen Umstän-
den begleitet wurde: Zwischen beiden Staaten gibt es 
keine traumatisch belastende Vergangenheit, die 
bilateralen Beziehungen werden auch nicht durch 
andere Probleme getrübt. 
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Für die sorgfältige Pflege und Entwicklung der 
Beziehungen zu diesem Balkanland sprechen eine 
Reihe von Faktoren. Wie kaum ein anderes Land in 
dieser Region liegt es am Kreuzungspunkt der Verbin-
dungen zwischen Europa und Nahost, ist es Schnitt-
punkt verschiedener Kulturkreise. In dieser Region 
treffen, wie die Geschichte mehrfach in verhängnis-
voller Weise bewiesen hat, die verschiedensten Inter-
essen von Nationen und Staaten scharf aufeinander. 
Es liegt deshalb auch in unserem Interesse, zu einer 
prosperierenden Entwicklung, zur Lösung der großen 
ökonomischen und sozialen Probleme beizutragen. 
Niemand kann ein Interesse daran haben, wenn sie 
sich in Bürgerkrieg oder anderen Konflikten mit 
großen Gefahren für das übrige Europa entladen. 

Bei der Verwirklichung dieses Vertrages sollte nicht 
außer acht gelassen werden, daß Bulgarien aus 
gemeinsamer Geschichte erwachsene enge Bezie-
hungen zu Rußland unterhält und nach wie vor 
weitgehend intakte Zugänge zu den Ostmärkten, 
speziell zu den Nachfolgestaaten der ehemaligen 
Sowjetunion, hat. Es hat ein gut ausgebildetes Fach-
arbeiterpotential und eine qualifizierte technisch

-

naturwissenschaftliche Intelligenz. Hinzu kommt eine 
fast sprichwörtliche Aufgeschlossenheit gegenüber 
seinem Umfeld wie auch Europa insgesamt. 

Alles Gründe, um diesen umfassenden Koope-
rationsvertrag mit seinen perspektivischen Aussagen 
zu allen wesentlichen Bereichen der bilateral en 
Zusammenarbeit zielstrebig zu verwirklichen. Wir 
fordern deshalb die Bundesregierung auf, alle 
Anstrengungen zu unternehmen, um diesen Vertrag 
durch konkrete Schritte der Zusammenarbeit umzu-
setzen und das Verhältnis zu diesem Balkanstaat 
stabil und für beide Seiten nützlich auszubauen. 

Gerd Poppe (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Die 
Bundestagsgruppe BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
stimmt dem Vertrag zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und der Republik Bulgarien zu, wie sie 
dies auch bei den Verträgen mit Polen, der CSFR und 
Ungarn getan hat. 

Im Unterschied zu den lebhaften und ausführlichen 
Debatten im Bundestag anläßlich der Verabschie-
dung dieser Verträge wird der Vertrag mit Bulgarien 
nicht zu einer Debatte genutzt. Wir bedauern dies 
ausdrücklich. Die Zustimmung zu einem Vertrag 
verkommt so zur rein formalen Legitimation staatli-
chen Handelns. Dies erweckt den Eindruck parlamen-
tarischen Desinteresses an den Beziehungen zu einem 
europäischen Nachbarland, das sich auf dem Weg zu 
Demokratie und Marktwirtschaft befindet und dabei 
auch unserer, der deutschen, Hilfe bedarf. Es scheint, 
als lohnte es im Bundestag nicht, eine inhaltliche 
Auseinandersetzung mit einem Land zu führen, in 
dem es weder eine deutsche Minderheit noch eine 
Diskussion über die Verbrechen des nationalsoziali-
stischen Deutschland gibt. 

Alle diese Verträge mit den mittel- und osteuropäi-
schen Nachbarn können aber nur die Umrisse für eine 
Zukunft freundschaftlicher Zusammenarbeit und 
Partnerschaft in Europa zeichnen. Dies tut auch dieser 
Vertrag. Wirklichkeit können sie aber nur in dem 
Maße werden, wie die Gesellschaften beider Länder 

an diesem Prozeß teilnehmen. Wir als Mitglieder des 
Parlaments haben gerade auch die Aufgabe, die 
Probleme und Schwierigkeiten der jeweiligen Länder 
zur Kenntnis zu nehmen und die Öffentlichkeit 
— nicht zuletzt mittels einer Debatte im Bundestag —
damit vertraut zu machen. 

Wie die genannten und bereits ratifizierten Ver-
träge mit den anderen östlichen Nachbarstaaten ent-
hält auch dei Vertrag mit Bulgarien eine Fülle von 
Vereinbarungen zur Zusammenarbeit und zur Ent-
wicklung enger Beziehungen. Es wäre nützlich, in 
diesem Zusammenhang z. B. über die besonderen 
Probleme Bulgariens bei der Entwicklung eines plu-
ralistischen Parteiensystems und eines demokrati-
schen Rechtswesens zu diskutieren. Wir verfolgen mit 
Interesse und Sorge das Zunehmen nationalistischer 
Töne in Bulgarien, die unzureichende Berücksichti-
gung von Minderheitenrechten — vor allem der Tür-
ken, Pomacken und Gagausen — in der neuen Ver-
fassung, ebenso auch das Weiterbestehen der frühe-
ren Geheimpolizei unter anderem Namen, die 
Debatte um die Wiedereinführung der Monarchie und 
die ersten mühsamen Schritte zur Wirtschaftsre-
form. 

Wenn es uns, angefangen im Bundestag, nicht 
gelingt, die konkreten Probleme der Reform bewußt 
wahrzunehmen und über  sie zu diskutieren, wird sich 
eine gefährliche Schere zwischen staatlichen Ver-
sprechen und gesellschaftlichem Desinteresse auftun. 
Eine ausführliche Debatte anläßlich der Ratifizierung 
des Vertrages mit Bulgarien wäre eines der Mittel 
gewesen, einer solchen Tendenz entgegenzuwir-
ken. 

Helmut Schäfer, Staatsminister im Auswärtigen 
Amt: In der heutigen abschließenden Sitzung im 
Deutschen Bundestag steht die parlamentarische Ent-
scheidung über den deutsch-bulgarischen Partner-
schaftsvertrag an. In den Beratungen dieses Vertrages 
im Bundesrat und in den Ausschüssen des Bundesta-
ges ist einhellige Zustimmung zum Ausdruck gekom-
men. Dieser Vertrag baut auf bilateralen Beziehungen 
auf, die frei von Problemen sind. Traditionell stehen 
die Bulgaren Deutschland mit großer Sympathie 
gegenüber. 

Schon lange beschränkten sich die Beziehungen 
nicht nur auf die Regierungsebene, sondern werden 
durch zahlreiche Kontakte der Bundesländer ergänzt. 
Wir begrüßen, daß auch seitens der neuen Bundeslän-
der versucht wird, aktiv die Beziehungen zu Bulgarien 
mitzugestalten. 

Die Wirtschaftsbeziehungen entwickeln sich trotz 
der Anpassungsprobleme lebhaft. Bulgarien konnte 
seine Ausfuhr nach Deutschland erheblich steigern 
und hat inzwischen einen Ausfuhrüberschuß zu sei-
nen Gunsten erwirtschaftet. 

Am 8. Mai 1992 wurde ein deutsch-bulgarisches 
Umschuldungsabkommen über ein Volumen von 
rund 135 Millionen DM unterzeichnet. Mit ihm wird 
ein wichtiger Beitrag zur Bewältigung des deutsch-
bulgarischen Zahlungsbilanzproblems geleistet. 

Der Unterstützung des wirtschaftlichen und sozia-
len Umgestaltungsprozesses Bulgariens gilt unser 
besonderes Augenmerk. Sie erfolgt sowohl multilate- 
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ral als auch bilateral. Der wirtschaftspolitischen und 
finanzpolitischen Beratung messen wir dabei große 
Bedeutung bei. 

Die kulturelle Zusammenarbeit mit Bulgarien ent-
wickelt sich rege. Hier macht sich das große Interesse 
an Deutschland und der deutschen Sprache bemerk-
bar. Dies spüren besonders das Goethe-Institut, aber 
auch die politischen Stiftungen. Sie leisten wichtige 
Bildungsmaßnahmen für den politischen und wirt-
schaftlichen Reformprozeß. 

Das große Interesse Bulgariens an Deutschland und 
der deutschen Sprache war der Motor für die Einrich-
tung je eines deutschsprachigen Lehrganges für 
Maschinenbau und Bet riebswirtschaft an der TH So-
fia im Oktober 1991. Der Lehrplan lehnt sich an 
deutsche Lehrpläne an. 

Diese vielfältige Zusammenarbeit bietet eine gute 
Chance für die weitere Entwicklung des bilateralen 
Verhältnisses. 

Die freundschaftlichen Beziehungen zwischen 
Deutschland und Bulgarien haben sich stetig entwik-
kelt. Der deutsch-bulgarische Vertrag wird ihnen 
einen zusätzlichen Impuls verschaffen. Wir können 
bereits feststellen, daß seit Abschluß des Vertrages 
zahlreiche neue Maßnahmen der Zusammenarbeit in 
Angriff genommen worden sind. Sie zielen besonders 
auf die Förderung des Reformprozesses. 

Wir wollen Bulgarien in seinen Bemühungen, 
Demokratie und soziale Marktwirtschaft weiter zu 
festigen, aktiv unterstützen. Nicht überall ist bekannt, 
daß der politische Reformprozeß in Bulgarien seit 1989 
beachtliche Fortschritte gemacht hat. Er ist in vielerlei 
Hinsicht mit dem Stand des Reformprozesses in den 
mitteleuropäischen Staaten vergleichbar. In dem 
durch die Jugoslawien-Krise heftig geschüttelten 
Südosteuropa stellt Bulgarien einen Faktor der Stabi-
lität dar. Insofern hat der Ihnen jetzt zur Zustimmung 
vorliegende Vertrag eine wichtige Funktion in der 
umfassenden europäischen Friedensarchitektur, die 
wir gemeinsam mit unseren Partner und Freunden in 
EG und NATO schaffen wollen. 

Nach der einhelligen Zustimmung in den Ausschüs-
sen bin ich zuversichtlich, daß auch dieses Haus ein 
klares, positives Votum zu dem Vertrag abgibt. Um 
dieses Votum möchte ich Sie jetzt bitten. 

Anlage 14 

Amtliche Mitteilungen 

Die Fraktion der SPD hat mit Schreiben vom 22. Juni 1992 den 
Antrag der Fraktion der SPD Regierungserklärung zur Lage der 
Nation — Drucksache 12/2793 — zurückgezogen. 

Die Gruppe der PDS/Linke Liste hat mit Schreiben vom 15. Juni 
1992 den Antrag der Abgeordneten Ulla Jelpke und der Gruppe der 
PDS/Linke Liste Aufenthaltsbefugnis, Abschiebestopp und Aufhe-
bung der Visumspflicht für Bürgerkriegsflüchtlinge aus Bosnien

-

Herzegowina — Drucksache 12/2630 — sowie den Antrag der Abge-
ordneten Ulla Jelpke und der Grüppe der PDS/Linke Liste Aufent-
haltsbefugnis, Abschiebestopp und Aufhebung der Visumspflicht und 
anderer die Einreise erschwerende Maßnahmen für Flüchtlinge aus 
dem ehemaligen Jugoslawien — Drucksache 12/2702 — zurückgezo-
gen. 

Die Gruppe der PDS/Linke Liste hat mit Schreiben vom 19. Juni 
1992 den Antrag der Abgeordneten Be rnd Henn, Dr. Gregor Gysi und 
der Gruppe der PDS/Linke Liste Allgemeine Vorruhestandsregelung 
ab dem 55. Lebensjahr — Drucksache 12/1214 — zurückgezogen. 

Die Vorsitzenden folgender Ausschüsse haben mitgeteilt, daß der 
Ausschuß die nachstehenden EG-Vorlagen zur Kenntnis genommen 
bzw. von einer Beratung abgesehen hat: 

Finanzausschuß 
Drucksache 12/1518 Nr. 3 

Haushaltsausschuß 
Drucksache 12/2257 Nr. 3.5 
Drucksache 12/2867 Nr. 2.3 

Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
Drucksache 12/210 Nrn. 117, 122, 123 
Drucksache 12/269 Nr. 2.27 
Drucksache 12/1174 Nr. 2.5 
Drucksache 12/1449 Nrn. 2.5, 2.6 
Drucksache 12/2003 Nrn. 2.2, 2.3, 2.4 

Ausschuß für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit 
Drucksache 12/1838 Nr. 3.15 
Drucksache 12/2257 Nr. 3.66 
Drucksache 12/2582 Nr. 2.30 

Ausschuß für Bildung und Wissenschaft 
Drucksache 12/ 2315 Nrn. 2.15, 2.16 
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